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Einleitung 


»Der qualifizierte Rat ist nie eilfer- 
tig. Er hört zu und wägt ab, ist sich 
selbst oftmals keineswegs sicher. 
Man erkennt ihn am Tonfall: Er ist 
ernst und bestimmt, einfühlsam, 
ohne sich aufzudrängen, und er 
lässt dem anderen die völlige Frei- 
heit der Entscheidung. Gerade des- 
halb kann man (manchmal) aufihn 
bauen. Für die wirklich wichtigen 
Dinge im Leben brauchen wir, die 
einzelnen ebenso wie die Gesell- 
schaft, nach wie vor guten Rat«. 
(Paris 2005: 385) 


Beratung ist in der modernen Gesellschaft ein Phänomen von weitreichen- 
der Bedeutung. In nahezu allen Lebenslagen wird Beratung nachgefragt 
und angeboten. Beratung zielt auf richtige Ernährung, effiziente Unterneh- 
mensführung, politische Einflussnahme, auf erholsames Reisen, schöneres 
Wohnen, nachhaltiges Verbrauchen, korrektes Versteuern und gewinnbrin- 
gendes Anlegen, effizientes Studieren, auf verantwortungsvolles Erziehen 
und krisenfeste Ehen etc. Die Beraterbranche boomt ungeachtet wiederkeh- 
render konjunktureller Krisen. Mehr noch, die Nachfrage nach Beratung 
scheint sich gerade in Krisenzeiten verstärkt bemerkbar zu machen. Für 
Wirtschaftsunternehmen ist Beratung im Zuge der Verschlankung und 
Enthierarchisierung von Unternehmensstrukturen zu einer Selbstverständ- 
lichkeit geworden und vielen Menschen ist psychosoziale und seelsorgeri- 
sche Beratung ein rettender Anker. Dem vermeintlichen Bedeutungszu- 
wachs von Beratung als einem realen Phänomen entspricht die inflationäre 
Verwendung des Begriffs in Alltag und Wissenschaft, eine gestiegene öf- 
fentliche Aufmerksamkeit für und mediale Präsenz von Beratern. Die ag- 
gressive Selbstpromotion der kommerziellen Beratung führt bisweilen zu 
einer Inflation der »Beratung«, die kritische Stimmen laut werden lässt und 
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mitunter auch Vertrauensverluste zur Folge hat. Und die soziologischen Be- 
obachter der Gesellschaft diskutieren bereits den Begriff der »Beratungs- 
gesellschaft« (Fuchs/Pankoke 1994). 

Im Rahmen eines empirischen Forschungsprojektes zu »Politischen 
Kommunikationsberatern in der Schweiz« haben wir uns zum Ziel gesetzt, 
das Berufsfeld der kommerziellen Beratung in politischer Kommunikation 
in der Schweiz einer umfassenden Beschreibung und Systematisierung zu 
unterziehen (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007). Der Begriff »Beratung« 
schien nicht schlecht gewählt, da sich die Dienstleister selbst bevorzugt als 
Berater bezeichneten. Der Begriff wurde von uns wie auch von den Dienst- 
leistern mit großer Selbstverständlichkeit und auch mit einer gewissen 
Sorglosigkeit verwendet, ohne Rechenschaft darüber abzulegen, was das Be- 
ratende an der Beratung ist und inwieweit der Titel des Beraters zu Recht 
verwendet wird. Auf die explizite Frage nach Beratung antworteten die be- 
fragten Dienstleister vielfach ausweichend oder aber es wurden in unspe- 
zifischer Weise alle möglichen Dienstleistungen darunter rubriziert — bei- 
spielhaft hierfür die Antwort eines Interviewten auf die Frage, was Beratung 
genau beinhaltet: »Beratung umfasst eigentlich alle Dienstleistungen in 
diesem Bereich, von der Strategieberatung über den Lobby-Support bis hin 
zur Herstellung von Printprodukten, zur Unterstützung der Medienarbeit, 
zur allgemeinen Unterstützung im Bereich Kommunikation« (7: 1). Das Un- 
behagen mit dem Beratungsbegriff, das im Zuge des Projekts aufkam und 
sich in dessen Verlauf verstärkte, motivierte mich zur Frage, was Beratung 
eigentlich ist, oder anders gesagt: was das »Beratende« an der Beratung denn 
eigentlich ausmacht. Die Klärung dieser allgemeinen Frage nach Beratung, 
nach der Funktion und Form der Beratung, habe ich in der Folge zum Ziel 
meines Dissertationsvorhabens erklärt. 

Was also ist Beratung? Die gegenwärtige Beratungspraxis trägt wenig 
zur Klärung dieser Frage bei. Es scheint für sie geradezu eine Überlebens- 
notwendigkeit zu sein, nicht zu wissen, was das Beratende an der Beratung 
eigentlich ist. Zu viel Selbstreflexion droht den Fluss der Beratungskommu- 
nikation zu blockieren und den Beratungserfolg zu gefährden. Gerade die 
institutionalisierte Beratungspraxis ist darauf angewiesen, effektive und ef- 
fiziente Beratungsleistungen anbieten und Beratungserfolge ausweisen zu 
können, die noch dazu den Kriterien der Wirtschaftlichkeit genügen. Sie ist 
auf eine beratungswillige und beratungsfähige Klientel angewiesen, deren 


1 | Die Interviews mit Public-Affairs-Beratern, die die Arbeit zur Illustration 
der theoretischen Argumente hinzuzieht (vgl. Kap. 6), wurden im Kontext eines em- 
pirischen Forschungsprojektes zu Public-Affairs-Beratern in der Schweiz geführt 
(vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007). Die Aussagen der Interviewpartner wurden 
vollständig anonymisiert und werden im Folgenden wörtlich wiedergegeben. Die 
Klammerangabe im Anschluss an die Zitate beinhaltet die Nummer des Interviews 
und die jeweilige Seite des Interviewtranskripts, auf der das Zitat zu finden ist. Nä- 
here Angaben zur methodischen Vorgehensweise und zur Fallauswahl finden sich in 
Kapitel 6.1 (vgl. auch Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: goff.). 
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Probleme zu den angebotenen Problemlösungen passen, und sie wirktin die- 
sem Sinne auch »vorsorgend« auf die Problemwahrnehmungen potenzieller 
Klientel ein. Hans Thiersch (1989; 1990) hat in diesem Zusammenhang den 
Begriff des »Homo Consultabilis« geprägt und die »geheime Moral der Be- 
ratung« aus einer normativen Perspektive heraus kritisiert. Der Homo Con- 
sultabilis ist der zur Beratung passende Mensch, ein Mensch, »für den Bera- 
tung, wie sie angeboten wird, geeignet ist« (Thiersch 1989: 183). Es zeigt sich 
hier ein Widerspruch zwischen Behauptung und Realität, zwischen Moral 
und geheimer Moral der Beratung: Während sich Beratung im ersten Fall 
auf die spezifischen, individuellen Probleme der Ratsuchenden einlässt, um 
bei der Lösung der Probleme zu helfen, beruht sie im zweiten Fall darauf, 
dass sich Ratsuchende auf die Beratung bzw. auf deren Problemdarstellun- 
gen und -lösungen einlassen, sich genötigt sehen, sich an deren Angebot 
anzupassen, was dann zu Verkürzungen bei der Problemdefinition und -be- 
handlung führt (vgl. Thiersch 1989: 189). Auch aufseiten der Ratsuchenden 
ist mithin nicht immer an Beratung gelegen, sondern zuweilen an einfacher 
Entlastung oder Legitimation durch externe Autoritäten. In Anbetracht die- 
ser Widersprüche in der Beratungspraxis liegt der Verdacht nahe, dass nicht 
alles, was sich als »Beratung« anbietet oder nachgefragt wird, tatsächlich 
auch Beratung ist, dass darunter mithin weniger Beratungsfunktionen als 
vielmehr Alibifunktionen unterschiedlichster Art - der Absatzsicherung, 
der Vermarktung vorgefertigter Problemlösungen, der Durchsetzung und 
Legitimation von gefällten Entscheidungen etc. verkauft werden. Die Frage, 
was Beratung ist bzw. was das Beratende an der Beratung ausmacht, hat vor 
diesem Hintergrund unmittelbar praktische Relevanz. Ihre Beantwortung 
soll es ermöglichen zu bestimmen, wie beratend die Beratungspraxis tat- 
sächlich ist und was sinnvollerweise von Beratung erwartet werden kann. 
Was sagt uns die wissenschaftliche Beratungsforschung über Beratung? 
Auch sie trägt nicht wirklich zu einer befriedigenden Antwort auf obige Fra- 
ge bei. Seit Beginn des 20. Jahrhunderts ist Beratung in unterschiedlichsten 
Wissenschaftsdisziplinen Gegenstand der Forschung. Psychologie, Pädago- 
gik, Soziologie, Philosophie, Theologie, Rechtswissenschaft, Betriebswirt- 
schaftslehre, Politikwissenschaft, sie alle befassen sich mit Beratung, haben 
jedoch verschiedene Phänomene vor Augen, arbeiten mit unterschiedlichen 
theoretischen Konzepten und empirischen Methoden (vgl. Nestmann/En- 
gel/Sickendiek 20044; 2004b). Die wechselseitige Transparenz und Kennt- 
nisnahme sowie vernetzte Perspektiven werden zwar immer wieder gefor- 
dert, sie sind in der Forschung jedoch selten zu finden (vgl. McLeod 2004: 
487ff.). Die Unterschiedlichkeit der forschungspraktischen Erkenntnisinte- 
ressen und der ausgeprägte Anwendungsbezug innerhalb der disziplinären 
Beratungsforschung scheinen den Integrationsbemühungen zu widerstre- 
ben. Integrative Beratungskonzepte, die den Ansprüchen einer allgemeinen 
Beratungstheorie gerecht zu werden versuchen, sind entsprechend kaum 
anzutreffen. Von einem allgemein geteilten Beratungsverständnis ist die 
wissenschaftliche Beratungsforschung weit entfernt. Analog zur fachlichen 
Ausdifferenzierung und Heterogenität der disziplinären Gegenstandsbezü- 
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ge existieren unterschiedlichste »Objekttheorien« und entsprechende Ansät- 
ze, Methoden und Instrumentarien. Ein allgemeiner Begriff der Beratung, 
der disziplinübergreifende Geltung beanspruchen kann, der gleichsam den 
beratenden »Nenner« der unterschiedlichen, disziplinär ausgerichteten und 
begrenzten Beratungskonzepte freilegt, und der eine wechselseitige Beob- 
achtung bzw. die transdisziplinäre Reflexion auf Beratung anleiten könnte 
(vgl. Brunner/Schönig 1990: 152), ist nicht in Aussicht — er wäre in Anbe- 
tracht der Vielfalt und Heterogenität der Forschung für die Beratungsfor- 
schung wie -praxis jedoch besonders wichtig. Die Beantwortung der obigen 
Frage hat somit auch wissenschaftliche, beratungstheoretische Relevanz: Sie 
soll transdisziplinäre Beobachtungs- und Vergleichsmöglichkeiten schaffen, 
um auf diese Weise die Grenzen und blinden Flecken disziplinärer Zugänge 
zu beleuchten und neue Erkenntnisse über Beratung zu ermöglichen. 

Die vorliegende Untersuchung versucht eine Antwort auf die Frage zu 
geben, was Beratung ist, genauer: wie Beratung funktioniert und welche 
Form sie hat. Beratung wird dabei einschränkend als ein soziales Phänomen 
in den Blick genommen, was bedeutet, dass die psychologischen und phy- 
siologischen Voraussetzungen, die in Beratungsprozessen involviert sind 
und die auch Anlass zu Beratung geben können, in der vorliegenden Arbeit 
ausgeklammert werden. Diese Einschränkung auf das Soziale soll nicht be- 
deuten, dass Beratung keine psychologischen oder biologischen Momente 
aufweist, bewusste und organische Prozesse involviert und sich an psycho- 
logischen oder biologischen Problemen entzünden kann. Die Frage ist viel- 
mehr, wie es dazu kommen kann, dass Probleme dieser und anderer Art 
einer sozialen Bearbeitung, einer Beratungskommunikation, unterzogen 
werden. Die Beantwortung der obigen Frage erfolgt im Rahmen einer ideal- 
typischen Begriffsbildung im Sinne Max Webers (1968).? Gesucht ist ein 
Begriff von Beratung, der die »typischen« Merkmale von realen Beratungs- 
phänomenen in »idealer« Gestalt festhält (Weber 1968: 201f.; vgl. auch Merz 
1990: 378). Es geht um eine idealtypische Bestimmung der Funktion und 


2 | Eine idealtypische Bestimmung von Beratung hat bislang einzig Rainer 
Schützeichel (2004: 280ff.) in seinen »Skizzen zu einer Soziologie der Beratung« 
unternommen. Er rekurriert dabei auf den wissenssoziologischen Gattungsbegriff, 
versteht Beratung als kommunikative Gattung und grenzt sie von anderen Kommu- 
nikationsgattungen ab. Kritisch lässt sich zu diesen interessanten und aufschlussrei- 
chen Ausführungen anfügen, dass nicht immer mit der nötigen Konsequenz idealty- 
pischer Begriffsbildung vorgegangen wird (z.B. die »prototypische« Unterscheidung 
von Beratungskonstellationen) und die Ausführungen wiederholt zu reifizierenden 
Schlussfolgerungen tendieren (z.B. der Zusammenhang von kommunikativer Gat- 
tung und Modernisierung). Der Begriff der »kommunikativen Gattung« (als insti- 
tutionalisierte Handlung) weist einen empirischen Geltungsbezug auf, womit eben 
auch Grenzen für eine idealtypische Begriffsbestimmung angezeigt sind, was aller- 
dings nicht reflektiert wird. Die vorliegende Arbeit rekurriert verschiedentlich auf 
die instruktiven Ausführungen von Schützeichel, sie geht jedoch theoretisch einen 
anderen Weg. 
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Form der Beratung, abstrahierend von den besonderen empirischen Kon- 
texten. Ein solcher Begriff von Beratung ist die Folge einer theoretischen 
Reflexion, ein »Idealbild«, das sich in dieser reinen Form in der empirischen 
Wirklichkeit nicht vorfinden lässt, das jedoch dazu dienen kann, »in jedem 
einzelnen Falle festzustellen, wie nahe oder fern die Wirklichkeit jenem 
Idealbilde steht« (Weber 1968: 191)3 Der »Homo Consulens«, der beratende 
Mensch, steht in dieser Arbeit für den Idealtypus des Beraters, der durch 
seine kommunikativen Interventionen und im Zusammenspiel mit dem 
Ratsuchenden Kommunikation als Beratung formt und als Beratung funk- 
tionieren lässt. Er ist eine gedankliche Konstruktion, die in dieser Form in 
der empirischen Wirklichkeit nicht vorkommt, die jedoch die Bedingungen 
aufzeigt, die erfüllt sein müssen, um von Beratung sprechen zu können. Es 
wird somit weder gesagt, dass die empirische Beratung zwangsläufig dem 
Idealtypus entspricht, noch dass sie dem Idealtypus entsprechen soll. Es 
wird hier explizit keine »Moral der Beratung« (Thiersch 1990: 136) eingefor- 
dert, vielmehr soll der analytische Blick auf empirische Beratung geöffnet 
und geschärft werden. 

Dass und wie empirische Beratung hinter dem Idealtypus zurücksteht, 
hängt mit den sozialen Kontexten zusammen, in denen sie stattfindet. Empi- 
rische Beratung ist ein kontextspezifisches Phänomen, sie wird maßgeblich 
von ihren Kontexten geprägt und geformt und erscheint dann in Abhängig- 
keit ihres primären gesellschaftlichen Kontextes in unterschiedlicher Form 
- als Erziehungsberatung, Politikberatung, Wirtschaftsberatung, Rechtsbe- 
ratung, Gesundheitsberatung etc. Innerhalb dieser primären gesellschaft- 
lichen Kontexte stehen wiederum weitere institutionelle und organisatori- 
sche Kontexte, die der Beratung dann ihre spezifische Form als Familien- 
beratung, Schulberatung, Studierendenberatung, Laufbahnberatung etc. 
geben - um hier beim ersten Beispiel der Erziehungsberatung zu bleiben. 
Der Sinn und Zweck idealtypischer Begriffsbestimmung zeigt sich gerade 
auch mit Blick auf die vielfältigen Formen kontextspezifischer Beratung, 
denn diese werden überhaupt erst vor dem Hintergrund eines identischen, 
kontrafaktischen Idealtypus der Beratung als Beratung bestimmbar sowie 
in ihrer Verschiedenartigkeit vergleichbar. Der Idealtypus bildet gleichsam 
die identische Projektionsfläche, auf der die ausschlaggebenden Unterschie- 
de empirischer Beratung beobachtbar werden. Mit Blick auf den Idealtypus 
zeigt sich, wie sich die sozialen Kontexte ermöglichend und beschränkend 
auf Beratung auswirken, wie sie in die Beratung hineinwirken und deren 


3 | Weber (1968: 191) präzisiert die Vorgehensweise folgendermaßen: »Er [der 
Idealtypus; Anm. AS] wird gewonnen durch einseitige Steigerung eines oder einiger 
Gesichtspunkte und durch Zusammenschluss einer Fülle von diffus und diskret, 
hier mehr, dort weniger, stellenweise gar nicht, vorhandenen Einzelerscheinungen, 
die sich jenen einseitig herausgehobenen Gesichtspunkten fügen, zu einem in sich 
einheitlichen Gedankengebilde. In seiner begrifflichen Reinheit ist dieses Gedan- 
kengebild nirgends in der Wirklichkeit empirisch vorfindbar, es ist eine Utopie [...]« 
(Hervorh. wegg.). 
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konkrete Gestalt formen. Die empirische Beratungsforschung hält sich üb- 
licherweise ausschließlich an »ihren« primären Beratungskontext, der sich 
aus dem disziplinären Gegenstandsbezug ergibt, und befasst sich dann 
beschreibend, erklärend und bewertend mit den kontextspezifischen Be- 
ratungsformen (z.B. die Pädagogik mit den Formen der Erziehungsbera- 
tung und der Familie, der Schule, der Universität als Kontexte), wodurch 
sowohl der Durchblick auf Beratung unabhängig besonderer Kontexte, auf 
das »Beratende« der Beratung und der daraus resultierenden Möglichkeiten, 
als auch der vergleichende Blick auf andere Beratungsformen verunmög- 
licht wird. Die idealtypische Bestimmung von Beratung soll einen solchen 
Durchblick und Seitenblick auf Beratung eröffnen und die empirische Be- 
ratungsforschung für den Beratungsgehalt oder die Beratungsqualität ihres 
Gegenstandes wie auch für die Möglichkeiten und Grenzen kontextspezi- 
fischer Beratung sensibilisieren. Als Bindeglied zwischen abstraktem Ideal- 
typus und konkreter empirischer Beratungsforschung bedarf es somit einer 
»Kontexttheorie«, die Angaben zur Struktur und prozessualen Logik des 
Kontextes und der darin bestehenden Anforderungen an Beratung machen 
kann. Der Idealtypus der Beratung muss, mit anderen Worten, mittels einer 
geeigneten Kontexttheorie spezifiziert werden, um empirische Anschlüsse 
ermöglichen zu können. Auch dieser Schritt soll in der vorliegenden Arbeit 
versucht werden: Der ausgewählte Kontext ist das politische System, die Be- 
ratung ist Politikberatung. 

Wie an diesen einleitenden Bemerkungen deutlich wird, ist die vorlie- 
gende Arbeit selbst theoretisch ausgerichtet. Sie abstrahiert von den empiri- 
schen Erscheinungsformen der Beratung und ihren sozialen Kontexten, um 
auf diese Weise zu einem Idealtypus der Beratung zu gelangen. Die Spezi- 
fikation des Idealtypus auf den politischen Kontext erfolgt ebenfalls theorie- 
geleitet. Dabei wird wiederholt auf Erkenntnisse und Ergebnisse aus der em- 
pirischen Beratungsforschung sowie gelegentlich auf empirisches Anschau- 
ungsmaterial zurückgegriffen, nicht jedoch, um empirische Beratung selbst 
zum Gegenstand der Analyse zu machen, sondern um auf dieser Grundlage 
theoretisch informierte Begriffsarbeit im Sinne der Idealtypenbildung zu 
betreiben bzw. die theoretischen Ausführungen empirisch zu illustrieren. 
Die begrifflichen Voraussetzungen der Idealtypenbildung liefert zunächst 
eine Analyse der Semantik von Rat und Tat. Theoretisch orientiert sich die 
Arbeit im weiteren Verlauf an der Systemtheorie im weiteren Sinne. Die 
Funktions- und Formbestimmung rekurriert auf kybernetische Theorien 
der Beobachtung und der Reflexion sowie auf einen systemtheoretischen 
Entscheidungs- und Kommunikationsbegriff. Die »Kontextualisierung« der 
Beratung als Politikberatung bedient sich im Wesentlichen der Theorie des 
politischen Systems. Die Systemtheorie im weiteren Sinne bildet somit die 
übergreifende theoretische Klammer der vorliegenden Arbeit. Die Theorie- 
wahl hätte auch anders ausfallen können, mit Blick auf das vorliegende Er- 
kenntnisinteresse liegt sie jedoch auf der Hand: Zum Ersten zeichnet sich 
die Systemtheorie durch ein hohes Abstraktionsvermögen aus, das sich zum 
Zweck einer allgemeinen Funktions- und Formbestimmung von Beratung 
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gut zu eignen scheint - dies im Gegensatz zu den gängigen, gegenstandsna- 
hen Objekttheorien innerhalb der disziplinären Beratungsforschung. Zum 
Zweiten liefert die Systemtheorie im weiteren Sinn in allen hier interessie- 
renden Gegenstandsbereichen weiterführende Theoriebeiträge, auf die zu- 
rückgegriffen werden kann - so insbesondere in Bezug auf die Semantik, 
Beratungstheorie und Theorie des politischen Systems. Schließlich eröffnet 
die Systemtheorie die Möglichkeit, einen größeren Gedankengang - von Rat 
und Tat über den Idealtypus von Beratung (Entscheidung und Beratung) bis 
hin zur politiktheoretischen Anwendung (Politik und Politikberatung) - in- 
nerhalb eines einheitlichen und konsistenten Begriffs- und Theorierahmens 
durchzuführen. 

Der Aufbau der Arbeit sieht folgendermaßen aus: Im ersten Teil geht es 
darum, sich anhand einer Analyse der Semantik von Rat und Tat dem Bera- 
tungsbegriff und seinen Voraussetzungen zu nähern. Die Semantik macht 
auf die für Beratung konstitutive Unterstellung der Freiheit und Freiwillig- 
keit des handelnden Subjekts aufmerksam. An diese Leitdifferenz und die 
damit einhergehenden Unterstellungen wird im zweiten Teil mit der idealty- 
pischen Begriffsbestimmung angeschlossen. Die Tat wird als Entscheidung, 
d.h. als Handeln unter Bedingung von Kontingenz, reformuliert, wobei zu 
zeigen ist, was Entscheidung überhaupt ist, welche Beobachtungsleistungen 
dabei vorausgesetzt sind und inwiefern Entscheidungshandeln überhaupt 
zu einem beratungsrelevanten Problem wird. Die Problematik der Entschei- 
dung und die Möglichkeit der Beratung liegen darin begründet, dass der 
Entscheider als Beobachter die Bedingungen seines Entscheidens nicht 
zugleich mitbeobachten kann, dass er aber von einem anderen Beobachter 
beobachtet und beraten werden kann (Kap. ı). Auf der Grundlage dieser Per- 
spektivendifferenz wird dann die idealtypische Bestimmung der Funktion 
und Form der Beratung vorgenommen (Kap. 2). Zum Schluss wird der Blick 
auf die Umweltkontexte der Beratung geöffnet und die Frage beantwortet, 
wie sich diese sozialen Kontexte auf Funktion und Form der Beratung aus- 
wirken (Kap. 3). Zunächst wird die gesellschaftliche Umwelt bzw. das Ver- 
hältnis von Beratung und Gesellschaft betrachtet, um sodann auf die in- 
stitutionellen und organisatorischen Kontexte der Beratung sowie auf das 
Beratungssetting einzugehen. 

Im Anschluss an diese allgemeinen Ausführungen zu Beratung geht 
es im zweiten Teil darum, einen besonderen gesellschaftlichen Kontext der 
Beratung, nämlich die Politik, näher zu betrachten und in diesem Zusam- 
menhang Funktion und Form von Politikberatung zu diskutieren. Hier wird 
die Theorie des politischen Systems als Kontexttheorie der Beratung zur An- 
wendung gebracht: Die Tat, die zur Entscheidung wurde, wird hier zur Poli- 
tik bzw. zur politischen Entscheidung, der Rat resp. die Beratung wird zur 
Politikberatung. Zunächst geht es darum, die strukturellen Merkmale des 
politischen Systems als »Kontextur« sowie der relevanten politischen Teil- 
bereiche zu bestimmen, um sodann auf die prozessualen und kommunika- 
tiven Dimensionen des Politischen einzugehen (Kap. 4). Diese strukturellen 
und prozessualen Dimensionen des politischen Systems sind insofern von 
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Bedeutung, als sie relevante Kontextfaktoren der Politikberatung darstellen. 
Politikberatung ist dann Gegenstand der darauf folgenden Ausführungen 
(Kap. 5). Zunächst werden die Auswirkungen des politischen Kontextes auf 
die Funktion und Form der Politikberatung dargestellt, um im Anschluss 
daran mit Blick auf die politischen Teilbereiche unterschiedliche Formen 
der Politikberatung zu bestimmen. Die restlichen Ausführungen drehen 
sich dann um Beratung in politischer Kommunikation, wobei die Anforde- 
rungen der verschiedenen politischen Kommunikationsformen an Beratung 
diskutiert werden. Im Anschluss daran wird der Idealtypus der Beratung auf 
empirische Befunde aus Interviews mit Beratern in politischer Kommuni- 
kation, sogenannten Public-Affairs-Beratern, bezogen, um auf diese Weise 
dessen empirische Relevanz sowie auch empirische Zugangsmöglichkeiten 
aufzuzeigen (Kap. 6). Damit wird die Problemstelle, die mich zur Frage- 
stellung dieser Arbeit motiviert hat, wieder aufgenommen und zum Gegen- 
stand einer abschließenden Betrachtung gemacht. Zum Schluss werden 
die Ausführungen nochmals rekapituliert und zusammengefasst sowie der 
Blick auf zukünftige Forschungsmöglichkeiten geöffnet. 


Vorbemerkungen zur Semantik von Rat und Tat 


Den folgenden Ausführungen zur Funktion und Form der Beratung möch- 
te ich die Unterscheidung von Rat und Tat vorausschicken. Es handelt sich 
hierbei um eine empirische Unterscheidung, die im Zusammenhang mit 
Beratung immer wieder auftaucht, die uns in Sprichwörtern, theoretischen 
Abhandlungen, in der beruflichen Praxis, der Selbstbeschreibung und -ver- 
marktung von Beratern etc. begegnet. Deutsche Sprichwörter sagen uns z.B., 
dass der Rat nicht vor der Tat gehen soll, dass allein Rat und Tat uns führen 
zum rechten Pfad oder dass Rat nach der Tat und Arznei bei Leichen gleich 
viel werden erreichen (vgl. TPMA 1999: 200ff.). Auch die Berater selbst neh- 
men die Unterscheidung von Rat und Tat gerne in Anspruch, um sich selbst 
zu beschreiben und zu legitimieren. So z.B. ein politischer Kommunika- 
tionsberater: »Ich bin natürlich Berater, das heißt, ich bin ja nicht der aktive 
Politiker« (16: 1). Oder ein anderes Beispiel: »Ich sehe mich als Berater und 
ich sehe mich in der Beraterrolle als der, der den Ball dem andern zuspielt, 
der macht das Tor« (9: 16). Schließlich zeichnet sich auch die gegenwärtige 
Berufspraxis durch eine mehr oder weniger offenkundige Trennung von Be- 
raten und Handeln bzw. Entscheiden aus. Da gibt es Manager, die in ihren 
Aus- und Weiterbildungsgängen trainieren, die Welt in einfachen Unter- 
scheidungen wahrzunehmen, um effizient entscheiden zu können, ohne 
sich zu viele Gedanken über Graustufen zu machen. Auf der anderen Seite 
gibt es Berater, die darauf spezialisiert sind, die Manager zu beobachten und 
sie bei ihren Entscheidungen zu beraten. Ähnliche Arbeitsteilungen gibt es 
zwischen Politikern und ihren Konsulenten, zwischen Sportlern und ihren 
Coaches. Ungeachtet der logischen Folgerichtigkeit der Unterscheidung von 
Rat und Tat — denn es ist evident, dass auch der Ratschlag ein mitunter an- 
strengendes Tätigsein impliziert — scheint diese Differenz eine hohe empiri- 
sche Plausibilität zu besitzen. 

Diese empirische Evidenz der Unterscheidung von Rat und Tat ist Grund 
genug, nach ihren charakteristischen Merkmalen und Voraussetzungen zu 
fragen. Ich möchte dies mit Blick auf die Semantik von Rat und Tat zu unter- 
schiedlichen Zeiten, von der Antike bis in die heutige Zeit. Es geht hier we- 
niger um eine Begriffsgeschichte der Beratung, sondern um eine Analyse 
der »gepflegten Semantik« (Luhmann 1ı998b: 19) von Rat und Tat, d.h. des 
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generalisierten und vertexteten Sinns dieser Unterscheidung.' Die Analyse 
der Semantik von Rat und Tat soll übergreifende Bestimmungsmomente 
und Leitdifferenzen sichtbar machen, auf die sich die Begriffs- und Theorie- 
arbeit in den folgenden Kapiteln stützen kann. 


I. Rat und Tatin der Antike 


Bereits in der frühen Antike begegnet uns die Unterscheidung von Rat und 
Tat (vgl. Kemper 1960; Fuchs/Mahler 2000). In den homerischen Epen zielt 
der Rat auf die Befähigung zu praktischem Tätigsein. Der homerische Held 
zeichnet sich dabei durch beide Fähigkeiten aus: Er ist fähig, mit sich selbst 
zurate zu gehen und daraus die Konsequenzen für sein eigenes Handeln zu 
ziehen. Auf diese Weise ist er in der Lage, die ihm vom Schicksal gestellten 
Aufgaben und Prüfungen zu bewältigen. Der Rat bezeichnet dabei in erster 
Linie ein Selbstverhältnis des Menschen, genauer: ein reflektierendes Ver- 
hältnis des tätig werdenden Menschen zu sich selbst, ein »Mit-sich-zu-Ra- 
te-Gehen« (Buchheim/Kersting 1971: 30). Guter Rat bzw. Wohlberatenheit 
(Euboulia) ist die Voraussetzung für die gute Tat (Fuchs/Mahler: 2000: 351; 
Mahler 1999: 524). Wohlberatenheit ist dabei religiös bestimmt, da letztlich 
auch das Schicksal göttlich vorherbestimmt ist. Die Quelle der Wohlbera- 
tenheit liegt im Jenseits, in der Transzendenz des Ratschlusses der Götter. 
Menschlicher Rat ist insofern gut und dem guten Handeln zuträglich, als 
er dem ewigen, dem Menschen letztlich unergründlichen Ratschluss der 
Götter entspricht. Die Ilias und die Odyssee können als menschliche »Insze- 
nierungen des göttlichen Ratschlusses« (Buchheim/Kersting 1971) gelesen 
werden. Aufschlussreich sind hier die unterschiedlichen Rollen der Helden 
Achilles und Odysseus. Während Achilles, der Mann der Tat und Inbegriff 
des Mutes und Tapferkeit, aufgrund seiner direkten göttlichen Abstammung 
gar nicht des Rates bedarf, sondern gewissermaßen instinktiv das Richtige 
tut, begegnet uns der listige Odysseus geradezu als Beratungssubjekt, der 
nur aufgrund seiner Beratungsfähigkeit die mythischen Gefahren überlis- 
ten und sicher nach Hause zurückkehren kann. Er besticht durch die Fähig- 
keit, mit sich selbst zurate zu gehen, sich vom mythisch Unmittelbaren und 
Unentrinnbaren zu distanzieren, darüber zu reflektieren und die richtigen 
Schlüsse für seine Taten zu ziehen. 

Die Verortung der Wohlberatenheit in der Transzendenz des Göttlichen 
prägt auch den besonderen Zeitbezug der lebenspraktischen Ratschläge in 
der frühen Antike. Der Lauf der Zeit entspricht einem zyklischen Werden 
und Vergehen, das im ewigen Ratschluss der Götter begründet ist. Hohes 
Alter und Lebenserfahrung werden so zum Sinnbild für Weisheit und Wohl- 


1 | Die folgenden Ausführungen entsprechen einer auf die Differenz von Ratund 
Tat hin überarbeiteten Fassung eines früheren Aufsatzes zur Semantik der Beratung 
(vgl. Steiner 2004). Wichtige Anregungen für diese Ausführungen entnahm ich zu- 
dem Mahler (1999), Ruschmann (1999: 45ff.) sowie Fuchs (2006) und Fuchs/Mahler 
(2000: 350ff.). 
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beratenheit in weltlichen Dingen (vgl. Fuchs/Mahler 2000: 351). In der Ilias 
erscheint Nestor als die Personifizierung von Altersweisheit, Beredsamkeit 
und Wohlberatenheit. Seine Fähigkeit zum Rat und zur beratenden Media- 
tion in menschlichen Konflikten sind unmittelbarer Ausdruck von langer 
Lebenserfahrung und der damit verbundenen Fähigkeit, gegenwärtige 
Probleme vor dem Hintergrund vergangener Zeiten deuten und in Erzäh- 
lungen beratend vermitteln zu können. Ein anderes, geradezu paradigma- 
tisches Beispiel für die eigentümliche Zeitlosigkeit der Wohlberatenheit in 
der frühen Antike ist Hesiods Erga, die eine Vielzahl von lebenspraktischen, 
alltagsbezogenen Ratschlägen und Lebensregeln versammelt, welche mythi- 
schen Erzählungen entspringen, die über Jahrhunderte tradiert wurden und 
jahrhundertealtes Erfahrungswissen beinhalten. 

Auch die antike Philosophie und Ethik baut wesentlich auf der Unter- 
scheidung von Rat und Tat auf, wobei sie mehr auf die Immanenz menschli- 
cher Wirklichkeit abstellt und transzendente Bezugsmomente von Beratung 
in den Hintergrund rückt. Die philosophische Ethik sieht ihren Sinn darin, 
den Problemen des tätigen Menschen reflektierend auf den Grund zu ge- 
hen und selbst lebenspraktische Ratschläge zu geben oder sich gar selbst als 
dialogische Beratungsrede zu vollziehen. Ähnlich wie in Homers Epen ist 
dieser Grund zunächst von mythisch-religiösen Vorstellungen geprägt und 
in der Transzendenz des Göttlichen verortet. Die Spannung von Immanenz 
und Transzendenz bleibt dabei vorausgesetzt, sie ist der eigentliche Grund 
dafür, weshalb es Beratung braucht und weshalb sie möglich ist: Die Proble- 
me im Diesseits haben transzendente Ursachen, diese können durch philo- 
sophische Reflexion und Anleitung ergründet und »behandelt« werden. Das 
Göttliche stellt gleichsam das »innerweltliche Moment der Ordnung und 
der Verlässlichkeit« (Mittelstrass 1989: 44) dar, das die Philosophie reflek- 
tieren und als angewandte Ethik in Form von Ratschlägen zurückspiegeln 
kann. Die letztlich religiös bestimmte Differenz von Immanenz und Tran- 
szendenz wird in der Naturphilosophie der Vorsokratiker dann reflektiert, 
was eine noch schärfere Trennung und Bestimmung dieser Seiten in ihrem 
wechselseitigen Bezug ermöglicht (vgl. Ruschmann 1999: 51). Die philoso- 
phische Beratung hat in der Folge dann die Option, entweder — wie bisher 
- auf die Seite der Transzendenz (das Göttliche als Quelle der Wohlberaten- 
heit) oder auf die Seite der Immanenz (der Mensch als Quelle der Wohlbe- 
ratenheit) zu setzen. 

Die dialogische Philosophie des Sokrates und der Sophisten vollzieht zu- 
nächst eine stärkere Hinwendung zum Diesseits und zum Menschen. Der 
sokratische Dialog hat explizit beratenden Charakter und verfolgt das Ziel, 
den Ratsuchenden von unheilvollen Gedanken und dadurch verursachtem 
seelischem und körperlichem Leid zu befreien. Die erklärte Absicht der 
sokratischen Maieutik ist es, im »Dialog dem Gesprächspartner dazu [zu] 
verhelfen [...], seine eigenen Gedanken ans Licht zu bringen, so wie die Heb- 
amme der Gebärenden nur Hilfestellung gibt, ihr Kind auf die Welt zu brin- 
gen« (Platon 2004b: Theaitetos 149-151d). Waldenfels (1961) sieht die Maieu- 
tik als eine zweistufige Beratungstheorie: Im ersten Schritt wird der Ratsu- 
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chende mithilfe einer in die Aporie führenden Befragung von ungünstigen 
Einstellungen und Ansichten befreit (Elenktik), im zweiten Schritt werden 
günstige Konzepte und Vorstellungen entwickelt (Protreptik), die der Rat- 
suchende dann zur Grundlage seines tätigen Handelns nehmen kann (vgl. 
Ruschmann 1999: 61ff.). Dem philosophischen Berater wird dabei die Rolle 
eines »Geburtshelfers« zuteil, der mittels Dialogik den Ratsuchenden zum 
selbstständigen Nachdenken und Handeln anregt und ihm Einsicht in die 
Dinge ermöglicht. 

Noch deutlicher als bei Sokrates zeigt sich die Hinwendung zum Men- 
schen und zur gelingenden Tat bei den Sophisten. Der Mensch ist das Maß 
aller Dinge (vgl. Platon 2004b: Theaitetos ı61d-e). Sein Schicksal bestimmt 
sich am Erfolg seines Handelns, Effektivität wird zum zentralen Richtmaß 
für die Richtigkeit menschlichen Handelns und sophistischer Beratung. Die 
Sophistik sieht ihre Aufgabe darin, den Ratsuchenden die Grundlagen und 
Voraussetzungen zu einem erfolgreichen Handeln in häuslichen und öf- 
fentlichen Angelegenheiten zu vermitteln. Dies beinhaltet ebenso die »Ge- 
schicklichkeit im Handeln« als auch in der »Rede über dieses Handeln« (Pla- 
ton 2004a: Protagoras 319a). Die Form dieser Vermittlung hat weniger den 
Charakter einer maieutischen Beratung als vielmehr den der Unterweisung 
und Belehrung. Der Sophist lehrt seinen Schüler, erfolgreich zu handeln, 
sich im agonalen Wettstreit zu behaupten und seine Widersacher zu »be- 
siegen«. Durchsetzungsfähigkeit hat dabei weniger mit der Tugendhaftig- 
keit und Ethik der Sache bzw. des Redners zu tun, es geht vielmehr um die 
Geschicklichkeit und Klugheit in der Rede, wobei — wie Gorgias in seinem 
»Lobpreis auf Helena« - ein guter Redner auch eine schlechte oder verlorene 
Sache zum Sieg führen kann (vgl. Sloterdijk 2007: 9). Das Rüstzeug hierfür 
konnte man sich bei Sophisten wie Protagoras oder Gorgias käuflich erwer- 
ben.? Während also die sokratische Maieutik den Ratsuchenden mittels Dia- 
logik zu vernünftigen und günstigen Einsichten und entsprechenden Taten 
befähigen will und dabei auf beiden Seiten Tugendhaftigkeit voraussetzt, 
will die Sophistik die Schüler zur erfolgreichen Rede mittels Belehrung und 
Anweisung befähigen. 

Platon hielt die Sophistik und deren instrumentelle Vorstellung der dia- 
logischen Beratungsrede bekanntlich für einen gefährlichen Irrtum. Seine 
Auffassung von Beratung steht dem Beratungsverständnis seines Lehrers 
Sokrates nahe. Wohlberatenheit entspricht bei Platon der »Klugheit in eige- 
nen Angelegenheiten«. Sie beruht auf vernünftiger Einsicht, die man im 
Zuge des dialogischen Philosophierens entweder von anderen gelernt oder 
selbst gefunden hat (vgl. Mahler 1999: 524). Ähnlich wie Sokrates versteht 
auch Platon Beratung als dialogischen Prozess zwischen Berater und Ratsu- 


2 | Sophisten wie Protagoras oder Gorgias können als Vorreiter des kommer- 
ziellen Politikberaters von heute gesehen werden. Ein Blick in die zeitgenössische 
Ratgeberliteratur macht die ungebrochene Aktualität der Sophistik deutlich, ebenso 
die Parallelen in der Kritik an den Beratern damals wie heute: überrissene Honorare, 


unethische Grundhaltung, Manipulation etc. 
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chendem, der insbesondere aufseiten des Ratsuchenden mit erheblichen An- 
strengungen verbunden ist. Für Platon setzt eine erfolgreiche Beratung vor- 
aus, dass der Ratsuchende von einem »inneren Feuer« zum besseren Leben 
ergriffen und hierfür Anstrengungen und schmerzhafte Veränderungen in 
Kauf zu nehmen bereit ist. Das Entzünden dieses Feuers obliegt dem Be- 
rater, der selbst »brennen« muss, damit er »entzünden« kann (Ruschmann 
1999: 67). Dieses »innere Feuer« kann, ähnlich der »göttlichen Stimme« bei 
Sokrates, als Metapher für die Tugendhaftigkeit des Menschen gesehen wer- 
den. Das Misslingen der eigenen Beratertätigkeit wird von Platon denn auch 
auf das Fehlen der »inneren Glut« bei seinem Klienten Dionysos II zurück- 
geführt (»Beratungsresistenz«). Platon hielt nicht viel von philosophischer 
Beratung von Königen, in seinem idealen Staat fungieren die Philosophen 
zugleich als Könige und Berater in »Personalunion« (Sloterdijk 2007: 10), sie 
beraten unter sich über das Wesen der guten und sittlichen Staatsführung 
und ziehen daraus die Konsequenzen für ihr Herrschaftshandeln. 

Eine unmittelbare, wenn auch eher implizite Bedeutung erfährt der Be- 
ratungsbegriff in der Philosophie von Aristoteles (vgl. Mahler 1999: 524f£.). 
Bei ihm richtet sich der Ratschlag, als welcher seine angewandte Philosophie 
(Ethik, Rhetorik) selbst gesehen werden kann, auf die gelingende Tat bzw. 
das gelingende Leben (Eudaimonia). In der nikomachischen Ethik bestimmt 
er das gelingende Leben als vollkommenes Gut und Endziel menschlichen 
Handelns. Seine Tugendlehre stellt eine praktische Handlungsanleitung zu 
einem gelingenden Leben dar (vgl. Aristoteles 1964: Eth. Nic. T1095a-1095b, 
11098a-b). Im Blickpunkt steht der praktisch tätige Mensch und sein Pro- 
blem, die vielen Möglichkeiten des Handelns abzuwägen und die zielfüh- 
rende, zuträgliche Handlung zu finden. Der Bedarf an ethischer Beratung 
ergibt sich aus der Fülle der Handlungsmöglichkeiten und aus der Unge- 
wissheit über den Ausgang der Dinge. Der Rat ist damit auf die Zukunft 
ausgerichtet, er betrifft das Zukünftige und speist sich aus der Angst über 
den ungewissen Ausgang der Dinge (vgl. Aristoteles 1964: Eth. Nic. II 1139b). 
Aristoteles zufolge beweisen die Menschen, die gut leben und gute Taten 
vollbringen, die prinzipielle Möglichkeit der Zielerreichung auf Erden. Die- 
se Menschen leben die Eudaimonia vor und können darüber befragt werden 
(vgl. Ruschmann 1999: 68). Der Rat als »Medium« eines gelingenden Le- 
bens hat bei Aristoteles explizit auch eine politische Dimension, die den en- 
geren Bereich des Privaten überschreitet. Die Beratschlagung der Vielen in 
der Polis führt der Idee nach zu sittlichen, der Allgemeinheit entsprechen- 
den Entschlüssen und ist geeignet, politischen Zwang und Willkür zu erset- 
zen (vgl. Schild 1992: 1443). Diese Idee wird erst dann zur Realität, wenn die 
Beratungsreden öffentlich stattfinden und die Redner in rhetorischer und 
ethischer Hinsicht qualifiziert sind: Dialektische Begabung ohne die Quali- 
täten der Einsicht, der Tugend und des Wohlwollens reicht dabei nicht aus, 
da sonst keine Glaubwürdigkeit erzielt werden kann. Der Redner erscheint 
hier als Berater für das Volk. 

Die mit Aristoteles vollzogene Hinwendung zum Menschen im Dies- 
seits und zum sittlichen Ideal der Glückseligkeit durch gelingende Taten 
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wird durch die hellenistischen Philosophieschulen weitergeführt. Auch hier 
sind Rat und Beratung weniger Gegenstand philosophischer Reflexion als 
vielmehr selbst Mittel einer lebenspraktisch angewendeten Philosophie. 
Übergreifendes Ziel Epikurs, der Stoiker und der Kyniker ist die Erreichung 
eines Zustandes menschlicher Glückseligkeit im Handeln, der frei von see- 
lischen Leiden (Pathos) ist. Philosophie hat selbst beratenden Charakter und 
soll die Erreichung dieses Zustands im Handeln ermöglichen helfen - sei es 
über eine dauerhafte Selbstgenügsamkeit, Autarkie und »rationale« Lustge- 
winnung (Epikur) oder über stoische Apathie und Leidenschaftslosigkeit im 
Sinne der Überwindung persönlicher Grenzen (Zenon) (vgl. Hadot 2002: 
20). Die leidvollen Pathologien können nur durch die Entwicklung bzw. 
Stärkung eines rationalen Weltbildes (bei Zenon explizit »System« genannt) 
durch Beratung beseitigt werden. Beratung hat auch hier dialogische Form, 
ihr kommt die Funktion zu, den Ratsuchenden ihre falschen Vorstellungen 
vor Augen zu führen und dadurch bedingtes Leid erklärbar zu machen. Im 
Kern kommt der Beratung damit eine Aufklärungsfunktion zu, die aufsei- 
ten der Ratsuchenden eine rationale Einsicht in die seelischen Ursachen der 
Leid verursachenden Probleme und auf diesem Weg »zuträgliches« Han- 
deln ermöglichen soll. Diese beratende Ausrichtung der Philosophie wurde 
auch in der römischen Republik beibehalten und nochmals gesteigert, bis 
hin zur Identifikation von Philosophie und Beratung - paradigmatisch hier- 
für Senecas Replik auf die Frage: »Willst du wissen, was die Philosophie 
dem Menschengeschlecht verspricht?« Seine Antwort: »Consilium« (Sene- 
ca: Briefe an Lucilius, Buch 5, Brief 48,7, zit.n. Ruschmann 2004: 141). 


Il. Christlich-theologische Semantik 


Mit dem Durchbruch des jüdischen und christlichen Monotheismus wird 
die Transzendenz wieder zum zentralen Bestimmungsgrund philosophi- 
scher Weltauslegung, womit der praktisch tätige Mensch wieder in den Hin- 
tergrund rückt. Diese theologische Umwertung bleibt nicht folgenlos für 
die Semantik von Rat und Tat. Die antike Leitunterscheidung von Rat und 
Tat wird zwar beibehalten, jedoch überformt von der theologischen Unter- 
scheidung von Immanenz und Transzendenz, von menschlichem Tätigsein 
auf der einen und ewigem Ratschluss Gottes auf der anderen Seite. Der gött- 
liche Ratschluss bleibt dem Menschen unergründlich, er kann ihm aber 
durch unbedingte Befolgung der von Gott gegebenen Weisungen entspre- 
chen. Die göttlichen Weisungen haben nun nicht mehr den »fakultativen« 
Charakter der frühantiken Weisheitstexte und Lebensregeln, sie besitzen 
vielmehr eine absolute, zeitenthobene Verbindlichkeit (vgl. Assmann 2003: 
80). Es sind keine Ratschläge mehr, sondern unbedingte Gebote. 

Das frühmittelalterliche Verständnis von Rat und Ratschlag ist wesent- 
lich vom alttestamentarischen Gebrauch der Begriffe geprägt. Der Rat 
Gottes entspricht dem Plan und der Vorsehung, nach dem der allmächtige 
Schöpfer die Welt geschaffen hat und walten lässt bis zum Jüngsten Ge- 
richt (Jesaja). Dieser Plan ist ewig, unabänderlich und vollkommen und da- 
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her dem endlichen Menschengeist nicht oder nur mit von Gott verliehener 
Weisheit und langjähriger Erfahrung (so das Beispiel Salomon) einsichtig. 
Als allmächtiger Schöpfer ist Gott das einzige Wesen, das keinen Ratgeber 
braucht. Der Mensch hat auf Erden die Aufgabe, den Willen und Rat seines 
Schöpfers zu tun bzw. gottgefällige Taten zu vollbringen. Dieser Wille wird 
in der Heiligen Schrift und durch die irdischen Stellvertreter Gottes offen- 
bart bzw. ausgelegt. Gott hilft dem, der ihm vertraut und seinem Rat folgt, 
und ordnet ihn in seine Heilspläne ein, dem der den göttlichen Ratschluss 
missachtet, droht dagegen die Verdammung. Die irdische Existenz des Men- 
schen wird zur Zeit der Bewährung im Hinblick auf das Jüngste Gericht, 
auf Seligsprechung oder Verdammnis. Die Freiwilligkeit der Befolgung fa- 
kultativer Ratschläge ist suspendiert, die Befolgung der Weisungen ist un- 
bedingte Voraussetzung im Hinblick auf das Seelenheil. 

Beratung als Quelle des Ethischen, wie sie noch in der hellenistischen 
Philosophie thematisiert und praktiziert wurde, wird damit ersetzt durch 
Offenbarung und Empfängnis des göttlichen Ratschlusses. Origenes pro- 
klamiert die christliche Theologie als oberste Wissenschaft, Glauben und 
Offenbarung sind die einzigen Quellen der Wahrheit und richtiger Hand- 
lungen. Der Rat und seine Befolgung werden von Vernunft und vernünf- 
tiger Einsicht abgelöst und zu einer Glaubensfrage erklärt. Ratfähig sind 
die Gläubigen, die in Gott vertrauen, die gelehrte Vernunft dagegen ist eine 
schlechte Ratgeberin, denn Gott hat die Weisheit dieser Welt zu Torheit ge- 
macht (I Kor ı). Maßgeblich für das patristische Verständnis von Beratung 
ist die Unterscheidung von Praecepta und Consilia (vgl. dazu Mahler 1999: 
526; Fuchs/Mahler 2000: 352f.). Die göttlichen Gebote (Praecepta) und Se- 
ligkeitsanratungen (Consilia) sind Wege zu irdischer Vollkommenheit und 
zu jenseitigem Seelenheil. Während die göttlichen Gebote unbedingte Gel- 
tung besitzen, gehören die Seligkeitsanratungen dem »fakultativen« Bereich 
der sittlich wertvollen Handlungen an. Es ist der Bereich der Bewährung 
des Menschen vor Gott im Hinblick auf die Erlangung des Seelenheils, der 
Bereich, in dem ihm Freiwilligkeit des Handelns zugestanden wird und er 
seine persönlichen Seligkeitsaussichten durch entsprechende Taten (auch: 
Entsagung) verbessern kann - die Befolgung der unbedingten Gebote vo- 
rausgesetzt. Das Mönchstum repräsentiert diese innerweltliche Vollkom- 
menheit nach Maßgabe der göttlichen Seligkeitsanratungen. Dem eigenen 
Anspruch nach steht die mönchische Existenz für ein Leben nach Gottes 
Rat, wie es sich in den Evangelischen Räten der lebenslangen Armut, der 
Jungfräulichkeit und der gehorsamen Unterordnung ausdrückt (vgl. Fuchs/ 
Mahler 2000: 353). 

Die Scholastik bringt dann eine Aufwertung der antiken Philosophie 
und ihres Beratungsverständnisses. Die patristische Theologie wird weiter- 
geführt und einer vernunftmäßigen Begründung und Systematisierung 
unterzogen. Dies trifft auch für die Begriffe Rat und Ratschlag zu. Thomas 
von Aquin unternimmt eine logische Erweiterung, Systematisierung und 
philosophische Rechtfertigung der göttlichen Ratschläge im Rahmen einer 
umfassenden seligkeitsteleologischen Ethik (Th. v. Aquin 1954: STh II »Die 
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sittliche Weltordnung«). Auch er unterscheidet zwischen Rat und Gebot, 
wobei das Gebot eine sittliche Notwendigkeit im Hinblick auf das Ziel des 
Seelenheils durch entsprechende Taten, die ewige Glückseligkeit, darstellt. 
Der Rat bezieht sich dagegen auf Handlungen, die dieses Ziel besser und 
ungehinderter zu erreichen helfen. Die Befolgung der göttlichen Ratschläge 
ist geeignet, die Seligkeitsaussichten des Menschen rational zu steigern. Im 
Unterschied zur Patristik wird dem Menschen somit ein höheres Maß an 
Verstand zugestanden, was die Befolgung der göttlichen Ratschläge auch 
zu einer Angelegenheit der vernünftigen Einsicht macht (Th. v. Aquin 1954: 
STh III »Die Gabe des Rates«). Der Protestantismus bringt dann eine Auflö- 
sung der auf Perfektibilität ausgerichteten Semantik der Patristik und Scho- 
lastik. Luther kritisiert den Seligkeitsanspruch des Mönchtums und macht 
auf die Paradoxie der katholischen Sittlichkeitsauffassung aufmerksam. 
Ihm zufolge kann es gemäß dem ewigen Ratschluss Gottes keine ande- 
ren, der Vervollkommnung dienenden, gewissermaßen »fakultativen« Rat- 
schläge geben. Es ist dem Menschen nicht möglich, mehr zu tun, als seine, 
dem ewigen Ratschluss Gottes entsprechende Bestimmung auf Erden zu 
erfüllen (vgl. Fuchs/Mahler 2000: 353f.). Die evangelischen Ratschläge wer- 
den zu Geboten und damit zur unbedingten Pflicht eines jeden Gläubigen. 
Unbedingte Pflichterfüllung tritt an die Stelle einer gleichsam freiwilligen 
Perfektionierung der persönlichen Seligkeitsaussichten. Die Fakultativität 
des Rats wird so wieder aufgehoben und in ein theologisches System von 
unbedingten Ratschlüssen und Geboten eingeordnet. 


Ill. Rat und Tat im Übergang zur Moderne 


Die frühe Neuzeit bringt die Wiedergeburt der antiken Kunst und Philo- 
sophie und rückt den Menschen und das Diesseits wieder ins Zentrum 
des Interesses. Der Rat richtet sich auf eine Tat, die dazu bestimmt ist, das 
Schicksal in die geeigneten Bahnen zu lenken. Der Mensch wird als »spie- 
lendes Subjekt« (Huizinga 2001) entdeckt, das sein Schicksal in die eigenen 
Hände nehmen und zu seinen Gunsten wenden kann, das die »Würfe des 
Zufalls« fangen kann und auch fangen soll (Sloterdijk 2007: 12). Die Ent- 
lassung des Menschen in die Freiwilligkeit und Selbstbestimmung führt zu 
einer Renaissance der Beratung in weltlichen Dingen, und dies nicht allein 
in der Religion, Philosophie und Politik, sondern auch in Bereichen der Päd- 
agogik, des Rechts, der Philologie oder der Medizin. Exemplarisch für diese 
Renaissance der Beratung ist der Bereich der Staatsführung, der wie kaum 
ein anderer als Spielfeld um Einfluss und Macht erkannt wird und in dem 
die Klugheit und Geschicklichkeit der Spieler (und ihrer Berater) über Sieg 
und Niederlage entscheiden. Die Neuzeit bringt eine Welle von Ratgeberlite- 
ratur, die sich mit Fragen und Problemen der fürstlichen Herrschaft ausein- 
andersetzt. Diese frühneuzeitlichen Fürstenspiegel verfolgen zunächst das 
pädagogische Ziel der politischen und sittlichen Bildung der Fürsten (vgl. 
Mühleisen/Stammen/Philipp 1997: 15f.). Die dominante Leitunterscheidung 
dieser Abhandlungen ist die von gutem und schlechtem herrschaftlichem 
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Handeln. Die moralische Tugendhaftigkeit des Fürsten und seines Beraters 
wird als zentrale Voraussetzung für gute Politik angesehen. Der Fürst bzw. 
der Herrscher bleibt letztlich selbst die Quelle guter Herrschaft: Gute Rat- 
schläge haben ihren Ursprung in der Klugheit des Herrschers, nicht umge- 
kehrt, was auch bedeutet, dass ein Herrscher, der nicht von sich aus Weise 
ist, auch nicht gut beraten werden kann (vgl. Böhret 2004: 369). Was die 
Beschreibung des guten Beraters anbelangt, so wird die moralische Mitver- 
antwortung des Beraters, seine Klugheit (Prudentia), Interesselosigkeit und 
Unbestechlichkeit, betont. Hobbes zufolge stellt sich der gute öffentliche 
Ratgeber voll und ganz in den Dienst des ratsuchenden Fürsten (vgl. Böhret 
2004: 376f.). Die Souveränität des Fürsten liegt darin, sich in der Prüfung 
der Gegenwart beraten zu lassen, um sodann selbst die Entscheidungen zu 
fällen — auch um zu verhindern, dass seine Ratgeber Entscheidungen für 
sich beanspruchen und seine Autorität untergraben (vgl. Böhret 2004: 369; 
Stichweh 2006: ı02f.). Beraten heißt somit Erteilen von Rat an den Fürsten 
und gerade nicht Handeln bzw. Entscheiden. 

Den richtungweisenden Bruch mit der Tradition der frühneuzeitlichen 
Ratgeberliteratur vollzieht Machiavelli. Il Principe ist eine praktische Anlei- 
tung zur Lebenserhaltung von Fürstenhäusern und Staatsgebilden und da- 
mit selbst ein Beratungsangebot an den Fürsten Lorenzo de Medici. Machia- 
velli konfrontiert die Leser -— wie ehedem Gorgias seine Zuhörer — mit der 
folgenreichen Moralparadoxie, dass moralisch gutes Handeln einen Staat 
gefährden, schlechtes ihn dagegen retten kann (vgl. Luhmann 1993: 115). 
Gute Politik bemisst sich nicht so sehr an der moralischen Tugendhaftig- 
keit des Fürsten und seiner Minister, als vielmehr an den Taten und ihren 
unmittelbaren Folgen für den Machterhalt: »Ein Mensch, der immer nur 
das Gute möchte, wird zwangsläufig zugrunde gehen inmitten von so vielen 
Menschen, die nicht gut sind. [...] Daher muss ein Herrscher lernen, nicht 
gut sein zu können und davon entsprechend der Notwendigkeit Gebrauch 
zu machen oder nicht Gebrauch zu machen« (Machiavelli 1978: 133). In ge- 
nauem Wissen um die Bedeutung des Rufes und des politischen Effekts 
betont Machiavelli (1978: 96f.) zentrale Fähigkeiten der Beredsamkeit, der 
Antizipation von Stimmungslagen und der Klugheit. Der Rückgriff auf Be- 
ratung dient bei Machiavelli dem Machterhalt und der Machtsteigerung des 
Fürsten, deshalb muss der Fürst es sein, der sich nach eigenem Willen, und 
nicht nach dem Willen der anderen (Berater), beraten lässt. 

Die konsequente Hinwendung zu den weltlichen, historisch-materiellen 
Voraussetzungen des fürstlichen Machterhalts erklärt auch Machiavellis Ab- 
lehnung ethisch-religiöser Deutungen von Herrschaft, und überhaupt des 
ganzen Kirchenstaats, der in seiner bedingungslosen Unterordnung unter 
die göttlichen Gebote ihm zufolge keiner vernünftigen Beratung zugänglich 
ist. Diese antitheologische Grundhaltung widerspiegelt sich in seinen An- 
sichten zur Fortuna, die gerade nicht durch göttliche Fügung bestimmt ist, 
sondern wesentlich durch menschliches Vermögen gelenkt werden kann. 
Machiavelli vergleicht Fortuna mit einem »Weib, das mit dem läuft, der sie 
im richtigen Moment fest anfasst« (Sloterdijk 2007: 18). Er fordert seinen 
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Fürsten eindringlich auf, das Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen, 
es in jene Bahnen zu zwingen, in denen er es haben will. Politik und ihre 
Berater müssen sich auf die Launen der Fortuna einstellen und mit ihr ge- 
lingen oder untergehen (vgl. Machiavelli 1978: 102ff.). Es handelt sich hier 
um ein Kernthema der Renaissance: die Eigenbestimmung des Individu- 
ums, das riskante Spiel mit der Unberechenbarkeit in Form der Göttin For- 
tuna, die ungeahntes Glück aber auch Verderben mit sich bringt. Nicht zu- 
fällig taucht, wie Luhmann (2003: ı7) feststellt, im Übergang zur Neuzeit 
auch der Begriff des Risikos erstmals in der Ratgeberliteratur auf. Dies alles 
widerspricht der theologischen Idee vom ewigen Ratschluss Gottes, denn 
wer Fortuna in geeignete Bahnen zu lenken vermag, kann nicht zugleich 
glauben, dass Gott jedes Einzelereignis unmittelbar festgelegt hat. Der Fürst 
muss sich von der Vorhersehung des göttlichen Ratschlusses verabschieden, 
Beratung kann ihm dabei helfen, Fortuna in die richtige Richtung und in 
geeignete Bahnen zu lenken. 


IV. Wissenschaftlich-disziplinäre Semantiken 


Mit der Aufklärungsphilosophie setzt sich die Hinwendung zum Menschen 
und zur menschlichen Vernunft durch. Guter Rat wird zu einer Angelegen- 
heit des menschlichen Verstandes, welcher so zur Erkenntnis des Wahren 
und zur vernünftigen Tat fähig ist. Die an den Körper gebundene Sinnes- 
wahrnehmung ist demgegenüber eine schlechte Ratgeberin, sie täuscht den 
Menschen in seinem Bestreben nach vernünftiger Einsicht in die Dinge. In 
der Kritik der praktischen Vernunft vollzieht Kant eine konsequente Entmora- 
lisierung des Begriffs des Ratschlags. In kritischer Absetzung von der tra- 
ditionellen Tugendlehre unternimmt er die Rekonstruktion allgemeingülti- 
ger Prinzipien des Handelns aus der praktischen Vernunft des Menschen. 
Dabei unterscheidet er bedingte Grundsätze (hypothetische Imperative) von 
einem unbedingten, allgemeingültigen Gesetz (kategorischer Imperativ) 
(vgl. Mahler 1999: 525). Im Unterschied zum kategorischen Imperativ haben 
die hypothetischen Imperative lediglich fordernden und nicht zwingenden 
Charakter für das Handeln. Sie lassen dem Menschen die Freiheit, sich für 
oder gegen sie zu entscheiden, da ihre Zwecke nicht allgemein unterstellt 
werden können. Eine allgemeine und unbedingt geltende Ethik muss not- 
wendigerweise aus einem kategorischen Imperativ begründet werden. Kant 
(1978: 53) findet den kategorischen Imperativ bekanntlich in der Forderung 
»Handle so, dass die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip 
einer allgemeinen Gesetzgebung gelten könne«. Die Befolgung dieses allge- 
meinen Sittengesetzes im Handeln wird von Kant in Anbetracht der Freiheit 
des Menschen zur moralischen Pflicht erklärt. Rat und Ratschlag werden 
dagegen den hypothetischen Imperativen zugeordnet (vgl. Kant 1999: 412f.). 
Während der kategorische Imperativ eine unbedingte Handlungsanleitung 
darstellt, haben die Ratschläge lediglich bedingte, situative Geltung. Sie ent- 
stammen der Klugheit des Menschen und beziehen sich auf die praktische 
Notwendigkeit einer Handlung als Mittel zur Beförderung der Zwecke (vgl. 
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Kant 1999: 415f.). Der tätige Mensch kann und muss sich bei der Erwägung 

von Ratschlägen von zweckrationalen Gesichtspunkten leiten lassen. 

Diese Unterscheidung hat den Weg vorgegeben, den das philosophische 
und wissenschaftliche Denken in den beiden folgenden Jahrhunderten ge- 
gangen ist. Dieser Weg ist gekennzeichnet durch eine radikale Abwendung 
vom theologischen und metaphysischen Denken. Wissen ist nur noch im 
Reich der Erscheinungen, auf der Grundlage von Erfahrung möglich und es 
ist die Aufgabe der Wissenschaften, dieses Reich zu erforschen. Die zweite 
Hälfte des 19. und das 20. Jahrhundert sind geprägt von einer historisch 
einmaligen Differenzierung und Spezialisierung der Wissenschaften. Diese 
Entwicklung steht in engem Zusammenhang mit der funktionalen Diffe- 
renzierung der Gesellschaft und der Institutionalisierung von Formen hö- 
herer Reflexion innerhalb der differenzierten Bereiche. Die aufgeklärte Phi- 
losophie emanzipiert sich von der Theologie, die Naturwissenschaften von 
Theologie und Philosophie und schließlich die positivistisch ausgerichteten 
Sozialwissenschaften von den Geisteswissenschaften. Daran schließen wie- 
derum neue Differenzierungen innerhalb und zwischen den einzelnen Wis- 
senschaftsdisziplinen an. 

Diese Entwicklung hat die gepflegte Semantik von Rat und Tat weiter 
säkularisiert und differenziert. Beratung wird innerhalb verschiedener wis- 
senschaftlicher Disziplinen als Gegenstand angewandter Forschung und als 
praktisches Tätigkeitsfeld entdeckt und bearbeitet. Es geht darum, dass der 
wissenschaftlich informierte Ratschlag die gelingende Tat (Problemlösung) 
ermöglichen soll. Der Rat »verhilft« dem Ratsuchenden zur Tat. Zunächst 
Thema der klinischen Psychologie und Psychoanalyse, beschäftigt man sich 
bald in der Sozialpsychologie, der Pädagogik und später auch in der Soziolo- 
gie, der Betriebswirtschaftslehre und der Politikwissenschaft mit Beratung. 
Die Semantik von Rat und Tat ist dementsprechend vielfältig und variiert 
mit den Disziplinen und ihren jeweiligen Anwendungskontexten. Der fol- 
gende Kurzüberblick über diejenigen wissenschaftlichen Disziplinen, die 
sich aus anwendungsorientierter Perspektive explizit mit Beratung befassen 
und zu diesem Zweck auch eigene Ansätze und Methoden der Beratung ent- 
wickelt haben, zeigt eine mehr oder weniger exklusive Orientierung an den 
teilsystemischen Rationalitäten der jeweiligen Kontexte. 

« In der Beratungspsychologie steht die psychologische Hilfestellung im 
Vordergrund. Beratung fällt hier die Aufgabe zu, die psychische Gesund- 
heit und das Wohlbefinden des Ratsuchenden im Rückgriff auf psycho- 
logische und psychoanalytische Ansätze zu unterstützen bzw. wieder- 
herzustellen (vgl. Großmaß 2004a: 93). Dies umfasst zunehmend auch 
die Entwicklung und Stärkung psychischer Potenziale und Ressourcen 
des Ratsuchenden zur Problembewältigung (vgl. Nestmann 2004a: 
64f.). Die Betonung des Subjektstatus des Ratsuchenden wird dabei als 
Unterscheidungskriterium gegenüber Psychotherapie und Medizin be- 
tont (vgl. Großmaß 2006: 500). 

« In der pädagogischen Beratungsforschung stehen Erziehungs- und Sozia- 
lisationsprozesse im Vordergrund. Beratung zielt auf Hilfe und Unter- 
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stützung bei diesen Prozessen primär in familiären und schulischen 
Kontexten (vgl. Schwarzer/Posse 2004: 74; Engel 2004a: ı08ff.). Der 
Fokus liegt folgerichtig stärker auf lern- und entwicklungspsychologi- 
schen Ansätzen: Beratung soll individuelle oder kollektive Lernprozesse 
unterstützen, um die flexible Bewältigung von Problemen der persön- 
lichen Lebensgestaltung zu ermöglichen, so insbesondere in Bereichen 
der Erziehung, Ausbildung, Gesundheit, Sexualität u.a. (vgl. Großmaß 
2006: 486). 

e In der Beratungssoziologie stehen alltags- und berufspraktische Hand- 
lungsprobleme im Vordergrund, die Beratung stellvertretend bzw. be- 
gleitend der Reflexion unterziehen soll. Die klinische Soziologie als an- 
gewandte soziologische Beratung sieht ihr Ziel in der Steigerung der 
wissenschaftlichen Reflexions- und Deutungskompetenz aufseiten ihrer 
(professionellen) Klientel (vgl. Dewe 1991; 1996). Die soziologische Ver- 
wendungsforschung legt ihren Fokus stärker auf die Vermittlung und 
Diffusion von (sozial-wissenschaftlichem Wissen innerhalb der Gesell- 
schaft und ihrer sozialen Milieus (vgl. Beck/Bonß 1989; Ronge 1996). 
Beratung soll die Wissensdiffusion innerhalb individualisierter Sozial- 
milieus unterstützen. 

« Ähnlich wie in der (klinischen) Beratungssoziologie steht auch in der 
philosophischen und theologischen Beratungsforschung die stellvertreten- 
de Sinndeutung im Vordergrund (vgl. Ruschmann 1999; Baumgartner 
1990; Schmid 2004). Anders als in der Soziologie liegen hier weniger 
die handlungspraktischen Probleme des Professionellen im Blickpunkt 
als vielmehr die Probleme persönlicher Lebensgestaltung in Anbetracht 
existenzieller Sinn- und Lebenskrisen. Es geht um die Steigerung der Le- 
benszufriedenheit im Sinne eines Lebens nach ethisch verantwortungs- 
vollen Richtlinien. Beratung soll neue Sinnhorizonte erschließen und 
den Ratsuchenden dabei unterstützen, die eingefahrenen Sinngrenzen 
zu transzendieren (vgl. Raabe 2001). 

e Der betriebswirtschaftlichen und betriebssoziologischen Beratungsforschung 
geht es um die Steigerung von betrieblicher bzw. organisatorischer Effi- 
zienz. Beratung soll Prozesse der Efflizienzsteigerung unterstützen und 
deren Implementation begleiten und kontrollieren. In der Betriebs- und 
Organisationssoziologie erfolgt die Steigerung betrieblicher Effizienz 
durch Einbeziehung sozialer und psychischer Ressourcen, die durch 
Beratung gefördert werden, so im Rahmen des Human-Relations-Para- 
digmas (vgl. Howaldt/Kopp 1998). In der betriebswirtschaftlichen Be- 
ratungsforschung stehen dagegen eher materielle, ökonomische Res- 
sourcen im Vordergrund, die auf effizientere Weise eingesetzt bzw. pro- 
duziert werden sollen. Dabei dominieren nach wie vor stark normativ 
ausgerichtete Beratungskonzepte aus dem weiteren Bereich der Manage- 
mentlehre (vgl. Faust 1998; A. Becker 2004). 

e Die politikwissenschaftliche Beratungsforschung beschäftigt sich traditio- 
nellerweise mit wissenschaftlicher Policy-Beratung, wo es um Fragen 
der Vermittlung von wissenschaftlichem Sachwissen an die Politik und 
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der Expertise zur Herstellung und Akzeptanz von politischen Maßnah- 
men geht (vgl. Bröchler 2008). Politikberatung soll dabei die effektive 
wie effiziente Herstellung und Umsetzung von kollektiv bindenden Ent- 
scheidungen durch Bereitstellung sicheren, wissenschaftlichen Wissens 
ermöglichen (vgl. Kusche 2008b: 1f., 26). Dabei wird noch heute - wenn 
auch unter Vorbehalten - vornehmlich auf dualistische Ansätze der Poli- 
tikberatung zurückgegriffen (vgl. Weingart 2001; Saretzki 2007), wenn- 
gleich in jüngster Zeit wieder vermehrt die Rede von »Gesellschaftsbe- 
ratung« aufkommt (vgl. Leggewie 2007). 


Dieser kurze Überblick zur disziplinären Semantik von Rat und Tat zeigt 
ein heterogenes Bild unterschiedlicher Beratungsbegriffe und -konzepte, 
die ihrem jeweiligen Anwendungskontext und den entsprechenden Ratio- 
nalitäten verpflichtet sind und sich gegenseitig kaum wahrnehmen. Damit 
verbunden ist eine »Verabsolutierung« der jeweiligen Systemreferenz und 
entsprechender Rationalitätsgesichtspunkte (vgl. Baecker 2000: 142): psy- 
chisches Wohlbefinden in der Beratungspsychologie, Lebenszufriedenheit 
in der Philosophie, individuelle Selbstverantwortlichkeit und Lerneflizienz 
in der Pädagogik, Sozialintegration und organisatorische Anpassungsfähig- 
keit in der Soziologie, unternehmerische Effizienz und Kostenreduktion in 
der Ökonomie, sachpolitische Effektivität in der Politologie. Dieser Unter- 
schiede zum Trotz gibt es aber auch übergreifende Gemeinsamkeiten, die 
die moderne wissenschaftliche Beratungssemantik auszeichnen. Zunächst 
ist dies der bisweilen einseitige Fokus auf Interaktion. Beratung erscheint 
in allen Disziplinen vornehmlich als Interaktionsgeschehen, das sich zwi- 
schen Berater und Ratsuchendem vollzieht (vgl. McLeod 2004: 24ff.), wo- 
bei die umgreifenden (organisatorischen wie gesellschaftlichen) Kontexte 
oftmals ausgeblendet bleiben. Dies hängt mit der klinischen Orientierung 
der angewandten Beratungsforschung zusammen, die in allen Disziplinen 
prägend ist, ferner mit dem beruflichen Selbstverständnis und den berufs- 
praktischen Legitimationsinteressen der Beratungspraxis, die für die insti- 
tutionellen und gesellschaftlichen Kontexte der Beratung wenig übrig hat 
(vgl. Großmaß 2006: 488). Diese Schlagseite zur Interaktion hat sich erst 
in jüngerer Zeit mit der Entdeckung lebensweltlicher und organisatorischer 
Kontexte der Beratung und mit der Hinwendung zu gruppendynamischen, 
systemischen oder ressourcenorientierten Beratungskonzepten ausgegli- 
chen (vgl. Schwarzer/Posse 2004: 74; Nestmann 2004a: 62). Das Verhältnis 
von Beratung und Gesellschaft ist dagegen bis heute weitgehend unbeleuch- 
tet geblieben (vgl. Kap. 3.1). 

Eine weitere Gemeinsamkeit der disziplinären Semantik besteht darin, 
Beratung als Hilfeleistung zu verstehen, die sich auf aktuelle oder poten- 
zielle Handlungsprobleme des Ratsuchenden bezieht und Problemlösung 
verspricht. Hier zeigt sich einmal mehr die Leitdifferenz von Rat und Tat. 
Die wissenschaftliche Semantik von Rat und Tat versteht den Ratsuchenden 
als handlungsfähiges und entscheidungsfreies Subjekt und versucht, ihn als 
solchen zu akzeptieren und zu behandeln (vgl. Fuchs 2006: 25f.). Darin wird 
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auch das maßgebliche Unterscheidungskriterium gegenüber anderen, direk- 
tiven Formen des Helfens gesehen. Das moderne Beratungsverständnis baut 
zentral auf der Unterstellung von Handlungsfreiheit und Subjektstatus auf. 
Sinnbildlich dafür steht der transdisziplinäre Durchbruch von Ansätzen der 
klientenzentrierten, ressourcenorientierten oder systemischen Beratung im 
Laufe der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, die allesamt auf der Autono- 
mie des Ratsuchenden aufbauen. Beratung, so die Unterstellung, kann nur 
funktionieren, wenn Autonomie des Ratsuchenden gewahrt ist und bleibt — 
und dies beinhaltet in Weiterführung der vormodernen Semantik neben der 
Freiheit zur Tat auch die Freiheit zur Beratung, mitsamt der Option, sich für 
oder gegen den Ratschlag zu entscheiden (vgl. Mahler 1999: 525). 

Beratung hat sich im Zuge ihrer »Verwissenschaftlichung« weitestge- 
hend von ihren vormaligen religiös-theologischen und ethischen Bestim- 
mungen abgelöst. Sie bezieht sich heute vornehmlich auf innerweltliche, le- 
benspraktische Handlungsprobleme, wobei auf eine übergreifende Idee des 
Guten, welche den qualifizierten Rat ethisch begründen könnte, kaum mehr 
zurückgegriffen wird. Stattdessen werden je nach Kontext unterschiedliche 
Wertgesichtspunkte und daran gebundene Rationalitätskriterien und Perfek- 
tionsvorstellungen in Anschlag gebracht. In Anbetracht kontextspezifischer 
Handlungs- und Entscheidungsprobleme verspricht Beratung, wie Fuchs 
(2006: 14f.) festhält, Problemlösung oder »Sanierung«, und dieses Verspre- 
chen auf kontextspezifische Rationalitätsgewinne scheint die verloren ge- 
gangenen ethischen Begründungen zu kompensieren. Als unhinterfragter 
normativer Grund der modernen Semantik dient das autonome Subjekt, das 
als handlungs- und entscheidungsfähig gesetzt ist und das aufgrund seiner 
mangelhaften Konstitution sowie einer überfordernden Weltkomplexität 
nicht (mehr) ohne Rat auskommt. Dies konfirmiert mit modernen Wertvor- 
stellungen der Willensfreiheit, Individualität und Selbstverantwortung und 
liefert gleichzeitig die praktische Begründung, weshalb Beratung möglich 
und gerade in heutiger Zeit mehr denn je notwendig ist. 


V. Die Leitdifferenz von Tat und Rat 


Der Blick auf die Semantik von Rat und Tat zu unterschiedlichen Zeiten 
zeigt zunächst keine lineare Entwicklung. In der frühen Antike und dann 
wieder im frühen Mittelalter dominiert eine religiöse Bestimmung von Rat 
und Tat, welche sich auf die Differenz von Immanenz und Transzendenz 
bezieht, wobei das Transzendente — die antike Götterwelt oder der christ- 
liche Gott - die letztlich unergründliche Quelle der Wohlberatenheit des 
Handelns im Diesseits darstellt. Der menschlichen Unvollkommenheit 
entspricht der ewige göttliche Ratschluss, der dem Menschen als Ganzes 
zwar verschlossen bleibt, sich aber in Mythen, in den Weissagungen und 
Rätseln der Orakel, in göttlichen Eingebungen und Wundern oder in heili- 
gen Schriften in Form von unbedingten Geboten und bedingten Ratschlä- 
gen zu erkennen gibt. Die Gebote stellen dabei die Grundlage dar, auf der 
die fakultativen Ratschläge überhaupt ihre rationalitätssteigernde Wirkung 
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entfalten können - denn wer Gebote missachtet, ist ohnehin verloren. Die 
Befolgung der göttlichen Ratschläge verspricht dann je nachdem die besse- 
re Bewältigung von Gefahren, ein angstfreies und glückliches Leben oder 
verbesserte Seligkeitsaussichten im Jenseits. Berater und Beratung bleiben 
auf dieser Ebene religiös-theologischer Reflexion weitgehend ausgeblendet, 
sie bedürfen auch gar nicht der Reflexion, da der göttliche Ratschluss sich 
unvermittelt offenbart und es am Ratsuchenden liegt, diese Offenbarung zu 
erkennen und die richtigen Schlüsse für die Tat daraus zu ziehen. Für eine 
philosophische oder wissenschaftliche Reflexion der Beratung, wie sie in 
der Spätantike und dann wieder in der Renaissance und der Moderne prak- 
tiziert wird, bleibt hier kein Platz. 

Die historische Semantik von Rat und Tat zeichnet sich jedoch durch 
eine mehrfach wiederkehrende und sich allmählich durchsetzende Hinwen- 
dung auf das Diesseits und den Menschen als Quelle von Wohlberatenheit 
aus. Dieses »säkularisierte« Beratungsverständnis begegnet uns in der an- 
tiken und spätantiken griechischen und römischen Philosophie, es wird in 
der Renaissance wiederbelebt und durch die Aufklärungsphilosophie, den 
Empirismus und den Positivismus, radikalisiert. Dieses Verständnis scheint 
sich in der heutigen wissenschaftlichen Semantik bis auf Weiteres durch- 
gesetzt zu haben. Die Verwissenschaftlichung von Beratung zeichnet sich 
durch eine zunehmende Reflexion auf den Sinn und Zweck von Beratung 
selbst aus, wie sie in der antiken Philosophie bereits angebahnt aber nicht 
weitergeführt wurde. Beratung erscheint als Medium eines gelingenden - 
sei es tugendhaften, psychisch gesunden oder handlungspraktisch erfolg- 
reichen - Lebens im Diesseits. Dies geht in einigen Fällen so weit, dass die 
Bezugnahme auf die Transzendenz und auf Ethik selbst als beratungsbe- 
dürftiges Problem erkannt wird (so bereits bei Epikur). Mafßgebend sind da- 
bei Vorstellungen der Perfektibilität bzw. Rationalisierbarkeit menschlichen 
Handelns durch Beratung, die jedoch weniger die Verbesserung von jensei- 
tigen Seligkeitsaussichten als vielmehr die bessere Bewältigung lebensprak- 
tischer Probleme zum Ziel haben. Die philosophische und wissenschaft- 
liche Reflexion auf Beratung zielt auf die Formulierung von Ratschlägen 
und Leitsätzen einer gelingenden Beratung. Philosophie und Wissenschaft 
werden so selbst - wie bereits bei Sokrates und Aristoteles - zu angewandter 
Beratung, womit wiederum Reflexionsgrenzen einhergehen. Diese Grenzen 
liegen nun nicht mehr in der unzugänglichen Transzendenz des göttlichen 
Ratschlusses, sondern vielmehr in der Unhinterfragbarkeit von irreflexiven 
Restvorstellungen, so zum Beispiel die »göttliche Stimme« bei Sokrates 
oder in heutiger Zeit die Unantastbarkeit des ratsuchenden Subjekts. 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass die vorausgesetzte Unterscheidung 
von Rat und Tat in verschiedenen Zeiten, gewissermaßen als Leitdifferenz, 
die Vorstellungen zu Beratung geprägt hat, wenngleich sich die semanti- 
sche Ausdeutung dieser Differenz beträchtlich unterscheidet. Die Leitdif- 
ferenz von Rat und Tat begegnet uns in den Epen Homers und der antiken 
Philosophie, in der christlichen Theologie, in der Aufklärungsphilosophie 
und in heutiger Zeit in den disziplinären Beratungsvorstellungen in den 


32 | System BERATUNG 


Sozial- und Geisteswissenschaften. Stets zielt Beratung auf die Befähigung 
des Ratsuchenden zum praktischen Tätigsein. Der Rat soll dem Ratsuchen- 
den je nach Umstand umsichtiges, listiges, tugendhaftes, gottgefälliges, 
aufgeklärtes, selbstverantwortliches oder rationales Handeln ermöglichen. 
Rat ist demnach nicht unmittelbar Tat, oder besser: eine reflexive, beratende 
Tat, die sich auf ein gelingendes Tätigsein bezieht und dies fördern will. 
Die gelingende, erfolgreiche Tat ist gleichsam das Versprechen, das Bera- 
tung seit jeher schon als Medium mitführt und reproduziert und das die 
Beteiligten zur Teilnahme an Beratung und zur Befolgung von Ratschlägen 
motiviert. Die Unterscheidung von Rat und Tat darf aber nicht als eine ab- 
solute oder ontologische Differenz missverstanden werden, denn auch der 
Rat impliziert ein aktives Tätigsein. Dies wurde in der Geschichte immer 
wieder reflektiert und spiegelt sich auch in der Semantik, so etwa in der 
Vorstellung des »Mit-sich-zu-Rate-Gehens« (Homer), in der Betonung der 
Aktivität des Dialogisierens (die sokratische Maieutik), des beratenden Voll- 
zugs guter Handlungen (das aristotelische »Vorleben«) oder in heutiger Zeit 
in der Betonung des Aktivierens von Ressourcen, des Intervenierens oder 
Irritierens durch den Berater. Die Unterscheidung von Rat und Tat muss 
vielmehr als eine Differenz von Reflexionsstellen oder Beobachtungsstand- 
punkten verstanden werden: Die Tätigkeit des Beratens bezieht sich reflexiv 
auf die Tat des Ratsuchenden und setzt die Reflexion dieser Tat und ihrer 
Umstände aus einer anderen Perspektive voraus. Die Semantik macht deut- 
lich, dass wir, um überhaupt von Beratung sprechen zu können, Rat und 
Tat unterscheiden müssen, ohne aber dem Rat den Charakter einer reflexiv 
informierten Tätigkeit abzusprechen. Dies bedeutet, dass sowohl dem Rat- 
suchenden wie dem Berater die Fähigkeit und auch die Freiheit des Han- 
delns unterstellt werden müssen. Eine Person, die keine Handlungsfähig- 
keit und -freiheit besitzt, kann weder beraten werden, noch selbst beraten. 
Die Unterstellung von Handlungs- und Willensfreiheit auf beiden Seiten 
muss als konstitutive Voraussetzung, oder besser: als konstitutive »Fiktion 
der Beratung« (Fuchs 2006: 25), gesehen werden. Auf der Seite des Ratsu- 
chenden erzeugt erst die Freiheit, unterschiedlich handeln zu können, das 
beratungsrelevante Problem der Auswahl der zuträglichen Handlung. Auf 
der Seite des Beraters ist die Freiheit vorausgesetzt, sich Problemen beratend 
zu- oder abwenden zu können. 

Dieser Gedanke der Handlungs- und Willensfreiheit findet sich bereits 
in der antiken Philosophie als prinzipielle Möglichkeit, sich tugendhaft oder 
untugendhaft verhalten, oder in der mittelalterlichen Theologie, sich für 
oder gegen ein gottgefälliges Leben entscheiden zu können. Auch in heuti- 
ger Zeit wird die Freiheit und Autonomie des Ratsuchenden betont, welcher 


3 | In der deutschen Sprache zeigt sich dies semantisch an den althochdeut- 
schen Begriffen rät und räten. Das räten meint ein tätiges Fürsorgen, »jemand mit 
etwas ausstatten« (Bora 2007: 128), das die gegenwärtige und zukünftige Existenz 
sichern bzw. entsprechendes Handeln ermöglichen soll - von daher kommen auch 
Begriffe wie Vorrat oder Unrat (vgl. Grimm/Grimm 1893: 156ff.). 
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seine Probleme letztlich nur selbst lösen kann, selbst handeln muss und 
somit auch dafür verantwortlich bleibt. Aufseiten des Beraters wird betont, 
dass er aus freiem Willen beraten muss und nur aus freiem Willen beraten 
kann. Beratung musste, obwohl dies erst spät reflektiert wurde, die Hand- 
lungs- und Willensfreiheit des Ratsuchenden wie des Beraters immer schon 
voraussetzen, d.h. die Tat weder als durch göttliche Fügung noch durch 
Schicksal vorherbestimmt ansehen, um sich selbst die nötigen Freiheitsgra- 
de zum eigenen Vollzug zu schaffen. Deshalb konnten Ratschläge für sich 
genommen seit jeher nur fakultative Geltung beanspruchen. Während die 
Gebote der Welt des Verbindlichen und der absoluten Geltung entspringen, 
da sie vom Anspruch her keine Wahl und keine Freiwilligkeit dulden, sind 
die Ratschläge seit jeher dem Bereich des Fakultativen und Freiwilligen vor- 
behalten. Dies zeigt sich bspw. im Verhältnis von Praecepta und Consilia 
in der Patristik, von dianoetischen und ethischen Tugenden bei Aristote- 
les, des kategorischen Imperativs und den hypothetischen Imperativen bei 
Kant oder, in jüngster Zeit, von Instruktion (Anweisung) und Beratung in 
der heutigen Beratungspsychologie. In der Semantik von Rat und Tat war 
der Status des autonomen und reflexionsfähigen Subjekts immer schon vor- 
ausgesetzt - auch wenn der Mensch als Subjekt erst spät entdeckt wurde 
und Handlungsfreiheit nicht mehr nur Ausdruck menschlicher Unvollkom- 
menheit und Fehlbarkeit war. An diese semantischen Voraussetzungen, der 
Unterscheidung von Rat und Tat sowie den damit implizierten Freiheits- 
unterstellungen, will ich im Folgenden anschließen und eine idealtypische 
Bestimmung der Funktion und Form von Beratung vornehmen. 


l. Teil: Entscheidung und Beratung 


1. Die Paradoxie der Entscheidung 


Die vorhergehende Analyse hat auf die Leitunterscheidung von Rat und Tat 
aufmerksam gemacht. Ich möchte im Folgenden daran anschließen und die 
Frage stellen, unter welchen Bedingungen die Tat für den Handelnden zum 
Problem wird und Beratungsbedarf erzeugt. Ich interpretiere die Unter- 
scheidung im Folgenden nicht als zurechnungsfähiges Schema der Kom- 
munikation, das in Kommunikation verwendet wird und das diese als Be- 
ratung qualifiziert (vgl. Fuchs/Mahler 2000; Buchholz 2008), sondern ich 
verwende sie als Semantik, deren Voraussetzungen ich zur Grundlage einer 
idealtypischen Bestimmung von Beratung nehme. 

Die Semantik von Rat und Tat hat gezeigt, dass sich der Rat stets auf eine 
Tat bezieht, die der Ratsuchende vollziehen kann, die diesem jedoch aus 
unterschiedlichen Gründen als unsicher und problematisch erscheint. Es 
liegt aber auch auf der Hand, dass nicht jede Tat als unsicher, problematisch 
und entsprechend als beratungsbedürftig erfahren wird. Beispiele liefert die 
Begriffsgeschichte, etwa im Fall von Achilles, der aufgrund seiner gottge- 
gebenen Tugendhaftigkeit gewissermaßen aus dem Gefühl heraus immer 
das Richtige tat, gerade weil er nicht darüber reflektierte. Er ließ sich von 
seinen Gefühlen leiten und vollzog gewissermaßen instinktiv die richtige 
Handlung. Unproblematisch war auch das tätige Leben der Mönche in den 
Klöstern, da es von vornherein auf der sicheren Seite stand — auch wenn 


1 | Gegen die »schematheoretische« Konzeption von Beratung ließe sich ein- 
wenden, dass auch sie (implizit) einen idealtypischen Beratungsbegriff voraussetzen 
muss, der sich nicht empirisch - d.h. als empirisches Kommunikationsschema - va- 
lidieren lässt. Der Beratungsbegriff wird empirisch in unterschiedlichsten Varianten 
verwendet, die selten den voraussetzungsvollen Bedingungen des postulierten Be- 
ratungsschemas (Rat und Tat) entsprechen - bzw. idealtypisch gar nicht entsprechen 
können. »Beratung« funktioniert ja gerade auch dann, wenn sie nicht berät, sondern 
zur Tat anweist oder die Tat gar selbst ausführt. Eine schematheoretische Konzeption 
von Beratung müsste konsequenterweise unterschiedlichste Beratungsschemata in 
Rechnung stellen und müsste auf die Rekonstruktion des »einen« Beratungssche- 
mas verzichten, nach dem Motto: Beratung ist, was sich als »Beratung« kommuni- 
zieren lässt. 
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gelegentliche Zweifel aufkommen konnten. Der Mönch sollte aus seinem 

bedingungslosen Glauben heraus den göttlichen Geboten und den darauf 

bezogenen klösterlichen Traditionen und Ritualen folgen. Außerhalb der ge- 
schützten Mauern des Klosters war der einfache Mensch mit zahlreichen 

Versuchungen konfrontiert, die den beratenden Beistand des Priesters nötig 

machten. Gefühlsgeleitetes, traditionales oder gewohnheitsmäßiges Han- 

deln müssen als weitgehend unproblematisch angesehen werden, sie be- 
dürfen demzufolge auch nicht der Beratung. In Anlehnung an Schimank 

(2005: 45ff.) lassen sich diese Formen des Handelns wie folgt beschreiben:? 

e  Gefühlsgeleitetes Handeln ist eine »expressive Reaktion« des Handelnden 
auf seine momentane Situation. Es wird nicht bewusst reflektiert und 
erfolgt spontan aus der momentanen Affektlage, aus innerer Notwendig- 
keit heraus. 

e  Traditionales Handeln folgt unhinterfragten normativen und kognitiven 
Erwartungen aus einer äußeren Notwendigkeit heraus. Es ist durch eta- 
blierte Sitten, Bräuche und Umgangsformen determiniert, an die ge- 
glaubt wird und die reflexiv nicht verfügbar sind. 

e  Routinisiertes Handeln folgt bewährten Programmen bzw. führt diese 
Programme aus. Routinen sind zwar reflexiv verfügbar und können ge- 
plant und geändert werden, ihr Zweck besteht jedoch wesentlich darin, 
von zeitaufwendiger Reflexion zu entlasten (vgl. auch Luhmann 1994d). 


Diese Formen des Handels sind insofern für den Handelnden unproble- 
matisch, als sie notwendig erscheinen und im Moment des Handelns nicht 
der Reflexion ausgesetzt sind. »Auf traditionales, routineförmiges und auch 
spontan durchgeführtes Handeln trifft gleichermaßen zu, dass die Akteure 
situativ sofort wissen, was sie zu tun haben« (Schimank 2005: 48). Dies 
meint nicht, dass entsprechende Taten nicht im Nachhinein der Reflexion 
unterzogen werden können, was dann ex post Beratungsbedarf nach sich 
ziehen kann. In vielen empirischen Fällen scheint der Zweck der Beratung 
gerade darin zu bestehen, unreflektierte Handlungen im Nachhinein zu re- 
flektieren und zu rationalisieren. Gemeint ist vielmehr, dass solche Hand- 
lungen im Moment als notwendig erscheinen und der Handelnde sich weni- 
ger als Subjekt des Handelns denn als ein Vollzugsorgan innerer und äuße- 
rer Notwendigkeiten wahrnimmt. 

Zum Problem wird die Tat dann, wenn ihre eigene Kontingenz mitbeob- 
achtet wird, wenn sie dem Handelnden möglich und zugleich nicht notwen- 
dig erscheint (zum Begriff der »Kontingenz« vgl. Luhmann 1996a: 47). Die- 
se Bedingung der Handlungsfähigkeit wie der Freiwilligkeit des Handelns 
ist mit Blick auf die Semantik von Rat und Tat wie gesehen eine zentrale 
Voraussetzung für Beratung. Die Kontingenz einer Handlung, ihre Mög- 
lichkeit und Nicht-Notwendigkeit, ist dabei kein objektives Faktum, sondern 


2 | Die folgenden Handlungstypen werden von Schimank in Anlehnung an 
Weber (1980: uff.) unterschieden. Sie sind entsprechend als Idealtypen sozialen Han- 
delns zu verstehen und von empirischen Handlungen zu unterscheiden. 
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vielmehr ein Produkt der Beobachtung der Handlung und der Situation, in 
der gehandelt wird. Dem einen Beobachter kann eine Handlung notwendig 
erscheinen, während sie für den anderen Beobachter lediglich eine Option 
darstellt, die verworfen werden kann (dazu unten mehr). Handlungskontin- 
genz bedeutet gleichzeitig Selektivität der Handlung und dadurch automa- 
tisch Unsicherheit und Risiko. Eine Tat, die auch anders möglich ist, ist not- 
wendigerweise selektiv, denn sie schließt in ihrem Vollzug andere mögliche 
Taten aus. Handeln wird so zur bewussten Selektion vor dem Hintergrund 
anderer Möglichkeiten - und dies unabhängig davon, ob die anderen Mög- 
lichkeiten bewusst mitreflektiert werden oder nicht. Die Wahrnehmung ver- 
schiedener Möglichkeiten erhöht die Unsicherheit des Handelnden über die 
auszuwählende Möglichkeit, und die Auswahl selbst wird zum Risiko, sich 
falsch zu entscheiden. Durch diese Reflexion setzt sich der Handelnde selbst 
als entscheidungsfähiges, »willkürliches« Subjekt des Handelns (vgl. Luh- 
mann 1993b: 288). Die Semantik von Rat und Tat macht genau dies deutlich, 
dass nämlich Beratung diese Entscheidungsfähigkeit und Willkürlichkeit 
konstitutiv voraussetzt. 

Damit sind wesentliche Bedingungen bezeichnet, unter denen die Tat 
für den Handelnden zu einem beratungsrelevanten Problem wird: Kontin- 
genz und Selektivität, Unsicherheit und Risiko. Diese Bedingungen sind we- 
sentliche Attribute einer Handlungsform, die in der soziologischen Theorie 
als Entscheiden bzw. als Entscheidungshandeln gefasst wird. Mit Schimank 
(2005: 48f.) kann Entscheidungshandeln wie folgt beschrieben werden: 

e  Entscheidungshandeln ist ein Handeln, das sich seiner eigenen Kontin- 
genz bewusst ist und sich als Selektion aus anderen Möglichkeiten des 
Handelns vollzieht. Aus der Selektivität der Entscheidungshandlung 
folgt deren Unsicherheit und Riskanz. 


Entscheidungshandeln unterscheidet sich von den anderen Formen sozialen 
Handelns somit dadurch, dass ihr eine spezifische Form der Reflexivität zu- 
grunde liegt, die bei den anderen Handlungen nicht vorhanden ist. Diese 
bestehen mithin ja gerade darin, dass von solcher Reflexion entlastet wird. 
Aus dieser höheren Reflexivität folgt gleichzeitig eine erhöhte »Kontextsen- 
sibilität« von Entscheidungen (vgl. Baecker 1999: 196), d.h. sie sind weniger 
stabil bzw. stärker dem Zeitlauf ausgesetzt. Daraus kann die These gefolgert 
werden, dass sich ein Bedarf an Beratung dann einstellt, wenn das handeln- 
de Subjekt seine Tat als kontingentes Produkt einer Entscheidung beobach- 
tet, sich in einer Situation der Unsicherheit und des Risikos wiederfindet, 
die es ohne Beizug von Beratung nicht bewältigen zu können glaubt. In An- 
lehnung an Gotthard Günther (1979c: 208) verstehe ich die Subjektivität des 
Menschen als dessen Fähigkeit zur bewussten Erkenntnis von Welt und zum 
willentlichen Verhalten gegenüber dieser Welt. Beides zusammen, Kognition 
und Volition, machen den Menschen zum Subjekt (vgl. auch Kap. 1.11). 

Die besagte Kontingenzreflexion, die eine Handlung zur Entscheidung 
macht, kann sich auf gegenwärtige oder zukünftige Handlungen beziehen, 
sie kann auf aktuelle oder potenzielle, auf faktische oder fiktive Handlungen 
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rekurrieren. Sie kann sich auf einmalige oder wiederholbare Handlungen 
richten, auf Einzelhandlungen wie auf Handlungsprozesse oder -felder. Je 
nachdem, auf was sich die Kontingenzreflexion bezieht und welche Hand- 
lungsprobleme sie dadurch hinaufbeschwört, wird auch die Art und Weise 
der Beratung variieren. Beratung kann das antike »Mit-sich-zu-Rate-Gehen« 
ebenso umfassen wie die kommerziellen Angebote professioneller Berater, 
sie kann von externen Dienstleistern wie von internen Funktionären oder 
Stabsstellen erbracht werden, sie kann kurz- oder langfristig angelegt sein, 
auf Veränderung oder Bewahrung abzielen, Schadensminimierung oder 
Gefahrenprävention bezwecken etc. Alle diese Variationen kommen vor und 
sollen auch theoretisch möglich und denkbar sein. Ihnen gemeinsam ist ein 
erhöhtes Kontingenzbewusstsein, welches als notwendige wenn auch nicht 
hinreichende Bedingung der Möglichkeit von Beratung gesehen werden 
muss. Die Plausibilität dieser These zeigt sich mit Blick auf die Semantik 
von Rat und Tat, in der immer in Zeiten erhöhten Kontingenzbewusstseins 
-in der Spätantike, in der Renaissance oder in der Spätmoderne - eine ver- 
stärkte Hinwendung zum Thema Beratung beobachtbar ist, was sich dann 
jeweils in neuen semantischen Blüten ausdrückt. Erhöhtes Kontingenzbe- 
wusstsein steigert die »Fakultativität« des Handelns, die Möglichkeiten des 
Handelns wie den Zwang zur Selektion. Es qualifiziert Handeln zur mehr 
oder weniger riskanten Entscheidung und kann vor diesem Hintergrund 
Beratungsbedarf auslösen. 


I. Entscheidung und Beobachtung 


Wenn wir also etwas über Beratung erfahren wollen, dann müssen wir uns 
näher mit dem Entscheidungsbegriff auseinandersetzen. Was heißt Ent- 
scheiden und welche Bedingungen müssen vorausgesetzt sein, damit ent- 
schieden werden kann? Die klassische Entscheidungstheorie versteht die 
Entscheidung als Vorgang der Auswahl aus einer Reihe von Alternativen des 
Handelns. Diese Alternativen werden im Akt des Entscheidens in aktuelle 
Handlungen und verworfene Alternativen transformiert. Es geht dann für 
den Entscheider darum, möglichst alle Alternativen einer Entscheidungs- 
situation zu berücksichtigen, zu evaluieren, um die optimale Entscheidung 
treffen zu können. Eine optimale Entscheidung ist dann der Fall, wenn der 
Entscheider in Kenntnis seiner stabilen Präferenzen die Alternative so wählt, 
dass ein Maximum an Zweckerfolg erreicht wird (vgl. Kirsch 1970: 27). Dies 
ist in Situationen der Sicherheit über die eintretenden Konsequenzen von Al- 
ternativen prinzipiell möglich. Problematisch wird die Entscheidung erst bei 
unvollständiger Information über die tatsächlich eintretenden Konsequen- 
zen der Alternativen. Entscheidung unter Risiko bedeutet gemeinhin, dass 
der Entscheider bei der Entscheidung nur die Eintrittswahrscheinlichkeiten 
der Alternativen kennt und auf dieser Grundlage wählt, Entscheidung unter 
Unsicherheit ist dann der Fall, wenn er nicht einmal die Wahrscheinlich- 
keiten kennt (vgl. Kirsch 1970: 29ff.). Die klassische Entscheidungstheorie 
sucht dann nach Entscheidungsregeln und -kriterien, welche eine rationale 
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Wahl unter der Bedingung von Risiko und Unsicherheit begründen oder 
zumindest anleiten können. 

Problematisch an diesem Entscheidungsbegriff ist der Umstand, dass 
die Präferenzen und Alternativen vorausgesetzt, d.h. als unabhängige Va- 
riablen der intransitiven Bedürfnisstruktur des Entscheiders (Präferenz) 
und der objektiv gegebenen Entscheidungssituation (Alternativen) zuge- 
rechnet werden. Damit wird das bereits angesprochene zentrale Moment 
des Entscheidens, die Kontingenzreflexion und deren kognitive wie soziale 
Voraussetzungen, ausgeblendet. Dieser blinde Fleck der klassischen Ent- 
scheidungstheorie wird in der Literatur denn auch aus unterschiedlichen 
Perspektiven kritisiert. So wird die generalisierte Unterstellung nutzenmaxi- 
mierenden Entscheidens als empirisch unangemessen zurückgewiesen und 
damit gleichzeitig auf andere, nicht entscheidungsförmige Handlungsmodi 
verwiesen. Sehr oft entscheiden Menschen gar nicht, oder sind sich dessen 
nicht bewusst. Zudem scheuen sie den Aufwand einer weitreichenden Alter- 
nativensuche und wählen »inkremental« die befriedigende Alternative oder 
passen ihre Ziele den vorhandenen Mitteln an (vgl. Simon 1997: 77ff.; March/ 
Simon 1993: 159ff.; Lindblom 1969: 154ff.). Entscheidungen unterliegen im- 
mer Rationalitätsbeschränkungen, die mit der Entscheidungssituation, den 
sozialen Entscheidungskontexten, den entsprechenden Erwartungen sowie 
den kognitiven Beschränkungen des Entscheiders zusammenhängen. Ent- 
scheidungen sind in Abhängigkeit ihrer Prämissen bestenfalls »begrenzt« 
rational (vgl. Luhmann 1984: 600f.; Simon 1997: 93ff.; March/Simon 1993: 
167ff.). Die Präferenzen der Entscheider sind nicht objektiv, sondern stets 
subjektiv gegeben. Sie werden situativ ausgebildet und sind folglich über die 
Zeit hinweg nicht stabil und transitiv geordnet (vgl. Lindblom 1965: 139ff.; 
Simon 1997: 73ff.; Luhmann 1999: 37ff.). Schließlich entspricht Rationalität 
selbst einer kommunikativen Konstruktion, mit der sich Handeln rationali- 
sieren und motivieren lässt. Gerade in Organisationen wird viel Zeit darauf 
verwendet, die Bemühungen um rationales Entscheiden kommunikativ dar- 
zustellen (vgl. Weick 1995: 77ff.; Brunsson 1982: 38ff.). 

Diese verschiedenen Kritikpunkte am klassischen Entscheidungsbegriff 
kommen darin überein, dass die vorausgesetzten Prämissen der Wirklich- 
keit nicht standhalten, weil sie die reflexiven Voraussetzungen des Entschei- 
dens ausblenden. Präferenzen ebenso wie Alternativen des Entscheidens lie- 
gen nicht einfach objektiv vor, sondern müssen beobachtet werden, um zur 
Grundlage einer wie immer rationalen Auswahl gemacht werden zu kön- 
nen. Die genannten Entscheidungstheorien beleuchten diese Voraussetzun- 
gen und rücken die strukturellen Voraussetzungen der Beobachtung - auch 
Entscheidungsprämissen genannt - in den Vordergrund. Je nach Theorie- 
präferenz stehen dabei eher die kognitiven Prämissen der Informationsver- 
arbeitung (so bei verhaltenswissenschaftlichen Ansätzen) oder aber die so- 
zialen Prämissen von Entscheidungskontexten (so bei systemtheoretischen 
Ansätzen) im Vordergrund. Ich möchte hier den systemtheoretischen Weg 
einschlagen, da er nicht allein die sozialen Bedingungen des Entscheidens 
zu erhellen erlaubt, sondern zudem den zentralen Aspekt der Kontingenz- 
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reflexion und die damit einhergehenden Beobachtungsvoraussetzungen zu 
bestimmen ermöglicht. Der Entscheidungsbegriff erfährt hier eine beob- 
achtungstheoretische Reformulierung, was weiterführende Rückschlüsse 
auf Beratung, aufihre Funktion und Form, erlaubt. Die Frage, die zunächst 
geklärt werden muss, lautet entsprechend: Was heißt Beobachten und in 
welchem Verhältnis steht Beobachtung zur Entscheidung? 

Der Begriff der Beobachtung, wie er hier verwendet wird, rekurriert auf 
verschiedene Quellen, so u.a. aus der Biologie (vgl. Maturana 1985), der Ma- 
thematik und Logik (vgl. Spencer Brown 1969), der Neurophysiologie (vgl. 
Förster 1985) und der Soziologie (vgl. Luhmann 1990). Gemeinsamer Nen- 
ner ist die Idee der Selbstreferenz als Bestimmungsmoment kognitiver Sys- 
teme, wie sie in den Arbeiten von Heinz von Förster ihren folgenreichsten 
Ausdruck gefunden hat (vgl. Förster 1984). Formal betrachtet entspricht die 
Beobachtung einer zeitpunktspezifischen Operation, sie hat insofern Ereig- 
nischarakter. Als Operation trifft die Beobachtung eine Unterscheidung, 
um eine Seite der Unterscheidung zu bezeichnen. Mit Luhmann (1995a: 
47) gesprochen: »Beobachten ist das unterscheidende Bezeichnen«. Beide 
Schritte, Unterscheidung und Bezeichnung, müssen vollzogen werden, da- 
mit beobachtet werden kann: ohne Bezeichnung des Unterschiedenen keine 
Beobachtung, ohne Unterscheidung keine Bezeichnung. Die Beobachtung 
fasst beide Schritte, Unterscheiden und Bezeichnen, in ein und derselben 
Operation zusammen. Beobachtung umfasst insofern beide Fähigkeiten der 
Subjektivität: Kognition und Volition. Während die Unterscheidung für die 
kognitive Fähigkeit der Subjektivität steht, markiert die Bezeichnung die vo- 
litive Fähigkeit zur Entscheidung für die eine Seite - und nicht die andere 
(vgl. Kaehr 1991: 3; Günther 1979c: 208). In dieser allgemeinen Fassung ent- 
spricht Beobachtung einer Grundoperation, die sowohl die Tat (Entschei- 
dung) als auch den Rat (Beratung) umfasst. Mit anderen Worten: Handeln 
wie Raten sind gleichermaßen Formen der Beobachtung, wobei das aktive 
Moment von Tat und Rat, das sich wie gesehen durch Freiwilligkeit aus- 
zeichnet, dem volitiven Teilschritt der Bezeichnung entspricht. 

Diese formaltheoretische Bestimmung ermöglicht es, einige Besonder- 
heiten der Operation »Beobachtung« aufzuzeigen. Wie gesagt trifft die Be- 
obachtung eine Unterscheidung, um die eine und nicht die andere Seite zu 
bezeichnen. Die beiden Seiten der Unterscheidung sind absolut geschieden: 
Entweder der bezeichnete Sachverhalt befindet sich auf der einen oder auf 
der anderen Seite - ein Drittes ist ausgeschlossen. Der Übergang von der 
einen zur anderen Seite ist zwar möglich, erfordert jedoch das »Kreuzen« 
der Grenze und daher Zeit (vgl. Spencer Brown 1997: 1f., 5ıf.). Die Logik 
der Beobachtung ist insofern eine zweiwertige Logik, sie operiert mit zwei 
Werten, die in einem Verhältnis der Negation zueinander stehen. Beispiel- 
haft hierfür ist die klassisch (aristotelische) Beobachtungsunterscheidung 
von Subjekt und Objekt. Die beiden Seiten der Subjekt/Objekt-Unterschei- 
dung sind absolut geschieden, was eine vollständige und eindeutige Zuord- 
nung erlaubt: Die Welt lässt sich ohne Restbestand entweder in Subjekt oder 
Objekt aufspalten. Die Unterscheidung kann je nach Präferenz (Volition) 
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unterschiedlich bezeichnet werden, was wiederum Konsequenzen nach sich 
zieht. Um beim Beispiel zu bleiben: Während die Bezeichnung der Seite des 
Subjekts zum Idealismus führte, wies die Bezeichnung der Seite des Ob- 
jekts die Richtung zum Materialismus (vgl. dazu Günther 1963: 144ff.). 

Die Form der Beobachtung macht auf eine konstitutive Paradoxie auf- 
merksam, die mit ihrer Zweiwertigkeit zusammenhängt und Antwort auf 
die transklassische Frage gibt, ob alle Beobachtung sich in einfacher Zwei- 
wertigkeit erschöpft oder ob auf eine Aufhebung des letzten Reflexions- 
rests durch totale Reflexion gehofft werden darf (vgl. Günther 1963: 64f.). 
Die Paradoxie der Beobachtung liegt Förster (1996a; 1996b) zufolge darin 
begründet, dass sich die Beobachtung im Moment des Beobachtens nicht 
selbst mitbeobachten kann. Diese Blindheit der Beobachtung ist strukturell 
bedingt: Jede Beobachtung verwendet eine Unterscheidung mit zwei Sei- 
ten, von denen sie jedoch nur eine bezeichnen kann. Die andere, nicht-be- 
zeichnete Seite bleibt der Beobachtung ebenso verborgen wie die Einheit der 
Unterscheidung und damit die Beobachtung selbst. Blindheit ist Vorausset- 
zung für Sicht. Die Beobachtung selbst bleibt im Moment des Beobachtens 
unbeobachtbar, sie ist das ausgeschlossene Dritte, das nicht in den Bereich 
der Beobachtung eintreten kann und als Beobachtung gerade deshalb mög- 
lich wird. Beobachtung ist und bleibt eine zweiwertige Operation. Der dritte 
Wert, die Beobachtung selbst, würde die Zweiwertigkeit zum Kollabieren 
bringen und die Beobachtung verunmöglichen. Dies ist die Paradoxie der 
Operation Beobachtung, wir werden ihr im Zusammenhang mit der Logik 
der Entscheidung als Form der Beobachtung wiederbegegnen. 

Deutlich wird hier, dass die Paradoxie der Beobachtung dem Beobach- 
ter selbst verborgen bleiben muss, da sie ihm sonst den Boden der Zwei- 
wertigkeit unter den Füssen wegziehen würde. Der Beobachter sieht nicht, 
dass er nicht sieht, was er nicht sieht, er hat einen »blinden Fleck« der ihm 
das Beobachten ermöglicht, den er selbst jedoch nicht sehen kann - mehr 
noch: Er sieht nicht einmal, dass er ihn nicht sehen kann (zur Metapher des 
»blinden Flecks« vgl. Förster 1996a: 26f.; 1996b: 236f.). Jede Beobachtung 
hat ihren blinden Fleck, der ihr das Sehen ermöglicht. Die Ausleuchtung 
des blinden Flecks würde dem Beobachter zeigen, dass die »objektive« Welt 
seine eigene Projektion ist, ein Korrelat seiner kontingenten Beobachtungs- 
unterscheidung, so z.B. der Differenz von Subjekt und Objekt. Er würde sich 
selbst als Beobachter beobachten und erkennen, dass alles, was er sieht, von 
seinem Beobachtungsstandpunkt abhängt. Der Beobachter ist mithin sein 
eigener blinder Fleck, er ist das ausgeschlossene Dritte seiner Beobachtung 
(vgl. Serres 1987: 365). Der Wiedereintritt des Beobachters in seine Beob- 
achtung würde die Paradoxie, die verdeckt ist, sichtbar machen und die Be- 
obachtung sogleich blockieren. Der blinde Fleck der Beobachtung lässt dies 
jedoch nicht zu: Er ist, mit anderen Worten, die Voraussetzung dafür, dass 
überhaupt beobachtet werden kann. 

Die Paradoxie der Beobachtung zeigt nun nicht nur Latenzen, sondern 
darüber hinaus auch die prinzipielle Möglichkeit an, Beobachtungen selbst 
beobachten zu können. Wie gesehen kann keine Beobachtung sich selbst 
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mitbeobachten. Dies schließt es jedoch nicht aus, Beobachtungen mithil- 

fe anderer Beobachtungen zu beobachten. Erforderlich ist hierzu eine neue 

Beobachtung, die die erste Beobachtungsunterscheidung unterscheidet 

und bezeichnet. Die Rückwendung der Beobachtung auf sich selbst erfor- 

dert demnach eine zweite Operation im Sinne eines »Wiedereintritts« der 

Unterscheidung in das durch sie Unterschiedene (vgl. Luhmann 1990: 83ff., 

479ff.). In Anlehnung an Förster (1984: 258f.) und Luhmann (1991c: 65ff.) 

können somit zwei Ebenen der Beobachtung unterschieden werden: die 

Ebene der Beobachtung erster und die Ebene der Beobachtung zweiter Ord- 

nung: 

e Auf der Ebene der Beobachtung erster Ordnung werden Sachverhalte be- 
obachtet. Die Welt erscheint hier objektiv gegeben, »zwischen Realität 
und Realitätsillusion [kann] nicht unterschieden werden« (Luhmann 
1998a: 93). Es ist die Ebene einfacher Beobachtung. Hier stellt sich für 
den Beobachter die Frage, was beobachtet wird. 

e Auf der Ebene der Beobachtung zweiter Ordnung werden keine Sachver- 
halte der objektiven Welt beobachtet, sondern Beobachtungen bzw. Be- 
obachter. Die beobachtete Welt erscheint hier als beobachterabhängiger 
Weltentwurf. Es ist die Ebene komplexer Beobachtung, auf der sich die 
Frage stellt, wie beobachtet wird. 


Dem Beobachter erster Ordnung erscheint die Realität als objektive, beob- 
achterunabhängige Realität. Er ist nicht in der Lage, seine Beobachtung in 
actu selbst zu beobachten und diese Realität in Bezug auf seine eigene Be- 
obachtung zu reflektieren. Der Beobachter erster Ordnung tritt, mit Kaehr 
(1991: 8) gesprochen, als Beobachter nicht ein »in den Bereich seiner Obser- 
vation, damit garantiert er die Objektivität seiner Beobachtung«. Dies än- 
dert sich im Übergang zur zweiten Ebene. Auf dieser höheren Ebene sieht 
er, dass die objektiv erscheinende Wirklichkeit ein subjektiver, beobachter- 
abhängiger Weltentwurf ist, ein Korrelat seiner Beobachtungsunterschei- 
dungen und daher kontingent, d.h. auch anders möglich. Die Beobachtung 
zweiter Ordnung macht, mit anderen Worten, die Kontingenz des Weltent- 
wurfs sichtbar und öffnet den Blick für andere Möglichkeiten der Beobach- 
tung. Der entscheidende Gewinn dieses Ebenenübergangs liegt darin, dass 
die Beobachtung zweiter Ordnung etwas sichtbar machen kann, was auf 
der Ebene erster Ordnung verborgen bleibt, nämlich den blinden Fleck der 
Beobachtung. Der Übergang ermöglicht einen Reflexionsgewinn, der sich 
auf der Ebene erster Ordnung nicht erzielen ließe. Genau darin liegen, so 
die These, die zentrale Bedingung und das Motiv von Beratung. Beratung 
scheint ihren Mehrwert in einer höheren Beobachtungsposition zu finden, 
die sie zur Beobachtung von Entscheidern prädestiniert. 

Am Begriff der Beobachtung wird gleichzeitig deutlich, dass auch die 
Beobachtung höherer Ordnung »bloße« Beobachtung ist, die einen blinden 
Fleck aufweist, den sie nicht gleichzeitig mitbeobachten kann. Mit anderen 
Worten: Auch die Beobachtung zweiter Ordnung sieht nicht, dass sie nicht 
sieht, was sie nicht sieht. Auch sie operiert aufihrer Ebene »blind« und setzt 
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den Schein von Objektivität als Bedingung ihrer eigenen Möglichkeit vor- 
aus. Dieser Schein kann erst auf nächsthöherer Ebene durchschaut werden, 
was diesen aber nicht auflöst, sondern nur um eine Ebene verschiebt. Man 
kann von der Ebene der Beobachtung zweiter Ordnung auf die Ebene dritter 
Ordnung übergehen und von dort auf die Ebene vierter Ordnung etc. (vgl. 
Abb. ı). An der prinzipiellen Paradoxie der Beobachtung ändert dies nichts. 
Dies bedeutet also, dass man im Übergang zur Beobachtung höherer Ord- 
nung der objektiven Wirklichkeit nicht näher kommt, man ist lediglich in 
der Lage, die Wirklichkeiten anderer Beobachter zu beobachten. 


Abbildung 1: Ebenen der Beobachtung 


Beobachter 
3.0. 


Beobachter p d 
2.0. 


Der Reflexionsgewinn, der sich über die Beobachtung von Beobachtern er- 
zielen lässt, ist insofern kein absoluter, sondern immer nur ein relativer, 
abhängig vom spezifischen Beobachtungsstandpunkt und der Beobach- 
tungsebene eines Beobachters. Damit ist gleichzeitig ein Verzicht auf wei- 
terreichende Perfektions- oder Absolutheitsansprüche angezeigt, wie sie der 
frühe Idealismus noch hegte. In Anbetracht der Unausweichlichkeit der Be- 
obachtungsparadoxie kann man in die Reflexionsfähigkeit des Subjekts kei- 
ne überzogenen Hoffnungen auf objektive Welterkenntnis mehr stellen. 


3 | Luhmann (1996a: 593ff.; 1998a: 867ff.) würde sagen, dass das Subjekt der alt- 
europäischen Aufklärungstradition in heutiger Zeit ohnehin keine sinnvolle Beobach- 
tungskategorie mehr darstellt. Der Subjektbegriff sei mit der Entdeckung des Beob- 
achters und seines blinden Flecks hinfällig geworden. Es ist dies zum einen eine sehr 
verkürzte Darstellung der »alteuropäischen« Subjektphilosophie, die insbesondere den 
subjektphilosophischen Ausführungen des von Luhmann gerne in Anspruch genom- 
menen Gotthard Günther nicht gerecht wird. Zum anderen könnte sich auch Luhmann 
die Frage nach der Bedingung der Möglichkeit von Differenz stellen, was unweigerlich 
transzendentallogische Voraussetzungen seiner Theorie sozialer Systeme ins Blickfeld 
rücken würde (vgl. Merz-Benz 2000). Luhmanns kategorische Ablehnung von Fragen 
dieser Art dürfte wohl kaum höheren Reflexions- und Komplexitätsansprüchen genü- 
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An dieser Stelle zeigen sich Parallelen zwischen kybernetischer Beobach- 
tungstheorie und philosophischer Reflexionstheorie, wie sie Gotthard Gün- 
ther (1963) Anfang der 1960er Jahre formuliert hat. Försters Beobachter ent- 
spricht Gotthard Günthers reflektierendem Subjekt, anstelle von Beobach- 
tung spricht Günther von Reflexion. Ich möchte aus diesem Grund auf Gün- 
thers Reflexionsbegriff eingehen, um besagte Parallelen herauszuarbeiten 
und den Subjektbegriff wieder einführen zu können. Reflexion meint die 
»Zurückbiegung« (lat. reflectio) der Welt in das Bewusstsein des reflektieren- 
den Subjekts. Wie die Beobachtung auch ist Reflexion eine streng zweiwer- 
tige Operation, sie operiert mit den zwei logischen Werten, nämlich Subjekt 
und Objekt, unter Ausschluss eines Dritten. Reflexion konstituiert somit 
die Unterscheidung von Subjekt und Objekt, wobei der eine Teil (Subjekt) 
der Reflektierende ist, der andere (Objekt) der Reflektierte. Die Differenz 
von Subjekt und Objekt ist somit selbst eine Folge der Reflexion und nicht 
reflexionsunabhängig gegeben (vgl. Günther 1979a: 51). Wie bei Försters Be- 
obachtungskybernetik sieht auch Günther die Möglichkeit der Reflexion auf 
die Reflexion, d.h. die Möglichkeit der doppelten Reflexion, durch die das 
reflektierende Subjekt der Latenzen und Grenzen einfacher Reflexion und 
so der »klassischen« Welt ansichtig wird und diese überwinden kann. Dem 

Beobachter erster Ordnung entspricht das einfach reflektierende oder »klas- 

sische« Subjekt, das die irreflexive Objektivität reflektiert, dem Beobachter 

zweiter (höherer) Ordnung entspricht das doppelt reflektierende, »trans- 
klassische« Subjekt, das die erste Reflexion reflektiert. Dies ermöglicht die 

Unterscheidung verschiedener Reflexionsstufen, die sich durch ein unter- 

schiedliches Ausmaß an Reflexivität auszeichnen. Bei Günther (1963: 47ff.; 

1979a: 14f.) stehen diese Stufen gleichzeitig für unterschiedliche Entwick- 
lungsstufen des menschlichen Bewusstseins: vom archaischen Bewusstsein 
zum transklassischen Bewusstsein: 

e Irreflexivität bezeichnet die »nullte Reflexionsstufe«, in der einfach 
in Anderes reflektiert wird, die Welt unmittelbar und unvermittelt er- 
scheint und die Differenz von reflektierendem Subjekt und irreflexiver 
Objektivität noch gar nicht gemacht werden kann (vgl. Günther 1976a: 
49; 1979a: 14f.). \ 

e Reflexion meint die »erste Reflexionsstufe«, der Übergang vollzieht sich 
im Zuge der Reflexion auf die Welt in ihrer Irreflexivität. Die Welt wird 
in Subjekt und Objekt durchteilt, das Subjekt reflektiert die Objektivi- 
tät entweder richtig oder falsch. Es ist der Ort der klassischen aristoteli- 
schen Logik. 

« Doppelte Reflexion bezeichnet die »zweite Reflexionsstufe«, auf der das 
ausgeschlossene Dritte, die einfache Reflexion, selbst zum Gegenstand 
der Reflexion gemacht wird. Während das »klassische« Subjekt das Sein 


gen. Sie entspricht vielmehr einer Kontingenzausschaltung, wie sie Luhmann gerne 
seinen »alteuropäischen« Widersachern attestiert. 
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denkt, denkt das »moderne« Subjekt das Denken des Seins (Günther 
19798: 59). 


Abbildung 2 zeigt schematisch das Verhältnis der verschiedenen Reflexions- 
stufen, von Irreflexivität, Reflexion und doppelter Reflexion zueinander. 
Während die klassische Reflexion ausschließlich die Irreflexivität im Blick 
hat (dunkler Pfeil), bezieht sich die doppelte Reflexion sowohl auf die Irrefle- 
xivität, die einfache Reflexion und deren Relation (helle Pfeile).* 


Abbildung 2: Stufen der Reflexivität 


Irreflexivität 


doppelte 


Reflexion d 


Günther zufolge impliziert die transklassische Reflexionssituation damit 
ein neues subjektives Weltverhältnis. Das doppelt reflektierende Subjekt er- 
kennt auf dieser Reflexionsstufe, dass der Gegensatz von Subjekt und Objekt 
selbst Produkt der Reflexion ist. Der vormals strenge Gegensatz von Sein 
und Denken, von Objekt und Subjekt, auf dem das klassische Denken, die 
zweiwertige Logik wie auch die »klassische« Semantik von Rat und Tat auf- 
baut, wird in der doppelten Reflexion reflektiert und aufgelöst. Das Objekt 
der einfachen Reflexion verliert seine Unschuld und wird als Reflektiertes 


4 | Diese Irreflexivität — die Welt als Kosmos (Hesiod), als Reich Gottes (Johan- 
nes) oder als coincidentia oppositorum (Cusanus) — wurde in den Theologien des Mono- 
theismus immer wieder idealisiert und zum Ursprung bzw. Ziel des irdischen Lebens 
erklärt. Die Reflexion erschien dann als Abfall des Menschen vom göttlichen Absolu- 
ten, die Rückkehr ins Absolute als zentrales »Sehnsuchtsmotiv aller Weltreligionen« 
(Günther 1963: 85). Die Reflexion selbst wurde zum universellen Verdachtsmoment, 
das paradoxerweise selbst einer innerweltlichen Reflexionslogik entspricht, nämlich 
der mosaischen Unterscheidung von wahrem und falschem Gott (vgl. Assmann 2003). 
Diese Reflexionsfeindlichkeit zeigt sich beispielhaft in der frühen theologischen Bera- 
tungssemantik, die die Seligkeitsanratungen den absoluten Geboten kategorisch un- 
terordnen und die bedingungslose, d.h. reflexionslose Befolgung von Geboten als den 
besten und sichersten Weg zum Seelenheil postulieren — »Selig sind, die nicht sehen 
und doch glauben« (Joh. 20, 29). 
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erkennbar. Günther (1976b): 158) dazu: »Für die Reflexion auf die Reflexion 
gibt es kein absolut objektives Sein mehr, das unabhängig vom Denken be- 
schreibbar ist. Sein ist von jetzt an nur noch operables Reflexionsmotiv in- 
nerhalb des Systembereiches der doppelten Reflexion«. 

Die Entdeckung dieser Reflexionsstufe hat im Laufe der Moderne zu vie- 
lerlei Spekulationen über eine Aufhebung der schicksalhaften Distanz von 
Subjekt und Objekt geführt. Bei Hegel, einem der wichtigsten Entdecker, 
hat sie den Glauben genährt, durch die Reflexion auf alle bisherige Refle- 
xion (die totale Reflexion) den Geist selbst objektivieren und gewissermaßen 
durch die Hintertür zur göttlichen Alleinheit zurückkehren zu können. Um 
Günther (1963: 64f.) zu zitieren: 


»So schließt sich der Kreis! Das naive unmittelbare Bewusstsein begann da- 
mit, dass es sich einer objektiven, von ihm unabhängigen und dem Denken 
undurchdringlichen Außenwelt gegenüber sah (das Andere), das sich dann in 
ihm spiegelte (einfache Reflexion-in-sich). Das war die Situation des klassischen 
Denkens, die ein denk-transzendentales Ansichsein anerkannte. Darauf folgte, 
als nächste Stufe, die doppelte Reflexion-in-sich, die als Inhalt erstens das Ande- 
re, zweitens die Reflexion-in-sich und drittens das Verhältnis des Anderen zur 
ersten Reflexion-in-sich zu besitzen schien. Das wenigstens war der Glaube des 
transzendentalen Idealismus, der unerschütterlich davon überzeugt war, dass 
sich die ganze Wirklichkeit durch die göttliche Macht des dritten Denkens be- 
greifen und bewältigen ließ«. 


Dieser Glaube ist, so Günther weiter, zusammengebrochen. Der Versuch, 
die Reflexion unabhängig vom Standpunkt des reflektierenden Subjekts als 
totale Reflexion zu denken, sei gescheitert. Es habe sich gezeigt, dass auch 
dieses Denken seinen Standort hat, den es nicht selbst reflektieren kann. Es 
bleibt, mit anderen Worten, ein nicht reflektierbarer Reflexionsrest als aus- 
geschlossenes Drittes, und dieser Rest ist der Standort des »unglücklichen 
Bewusstseins«, das in der Reflexion nie zu sich selbst kommen wird (Gün- 
ther 1979a: 45). Dem entspricht genau Försters Feststellung, dass jede Beob- 
achtung, auch die höchster Ordnung, ihren blinden Fleck hat, den sie nicht 
selbst beobachten, was wiederum von einer anderen Beobachtungsstelle aus 
gesehen werden kann. Wenn dem so ist, dann macht es keinen Sinn mehr, 
wie die klassische Logik wahre und falsche Beobachtungen zu unterschei- 
den. Beobachtungen sind im klassischen Sinne nicht mehr wahrheitsfähig, 
denn dies würde eine objektiv gegebene und erkennbare Welt voraussetzen. 
Während dies auf der Ebene der Beobachtung erster Ordnung bzw. auf der 
ersten Reflexionsstufe noch der Fall scheint, sieht der Beobachter zweiter 
Ordnung bzw. das doppelt reflektierende Subjekt, dass die Welt nur ein Kor- 
relat einer kontingenten Beobachtung ist. 
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Damit komme ich auf die zweite, oben gestellte Teilfrage zurück: In welchem 
Verhältnis steht Beobachtung zur Entscheidung? Wie die obigen Ausführun- 
gen deutlich machten, kommt Beobachtung der Status eines Grundbegriffs 
zu. Handeln setzt Beobachtung, das Unterscheiden-und-Bezeichnen, kons- 
titutiv voraus. Ohne Beobachtung keine Handlung. Handlungsformen wie 
das gefühlsmäßige, das traditionale oder das routineförmige Handeln voll- 
ziehen sich mehr oder weniger unreflektiert auf der Ebene der Beobachtung 
erster Ordnung. Sie reflektieren einfach in eine »objektive« oder »subjektive 
Welt« und vollziehen sich im Rahmen dieser Reflexion gleichsam »blind«. 
Entscheidung dagegen stellt die Kontingenz von Handlungen in Rechnung, 
um sie als Alternativen zu behandeln und zur Entscheidung zu bringen. 
Dies heißt, dass die Entscheidung alternative Handlungen beobachtet, oh- 
ne sich freilich selbst der Beobachtung auszusetzen, denn dies würde die 
Entscheidung selbst kontingent setzen und damit erübrigen (vgl. Kap. ı.V). 
Genau diese Beobachtung von Handlungen ist mit dem obigen Begriff der 
Kontingenzreflexion gemeint. Eine solche handlungsbezogene Kontingenz- 
reflexion ist keineswegs selbstverständlich und in hohem Maße vorausset- 
zungsvoll. Dies ergibt sich allein aus der Beobachtung, dass sich ein großer 
Teil menschlichen Verhaltens und Handelns gar nicht als Entscheidung 
vollzieht oder nicht als solche erscheint. 

In Anlehnung an die obige Terminologie möchte ich den Entscheider 
als Beobachter erster Ordnung verstehen, der die Welt, die er beobachtet, 
auf bestimmte Weise vergegenwärtigt. Der Entscheider beobachtet eine 
scheinbar objektive Welt, die ihm gegenwärtig kontingente aber dennoch 
bestimmte Alternativen des Handelns offenhält. Seine Welt ist beides zu- 
gleich, geschlossen und offen. Sie ist so geworden, wie sie ist (geschlossen) 
und eröffnet ihm gerade dadurch verschiedene Alternativen in der Gegen- 
wart (offen). Die paradoxe Spiegelung von gleichzeitiger Geschlossenheit 
und Offenheit ist eine Folge der entscheidungsbezogenen Beobachtung ers- 
ter Ordnung. Diese ist Voraussetzung für jede Entscheidung, da es weder 
in einer vollständig determinierten noch in einer vollständig offenen Welt 
etwas zu entscheiden gäbe. Im ersten Fall wären keine Alternativen sicht- 
bar, im zweiten Fall wäre die Alternative selbst kontingent. Die besondere 
Form der Weltbeobachtung, die im Fall des Entscheidens vorausgesetzt ist, 
lässt sich anhand der drei Sinndimensionen, der Sach-, Zeit- und Sozialdi- 
mension, näher bestimmen Die folgende Aufgliederung nach Sinndimen- 
sionen zeigt gleichzeitig, wie voraussetzungsvoll und ihrerseits kontingent 


5 | Im Unterschied zu Luhmann (1971a: 25ff.; 1996a: 92ff.) verwende ich diese 
Sinndimensionen hier als analytische Dimensionen, die eine bessere Beschreibung so- 
zialer Phänomene ermöglichen sollen - dies ist Ausdruck des Bestrebens, Beratung als 
soziales Phänomen, als Kommunikationsphänomen, zu bestimmen. Tiefer reichende 
theoretische Ansprüche (auf Vollständigkeit) werden mit den Sinndimensionen nicht 


gestellt. 
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diese Form entscheidungsbezogener Beobachtung ist. Wie also wird eine 
Welt beobachtet, in der Entscheidungen möglich und geboten sind? Der sys- 
temtheoretische Entscheidungsbegriff Luhmanns gibt hierzu aufschlussrei- 
che Anregungen: 


In der Sachdimension muss die Tat, um als Entscheidung zu erscheinen, 
kausal als Differenz von Ursache und Wirkung ausgelegt werden. Die 
Handlung entspricht einer Ursache, die bestimmte Wirkungen bewirkt 
und diese Wirkungen finden in der Welt statt. Das heißt, dass auch die 
Welt kausal ausgelegt werden muss, als Gesamtheit aktueller und mög- 
licher Beziehungen von Ursache und Wirkung, in die die Handlung ur- 
sächlich und wirksam eingreifen kann. Die kausale Schematisierung 
von Welt und Handlung ist der Hintergrund, vor dem unterschiedliche 
Alternativen sichtbar werden (vgl. Luhmann 1999: 27). Verschiedene 
Ursachen können eine bestimmte Wirkung haben, umgekehrt können 
unterschiedliche Wirkungen auf eine Ursache zurückgeführt werden. 
Diese Zurechnungsprozesse sind hochgradig selektiv und kontingent, 
sie müssen aber vollzogen werden, um unterschiedliche Handlungen als 
Alternativen behandeln und zur Entscheidung bringen zu können. Ent- 
scheiden bedeutet daher immer auch das Risiko, die falsche Alternative 
zu wählen. Die Wahrnehmung von Entscheidung setzt somit im Kern 
die Beobachtung von Alternativität voraus, welche ihrerseits eine Ver- 
knüpfung von Handlung und Welt im Medium der Kausalität und die 
selektive Verknüpfung bestimmter Kausalfaktoren, bestimmter Ursa- 
chen und bestimmter Wirkungen, voraussetzt. In einer Welt, die nicht 
als endlicher oder unendlicher Kausalnexus beobachtet wird, kann bzw. 
muss nicht entschieden werden, ebenso wenig in einer Welt, die zwar 
kausalen Gesetzen folgt, sich jedoch nicht von menschlichen Handlun- 
gen bewirken lässt. 

In der Zeitdimension muss die Handlung als Entscheidung in der Gegen- 
wart verortet werden. Vergangenheit und Zukunft müssen dazu von 
der Gegenwart getrennt und in ein spezifisches Verhältnis gebracht 
werden. Die Vergangenheit wird als vergangen und nicht mehr änder- 
bar (geschlossen) beobachtet, wobei ihr Verlauf die gegenwärtigen Al- 
ternativen determiniert: Die Alternativen bestehen heute, weil sich die 
Vergangenheit so und nicht anders ereignet hat. Die Zukunft muss da- 
gegen als offen und »änderbar« beobachtet werden. Ihre Richtung wird 
durch die gegenwärtigen Entscheidungen kausal determiniert (vgl. Luh- 
mann 1993b: 290f.). Die Orientierung der Entscheidung gilt demnach 
ihrer offenen Zukunft, die Vergangenheit kann jedoch instruieren, da 
die Gegenwart gleichzeitig das Produkt vergangener Entscheidungen 
ist. Die Wahrnehmung von Entscheidung setzt somit die Trennung der 
Zeithorizonte Vergangenheit und Zukunft voraus. Sie vergegenwärtigt 
Vergangenheit als »geschlossene«, Zukunft dagegen als »offene Kontin- 
genz« (Luhmann 2000a: 140f.). Die Gegenwart ist dabei die Schnittstelle, 
in der Entscheidungen stattfinden. Ihre Entscheidungen determinieren 
die zukünftigen Gegenwarten, was wiederum bedeutet, dass Zukunft 
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tendenziell als Risiko der Entscheidung erscheint (Luhmann 2003: 45). 
In einer Welt mit zyklischen Zeitvorstellungen, in der Gegenwart und 
Zukunft als Wiederkehr des Vergangenen erscheinen, gibt es keine Ent- 
scheidungen zu fällen. 

e Inder Sozialdimension müssen Entscheider und Betroffene unterschie- 
den werden. Im Fall der Selbstzurechnung von Entscheidung muss sich 
der Handelnde selbst als Subjekt der Entscheidung beobachten. Ihm ob- 
liegen die Selektion einer bestimmten Möglichkeit und der Ausschluss 
der anderen Möglichkeiten. Das heißt in jedem Fall, dass die Entschei- 
dung nicht durch äußere Umstände determiniert sein kann oder bereits 
entschieden ist. Im eigenen Fall heißt es, dass nicht andere - sei es der 
Lebenspartner, die Vorgesetzte, die Organisation oder eine andere »hö- 
here Macht« - für ihn entscheiden oder die Prämissen so setzen, dass 
die Handlung nicht mehr als eigene Entscheidung erscheint. Die Unter- 
scheidung der eigenen Person als Subjekt der Entscheidung von den an- 
deren als bestenfalls Betroffene oder Berater ist die Voraussetzung dafür, 
dass die eigene Handlung sich als eigene Entscheidung zeigt. Der Ent- 
scheider muss die Konsequenzen und die Verantwortung selbst tragen. 
Während die Entscheidung für den Entscheider so automatisch zum Ri- 
siko wird, bedeutet sie für die Betroffenen eine potenzielle Gefahr (vgl. 
Luhmann 2003: ıuff.). Dies bleibt nicht ohne Folgen für Konsens- und 
Dissenschancen und macht die Zurechnung von Entscheidungen zu 
einem wichtigen Thema. Auch hier kann gesagt werden, dass in einer 
Welt, die keine Individuen oder Subjekte kennt, nicht entschieden wer- 
den muss und kann. Handeln ist je nachdem Ausdruck eines göttlichen 
Willens, einer schicksalhaften Bestimmung oder Ausfluss falschen Be- 
wusstseins - und damit nicht entscheidbar. 


Erst wenn der Beobachter diese dreidimensionale Schematisierung der 
Welt vollzieht, erscheint die Handlung als kontingente Alternative einer 
Entscheidung. Anders gesagt: Diese reflexiven Schematisierungen statten 
die Handlung mit der Kontingenz aus, die sie als Entscheidungsalternative 
qualifiziert. Die Schematisierungen sind hochgradig voraussetzungsvolle 
Beobachtungsleistungen, die sich wechselseitig bedingen. Der spezifische 
Zeitbezug der Entscheidung ist bereits im Kausalschema angelegt, wobei 
die zeitliche Asymmetrisierung von (geschlossener) Vergangenheit und (of- 
fener) Zukunft der Alternativität ihre spezifische Form und Zukunftsaus- 
richtung gibt. Die Auszeichnung des Subjekts lokalisiert die treibende Kraft 
hinter dem Kausalprozess, der sich als intentionaler Akt des Entscheidens 
darstellt und dadurch beobachtbar und auch zurechenbar wird. Die soziale 
Zurechnung auf Entscheider setzt sachlich Kausalität voraus. Die Zeitstruk- 
tur der Entscheidung setzt den Entscheider unter aktuellen Zugzwang und 
richtet seinen Blick auf die Konsequenzen der Entscheidung. 

In Weiterführung dieser Überlegungen und in Anlehnung an Luhmann 
(981c) kann die allgemeine Form der Entscheidung demnach als doppel- 
te Einheit begriffen werden. Die Einheit der Entscheidung besteht zum 
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einen in der Differenz der Alternativen. Es handelt sich hier wie gesehen 
um gegenwärtige Alternativen des Handelns. Diese sind für sich genom- 
men kontingent, jedoch von der Vergangenheit determiniert und bewirken 
Wirkungen in einer offenen Zukunft. Dem Subjekt der Entscheidung ob- 
liegen die Auswahl einer Alternative und der Ausschluss der anderen. Zum 
anderen besteht die Einheit der Entscheidung in der gewählten Alternative 
selbst. Die Alternative bewirkt die Zukunft und ist die Folge eines kontin- 
gent-selektiven Aktes der Auswahl von Alternativen durch den Entscheider. 
Luhmann (1981c: 338) zufolge vollzieht sich dann die Substitution der ersten 
Einheit durch die zweite. Am Anfang steht die offene Kontingenz verschie- 
dener Alternativen, am Ende die geschlossene Kontingenz der gewählten 
Alternative. Die Entscheidung selbst überführt offene in geschlossene Kon- 
tingenz (vgl. Luhmann 1984: 595). 

Diese Formbestimmung verweist auf zwei unausweichlich mit Entschei- 
dung verbundene Merkmale, die weiter oben bereits unter klassischen Vor- 
zeichen bezeichnet wurden: Unsicherheit und Risiko. Dadurch, dass Ent- 
scheidung offene in geschlossene Handlungskontingenz verwandelt, trans- 
formiert sie gleichzeitig Unsicherheit in Risiko (vgl. auch Schon 1967: 25). 
Die Qual vor der Wahl, die Unsicherheit darüber, was gewählt werden soll 
und was die Konsequenzen sind, wird substituiert durch die Qual nach der 
Wahl, nämlich das Risiko, das Falsche gewählt zu haben (vgl. Schimank 
2005: 51). Unsicherheit und Risiko sind beide unmittelbarer Ausdruck der 
Kontingenz des Entscheidens, sie bilden den Kern dessen, was für den Ent- 
scheider das Problem der Entscheidung ausmacht und was letztlich auch 
einen Bedarf an Beratung nach sich zieht. 


IV. Prämissen und Probleme des Entscheidens 


Auf der Grundlage dieser allgemeinen Formbestimmung stellt sich weiter 
die Frage, wie es dazu kommen kann, dass sich eine so voraussetzungsvol- 
le Operation überhaupt vollziehen kann. Mit anderen Worten: Wie werden 
Entscheidungen trotz der Kontingenz ihrer Alternativen möglich und wahr- 
scheinlich? Wenn schlichtweg alles denkbar und möglich wäre, dann hätten 
die Alternativen keinen Orientierungswert, die Unsicherheit und das Risiko 
würden sich ins Unermessliche steigen und man würde es bleiben lassen. 
Es braucht also einschränkende Bedingungen des Möglichen, die den Beob- 
achtungs- und Entscheidungshorizont sachlich, zeitlich und sozial eingren- 
zen, sodass aus bestimmten Alternativen im Hinblick auf bestimmte Wir- 
kungen entschieden werden kann. Sowohl die verhaltenswissenschaftliche 
wie systemtheoretische Entscheidungstheorie verweisen in diesem Zusam- 
menhang auf den Begriff der Entscheidungsprämisse. Bei Entscheidungs- 
prämissen handelt es sich um Strukturen der Entscheidung, die den Be- 
reich des Möglichen einschränken und dadurch Entscheidungen informie- 
ren und ermöglichen. Luhmann gebührt hierbei das Verdienst, den Begriff 
der Entscheidungsprämisse am konsequentesten von Rationalitätsfiktionen 
losgelöst und funktionalisiert zu haben, sodass Prämissen nicht mehr nur 
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einseitig als Rationalitätsbeschränkung und -verhinderung, sondern auch 
und wesentlich als strukturelle Ermöglichung von Entscheidungen gesehen 
werden. Luhmann (197ıb: 475) dazu: 


»Die Problematik des Problems [der Entscheidung; Anm. AS] wird auf struk- 
turelle Beschränkungen des Möglichen zurückgeführt. Hinzuzufügen wäre, 
dass strukturelle Beschränkungen des Möglichen das Mögliche überhaupt erst 
ermöglichen. Die Doppelgesichtigkeit eines Problems als eines lösungsbedürfti- 
gen und lösbaren beruht eben darauf, dass Möglichkeiten in diesem Doppelsin- 
ne der Erzeugung und Beschränkung von strukturellen Bedingungen abhängig 
sind«. 


Entscheidungsprämissen sind demnach in erster Linie funktionale Ein- 
richtungen. Sie sind Entscheidungsstrukturen, die Entscheidungen orien- 
tieren und dadurch ermöglichen. Es kann sich hier bspw. um normierte 
Erwartungen, organisatorische Zwecke, formale Entscheidungsprogramme, 
Hierarchien etc. handeln. Diese Strukturen zeigen Entscheidungsbedarf an 
und machen die Alternativen der Entscheidung überhaupt erst sichtbar. Ent- 
scheidungen wie auch der Anschluss von Entscheidung an Entscheidung 
bedürfen Entscheidungsprämissen, andernfalls fänden sie keinen Anlass 
und keine Alternative vor. Entscheidungsprämissen bedeuten somit nicht 
Begrenzung von (perfekter) Handlungsrationalität. Sie stellen vielmehr die 
Grundlage von »Systemrationalität« (Luhmann 1999: 325£.) dar, in dem sie 
die Ausführung und die Aufrechterhaltung von Entscheidungsprozessen er- 
möglichen. 

Entscheidungsprämissen können somit als Strukturen des Entscheidens 
verstanden werden, die den Horizont des entscheidungsmäßig Möglichen in 
sachlicher, zeitlicher und sozialer Hinsicht begrenzen. Das Verhältnis von 
Entscheidungsprämisse und Entscheidung ist ein Verhältnis von Struktur 
und Ereignis. Die Struktur entspricht einer selektiven, mehr oder weni- 
ger stabilen und generalisierten Orientierungsvorgabe für den Vollzug von 
Ereignissen, und zwar in einer Weise, die mit Luhmann (1991a: 119f.) als 
»doppelte Selektivität« bezeichnet werden kann. Entscheidungsprämissen 
stellen eine erste, reduzierte Vorselektion dar, die Entscheidung als Ereignis 
vollzieht dann die konkrete Schlussselektion. Der entscheidende Punkt ist, 
dass das Ereignis die Struktur in ihrer Selektivität und Kontingenz nicht re- 
flektieren muss, sondern diese als Information gleichsam unhinterfragt zur 
Grundlage des eigenen Vollzugs nehmen kann. Die Struktur ist der feste 
Grund, auf dem sich das Ereignis ereignen kann. Würde die Struktur selbst 
als kontingentes Fak-tum (im Sinne eines »Gemachten«) beobachtet, dann 
würde dem Ereignis der sichere Grund genommen. Doppelte Selektivität 
macht gleichzeitig deutlich, dass Entscheidungsprämissen die Entscheidun- 
gen nicht determinieren, sondern lediglich den Alternativspielraum ein- 
grenzen, denn andernfalls gäbe es ja nichts mehr zu entscheiden. 

Entscheidungsprämissen, so kann man mit March und Simon (1993: 
186) sagen, leisten auf diese Weise die Absorption von Unsicherheit und 
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Kontingenz: »Uncertainty absorption takes place when inferences are drawn 
from a body of evidence and the inferences, instead of the evidence itself, 
are communicated«. Sie absorbieren Unsicherheit dadurch, dass sie im Voll- 
zug der Entscheidung als nicht-kontingente Grundlage des Entscheidens 
behandelt werden können (vgl. auch Baecker 2003: 34f.). Diese Funktions- 
bestimmung macht die allgemeine Relevanz dieses Phänomens der Un- 
sicherheitsabsorption als Bedingung der Möglichkeit von Entscheidungen 
deutlich, die in den klassischen Entscheidungsansätzen kaum angemessen 
gewürdigt wird. Unsicherheitsabsorption lässt sich ebenso wenig als eine 

Variable der Rationalitätsbeschränkung unter anderen verstehen (so March/ 

Simon 1993: ı86ff.), wie auf den rekursiven Anschluss von Entscheidungen 

im Sinne des (geplanten) Organisierens reduzieren (so Luhmann 1993b: 

299; 2000a: 184f.; Weick 1995: 26f., 250). Auch Entscheidungsprämissen 

lassen sich anhand der drei Sinndimensionen näher beschreiben. Wieder- 

um sind damit hochkomplexe Beobachtungsleistungen angezeigt, welche 
an den bereits beschriebenen Schematisierungen anschließen und diese 
weiter spezifizieren. 

e In der Sachdimension werden bestimmte Wirkungen bewertet und ei- 
nige bezweckt bzw. als Zwecke des Entscheidens festgehalten.° Werte 
und Zwecke fungieren als Beobachtungs- und Entscheidungsprämis- 
sen, die bestimmte Handlungen als Alternativen (Mittel) sichtbar ma- 
chen. Alternativen sind dann diejenigen Handlungen, die im Hinblick 
auf Wertverwirklichung oder Zweckerreichung in Betracht gezogen 
werden. Es stellt sich für den Entscheider nur noch die »entscheiden- 
de« Frage der Sachdienlichkeit bestimmter Handlungen: Wird die be- 
zweckte Wirkung durch die Handlung erreicht oder nicht, und wenn 
ja, mit welchen Kosten. Wertverwirklichung oder Zielerreichung er- 
scheinen hier als die zu lösenden Probleme der Entscheidung, die 
»richtige« Wahl der Mittel als Lösung des Problems (vgl. auch Baecker 
1999: 199). Das Risiko besteht darin, die »falsche« Wahl zu treffen. 
Daran können Überlegungen zur Rationalität der Entscheidung und 
zu möglichen Rationalitätskriterien angestellt werden. Die Rationali- 
tät wird dann von den ausgewählten Werten bzw. Zwecken abhängen, 
sie ist demzufolge ein nachgelagertes Problem, eine Funktion der 
Wertbildung bzw. Zwecksetzung im Hinblick auf Entscheidungen. 


6 | Luhmanns (2000a: 265ff.) sogenannte »Zweckprogramme« beruhen auf der 
Programmierung von Zwecken für künftiges Entscheiden. Sie spielen v.a. im Kontext 
des Organisierens von Entscheidungen eine Rolle und müssen als Sonderfall zweckba- 
sierter Entscheidungsprämissen verstanden werden. Es stellt sich in diesem Zusam- 
menhang die Frage, ob »Konditionalprogramme« (Luhmann 2000a: 263f.), die die 
Konditionen und damit die auf bestimmte Ursachen folgenden Handlungen nach dem 
Schema wenn/dann eindeutig festlegen, überhaupt sinnvoll als Entscheidungsprämis- 
sen gefasst werden können. Viel eher entsprechen sie Handlungsroutinen, die von Kon- 
tingenzreflexion entlasten und dadurch Entscheiden gerade erübrigen. 
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« In der Zeitdimension entsprechen Entscheidungszeiten zeitlichen Ent- 
scheidungsprämissen. Verzeitlichung der Entscheidung meint, dass 
die bewerteten und bezweckten Wirkungen auf einen bestimmten Zeit- 
punkt in der Zukunft gelegt werden, was die Gegenwart unter Entschei- 
dungsdruck setzt. Damit die bezweckte Wirkung zur gegebenen Zeit 
eintritt, muss rechtzeitig entschieden werden, d.h. die Entscheidung 
darf nicht zu spät oder zu früh gefällt werden. Die Vergangenheit spielt 
insofern eine Rolle, als sie die gegenwärtige Alternativlage und damit 
den aktuellen Zeitpunkt determiniert: Wäre in der Vergangenheit früher 
entschieden worden, dann hätte man heute mehr Zeit. Entscheidungs- 
zeiten werden typischerweise durch Festlegung von Entscheidungstfris- 
ten eingerichtet, wobei diese Fristen sehr variieren und mitunter auf der 
Zeitachse verschoben werden können. In Anbetracht dieser Fristen stellt 
sich das Problem, rechtzeitig entscheiden zu müssen und mithin das Ri- 
siko, den richtigen Zeitpunkt zu verpassen. Daran können Überlegun- 
gen zur Effizienz von Entscheidungen und zu Möglichkeiten der Zeitein- 
sparung anschließen. Auch hier, ähnlich wie bei der Rationalität in der 
Sachdimension, handelt es sich jedoch um nachgelagerte Probleme, um 
eine Funktion der Verzeitlichung von Entscheidungen. 

e Inder Sozialdimension können Erwartungen als soziale Entscheidungs- 
prämissen identifiziert werden (vgl. bereits Luhmann 1984: 594f.). Ent- 
scheidungen werden dann erforderlich, wenn soziales Handeln oder 
Entscheiden erwartet und dies vom Handelnden in Rechnung gestellt 
wird. Die Entscheidungserwartung entspricht einer sozialen Struktur, 
die die Bedingungen sozial akzeptierten und konformen Entscheidens 
festlegt. Die Erwartung konfrontiert den Handelnden mit einer Ent- 
scheidungssituation, die Anderen (Entscheider und Betroffene) sind 
die Erwartenden, die auf seine Entscheidung entweder ablehnend oder 
unterstützend reagieren werden. Der soziale Entscheidungsdruck kann 
durch Normierung von Erwartungen zusätzlich gesteigert werden. In 
der Sozialdimension stellt sich für den Entscheider die Frage nach kon- 
formem oder abweichendem Entscheiden und mithin das Risiko, von 
der (normierten) Erwartung abzuweichen. Daran können Überlegungen 
zu Konsens- bzw. Dissenschancen anschließen und darüber, wie Kon- 
sens bzw. Dissens erzielt werden kann, und ob die Einbeziehung der 
Betroffenen (Demokratisierung) in die Entscheidung die Zustimmungs- 
bereitschaften steigert. 


Bei diesen Entscheidungsprämissen kann es sich selbst um Resultate von 
(Planungs-)Entscheidungen handeln. Dies muss aber nicht — nicht einmal 
in Organisationen — der Fall sein. Wichtig ist auch hier die Beobachtung 
bzw. die Zurechnung von Entscheidungsprämissen und damit der Grad 
ihrer Kontingenz und Verbindlichkeit für den Entscheider. Entscheidungs- 
prämissen können Entscheidern zugerechnet und als Produkte von Ent- 
scheidungen vergegenwärtigt werden. Dies scheint die dominante Zurech- 
nungsweise innerhalb formaler Organisationen zu sein. In diesem Fall haf- 
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tetihnen ein höheres Maß an Kontingenz an, was denn auch soziale Medien 
(z.B. Macht oder Geld) erforderlich macht, die die Akzeptanz der Prämissen 
aufseiten der Betroffenen gewährleisten. Entscheidungsprämissen können 
aber auch dem Zufall, göttlicher Fügung oder den »gesellschaftlichen Ver- 
hältnissen« zugerechnet werden. 

Die sachlichen, zeitlichen und sozialen Entscheidungsprämissen ha- 
ben insgesamt die Funktion, den Alternativspielraum einzugrenzen, den 
Entscheidungsdruck zu erhöhen und Entscheiden dadurch möglich und 
wahrscheinlich zu machen. Entscheidungszwecke als soziale Prämissen 
des Entscheidens konstituieren sachliche Alternativen (Mittel), die zur Pro- 
blemlösung bzw. zur Zweckerreichung zur Auswahl stehen. Die problem- 
behaftete Frage ist dann nur, welche Alternative gewählt werden muss und 
gegebenenfalls, welche die optimale ist. Die klassische Entscheidungstheo- 
rie bearbeitet v.a. diesen letzten Punkt und hat darüber vergessen, nach den 
reflexiven Bedingungen der Möglichkeit von Alternativität zu fragen und 
Rationalität zu problematisieren. Die verhaltenswissenschaftlichen Ansätze 
rücken Entscheidungsprämissen als Grenzen in den Blickpunkt, um inner- 
halb dieser Grenzen die Rationalität zu retten. Beide Richtungen bleiben 
damit einseitig der Sachdimension verhaftet und können die Funktion von 
Rationalität nicht hinreichend hinterfragen. Luhmann (1984: 600) betont 
in seinen frühen Arbeiten ebenso einseitig Entscheidungserwartungen als 
soziale Prämissen des Entscheidens. Ihm zufolge werden Entscheidungen 
erst durch soziale Erwartungen konstituiert. Die einseitige Reduktion auf 
die Sozialdimension ist jedoch eine ebenso starke Verkürzung der Entschei- 
dungsproblematik, was etwa mit Blick auf die zahlreichen »unerwarteten« 
Alltagsentscheidungen evident sein dürfte? Schließlich müssen auch Ent- 
scheidungszeiten und daran hängende Fristen als zeitliche Prämissen be- 
rücksichtigt werden, nicht zuletzt auch deswegen, weil die Moderne im Zu- 
ge ihrer »Temporalisierung« auch die Entscheidungszeiten verkürzt.® 

Eine angemessene Betrachtungsweise muss demnach alle Sinndimen- 
sionen des Entscheidens zugleich im Auge behalten. Es müssen zwar nicht 
zwangsläufig Prämissen in sämtlichen Dimensionen entscheidungsrelevant 
sein. Man kann ausschließlich sach-, zeit- oder sozial-orientiert entscheiden. 
Es ist jedoch theoretisch wie empirisch naheliegend, dass sich gleichzeitig 
Prämissen in unterschiedlichen Dimensionen aufdrängen, sich wechselsei- 
tig beeinflussen und beeinträchtigen. Dies ist insbesondere dann erwartbar, 


7 | Ich entscheide mich, noch eine Stunde länger fernzusehen, da es mir momen- 
tan Spaß macht, nicht weil es von mir erwartet wird. 

8 | »Temporalisierung« meint Luhmann (1996a: 76f.) zufolge die Verringerung 
der Zeitdauer von Systemelementen (z.B. Handlungen, Entscheidungen oder Kommu- 
nikationen). Es wird immer schneller gehandelt, entschieden oder kommuniziert, mit 
der Folge, dass Handlungen, Entscheidungen und Kommunikationen immer schneller 
veralten und durch neue ersetzt werden müssen. Dies bedeutet zwar Stress für den 
Menschen, soziale Systeme gewinnen jedoch die Möglichkeit, Eigenkomplexität durch 


Temporalisierung zu steigern. 
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wenn sich der Entscheidungsdruck in Abhängigkeit der Prämissen erhöht 
und infolgedessen auch das Risiko des Entscheidens zunimmt. So nimmt 
der sachliche Entscheidungsdruck mit der sachlichen Komplexität und 
Dringlichkeit der Zwecksetzung (Problemlage) zu: je komplexer und dring- 
licher das Problem, desto größer der Druck, sich sachadäquat entscheiden 
zu müssen. Der zeitliche Entscheidungsdruck nimmt dagegen mit der Kür- 
ze der Entscheidungszeit zu: je enger die Frist, desto größer der Druck, frist- 
gerecht entscheiden zu müssen. Der soziale Entscheidungsdruck schließ- 
lich nimmt mit der Verbindlichkeit und der Normativität der Erwartung zu: 
je stärker die Erwartung, desto größer der Druck, erwartungskonform ent- 
scheiden zu müssen. 

Das Problem der »Deformierung von Sinndimensionen« (Luhmann 
1981c) besteht darin, dass erhöhter Entscheidungsdruck in der einen Dimen- 
sion den Druck und das Entscheidungsrisiko in einer anderen Dimension 
verstärken oder zur einseitigen Fokussierung auf diese Dimension zwin- 
gen kann, was sich dann nachteilig auf die anderen Dimensionen auswir- 
ken kann. Luhmann selbst gibt hierzu zahlreiche Beispiele, so können enge 
Entscheidungsfristen sachlich ausgewogene, rationale oder sozial konforme 
(diskursgestählte) Entscheidungen erschweren oder gar verunmöglichen, 
weil dafür schlicht keine Zeit bleibt (zur »Vordringlichkeit des Befristeten« 
vgl. Luhmann 1994e). Der umgekehrte Fall, die Verzögerung von Entschei- 
dungen und das Verpassen der Fristen im Zuge langwieriger sachlicher Prü- 
fung oder sozialer Aushandlung, ist ebenfalls gut bekannt und dokumen- 
tiert. Schließlich kann sozial konformes Entscheiden dem sachlich gebote- 
nen Zuwiderlaufen - und umgekehrt. Verstärkter Entscheidungsdruck und 
erhöhte Risiken können dann zu unterschiedlichen Strategien der Druckbe- 
wältigung bzw. Risikominderung führen, so bspw. durch Verschiebung von 
Entscheidungen entlang der Sinndimensionen oder durch »Abwarten« als 
riskante Entscheidungsvermeidungsentscheidung. In der Sachdimension 
können Entscheidungsprobleme umformuliert, verkleinert oder verschoben 
werden (vgl. Luhmann 1999: 269fl.), es können Anspruchsniveaus gesenkt 
werden und »passendere« Zwecke oder Mittel gesucht werden (vgl. March/ 
Simon 1993: 160ff.; Simon 1997: u8ff.). In der Zeitdimension kann Zeit ge- 
spart werden durch Verschiebung der Entscheidungen auf der Zeitachse, 
entweder in Richtung Zukunft durch ein Hinausschieben von Entschei- 
dungsfristen, oder in Richtung Vergangenheit durch selektives Erinnern 
analoger vergangener Probleme und Problemlösungen (vgl. Luhmann 1981c: 
371). In der Sozialdimension schließlich können Entscheidungen ausgela- 
gert bzw. externalisiert werden oder man kann die Entscheidungsfindung 
demokratisieren, um durch Beteiligung Konsenschancen zu verbessern 
(vgl. Luhmann 1981c: 372). Die vielfältigen Strategien können dann selbst 
als riskante Entscheidungen problematisiert werden, was allerdings ein aus- 
reichendes Maß an Reflexivität voraussetzt und den Einbezug von Sicher- 
heitsexperten oder Beratern sinnvoll erscheinen lässt. 
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V. Derblinde Fleck des Entscheiders 


Die Form der Entscheidung wurde mit Luhmann als Alternativität bezeich- 
net, sie muss als Konstrukt eines vielschichtigen, hochgradig vorausset- 
zungsvollen Beobachtungsprozesses gesehen werden. Die Doppeldeutigkeit 
des Begriffs Alternative macht auf die Paradoxie aufmerksam, die der Ent- 
scheidung konstitutiv zugrunde liegt und die in der allgemeinen Paradoxie 
der Beobachtung begründet ist. Entscheidung involviert die Beobachtung 
möglicher Alternativen, die beurteilt und in der Folge zur Entscheidung ge- 
bracht werden. Die Form der Entscheidung ist insoweit paradox konstituiert, 
sie umfasst auf der einen Seite die Einheit der Differenz offener Alternativen 
(offene Kontingenz), aufder anderen Seite die Einheit der gewählten Alterna- 
tive (geschlossene Kontingenz). Beide Seiten sind gleichzeitig gegeben, aber 
ausschließlich verschieden. Diese Paradoxie wird dadurch aufgelöst, dass 
die Entscheidung verzeitlicht wird. Beide Seiten sind aus beobachtungstech- 
nischen Gründen für den Entscheider nicht gleichzeitig zugänglich, die Ent- 
scheidung selbst entspricht dem zeitintensiven Übergang von einer auf die 
andere Seite, der besagten Substitution der einen Einheit durch die andere. 
Im Kreuzen der Grenze vollzieht sich die Entscheidung, und der Entscheider 
ist ihr Vollstrecker. Dieser Sprung auf die andere Seite ist aber selbst para- 
dox, da die offene Alternativität ja keine Präferenzen festlegt, vielmehr alles 
möglich und nichts notwendig ist. Die Entscheidung gelingt letztlich nur 
durch entparadoxierende Reflexionsstrategien, durch Entdeckung von Präfe- 
renzen, Zwecken, Rationalitätsregeln, Normen, Entscheidungsfristen etc. 
In Anlehnung an Försters (1996a: 26f.) Metapher vom blinden Fleck 
des Beobachters kann gesagt werden, dass der Entscheider (Beobachter) die 
Form der Entscheidung (Alternativität), die er verwenden muss, um Alter- 
nativen sehen und entscheiden zu können, nicht selbst beobachten kann 
(vgl. auch Baecker 2003: 82). Der Entscheider verwendet die Form der Alter- 
nativität und kann diese Form und damit die Kontingenz der Alternative 
selbst nicht beobachten. »Jede Alternative, das ist das Paradox, bleibt darauf 
angewiesen, sich selbst nicht als kontingent darzustellen, als natural statt 
artifiziell« (Fuchs/Mahler 2000: 362). Insofern die Form nicht nur die Al- 
ternativen, sondern zugleich den Entscheider konstituiert, ist der Entschei- 
der selbst sein eigener blinder Fleck. Oder wie Luhmann (1993b: 289) es 
formuliert: »Der Entscheider selbst ist keine Alternative, auch keine Option 
innerhalb der Alternative«. Dieser blinde Fleck des Entscheidens ist prinzi- 
pieller Natur, er betrifft das Prinzip des Entscheidens als solches und liegt 
jeder konkreten Entscheidung konstitutiv zugrunde. Auch wer sagt, dass er 
sich dazu entscheide, nicht zu entscheiden, befindet sich bereits blindlings 
innerhalb der Form der Alternativität - und zwar auf der Seite der gewählten 
Alternative »Nicht-Entscheiden«. Der blinde Fleck schützt den Entscheider 
davor, die konstitutive Paradoxie des Entscheidens zu sehen, er verdeckt sie 
und ermöglicht diesem gerade dadurch, Alternativen zu entscheiden. Er 
verhindert demnach die Reflexion auf die Entscheidung und macht sie da- 
durch überhaupt möglich. Damit bleiben gleichzeitig auch die konstitutiven 
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Reflexionsvoraussetzungen der Entscheidung im Dunkeln: die Kontingenz- 

schematisierungen und die darauf aufbauenden Entscheidungsprämissen. 

Diese Schematisierungen und Prämissen sind als »objektiver« Grund des 

Entscheidens vorausgesetzt. Ihre Beobachtung würde sie als kontingente 

Reflexionsleistungen sichtbar machen und der Entscheidung dadurch den 

sicheren Grund entziehen. Mit anderen Worten: Der Entscheider sieht nicht, 

dass er nicht sieht, 

e dass die kausalen Wirkungszusammenhänge, die beobachteten Alter- 
nativen und die Wert- und Zwecksetzungen, die unterstellten Rationali- 
tätskriterien wie auch der sachliche Entscheidungsdruck die Folge sach- 
orientierter Beobachtung sind; 

e dass die spezifischen Zeithorizonte, die erinnerten vergangenen und 
prognostizierten zukünftigen Ereignisse, mithin die Offenheit der Zu- 
kunft selbst, wie auch die drängenden Entscheidungsfristen und der 
daraus entstehende Zeitdruck kontingente Ergebnisse zeitorientierter 
Beobachtung sind; 

e dass Entscheider und Betroffene, dass Entscheidungserwartungen, dar- 
an gebundene Konsens- bzw. Dissenschancen und daraus entstehender 
Erwartungsdruck kontingente Zurechnungen und Attributionen sozial- 
orientierter Beobachtung entsprechen. 


Die Blindheit des Entscheiders besteht darin, dass er die Entscheidung, 
die konstitutiven Reflexionsbedingungen des Entscheidens und damit sich 
selbst nicht mitbeobachten kann. Damit ist immer auch ein Risiko der Ent- 
scheidung verbunden. Die Rede von der »Betriebsblindheit« des Entschei- 
ders trifft den Sachverhalt auf den Punkt: Es handelt sich um eine struktur- 
bedingte Blindheit, die mit der Form der Entscheidung zusammenhängt, 
und gerade nicht um ein einfaches Informationsdefizit, das durch eflizien- 
teres »Wissensmanagement« kompensiert werden könnte. Die Aufhellung 
des blinden Flecks ist jedoch prinzipiell möglich. Günthers Reflexionstheo- 
rie und Försters Beobachtungskybernetik zeigen, dass eine entsprechende 
Latenzbeobachtung möglich ist und worauf diese ihren Blick richten muss. 
Man muss nur die Reflexionsstelle bzw. die Ebene der Beobachtung wech- 
seln und die Entscheidung aus anderer Perspektive in den Blick nehmen. 
Auf dieser Ebene der Beobachtung höherer Ordnung kann man dann se- 
hen, dass der Entscheider nicht sehen kann, dass er nicht sieht, was er nicht 
sieht. 


2. Beratung als Kommunikation 


2.1 Die Funktion der Beratung 


Die Theoriestelle, an der der Berater ins Spiel kommt, wurde mit Blick auf 
die Semantik von Rat und Tat (I. Teil), die kybernetische Theorie der Be- 
obachtung sowie im Rekurs auf die Paradoxie der Entscheidung (Kap. ı.V) 
in den vorhergehenden Kapiteln freigelegt. Die nun folgende idealtypische 
Bestimmung der Funktion und Form der Beratung soll darauf aufbauen. 
Wir haben gesehen, dass die Semantik von Rat und Tat sich seit jeher aufein 
Tätigsein bezieht, das mit seiner eigenen Kontingenz zu kämpfen hat. Diese 
kontingenzbehaftete Form des Handelns wurde als Entscheidungshandeln 
identifiziert. Damit eine Handlung überhaupt als Entscheidung wahrge- 
nommen werden kann, sind komplexe Beobachtungsleistungen in den drei 
Sinndimensionen vorausgesetzt. An sachlichen, zeitlichen und sozialen 
Schemata und Prämissen werden Alternativen des Handelns sichtbar, die 
in der Folge zur Entscheidung gebracht werden können. Die Paradoxie des 
Entscheidens besteht darin, dass die vorausgesetzten Beobachtungsleistun- 
gen und die Entscheidung selbst nicht gleichzeitig mitbeobachtet werden 
können, da es andernfalls nichts mehr zu entscheiden gäbe. Diese Paradoxie 
bzw. deren Verdeckung ist nicht allein die Bedingung der Möglichkeit von 
Entscheidung, sie ist auch konstitutive Voraussetzung für Beratung. 


I. Der Berater als Beobachter des Entscheiders 


Mit Blick auf die Beobachtungstheorie kann nochmals der paradoxe Sach- 
verhalt festgehalten werden, dass nur dann beobachtet werden kann, wenn 
die Bedingungen der Beobachtung nicht zugleich mitbeobachtet werden. 
Der blinde Fleck bleibt bei jeder Beobachtung vorausgesetzt. An dieser Aus- 
gangslage ändert sich auch dann nichts, wenn der Beobachter auf einer hö- 
heren Ebene die Beobachtung beobachtet. Der blinde Fleck verlagert sich in 
diesem Fall nur eine Ebene höher. Mit Blick auf Entscheidung kann man 
sagen, dass der Beobachter sich nur dann als Entscheider wahrnimmt und 
als solcher entscheiden kann, wenn er die Bedingungen seiner Entschei- 
dung nicht gleichzeitig mitreflektiert, d.h. wenn er von Entscheidungsre- 
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flexion entlastet ist. Umgekehrt kann gesagt werden, dass der Beobachter 

die Bedingungen des Entscheidens nur dann beobachten kann, wenn er 

selbst nicht entscheiden muss bzw. wenn er von der Notwendigkeit, sich 
entscheiden zu müssen, entlastet ist. Diese Entlastung von unmittelbaren 

Entscheidungsnotwendigkeiten und die damit einhergehende Freisetzung 

von Reflexionspotenzialen ist die Bedingung der Möglichkeit von Beratung. 

Damit sind zwei unterschiedliche Formen entscheidungsbezogener Beob- 

achtung bzw. »Beobachtungsperspektiven« (Bora 2007: 123) angesprochen, 

die auseinandergehalten werden müssen: 

« Eine einfache Beobachtung von Alternativen, die »innerhalb« der Form 
der Entscheidung unterschiedliche Alternativen unterscheidet, bezeich- 
net und zur Entscheidung bringt. Es handelt sich dabei um die obige 
Form der Kontingenzreflexion. Diese einfache Beobachtung kann auch 
als interne Beobachtung bezeichnet werden. 

e Eine komplexe Beobachtung von Entscheidungen, die »außerhalb« 
der Form der Entscheidung operiert, die Form der Alternativität selbst 
unterscheidet, bezeichnet und zur Disposition setzt. Diese komplexe 
Beobachtung kann dementsprechend auch als externe Beobachtung be- 
zeichnet werden. 


Diese beiden Formen der Entscheidungsbeobachtung setzen zwei unter- 
schiedliche Beobachtungsstandpunkte voraus, die in einem besonderen 
Verhältnis zueinander stehen. Auf der einen Seite steht der Entscheider 
bzw. der interne Beobachter, der besagte Alternativen reflektiert, bezeichnet 
und entscheidet. Er ist dazu in der Lage, weil er die Entscheidung selbst 
nicht beobachten kann, weil er einen blinden Fleck hat. Auf der anderen 
Seite steht der Beobachter des Entscheiders bzw. der externe Beobachter, 
der die Entscheidung und den Entscheider beobachtet. Er kann dies des- 
halb, weil er nicht selbst entscheiden muss und daher reflektieren kann. 
Die Differenz von interner und externer Beobachtung ist unmittelbarer 
Ausdruck der Verschiedenheit der Beobachtungsstandpunkte, die der Ent- 
scheider und sein Beobachter einnehmen. Diese Differenz muss auch als 
konstitutive Voraussetzung für Beratung gesehen werden, was gerade nicht 
bedeutet, dass Beratungsqualität (im analytischen Sinne) mit der Nähe von 
Berater und Ratsuchendem zunimmt (so aber Paris 2005: 356). Es handelt 
sich also um verschiedene Beobachter, von denen der eine (der externe Be- 
obachter) den anderen (den internen Beobachter) beobachtet. Der externe 
Beobachter kann jedoch gleichzeitig auch von einem anderen Beobachter 
beobachtet werden. Dies ist eine Folge davon, dass jede Beobachtung, auch 
die höherer Ordnung, ihren blinden Fleck hat, der von einer anderen Stelle 
aus beobachtet werden kann. 

Über die Differenz von interner und externer Beobachtung lassen sich 
entscheidungsbezogene Reflexionsmöglichkeiten gewinnen, die sich über 
eine interne Beobachtung allein nicht realisieren ließen (vgl. Luhmann/ 
Fuchs 1989: 220). Der Reflexionsüberschuss, der sich über diese Differenz 
von interner und externer Beobachtung erzielen lässt, ist wesentliches Mo- 
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tiv für die Ausdifferenzierung entsprechender Reflexionsstellen. Auch Be- 
ratung zieht ihren Mehrwert aus dieser Beobachtungsdifferenz. Der exter- 
ne Beobachter ist jedoch nicht mit dem Berater gleichzusetzen, wie es bei 
Baecker (2003: 335) heißt: »Der Berater ist nicht der einzige Beobachter des 
Systems«. Die Differenz ist eine notwendige aber keine hinreichende Bedin- 
gung für Beratung. Zum Berater wird der externe Beobachter dann, wenn 
er seine entscheidungsbezogene Beobachtung dem Entscheider als einem 
Ratsuchenden kommunikativ, und zwar im Sinne einer Beratungskommu- 
nikation, mitteilt. Diese einschränkende Bedingung, die kommunikative 
Beteiligung des Beobachters als Berater im Rahmen einer Beratungskom- 
munikation, wird in der Literatur — so gerade auch zu systemischer Bera- 
tung (vgl. etwa Springer 1997; Winter 1999; Willke 2001) - zu wenig be- 
rücksichtigt, Beratung wird oftmals vorschnell mit externer Beobachtung 
gleichgesetzt. Externe Beobachtungsleistungen können von Sozialarbeitern, 
Hochschullehrern, Seelsorgern, Therapeuten, Juristen, Managern, ja prin- 
zipiell von allen Menschen erbracht werden, ohne dass diese bereits beraten. 
Zu Beratern werden diese Beobachter dann, wenn sie ihre Beobachtungen 
dem Entscheider in bestimmter Weise kommunikativ vermitteln. Der Status 
des Beraters bestimmt sich demzufolge über seine Beobachtungsdifferenz 
zum Entscheider sowie über seine spezifische Stellung als Berater innerhalb 
einer kommunikativen Beziehung zum ratsuchenden Entscheider. Zum Be- 
rater wird der Beobachter erst, wenn er berät, und nicht wenn er lediglich 
betreut, doziert, belehrt, begleitet, therapiert, Tatbestände feststellt, plant 
oder restrukturiert. 


Il. Beratung als Reflexionssteigerung 


Was lässt sich nach alldem zur Funktion der Beratung sagen? Der allge- 
meine Funktionsbezug von Beratung ergibt sich aus der Paradoxie der Ent- 
scheidung, genauer: aus der strukturellen Blindheit des Entscheiders sowie 
aus der prinzipiellen Möglichkeit, diese Latenz simultan oder sukzessiv zu 
beobachten. Wie Pankoke (1994: 58) sagt, findet Beratung ihr Motiv in der 
Differenz von interner und externer Beobachtung, in der Differenz »inkon- 
gruenter Beobachtungsperspektiven«. Der Berater ist der Beobachter des 
Entscheiders, er beleuchtet den blinden Fleck des Entscheiders. Beratung 
ist dann die Kommunikation, die sich zwischen Berater und ratsuchendem 
Entscheider vollzieht. In einem sehr allgemeinen Sinne geht es der Beratung 
somit um Latenzbeobachtung. Dieser Aspekt wird insbesondere in system- 
theoretischen und psychoanalytischen Beratungsvorstellungen immer wie- 
der betont (vgl. Luhmann/Fuchs 1989; Baecker 2000; Willke 2001; Jacobs 
1999), ohne ihn allerdings explizit beobachtungs- und entscheidungstheore- 
tisch zu begründen, noch das spezifisch »Beratende« an der Latenzbeobach- 
tung zu identifizieren. Latenzbeobachtung allein grenzt die Funktion der 
Beratung noch nicht hinreichend ab, sie setzt weder Entscheidungen bzw. 
Entscheidungsprobleme, noch die Kommunikation der Beobachtungen vo- 
raus. Der ausschlaggebende Punkt scheint vielmehr in der Entscheidung 
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und den damit einhergehenden Problemen zu liegen. Es geht darum, die 
Differenz der Perspektiven in entscheidungsbezogene Reflexionsgewinne zu 
transformieren, um dem Entscheider reflektierteres und damit letztlich 
weniger risikobehaftetes Entscheiden zu ermöglichen. Sie findet dement- 
sprechend vor der Entscheidung statt. Beratung zielt so gesehen auf eine 
Steigerung von entscheidungsbezogener Reflexivität, um auf diese Weise 
die Options- und Entscheidungsfähigkeit des ratsuchenden Entscheiders zu 
erhöhen (vgl. hierzu auch Baecker 2003: 327; Brüsemeister 2004: 262). Die 
Entscheidung und die dahinterliegende Entscheidungsparadoxie bilden die 
Referenzpunkte, auf die sich die Beobachtung des Beraters und die daran 
anschließende Kommunikation vollzieht. Die Entscheidung in ihren Sinn- 
festlegungen ist es, die auf andere Optionen, auf funktionale Äquivalenzen 
hin beobachtet wird. Dieser Referenzrahmen, der Gegenstand struktureller 
Festlegung von Beratung ist, verhindert, dass die Latenzbeobachtung ihren 
Entscheidungsbezug verliert, in Beliebigkeit aufgeht und damit ihren Pro- 
blembezug verfehlt. Allein unter diesem Gesichtspunkt der Strukturfest- 
legung können Entscheidung und Beratung als komplementäre Phänomene 
gesehen werden.’ 

Während die Beratungsforschung die Funktion von Beratung traditio- 
nell in der direkten Problemlösung oder gar im stellvertretenden Handeln 
und Entscheiden sieht — Stichworte sind »Beratung als Problemlösung«, 
»Management auf Zeit«, »operative Beratung« - finden sich in jüngeren, 
transdisziplinär orientierten Beratungsansätzen vermehrt Hinweise auf die 
reflexive Funktion von Beratung, wobei diese in unterschiedlichen Varian- 
ten mit jeweils deutlichem Bezug zur jeweiligen Fachdisziplin auftreten. 
Beispielhaft sind die soziologischen Beratungstheorien systemtheoretischer 
Provenienz (vgl. Willke 1987; Luhmann/Fuchs 1989; Baecker 2003; Fuchs 
2004) und die vielfältigen systemischen Beratungsansätze in den Feldern 
der Organisationsberatung oder psychosozialen Therapie (vgl. Wimmer 
1992; 2004; Simon 1999; Brunner 2004). Die Funktionsbeschreibungen, 
die auf Reflexionssteigerung hinweisen, sind dabei vielfältig, Beratung be- 
gegnet uns als »Entfaltung von Handlungsspielräumen« in der Organisa- 
tionsentwicklung (vgl. Latniak 1998), als »Kompetenzerweiterung und Stei- 
gerung der Problemlösungsfähigkeit« in der pädagogischen Beratung (vgl. 
Chur 1997; Schröder 2004), als »Aufdecken von Alternativen« in der Super- 
vision (vgl. Buchinger 1996), als »Erweiterung des Reflexionshorizonts« 
durch sozialpädagogische Beratung (vgl. Engel 1997), als »Förderung beruf- 
licher Selbstgestaltungspotenziale« im Coaching (vgl. Schreyögg 2004), als 
»Eröffnung neuer Optionen« in der Sozialarbeit (vgl. Thiersch 2004; Groß- 
maß 2006), als reflexive »Offenlegung latenter Deutungen« im Rahmen 
klinisch-soziologischer Praxisberatung (vgl. Oevermann 1990; Dewe 1996) 


1 | Von Komplementarität spricht auch Schützeichel (2004: 276). Er bezieht 
Entscheidung allerdings einseitig auf die Sachdimension von Beratungskommuni- 
kation, womit ausgeblendet bleibt, dass die Entscheidung selbst mehrdimensional 
konstituiert ist und Beratung an allen Entscheidungsdimensionen ansetzen kann. 
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oder als »Transzendieren von Grenzen des Denkens und Reflektierens« in 
der Philosophie (vgl. Raabe 2001; Ruschmann 2004).? 


Il. Steigerung von Unsicherheit und Risiko 


Der mit Beratung angezeigte Reflexionsüberschuss bedeutet für den Ent- 
scheider eine Erhöhung von Options- und Entscheidungsfähigkeit und da- 
mit gleichzeitig eine Zunahme der Kontingenz und Unsicherheit (vgl. auch 
Fuchs/Mahler 2000: 358; Baecker 2003: 36f., 327). Beratung bedeutet gerade 
nicht Herstellung von Entscheidungs- und Handlungssicherheit durch Ver- 
mittlung von Information (so Schwarzer/Posse 2004: 76), sie läuft vielmehr 
auf eine Erhöhung der Unsicherheit über die Alternativenwahl hinaus. Sie 
verspricht gerade dadurch aber die Möglichkeit eines reflektierteren und 
letzten Endes weniger risikoreichen Entscheidens, das den Unvorhersehbar- 
keiten einer offenen Zukunft besser gerecht wird. Sie zeigt Optionen auf, er- 
öffnet Handlungs- bzw. Entscheidungsspielräume, und kann die Reduktion 
von Unsicherheit über Erarbeitung von Empfehlungen vorbereiten. Diese 
Empfehlungen können aber keine Verbindlichkeit beanspruchen, denn dies 
würde auf die (bindende) Anweisung hinauslaufen, was dann nicht mehr 
als Beratungsfunktion verstanden werden könnte. Beratung ist eben gerade 


2 | Die idealtypische Bestimmung von Beratung als Reflexionssteigerung kor- 
respondiert ferner mit dem Paradigma einer »ermöglichenden« Rolle von Beratung, 
welche die Autonomie des Ratsuchenden respektiert und fördert, auf eine Aktivie- 
rung, Förderung oder Erweiterung der problemlösenden Fähigkeiten und Ressour- 
cen des Ratsuchenden abzielt, um auf diese Weise »Selbsthilfe« im Sinne einer Stei- 
gerung der Entscheidungsfähigkeit zu ermöglichen (vgl. Elbing 2000: 200f.). Diese 
Vorstellung der Aktivierung von Reflexionspotenzialen liegt als paradigmatischer 
Kern unterschiedlichen interdisziplinären Beratungsansätzen zugrunde, so insbe- 
sondere Ansätzen der systemischen Beratung (vgl. Wimmer 1992; Brunner 2004), 
der personen- oder klientenzentrierten Beratung (vgl. Sander 2004; Straumann 
2004), der ressourcenorientierten (vgl. Nestmann 2004c), der lebensweltorientierten 
Beratung (vgl. Thiersch 2000; 2004) oder auch konstruktivistischen Ansätzen narra- 
tiver Beratung (vgl. McLeod 1997; Engel/Sickendiek 2004). Diese »humanistischen« 
Bestimmungsmomente der Beziehung von Berater und Ratsuchendem werden in 
der sozialpädagogischen Beratungsforschung als entscheidende Abgrenzungskrite- 
rien gegenüber anderen, direktiveren Formen des Helfens gesehen, so insbesondere 
gegenüber der Therapie oder der Erziehung (vgl. Nestmann 2004a: 63f.; Großmaß 
2004a: 90). Das schwierige Verhältnis von Therapie und Beratung war und ist im- 
mer wieder Gegenstand kontroverser Diskussionen, zumal diese beiden Formen 
gerade in der dominierenden psychotherapeutischen Tradition nicht immer in der 
gewünschten Eindeutigkeit unterschieden werden (so bspw. Rogers 1972; McLeod 
2004). In ihrem Handbuch der Beratung definieren Engel, Nestmann und Sicken- 
diek (2004: 37) Beratung als offene Orientierungs-, Planungs-, Entscheidungs- und 
Bewältigungshilfe und grenzen sie so von der Therapie als einer mehr oder weniger 
festgelegten Form der Krankheitsbehandlung ab (vgl. auch Großmaß 2004a: 92f.). 
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nicht Anweisung zu sicherem Entscheiden, sondern das Sichtbarmachen 
von Optionen des Entscheidens und der Abgabe von unverbindlichen Emp- 
fehlungen. Die Reduktion von Unsicherheit und die effektive Entscheidung 
obliegen dem ratsuchenden Entscheider und können idealtypisch nicht als 
Beratungsfunktionen gesehen werden. Dies bedeutet auch, dass der Berater 
keine Verantwortung für die Entscheidung übernehmen muss und kann. 
Die Belassung von Verantwortlichkeit beim Entscheider ist insofern we- 
niger eine Strategie des Beraters, um »sich vor der Rache des Klienten in 
Sicherheit zu bringen« (Sloterdijk 2007: 19), sondern vielmehr eine Funk- 
tionsbedingung idealtypischer Beratung. 

Als Auslöser für den Bedarf an Beratung aufseiten des Entscheiders 
muss das Risiko der Entscheidung, die falsche Wahl zu treffen, gesehen wer- 
den. Dieses Risiko ist im Kern das Problem, das Beratungsbedarf erzeugt 
und Beratung in Gang setzt. Das Risiko der Entscheidung ist die Folge der 
Kontingenz der Alternativen in Anbetracht einer offenen und prinzipiell un- 
bekannten Zukunft. Es ist damit ein Korrelat der Beobachtungsleistungen 
des Entscheiders, d.h. eine Folge seiner sachlichen, zeitlichen und sozia- 
len Schematisierungen und der daran anschließenden Prämissensetzung. 
Beratung realisiert unmittelbar keine Absorption von Risiko und Unsicher- 
heit, sie stellt jedoch eine Risikoabsorption in Aussicht. Sie will, so lautet ihr 
Versprechen, die Grundlagen für eine im Vergleich zur Unberatenheit an- 
gemessenere und damit weniger risikoreiche Entscheidung schaffen. Wäh- 
rend also die Entscheidung die Unsicherheit über die Alternativenwahl in 
das Risiko der falschen Entscheidung transformiert, steigert die Beratung 
diese Unsicherheit, die in der Folge durch den Entscheider reduziert wird, 
was diesem eine vergleichsweise risikoarme Entscheidung ermöglicht. In 
diesem Sinn kann man mit Luhmann (1996a: 49f.) sagen, dass Beratung 
eine Reduktion von Komplexität und Unsicherheit durch Steigerung von 
Komplexität und Unsicherheit im Sinn hat. Damit wird das Risiko, dem 
sich der Entscheider ausgesetzt sieht, nicht abgeschafft, sondern lediglich 
umgewandelt: Das Risiko eines unberatenen, »blinden« Entscheidens wird 
in das Risiko einer zeitintensiven und letztlich ergebnisoffenen Beratung 
transformiert> Für die Entscheidung zugunsten einer Beratung spricht 
freilich nicht allein das »Versprechen« der Beratung oder vergleichbarer 
Medien (vgl. Fuchs 2006), sondern auch der Umstand, als Entscheider für 
Entscheidungen nicht allein zuständig zu sein, und letztlich die mitunter 
entlastende Option, falsch beraten worden zu sein. Die oft thematisierte Ex- 
ternalisierung von Verantwortlichkeit durch Beratung muss als eine wich- 
tige und »motivierende« empirische Begleiterscheinung des Phänomens 
Beratung gesehen werden (vgl. auch Thiersch 2004: 122; A. Becker 2004: 
203). Idealtypisch liegt die Entscheidung jedoch in der Verantwortung des 
Entscheiders, sonst wäre die Differenz zwischen Berater und Entscheider 


3 | Mit den typischen Unsicherheiten dieser Make-or-Buy-Entscheidung und 
den Problemen ihrer Absorption befasst sich die Neue Institutionenökonomie (vgl. 
A. Becker 2004: 197f.). 
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nicht gegeben und es könnte keine Beratung stattfinden. Die Zurechnung 
der Verantwortung auf den Berater legt vielmehr den Verdacht nahe, dass 
gar keine Beratung stattgefunden hat und stattdessen schwierige Entschei- 
dungen ausgelagert worden sind bzw. sich der zurechnende Entscheider vor 
der Verantwortung drücken will (vgl. Kap. 2.1.V). 


IV. Konstruktion von Alternativen 


Die Funktion der Beratung, die entscheidungsbezogene Steigerung von Re- 
flexivität und Optionsfähigkeit, vollzieht sich im Zuge der Beratungskom- 
munikation zwischen Berater und ratsuchendem Entscheider. Die rollen- 
mäßige Beteiligung an Beratungskommunikation macht den Entscheider 
zum Ratsuchenden. Die Kommunikation beruht dann wesentlich darauf, 
dass entscheidungsbezogene Beobachtungen mitgeteilt und verstanden 
werden (vgl. Kap. 2.2.11). Diese Beobachtungen beziehen sich, wie gesehen, 
auf den blinden Fleck des Entscheidens, d.h. auf die Entscheidung selbst 
und deren reflexive Voraussetzungen. Diese Beobachtungsvoraussetzungen 
werden im Zuge der Beratung in ihrer Kontingenz sichtbar, was dem Ent- 
scheider alternative Möglichkeiten der Schematisierung und Prämissenset- 
zung eröffnet. Erhöhung von Reflexivität und Entscheidungsfähigkeit kann 
sich dabei in sämtlichen Sinndimensionen vollziehen: 

e In sachlicher Hinsicht können die spezifischen Kausalattributionen bei 
der Problembeschreibung des Ratsuchenden durch den Berater beobach- 
tet und thematisiert werden, was unweigerlich die Problembeobachtung 
selbst ins Blickfeld rückt und alternative Ursachen und Folgen sichtbar 
macht. Die Kausalketten können variiert, verlängert, verkürzt oder de- 
konstruiert werden. Das Kausalschema kann selbst als kontingent beob- 
achtet und stattdessen auf Zirkularitäten und Interdependenzen gesetzt 
werden — wie dies bevorzugt etwa in der systemischen Familienthera- 
pie gemacht wird. Schließlich stehen in einer Beratung die besonderen 
sachlichen Entscheidungsprämissen, die Zwecke, Werte und Kriterien 
des Entscheidens, zur Beobachtung und zur Disposition. Das Bezwe- 
cken von Wirkungen und die Bewertung von Zwecken können immer 
auch anders ausfallen: Geld statt Selbstverwirklichung, Gesundheit statt 
Liebe. Darüber hinaus können andere Zwecke und Werte sowie deren 
Interdependenzen in Betracht gezogen werden. 

e In zeitlicher Hinsicht zeigen sich analoge Möglichkeiten der Kontingenz- 
beobachtung durch den Berater. Hier können zunächst die besonderen 
Zeithorizonte der Entscheidung zur Disposition gestellt werden. Die 
zeitliche Festlegung von Ursachen und Wirkungen durch den Entschei- 
der kann beobachtet werden, Ursachen und Wirkungen von Entschei- 
dungen können auf der Zeitachse verschoben werden. Alternative Zeit- 
horizonte können ausgeflaggt und präferiert werden: die Vergangenheit 
kann umgeschrieben und für gegenwärtige Alternativen »geöffnet« 
werden, Zukunftshorizonte können neu bewertet werden (langfristiger 
Nutzen oder kurzfristiger Gewinn?) etc. Auch hier steht im Endeffekt 
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die zeitliche Schematisierung einer »geschlossenen Vergangenheit« und 
»offenen Zukunft« selbst zur Disposition, wie es etwa im Rahmen seel- 
sorgerischer und philosophischer Beratung eine Rolle spielt. Auch in der 
Zeitdimension stehen dann die zeitlichen Entscheidungsprämissen, die 
Entscheidungszeiten und -fristen, zur Beobachtung. Zeiten und Fristen 
können anders gesetzt werden, was neue Alternativspielräume eröffnen 
kann. 

e In sozialer Hinsicht schließlich besteht die Möglichkeit alternativer Zu- 
rechnungen auf Beteiligte einer Entscheidung. Verursacher, Entscheider 
wie Betroffene können anders zugerechnet, alternative Beteiligte können 
sichtbar gemacht werden. Ebenfalls kann die soziale Form der Zurech- 
nung auf Personen selbst der Beobachtung ausgesetzt und in der Kon- 
sequenz auf die sozialen Strukturbedingungen des Entscheidens fokus- 
siert werden: Nicht die Person, sondern die Umstände oder das System 
sind schuld - wie dies insbesondere in systemischen Beratungsansätzen 
soziologischer und sozialpsychologischer Provenienz betont wird.* Auch 
hier kann schließlich auf die besonderen sozialen Entscheidungsprämis- 
sen reflektiert werden: Entscheidungserwartungen und Konsens- bzw. 
Dissensbereitschaften können anders beobachtet, gewichtet und bewer- 
tet werden, was Optionsspielräume für den Ratsuchenden öffnen kann. 


Beratung macht somit Kontingenzen in sachlicher, zeitlicher und sozialer 
Hinsicht reflexiv verfügbar, die dem ratsuchenden Entscheider ohne Be- 
ratung nicht zugänglich wären. Alternative sachliche, zeitliche und soziale 
Schematisierungen zeigen das Problem des Ratsuchenden in einem ande- 
ren Licht, zeigen andere (dahinterliegende) Probleme und neue Alternati- 
ven. Selbstverständlich sind der Kontingenzreflexion sachliche, zeitliche 
und soziale Grenzen gesetzt, da nicht alle Entscheidungsbedingungen dem 
Ratsuchenden zur Disposition stehen. Ein vollständiges Kontingentsetzen 
von Kausalattribution liefe in Gefahr, Entscheiden an und für sich zu erüb- 
rigen, was nicht mehr im Sinne der Beratungsfunktion liegen würde. Ähn- 
liches gilt für die anderen Dimensionen, so wenn die lineare Zeitschemati- 
sierung oder die soziale Zurechnung auf Handlung grundsätzlich infrage 
gestellt werden. Es gibt einen real existierenden Entscheidungsdruck, über 
den der Ratsuchende nicht beliebig verfügen kann. Dies muss der Berater 
in Rechnung stellen, um beraten zu können. Darüber hinaus sind Entschei- 
dungsprämissen, Probleme, Zwecke, Fristen und Erwartungen immer auch 


4 | Die Reflexion der »naiven« personalen Zurechnungen (Selbsttrivialisierun- 
gen oder -simplifikationen) von Managern auf die zugrunde liegenden Strukturen 
der Systeme wird immer wieder als Kernmotiv systemischer Organisationsberatung 
betont (vgl. Mingers 1996: 70; Willke 1996: 34f., 160ff.; Scherf 2002: 40). Es handelt 
sich hier jedoch nicht selten um eine »systemische« Selbstsimplifikation der Bera- 
tung, denn diese kann immer auch auf Zurechnungen in den anderen Sinndimen- 
sionen reflektieren und muss darüber hinaus die Funktionalität und die wechselsei- 


tigen Interdependenzen zwischen den Zurechnungen im Auge behalten. 
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umweltbedingt und durch den Ratsuchenden nicht vollständig kontrollier- 
bar. Nichtsdestotrotz können diese Prämissen durch den Berater in ihrer 
Kontingenz beobachtet werden, um den Beobachtungshorizont und den Op- 
tionsspielraum des Ratsuchenden zu erweitern und komplexere Entschei- 
dungen zu ermöglichen. Wesentliche Voraussetzung hierfür ist die Etablie- 
rung eines »geschützten Raumes« bzw. eines Beratungssettings (vgl. Kap. 
3.IV), das den Entscheider von unmittelbaren Entscheidungsnotwendigkei- 
ten in räumlicher, sachlicher, zeitlicher und sozialer Hinsicht entlastet (vgl. 
Dewe 1991: 136; Brüsemeister 2004: 261). Entscheidungszwecke und daran 
anknüpfende Rationalitätsanforderungen, Entscheidungszeiten und -fristen 
sowie Entscheidungserwartungen und daran anschließende Konformitäts- 
zwänge sind innerhalb dieses Beratungsraumes für den Verlauf der Bera- 
tung suspendiert. Sie werden erst nach Beendigung der Beratung wieder 
aktualisiert. In diesem Zusammenhang wird Beratung auch als »Morato- 
riumssituation« (Vogel 2001: 116ff.) bezeichnet, als »Form des Aufschubes« 
mit der Funktion der »Entschleunigung« (Fuchs/Mahler 2000: 366). Die- 
se Moratoriumssituation wird im Wesentlichen durch die allgemeinen und 
spezifischen Strukturen der Beratungskommunikation und das Beratungs- 
setting gewährleistet. 


V. Funktion und Dysfunktionen der Beratung 


Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Funktion von Beratung 
idealtypisch in der Steigerung von entscheidungsbezogener Reflexivität und 
in der Erhöhung von Options- und Entscheidungsfähigkeit aufseiten des 
Entscheiders liegt. Diese Funktion wird im Zuge der Beratungskommunika- 
tion zwischen ratsuchendem Entscheider und Berater erfüllt. Die Reduktion 
der im Zuge der Beratung erweiterten Optionen und deren Entscheidung 
liegen dann beim Entscheider und können nicht mehr als Beratungsfunk- 
tion aufgefasst werden. Dem Entscheider obliegt die Transformation von 
offener in geschlossene Kontingenz. Diese Transformation bedarf zwar der 
Information über Alternativen und mögliche Wirkungen, sie bedarf streng 
genommen aber noch nicht der Beratung. Der Berater kommt erst dann ins 
Spiel, wenn die Entscheidung selbst beobachtet werden soll, um alternative, 
latente Optionen sichtbar zu machen. Die ausschlaggebende Differenz kann 
folgendermaßen auf den Punkt gebracht werden: Der Entscheider als inter- 
ner Beobachter reduziert Komplexität qua Entscheidung, der Berater als ex- 
terner Beobachter steigert Komplexität qua Beobachtung höherer Ordnung 
und vermittelt die Ergebnisse seiner Beobachtung wieder zum Entscheider 


5 | Fuchs und Mahler (2000: 364ff.; vgl. auch Fuchs 2006: 6f.) haben bei ihrer 
(gesellschaftlichen) Funktionsbestimmung von Beratung als »Zeitdehnung« bzw. 
»Entschleunigung« primär die zeitliche Dimension von Entscheidung und Beratung 
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Temporalisierung im Auge. In Anbetracht 
der »Dreidimensionalität« des Entscheidens erachte ich es als sinnvoll, den Funk- 


tionsbezug von Beratung auch auf die Sach- und Sozialdimension zu beziehen. 
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zurück. Würde der Berater anfangen, Komplexität zu reduzieren, dann wäre 
er faktisch kein Berater mehr, sondern bereits ein Entscheider. 

Damit wird noch einmal die Bedeutung der Differenz der Beobach- 
tungsperspektiven des Entscheiders und des Beraters für die Beratung deut- 
lich. Beratung setzt diese Differenz voraus, sie lebt von dieser Differenz und 
nutzt sie zur Steigerung von Reflexivität. Nur wenn diese Differenz gewahrt 
ist, ist es dem Entscheider möglich, am Berater und seinen kommunikativen 
Interventionen sich selbst und den eigenen Kontext zu beobachten. Allein 
durch die Differenz inkongruenter Beobachtungsperspektiven wird es dem 
Entscheider möglich, im Modus der Beobachtung Beobachtungen zu be- 
obachten. Der Entscheider gewinnt die Möglichkeit, sein Handeln und Be- 
obachten in der erweiterten Perspektive des Beraters zu spiegeln. Oder wie 
es bei Pankoke (1994: 58) heißt: »Was der Ratsuchende letztlich sucht, ist 
die Spiegelung (Reflexion) der eigenen Situation in einer zur eigenen Wahr- 
nehmung und Bewertung »inkongruenten Perspektivik« des fremden und 
verfremdeten Wissens und Wertens von externen Experten«. Die Aufrecht- 
erhaltung der Differenz von Berater und Entscheider ist denn auch ein zent- 
rales Funktionserfordernis der Beratungskommunikation (vgl. Kap. 2.1.1). 

Es handelt sich hierbei um eine idealtypische Funktionsbestimmung, 
die den Funktionsbezug von Beratung in »reiner« Gestalt festhält. Empiri- 
sche Beratungsphänomene werden diese Funktion niemals vollständig rea- 
lisieren. Sinn und Zweck des Idealtypus liegt gerade in der Möglichkeit zu 
bestimmen, wie nahe oder fern empirische Einzelphänomene dem Idealbild 
kommen und worin die Bedingungen liegen, die eine Annäherung behin- 
dern. Es wird mit dieser Funktionsbestimmung also gerade nicht behaup- 
tet, dass empirische Beratungen stets und ausschließlich auf die Steigerung 
der Reflexivität und Optionalität abzielen. Es soll auch nicht bestritten sein, 
dass »Klienten« empirischer Beratungen oftmals gar keine Reflexivitäts- 
steigerung suchen, sondern lediglich entlastende Informationen oder An- 
weisungen, von denen sie sich ein risikofreies Entscheiden der gegebenen 
Alternativen versprechen. In diesen Fällen handelt es sich im Kern jedoch 
nicht um Beratung, sondern vielmehr um Auslagerung von Entscheidungs- 
bestandteilen oder um reine Informationsbeschaffung. Der Sinn einer ideal- 
typischen Bestimmung besteht gerade darin, diese Unterschiede beobachten 
und dadurch das Beratende oder den Beratungsgehalt empirischer »Bera- 
tungen« bestimmen zu können. Die Aussage von Sanders (2004: 797), dass 
sich empirische Beratungen zwischen den »Polen: »Sag du mir möglichst 
genau, was ich jetzt tun solll« und: »Hilf du mir durch deinen Rat weiter, dass 
ich meine eigenen Lösungen finden kann!« bewegt, trifft den Sachverhalt 
auf den Punkt: Der zweite Pol bringt die Funktion idealtypischer Beratung 
zum Ausdruck, der erste Pol dagegen die Funktion einer Anweisung oder 
Instruktion, die zur Beratung in einem dysfunktionalen Verhältnis steht. 
Empirisch macht es durchaus Sinn, unterschiedliche Verbindlichkeitsgrade 
von »Beratungen« - vom unverbindlichen Aufzeigen anderer Möglichkeiten 
über die Empfehlung bis hin zum »starken Ratschlag« und zur Anweisung 
(vgl. Paris 2005: 364f.) - zu unterscheiden, analytisch lassen sie sich im Aus- 
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maß ihres Zurückstehens hinter dem Idealtypus der Beratung bestimmen 

und verstehen. 

Mit Blick auf diese idealtypische Funktionsbestimmung muss sich nun 
auch zeigen lassen, was Beratung nicht ist, welche empirischen Funktio- 
nen nicht als Beratungsfunktion aufgefasst werden können, dieser vielmehr 
widersprechen und sich potenziell dysfunktional auf Beratung auswirken 
können. 

e Beratung bedeutet nicht Entscheiden und funktioniert demzufolge auch 
nicht als stellvertretendes Entscheiden. Die Auslagerung von Entschei- 
dungen ist vielmehr geeignet, Beratung zu behindern oder gar zu ver- 
unmöglichen. 

e Beratung funktioniert nicht als Legitimationsbeschaffung für (bereits 
gefällte) Entscheidungen. Sie steigert problembezogene Reflexivität im 
Hinblick auf künftige Entscheidungen. 

e Beratung verkauft keine Standardlösungen und funktioniert auch nicht 
als »Etikett« zur Vermarktung solcher Lösungen. Sie steigert die Kom- 
plexität potenzieller Problemlösungen im Rahmen eines ergebnisoffe- 
nen Kommunikationsprozesses.® 

e Beratung ist weder reine Informationsvermittlung noch reine Expertise 
im Hinblick auf gegebene Alternativen. Sie setzt die Entscheidung und 
ihre Alternativität selbst der Beobachtung aus und stellt sie zur Disposi- 
tion. 

e Beratung befasst sich nicht mit selbst gemachten Problemen, verfolgt 
auch keine »geheime Moral« (Thiersch) der Passung von Klienten Sie 
reflektiert die Entscheidungsprobleme der Ratsuchenden. 

e Ebenso wenig zielt Beratung auf die Schaffung von Informationsvor- 
sprüngen zum Zweck der Kontrolle oder der effektiven Durchsetzung 
von Planungen, noch beabsichtigt sie »solidarische« Indienstnahme 
bzw. die Sicherung von Kooperation aufseiten des Beratenen (vgl. Paris 


2005: 359). 


Alle diese Funktionen kommen in der Realität vor und werden in Zusam- 


6 | Ähnlich argumentiert Rainer Paris (2005: 356), wenn er bemerkt, dass die 
sogenannte »Ratgeberliteratur im Grunde gar keine Ratschläge gibt«, da sie sich 
»an ein grundsätzlich anonymes Publikum wendet« und ihre Empfehlungen einen 
»Allgemeinheitsgrad auf[jweisen], der ihren Ratanspruch im engeren Sinne zemen- 
tiert«. 

7 | Thiersch (1990: 144ff.) spricht von einem geheimen Anforderungsprofil, 
dem der Ratsuchende entsprechen muss, damit ihm geholfen werden kann. Ihm 
zufolge fördert die Institutionalisierung die Anpassung des Ratsuchenden an das 
Problemlösungsangebot des Beraters, seine Transformation in den »Homo Consul- 
tabilis«, dem zur Beratung passenden Menschen. In der Betriebswirtschaftslehre 
spricht man in ähnlichem Zusammenhang vom »Management der Problemdefiniti- 
on«, das dazu dienen soll, die Probleme eines Klienten in den Kompetenzbereich des 
Agenten hinein zu definieren (vgl. Schade/Schott 1993). 
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menhang mit den Dienstleistungen von Beratern und Beratungsunterneh- 
men beobachtet und zu Recht kritisch diskutiert (vgl. Deutschmann 1993; 
Kieser 1998; A. Becker 2004). Allem Anschein nach treten solche Phäno- 
mene gerade unter Bedingungen fortschreitender Professionalisierung und 
Kommerzialisierung von Beratung auf. Die Existenz dieser Phänomene und 
ihr Auftreten sollen mit dem vorliegenden Idealtypus nicht geleugnet wer- 
den. Im Gegenteil: Der Idealtypus der Beratung soll gerade auf diese empi- 
rischen Phänomene aufmerksam machen und sie der kritischen Beobach- 
tung aussetzen. Die Attraktivität des Etiketts »Beratung« ist ungebrochen 
und dies wird gerade vor dem Hintergrund der idealtypischen Bestimmung 
der Funktion der Beratung als Steigerung von Reflexivität und Optionsfä- 
higkeit bis hin zum Versprechen reflektierteren Entscheidens sichtbar und 
erklärbar. 


2.2 Die Form der Beratung 


Nachdem die Funktion der Beratung bestimmt wurde, soll es im Folgenden 
um die Form der Beratung gehen. Idealtypisch gewährleistet die Form der 
Beratung die Erfüllung der Beratungsfunktion.? Wie also muss Beratung 
formal beschaffen sein, dass sie die besagte Funktion erfüllen kann? Die Se- 
mantik der Beratung, die Unterscheidung von Rat und Tat bzw. von Berater 
und Entscheider, macht deutlich, dass es sich bei Beratung um einen inter- 
aktiven Vorgang zwischen den Beteiligten handelt.? Die Beteiligten an einer 
Beratung sollen in Anlehnung an die obigen Ausführungen als Berater (ex- 
terner Beobachter) und Entscheider (interner Beobachter) bezeichnet wer- 
den. Beratung findet idealtypisch als interaktiver Vorgang zwischen Berater 
und Entscheider statt, wobei Interaktion das wechselseitig aufeinander be- 
zogene Verhalten von Beobachtern meint. Beratung vollzieht sich zwischen 
Personen, sie kann jedoch nicht auf die beteiligten Personen bzw. auf deren 
Willen oder Intentionen reduziert werden. Beratung muss als eigendynami- 
sches, emergentes Kommunikationsphänomen betrachtet werden, das sich 
unter Beteiligung von Personen vollzieht, jedoch eine eigenständige Realität 
konstituiert. 

Diesen Bestimmungen zufolge will ich Beratung als Form der Kom- 
munikation bestimmen. Kommunikation meint — ähnlich wie der Begriff 


8 | Was nicht bedeutet, dass die Form der Funktion folgt, oder gar - im Sinne 
eines »funktionalistischen Fehlschlusses« (Schneider 2004: 51, Buchholz 2008: 46) 
von der Funktion her erklärt werden könnte. Es bedeutet, dass die idealtypischen 
Beratungsstrukturen der Beratungsfunktion entsprechen und ihre Gewährleistung 
ermöglichen. Es wäre aber verfehlt anzunehmen, dass Reflexionssteigerung notwen- 
digerweise und ausschließlich über Beratungsstrukturen erfüllt werden kann. 

9 | Diese soziale Relation wird, wie Bora (2007: 120f.) bemerkt, semantisch 
auch im transitiven Charakter des Verbs »beraten« - als »jemand beraten« oder »je- 
mandem raten« - deutlich. 
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der Interaktion — das wechselseitig aufeinander bezogene Verhalten von Be- 
obachtern, das jedoch explizit auf die Mitteilung von Informationen zum 
Zwecke des Verstehens ausgerichtet ist. Der Kommunikationsbegriff hat 
den Vorteil, dass er den Fall der Interaktion unter Anwesenden einschließt, 
jedoch nicht darauf reduziert bleibt. Ebenso ist er, zumindest in seiner sys- 
temtheoretischen Variante, in der Lage, den Emergenzcharakter des Phäno- 
mens Beratung zu beleuchten und zu erklären. Aus diesem Grund scheint 
er zur formalen Bestimmung von Beratung besser geeignet als Begriffe wie 
Handlung oder Interaktion. Beratung als Kommunikationsform zu verste- 
hen hat zudem den Vorteil, dass es sich hier um einen alten Topos handelt, 
der sich bereits in den Rhetoriklehren der Antike findet (vgl. Steiner 2004: 
159) und bis heute die Beratungsliteratur beherrscht.’ In Anbetracht der 
verbreiteten Verwendung des Kommunikationsbegriffs im Zusammenhang 
mit Beratung mag es erstaunen, dass sich in der Beratungsforschung kaum 
explizit kommunikationstheoretische Ansätze finden (vgl. Nothdurft 2002: 
u6ff.). Während Beschreibungen und Erörterungen zur Person und zu den 
Kompetenzen des Beraters zahlreich sind, bleibt die nähere Bestimmung der 
Kommunikation zwischen Berater und Ratsuchendem weitgehend ausge- 
blendet. Die Erörterungen beschränken sich in aller Regel auf die Beschrei- 
bung allgemeiner Prozessphasen oder die additive Auflistung von (kommu- 
nikativen) Interventionstechniken. Dem entspricht Scherfs (2002: 73) Kritik, 
dass Beratung auch in systemischen Ansätzen bevorzugt vom Berater her ge- 
dacht wird und folglich weniger als kommunikative Interaktionsbeziehung, 
sondern »eher als kommunikative Einbahnstraße« erscheint. Eine Kommu- 
nikationstheorie der Beratung legt allerdings auch er nicht vor." 

Im Folgenden soll nun eine kommunikationstheoretische Formbestim- 
mung der Beratung unternommen werden. Dabei beziehe ich mich auf 
einen Formbegriff, wie ihn Dirk Baecker (2005) für den Kommunikations- 
begriff fruchtbar gemacht hat. Der Begriff der Form bezeichnet »eine un- 
bestimmte Bestimmtheit« (Baecker 2005: 68), die sich — einmal bestimmt 


10 | Inder jüngeren Beratungsforschung scheint sich die Ansicht durchgesetzt 
zu haben, dass es sich bei Beratung um einen kommunikativen Vorgang handelt. Je 
nach Beratungsansatz stehen unterschiedliche Kommunikationsbegriffe im Vorder- 
grund: Gespräch (vgl. Sander 2004: 338f.; Schröder 2004: 54), Dialog (vgl. Scherr 
2004: 105f.; Ruschmann 2004: 145), Erzählung und Narration (vgl. Schmitz/Bude/ 
Otto 1989: 125; Engel 1997: 199£.; Engel/Sickendiek 2004: 752ff.). Entsprechend do- 
minieren auch kommunikative Kompetenzzuschreibungen, so etwa das Wissen um 
eine angemessene Gesprächshaltung und -führung, die Fähigkeit des reflexiven 
Sprachgebrauchs, die Kompetenz konstruktiven Dialogisierens und Fragens oder 
die Fähigkeit des emphatischen Zuhörens (vgl. Dewe 1996: 53; Nestmann 2004d: 
791ff.). 

11 | Positiv hervorzuheben sind an dieser Stelle jüngere systemtheoretische 
Arbeiten (vgl. Fuchs/Mahler 2000; Buchholz 2008; Kusche 2008b), die Beratung 
im Rückgriff auf den systemtheoretischen Schemabegriff kommunikationstheore- 
tisch bestimmen. 
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- auf unterschiedliche Formen hin spezifizieren lässt. In diesem Sinne soll 
zunächst eine allgemeine Formbestimmung von Kommunikation erfolgen, 
um im Anschluss daran die besondere Form der Beratungskommunika- 
tion idealtypisch bestimmen und von anderen Formen der Kommunikation 
unterscheiden zu können. Wenn es im Folgenden also heißt: »Beratung ist 
Kommunikation« und »Beraten heißt Kommunizieren«, dann bedeutet dies, 
dass Beratung zwangsläufig die Form der Kommunikation annimmt. Es be- 
deutet jedoch nicht, dass jede Kommunikation automatisch eine Beratung 
ist. Die allgemeine Form der Kommunikation muss von unterschiedlichen 
Formen der Kommunikation, wozu auch Beratungskommunikation zählt, 
unterschieden werden. Um die Frage nach den Besonderheiten von Bera- 
tungskommunikation stellen und beantworten zu können, muss im ersten 
Schritt die allgemeine Form der Kommunikation näher bestimmt werden. 


I. Die Form der Kommunikation 


Kommunikation lässt sich in Anlehnung an die einschlägige Definition 
Luhmanns (1996a: 193ff.) als Prozess des wechselseitig aufeinander bezo- 
genen, selektiven Verhaltens von mindestens zwei Beobachtern (Ego und 
Alter) bestimmen. Kommunikation findet dann statt, wenn die Beteiligten 
drei aufeinander bezogene Selektionen realisieren: Information, Mitteilung 
und Verstehen. Ego teilt eine Information mit, die Alter als mitgeteilte Infor- 
mation versteht. Dieses Verstehen kann im nächsten Schritt Alter dazu mo- 
tivieren, Ego seinerseits eine Information mitzuteilen usw. Kommunikation 
vollzieht sich erst dann, wenn Alter »versteht«, dass Ego ihm eine Informa- 
tion mitteilt, d.h. wenn er die Information von Egos Mitteilung unterschei- 
den und diese beiden Komponenten aufeinander beziehen kann. Luhmann 
(199 5b: 115) präzisiert das Phänomen Kommunikation wie folgt: 


»[Kommunikation] kommt nur zustande durch eine Synthese von drei ver- 
schiedenen Selektionen - nämlich als Selektion einer Information, Selektion 
der Mitteilung dieser Information und selektives Verstehen oder Missverstehen 
dieser Mitteilung und ihrer Information. Keine dieser Komponenten kann für 
sich allein vorkommen. Nur zusammen erzeugen sie Kommunikation. Nur zu- 
sammen - das heißt nur dann, wenn ihre Selektivität zur Kongruenz gebracht 
werden kann. Kommunikation kommt deshalb nur zustande, wenn zunächst 
einmal eine Differenz von Mitteilung und Information verstanden wird. Das 
unterscheidet sie von bloßer Wahrnehmung des Verhaltens anderer. Im Verste- 
hen erfasst die Kommunikation einen Unterschied zwischen dem Informations- 
wert ihres Inhalts und den Gründen, aus denen der Inhalt mitgeteilt wird. Sie 
kann dabei die eine oder die andere Seite betonen, also mehr auf die Information 
selbst oder auf das expressive Verhalten achten. Sie ist aber immer darauf an- 
gewiesen, dass beides als Selektion erfahren und dadurch unterschieden wird. Es 
muss, mit anderen Worten, vorausgesetzt werden können, dass die Information 
sich nicht von selbst versteht und dass zu ihrer Mitteilung ein besonderer Ent- 
schluss erforderlich ist«. 
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Die allgemeine Form von Kommunikation besteht demnach in der Identität 
der drei aufeinander bezogenen Selektionen Information, Mitteilung und 
Verstehen. Diese Form realisiert sich unter Beteiligung mindestens zweier 
Beobachter, die sich selektiv verhalten, d.h. bestimmte Informationen auf 
bestimmte Weise mitteilen und verstehen. Ihr Vollzug setzt wahrnehmen- 
de resp. beobachtende, Sinn vermittelnde und Sinn verstehende Beobach- 
ter voraus, die zwar ihrerseits zum Thema der Kommunikation gemacht 
werden können, die jedoch nicht selbst Kommunikation sind und doch an 
der Produktion von Kommunikation wesentlich beteiligt sind.” Kommuni- 
kation kommt nach all dem nur dann zustande, wenn die daran beteiligten 
Beobachter aus ihrer jeweiligen Perspektive und innerhalb ihres jeweiligen 
Beobachtungshorizonts wechselseitig aufeinander bezogene Selektionen 
realisieren. Der Beobachtungshorizont begrenzt die Perspektiven der Be- 
obachter und beinhaltet Möglichkeiten der kommunikativen Selektion, d.h. 
des Informierens, Mitteilens und Verstehens. Die Beteiligten müssen aus 
ihrem jeweiligen Horizont des Möglichen bestimmte Informationen aus- 
wählen und selektiv mitteilen. Das daran anschließende Verstehen realisiert 
sich ebenfalls selektiv im Horizont anderer Möglichkeiten des Verstehens. 
Die Selektionen setzen somit auf beiden Seiten Beobachtungsleistungen 
voraus. Egos Mitteilung einer Information ist das Produkt seiner Beobach- 
tung innerhalb seines Beobachtungshorizonts möglicher Informationen 
und Mitteilungen. Alters Verstehen beruht ebenfalls auf seiner Beobach- 
tung innerhalb seines Horizonts von Verstehensmöglichkeiten. Daraus wird 
deutlich, dass bei Kommunikation aufseiten der Beteiligten fremdreferen- 
zielle Beobachtungen, d.h. Beobachtungen des jeweiligen Gegenübers, vor- 
ausgesetzt sind. Jeder der Beteiligten muss sein Gegenüber innerhalb seines 
Beobachtungshorizonts beobachten. Auf der einen Seite beobachtet Ego die 
bisherigen Resultate der Kommunikation, die durch das Mitteilungsver- 
halten von Alter bedingt sind. Er wählt aufgrund dieser Beobachtung eine 
neue Information aus und beobachtet die Annahmebedingungen aufseiten 
Alters: Wieso hat mir Alter diese Information mitgeteilt? Wie soll ich dar- 
auf reagieren? Auf der anderen Seite reflektiert Alter innerhalb seines Be- 
obachtungshorizonts auf die Mitteilung Egos und versucht, die mitgeteilte 
Information zu verstehen: Was hat sich Ego dabei gedacht, als er mir diese 
Information mitteilte? Wie soll ich darauf reagieren? Fragen wie diese leiten 
die Beobachtungen der Beteiligten an und prägen ihre kommunikativen Se- 


12 | Wie hier deutlich wird, halte ich Luahmanns Begriff der Autopoiesis in die- 
sem Zusammenhang für verfehlt, da er den zentralen Aspekt des Sinnverstehens 
und -mitteilens aufgrund seiner vorschnellen Verabschiedung des Subjektbegriffs 
nicht angemessen erklären kann. Mit Begriffen wie »Verhalten«, »Wahrnehmung« 
oder »Entschluss« (vgl. obiges Zitat) fällt Luhmann selbst hinter seinen Anspruch 
zurück und verweist gleichzeitig auf eine gewichtige Leerstelle in seiner Theorie. 
Dies haben auch Varela und Maturana gesehen und zu Recht kritisiert (vgl. Varela 
1987; Reigas/Vetter 1990; vgl. auch Merz-Benz 2004). 
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lektionen. Ohne diesen Seitenblick wäre eine gelingende Kommunikation 
nicht denkbar. Die Form der Kommunikation entspricht demnach einer 
Identität dreier, wechselseitig aufeinander bezogener Selektionen, deren 
Vollzug die wechselseitige, fremdreferenzielle Beobachtung der Beteiligten 
voraussetzt; sie beruht, mit anderen Worten, auf »reziproker Reflexivität« 
(Merten 1977: 86ff., 161f.). 

Während die Form der Kommunikation Ereignischarakter hat, entste- 
hen Kommunikationsprozesse durch den Anschluss von Kommunikation an 
Kommunikation, als temporale Verknüpfung mehrerer Einzelkommunika- 
tionen (vgl. Luhmann 1996a: 198). Anschlussmöglichkeiten sind durch die 
dritte Selektion, das Verstehen der mitgeteilten Information, gegeben. Im 
Regelfall motiviert das Verstehen einer Information sogleich zu neuen Se- 
lektionen und zu Anschlusskommunikation. Alter wird sich in dem Fall auf- 
grund seines Verstehens von Egos Mitteilung seinerseits zur Mitteilung von 
Informationen veranlasst fühlen. Er kann das Gesagte wiederholen, er kann 
nachfragen, bestreiten, negieren, ergänzen, revidieren. Dies macht, wie 
Luhmann (1996a: 2ı2f.) betont, deutlich, dass Kommunikation »nur selten 
als einzelne Einheit auftritt«, sondern sich in den meisten Fällen als Prozess 
realisiert und zeigt. Kommunikationsprozesse müssen als selbstreferen- 
zielle Prozesse verstanden werden, da Anschlusskommunikation immer an 
den Resultaten vorhergehender Kommunikation ansetzt. Die Resultate der 
ersten Kommunikation konditionieren somit, wie es weitergehen kann, sie 
schränken ein, was im nächsten Schritt mitgeteilt werden kann. 

Kommunikation als Prozess realisiert im Fortgang somit eine eigentüm- 
liche Mischung von Selbst- und Fremdreferenz. Während das Prozessieren 
von Kommunikationen auf dem Selbstbezug von Kommunikationen (Selbst- 
referenz) aufbaut, setzt die Formbildung die gegenseitige Beobachtung der 
Beteiligten (Fremdreferenz) voraus. Kommunikation ist somit — und ent- 
gegen Luhmann - kein rein selbstreferenzieller Prozess. Die Beteiligung 
von Beobachtern, von Ego und Alter, baut Fremdreferenz in den Prozess 
ein. Erst diese Fremdreferenz führt dazu, dass Kommunikation nicht im- 
mer an gleicher Stelle tritt oder mit ihrem Vollzug gleich wieder aufhört. 
Das heißt umgekehrt jedoch nicht, dass sich ein Kommunikationsprozess 
auf die Beobachtungen oder Perspektiven der Beteiligten zurückführen 
oder gar reduzieren ließe. Es handelt sich um ein emergentes, selbstrefe- 
renzielles Phänomen, das jedoch der Beteiligung von fremdreferenziellen 
Beobachtern bedarf. Diese Beobachter haben die Fähigkeit, sich selbst und 
einander innerhalb ihrer je eigenen Horizonte beobachten und darauf hin 
kommunikative Selektionen vollziehen zu können. Die Positionen der Be- 
teiligten werden im Zuge des Prozessierens lediglich vertauscht. Im Über- 
gang von der ersten zur zweiten Kommunikation wird der Mitteilende zum 
Verstehenden und umgekehrt, im Übergang zur dritten Kommunikation 
werden die Positionen abermals getauscht etc. Dieser kontinuierliche Posi- 
tionswechsel im Fortgang der Kommunikation kann zu einer Erweiterung 
der Beobachtungshorizonte und zu Reflexivitätssteigerung führen. Dieses 
Potenzial ist in der Kombination von Selbst- und Fremdreferenz angelegt, 
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es bedarf jedoch einer besonderen Form, nämlich der Beratung, um aktua- 
lisiert zu werden. 

Bevor auf die Beratungskommunikation eingegangen werden kann, 
müssen die strukturellen, systemischen und medialen Voraussetzungen 
von Kommunikation erläutert werden, denn jede Kommunikation ist mit 
einem folgenschweren Problem belastet. Luhmann (1990: 119f.) hat dieses 
Problem in Anlehnung an Parsons als doppelte Kontingenz bezeichnet. Dop- 
pelte Kontingenz bedeutet, dass das kommunikative Verhalten beider Be- 
teiligten weder notwendig noch unmöglich ist, dass also beide immer auch 
anders können. Dies macht jede Voraussagbarkeit des kommunikativen Ver- 
haltens der Beteiligten unsicher, was in einer Kommunikation besonders 
problematisch ist, da das Verhalten des einen Teilnehmers vom kontingen- 
ten Verhalten seines Gegenübers abhängt. Wie Luhmann (1991a: 119f.) deut- 
lich macht, bedeutet Kommunikation somit für alle Beteiligte erhöhte Ent- 
täuschungsgefahr, sie wird unter der Bedingung doppelter Kontingenz zu 
einem hochgradig riskanten und unwahrscheinlichen Unterfangen. Auch 
wenn man zu dem Schluss kommt, dass die Beteiligten in sozialen Situa- 
tionen »nicht nicht kommunizieren« können (Watzlawick/Beavin/Jackson 
1969: 50f.), erzeugt eine kommunikative Mitteilung stets die Alternative der 
Annahme oder Ablehnung, und damit für den Mitteilenden ein beträcht- 
liches Risiko. Es stellt sich damit die Frage, wie Kommunikation dennoch 
möglich und wahrscheinlich wird, oder anders gesagt: wie die potenziell Be- 
teiligten dazu motiviert werden können, sich auf das Risiko der Kommuni- 
kation einzulassen und sich mit entsprechenden Beobachtungen und Selek- 
tionen zu beteiligen. Es bedarf hierzu »artifizieller« Gewissheiten, die die 
Kontingenz des Verhaltens bzw. die Komplexität des kommunikativ Mögli- 
chen einschränken. Die Lösung des Problems ist systemtheoretisch mit den 
Begriffen »Struktur«, »System« und »Medium« angezeigt. 

Strukturen sind relativ stabile Orientierungsgesichtspunkte, die wechsel- 
seitige Erwartungssicherheit gewährleisten. An den Strukturen können die 
Beobachter ablesen, was von ihnen und ihrem Gegenüber sinnvollerweise 
erwartet werden kann und was nicht. Die beteiligten Beobachter reflektieren 
auf gemeinsame Strukturen und unterstellen deren Geltung beim jeweili- 
gen Gegenüber. Das Risiko der Ablehnung eines Kommunikationsangebots 
und die Gefahr der Enttäuschung werden durch übergeordnete Strukturen 
absorbiert und damit gelingende Kommunikation wahrscheinlich (vgl. auch 
den Begriff der Entscheidungsprämisse, Kap. ı.1V). Die Leistungsfähigkeit 
von Strukturen ergibt sich aus ihrer Selektivität. Strukturen beschränken 
den Horizont des Möglichen auf eine reduzierte Auswahl von Möglichkei- 
ten. Sie reduzieren die Komplexität des Möglichen und zeigen an, was in 
einer gegebenen Situation relativ risikolos gesagt, gedacht oder getan wer- 
den kann und was nicht (vgl. Luhmann 1991a: 119f.). Mit Blick auf Kommu- 
nikation können solche Strukturen Erwartungen entlang unterschiedlicher 
Sinndimensionen stabilisieren: 

e Inder Sachdimension durch Festlegung bestimmter Themen der Kom- 
munikation und von Kriterien ihrer Behandlung. Die Auszeichnung be- 
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stimmter Themen der Kommunikation zeigt den Beteiligten an, über 
was mit Aussicht auf Erfolg kommuniziert werden kann - ohne aber 
einzuschränken, wie genau über ein bestimmtes Thema kommuniziert 
werden soll. 

e Inder Zeitdimension durch Festlegung von Zeitpunkten und Fristen der 
Kommunikation und von Kommunikationszyklen bzw. -phasen. Zeit- 
punkte, Fristen und Phasen legen fest, wann, bis wann und mit welcher 
Häufigkeit über ein Thema kommuniziert werden kann. 

e Inder Sozialdimension schließlich durch Festlegung von Rollen der Kom- 
munikation. Rollen bedingen, dass die Beteiligten beim Thema bleiben, 
und legen fest, wer sich wann und wie beteiligen kann. 


Durch die sachliche, zeitliche und soziale Stabilität von Strukturen wird 
eine temporale Verknüpfung von Kommunikation und damit die Bildung 
von Prozessen überhaupt möglich. Struktur und Prozess stehen somit in 
einem wechselseitigen Bedingungsverhältnis, das eine ist ohne das andere 
nicht möglich. Während auf der einen Seite Kommunikation und der An- 
schluss von Kommunikation an Kommunikation nur im Rekurs auf Struk- 
turen möglich sind, ist Strukturbildung selbst ein Produkt von gelingender 
Kommunikation (vgl. Luhmann 1998a: 437f.). Das Ausmaß der Generalisie- 
rung und Normierung von Strukturen kann beträchtlich variieren: Themen 
der Kommunikation, Zeitpunkte und Rollen können situativ, kurzfristig 
und nur für eine kleine Teilnehmerzahl Geltung haben, sie können aber 
auch eine über längere Zeiträume hinausreichende Dauergeltung für eine 
Vielzahl unterschiedlicher Kommunikationsteilnehmer entfalten. Sie kön- 
nen den faktischen Gegebenheiten unterliegen und sich mit diesen ändern, 
sie können aber auch normiert werden und den Gegebenheiten zum Trotz 
gelten (vgl. Luhmann ı991a: ı21f.). Die Herausbildung von sachlich, zeitlich 
und sozial breit generalisierten und normierten Strukturen möchte ich auch 
als Institutionalisierung bezeichnen, die entsprechenden Strukturen als so- 
ziale Institutionen.» 

Das durch Strukturen ermöglichte Prozessieren von Kommunikation 
kann zur Bildung von Kommunikationssystemen führen, die dann wieder- 
um stabilisierend auf Kommunikation zurückwirken (vgl. Luhmann 1996a: 
3off.). Ein solches System besteht aus wechselseitig aufeinander Bezug neh- 
menden, aneinander anschließenden Kommunikationen, die sich an einem 
übergreifenden Bestand von Strukturen orientieren und in dieser Orientie- 
rung ihre Einheit und Anschlussfähigkeit finden. Kommunikationssyste- 
me sind in diesem Sinne thematisch verdichtete, zeitlich relativ stabile und 
interpunktierte Kommunikationszusammenhänge, an denen sich Beobach- 
ter nach Maßgabe bestimmter Kommunikationsrollen beteiligen. Ein sol- 
ches System besteht und reproduziert sich im Zuge des Prozessierens von 


13 | Luhmanns früher Systembegriff rekurriert hier - wenn auch ohne direk- 
ten Verweis — auf Gehlens Institutionenbegriff (zum Verhältnis von Luhmann’scher 
Systemtheorie und Leipziger Schule vgl. Baier 1994). 
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Kommunikation, es setzt hierfür leistungsfähige Strukturen und motivierte 

Beobachter voraus. Durch das Prozessieren von Kommunikationen grenzt 

sich ein System gleichzeitig von einer Umwelt nicht dazugehöriger Ereig- 

nisse, Prozesse, Strukturen und Systeme ab. Autonomie resp. die Abgren- 
zung des Systems gegenüber einer stets überkomplexen Umwelt muss als 
eine notwendige Voraussetzung für das Fortbestehen von Kommunikations- 
systemen gesehen werden. Löst sich die Differenz zur Umwelt auf, verliert 
sich das System an seine Umwelt - und Kommunikation wird wiederum zu 
einem hochgradig unwahrscheinlichen und riskanten Unterfangen. 

Kommunikationsprozesse wie Systembildung setzen schließlich soge- 
nannte Medien der Kommunikation voraus. Medien unterstützen die Ver- 
mittlung und Verbreitung von Kommunikation und fördern darüber hinaus 
die Motivation zur Beteiligung. In Anlehnung an Luhmann (1998a: 190ff.) 
können »Verbreitungsmedien« von sogenannten »Erfolgsmedien« unter- 
schieden werden: 

e  Verbreitungsmedien dienen der Mitteilung von Information und deren 
Verbreitung an (un-)bestimmte Empfänger. Primäre Verbreitungsme- 
dien wie die Sprache erweitern nicht nur die Möglichkeiten des Kom- 
munizierens, sie machen zudem das Verstehen einer Kommunikation 
dadurch wahrscheinlich, dass sie Mitteilungsverhalten eindeutig kennt- 
lich und von der mitgeteilten Information unterscheidbar machen. Ver- 
stehen wird so erwartbar und es stellt sich nur noch die Frage, ob das 
Verstandene akzeptiert oder abgelehnt, ob Ja oder Nein gesagt wird. 
Sekundäre (z.B. Schrift) und tertiäre Verbreitungsmedien (z.B. Druck, 
elektronische Medien) haben darüber hinaus den Vorteil, dass sie das 
Verstehen räumlich und zeitlich von der Mitteilung trennen und da- 
durch den Empfängerkreis von Kommunikation erheblich erweitern. 

«  Erfolgsmedien wie Macht, Wahrheit, Geld, Liebe, Moral, Glaube etc. hin- 
gegen setzen am Problem der hohen Ablehnungswahrscheinlichkeit an 
und gewährleisten den Erfolg bzw. die Akzeptanz von Kommunikations- 
angeboten.'* Kommunikationserfolg ist dann der Fall, wenn Alter Egos 
Mitteilung nicht nur versteht, sondern diese auch akzeptiert bzw. zur 
Grundlage für eigenes Handeln und Kommunizieren nimmt. Kommu- 
nikationsmedien wie Macht, Geld oder Liebe motivieren die Beteiligten 
zur Annahme von Kommunikationsangeboten: Man akzeptiert den Be- 
fehl oder die Bitte, weil man negative Sanktionen befürchtet, weil man 
dafür bezahlt wird oder weil man das Gegenüber liebt. Diese Medien 
sind insbesondere dann von Vorteil, wenn Kommunikation über den Be- 


14 | Luhmann (1996a: 222; 1998a: 318) bezeichnet diese Medien in Anlehnung 
an Parsons (1980) auch als symbolisch generalisierte Kommunikationsmedien. 
»Symbolisch« meint, dass Medien eine Differenz (Parsons: Alter und Ego, Luhmann 
(1998a: 319): Selektion und Motivation) überbrücken und so Gemeinsamkeit und An- 
nahme der Kommunikation ermöglichen. »Generalisiert« bedeutet, dass Medien in 
unterschiedlichen Situationen bzw. unabhängig von besonderen Situationen Gültig- 
keit haben. 
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reich der Interaktion unter Anwesenden zeitlich und räumlich hinaus- 
greift, d.h. unter den Bedingungen technischer Vermittlung stattfindet. 


Kommunikationsmedien erleichtern so das Prozessieren von Kommunika- 
tion und die Bildung von Kommunikationssystemen. Dabei ist nicht allein 
an alltagsnahe Interaktionssysteme zu denken. Kommunikationsmedien 
ermöglichen auch die Bildung von Organisationssystemen oder gesell- 
schaftlichen Funktionssystemen. Gerade die Ausdifferenzierung und die 

Leistungsfähigkeit gesellschaftlicher Funktionssysteme beruhen Luhmann 

(1998a: 595ff.) zufolge wesentlich auf der Etablierung von Erfolgsmedien, 

welche ihrerseits die Existenz von Verbreitungsmedien voraussetzen. 

Nach diesem kurzen Überblick zur allgemeinen Form der Kommunika- 
tion sowie zu deren strukturellen, systemischen und medialen Bedingun- 
gen kann nun die besondere Form der Beratung erläutert werden. Beratung 
vollzieht sich als Kommunikation, genauer als Beratungskommunikation. 
Als Kommunikationsform unterliegt auch die Beratung sämtlichen, soeben 
ausgeführten Bestimmungsmerkmalen von Kommunikation. Sie werden in 
den folgenden Kapiteln der Reihe nach behandelt: 

e  Beratungskommunikation als Ereignis vollzieht eine dreifache Selektion 
von Information, Mitteilung und Verstehen, sie bedarf hierzu der Betei- 
ligung reflektierender und selegierender Beobachter. Die Verknüpfung 
von Beratungskommunikationen führt zur Bildung von Beratungsprozes- 
sen (II). 

« Beratung setzt bestimmte Strukturen voraus, die Beobachtungshorizonte 
in sachlicher, zeitlicher und sozialer Hinsicht einschränken und Erwar- 
tungssicherheit bereitstellen (III). 

e Strukturierte Beratungsprozesse können sich zu Beratungssystemen ver- 
dichten, die sich von einer Umwelt nicht dazugehöriger Kommunikatio- 
nen abgrenzen und sich durch relative Autonomie auszeichnen (IV). 

e Beratung setzt besondere Medien der Beratung voraus, die zur Beteili- 
gung am System motivieren und die Anschlussfähigkeit von Beratungs- 
kommunikation gewährleisten (V). 


Il. Beratung als Ereignis und Prozess 


Beratung als kommunikatives Ereignis setzt zunächst voraus, dass (min- 
destens) zwei beteiligte Beobachter die kommunikativen Selektionen In- 
formation, Mitteilung und Verstehen realisieren. Die »Grundsituation« der 
Beratung entspricht der »Dyade« (Paris 2005: 355; Buchholz 2008: 25) von 
Berater und Ratsuchendem. Die Beteiligten an einer Beratungskommuni- 
kation sind der ratsuchende Entscheider auf der einen und der Berater auf 
der anderen Seite. Beide sind Beobachter, die innerhalb ihres eigenen Be- 
obachtungshorizonts Beobachtungen anstellen und auf dieser Grundlage 
kommunikative Selektionen vollziehen. Wie bereits gesehen, sind die Beob- 
achtungsperspektiven des Beraters und des Ratsuchenden nicht völlig kom- 
plementär. Sie zeichnen sich durch eine Differenz aus, die im Hinblick auf 
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das Phänomen Beratung konstitutiv ist. Während der Ratsuchende mit Blick 
auf die Form der Entscheidung ein interner Beobachter ist, nimmt der Bera- 
ter die Perspektive eines externen Beobachters ein. Diese Differenz steht am 
Beginn jeder Beratung und ist ein wichtiger Katalysator für den Fortgang 
von Beratungskommunikation. Beratung realisiert dann die kommunikati- 
ve Vermittlung dieser Differenz. 

Kommunikative Vermittlung meint hier nicht Aufhebung der Perspekti- 
vendifferenz, sondern die wechselseitige Spiegelung von Beobachtungen in 
der Perspektive des jeweiligen Gegenübers. Dies setzt aufseiten des Ratsu- 
chenden voraus, dass er aus seiner Entscheidungssituation heraustritt und 
über die Entscheidung und die damit verbundenen Probleme spricht, die da- 
ran anschließenden Mitteilungen des Beraters beobachtet und auf seine Ent- 
scheidung zurückbeziehen kann. Aufseiten des Beraters setzt dies voraus, 
dass er die ihm mitgeteilten Informationen innerhalb seines Beobachtungs- 
horizonts beobachtet und diese Beobachtungen so kommunikativ rückver- 
mittelt, dass dem Ratsuchenden der Rückbezug auf sein Entscheidungs- 
problem möglich wird. Von beiden Seiten werden somit kommunikative 
Selektionen vorausgesetzt, die inkongruenten Beobachtungsperspektiven 
entspringen, die jedoch auf einen gemeinsamen Problembezug, das Ent- 
scheidungsproblem des Ratsuchenden, rekurrieren. Beide Seiten müssen 
die jeweiligen Informationen in Relation zum beratungsspezifischen Prob- 
lem setzen und die Interaktionssituation als Beratung verstehen können. 

Damit eine kommunikative Vermittlung stattfinden kann, muss der Rat- 
suchende dem Berater Fremdbeobachtung ermöglichen, d.h. er muss ihm 
einen Einblick in seine Entscheidungssituation und sein Entscheidungs- 
problem gewähren. Dazu wird er ihm als relevant erachtete Informationen 
mitteilen und versuchen, seine Wahrnehmung des Problems und dessen 
Ursachen im Sinne einer Diagnose so zu vermitteln, dass diesem ein Verste- 
hen der Problemlage möglich wird. Die mitgeteilten Informationen wider- 
spiegeln die Beobachtungsperspektive des Ratsuchenden und deren charak- 
teristischen blinden Fleck. Der Berater wird versuchen, sich anhand der ihm 
mitgeteilten Informationen ein möglichst vollständiges Bild der problem- 
bezogenen Wahrnehmung des Ratsuchenden zu machen. Dabei wird sich 
der Berater nicht allein auf die Information, sondern auch auf die Mitteilung 
konzentrieren. Er wird die Informationen und die Mitteilung (als Informa- 
tion!) innerhalb seines Beobachtungshorizonts spiegeln und sie vor seinem 
Wissens- und Erfahrungshintergrund deuten und verstehen. Die Spiege- 
lung innerhalb des erweiterten Beobachtungshorizonts des Beraters führt 
diesem die Kontingenz des Problems vor Augen: Der Berater sieht nicht nur 
das Problem des Ratsuchenden, er sieht darüber hinaus, wie der Ratsuchen- 
de dieses Problem beobachtet und welche Prämissen dieser Beobachtung 
zugrunde liegen. Er kann das Problem des Ratsuchenden dadurch in einen 
erweiterten Horizont stellen und daran nicht nur neue Alternativen, son- 
dern auch alternative Problemstellungen sichtbar machen. 

Dieses erweiterte Problemverständnis des Beraters ist die Grundlage 
für seine Mitteilung an die Adresse des Ratsuchenden. In dieser Anschluss- 
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kommunikation, die bereits einem ersten Prozessschritt entspricht, geht 
es dem Berater darum, sich seinerseits der Fremdbeobachtung durch den 
Ratsuchenden auszusetzen. Er muss dem Ratsuchenden einen Einblick in 
sein erweitertes Problemverständnis ermöglichen. Der Berater wird versu- 
chen, die aus seiner Sicht relevanten Informationen mitzuteilen, und zwar 
nicht allein zum Problem, sondern auch zur Problemwahrnehmung des 
Ratsuchenden. Er wird versuchen, seine Wahrnehmung der Problemwahr- 
nehmung und deren Ursachen in einer Weise zu vermitteln, die dem Ratsu- 
chenden ein erweitertes Problemverständnis ermöglicht. Auch hier wider- 
spiegeln die mitgeteilten Informationen die Beobachtungsperspektive des 
Beraters und auch diese Perspektive hat ihren charakteristischen blinden 
Fleck. Der Ratsuchende wird die ihm mitgeteilten Informationen innerhalb 
seines Beobachtungshorizonts und vor seinem Wissens- und Erfahrungs- 
hintergrund deuten und verstehen. Da den Informationen ein erweitertes 
Problemverständnis zugrunde liegt, werden diese den Erwartungen des Rat- 
suchenden kaum entsprechen und ihn daher irritieren. Der mittelbare Prob- 
lembezug der Information erlaubt dem Ratsuchenden jedoch den Vergleich 
der Information des Beraters mit seiner eigenen Problemwahrnehmung. 
Dieser Vergleich ermöglicht ihm ein erweitertes Verstehen des Problems 
innerhalb eines erweiterten Horizonts, in dem alternative Probleme und 
Problemlösungen erscheinen. Die Spezifik der Kommunikationsform Bera- 
tung besteht, wie Peter Fuchs (1994a: 2ıf.) bemerkt, mithin also darin, dass 
der Berater die Information des Ratsuchenden nicht in intendierter, sondern 
vielmehr in »gebrochener« Weise versteht. Die Brechung ergibt sich daraus, 
dass nicht allein die Information, sondern die Mitteilung der Information 
selbst als Information beobachtet und auf das Beratungsproblem bezogen 
wird. Ferner besteht sie darin, dass der Ratsuchende die irritierende Infor- 
mation des Beraters zum Anlass eines Vergleichs nimmt, der ihm ein er- 
weitertes Problemverständnis ermöglicht. Die intendierte Information des 
Beraters wird insofern ebenfalls gebrochen, und zwar durch den Vergleich 
mit der eigenen Problemwahrnehmung des Ratsuchenden. Die eingebauten 
Brechungen erlauben ein Überschreiten des jeweils bestehenden Problem- 
horizonts, sie machen das reflexivitätssteigernde Potenzial von Beratungs- 
kommunikation aus. 

Als Kommunikationsprozess vollzieht sich Beratung im Anschluss von 
Beratungskommunikation an Beratungskommunikation, wobei die Betei- 
ligten abwechslungsweise die Position des Information Mitteilenden und 
Verstehenden einnehmen. Dieser laufende Wechsel der Positionen ermög- 
licht den Perspektivenwechsel zwischen Selbst- und Fremdreferenz und 
schafft auf diesem Weg neue Beobachtungsmöglichkeiten (vgl. auch Willke 
1987: 349). Wie gerade gesehen, setzt Beratung zwangsläufig ein Prozessie- 
ren von Kommunikation voraus. Auch dem einmaligen Ratschlag des Bera- 
ters geht eine Kommunikation voraus, in der der Ratsuchende Beratungsbe- 
darf signalisiert und problembezogene Informationen mitteilt. Am Anfang 
des Beratungsprozesses steht die (explizite oder implizite) Mitteilung eines 
Beratungsbedarfs durch den ratsuchenden Entscheider. Es kann sich hier- 
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bei um eine explizite Anfrage nach oder eine Aufforderung zur Beratung 
handeln, eine initiierende Mitteilung kann aber auch implizit im Rahmen 
eines laufenden Gesprächs auftauchen und zu Beratungskommunikation 
Anlass geben. Diese Einschränkung, dass Beratung idealtypisch durch den 
Ratsuchenden initiiert wird, ergibt sich aus der Funktion von Beratung und 
der unterschiedlichen Beobachtungsposition der Beteiligten. Da es in einer 
Beratung um die Probleme des Ratsuchenden geht, obliegt es der Wahrneh- 
mung und der Entscheidung des Ratsuchenden, wann er welches Problem 
zum Gegenstand einer Beratung macht. Der Berater hat lediglich die Frei- 
heit, sich mit dem Problem des Ratsuchenden im Rahmen einer Beratung 
auseinanderzusetzen oder nicht. Dies bedeutet, dass weder der Berater noch 
andere externe Instanzen dem Ratsuchenden vorgeben können, was sein 
Problem ist und ob dieses Problem der Beratung bedarf. Dies macht deut- 
lich, dass die Professionalisierung und Institutionalisierung von helfenden 
Dienstleistungen oftmals erschwerte Bedingungen für empirische Bera- 
tung zur Folge haben, da sie wesentlich auf ratsuchende Klientel angewie- 
sen sind und aus diesem Grund proaktiv auf Problemwahrnehmungen und 
-deutungen potenzieller Klienten einwirken.’ Ist der Schritt in die Beratung 
vollzogen, dann kann daran Beratungskommunikation anschließen. Ihr Re- 
ferenzpunkt ist das Entscheidungsproblem des Ratsuchenden, das der Be- 
obachtung aus inkongruenten Perspektiven ausgesetzt wird. Die Differenz 
inkongruenter Beobachtungsperspektiven wird von beiden Beteiligten gese- 
hen und akzeptiert, da nur so eine kommunikative Vermittlung im Verlauf 
des Beratungsprozesses möglich ist. 

Die kommunikative Beziehung zwischen Ratsuchendem und Berater ist 
ferner durch eine spezifische Asymmetrie gekennzeichnet- oder wie es Paris 
(2005: 356) ausdrückt: »Der Rat des einen ist die Ratlosigkeit des anderen«. 
Diese Asymmetrie ist jedoch keine einfache Wissens- und Informations- 
differenz, die richtige Lösungswege aufzuzeigen vermag, sie ist vielmehr 
Ausdruck unterschiedlicher Beobachtungspositionen, die die Beteiligten als 
interner und externer Beobachter einnehmen. Es geht beim Beratungspro- 
zess ja primär darum, dem Ratsuchenden Beobachtungsmöglichkeiten zu 
schaffen, über die dieser aufgrund seiner Position nicht verfügt, zu denen 
jedoch der Berater einen Zugang vermitteln kann. Dies macht deutlich, dass 
sich der Beratungsprozess nicht auf die einseitige Vermittlung von Informa- 
tion und Wissen reduzieren lässt, die sich unabhängig von den Problemen 
und Beobachtungen des Ratsuchenden vollzieht. Die Belehrung als Form 


15 | Diese empirische Problematik scheint in weniger großem Ausmaß nicht- 
oder semi-professionelle Beratung zu betreffen, den weiten Bereich der alltäglichen 
beratenden Hilfe durch Freunde und Verwandte, Laienhelfer, Ehrenamtliche oder 
Selbsthilfegruppen (vgl. dazu Nestmann 2004b: 548). Als Vorzüge nicht-professio- 
neller Beratung nennt McLeod (2004: 399) u.a. das geringere Ausmaß an profes- 
sioneller »Etikettierung« der Ratsuchenden, die geringe Standardisierung der Be- 
ratung, die hohe Motivation zur Hilfe aufseiten der Berater sowie die weitgehende 
Abwesenheit finanzieller und zeitlicher Zwänge. 
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einseitiger Wissensvermittlung unterscheidet sich von Beratung dadurch, 
dass sie Beobachter zur Übernahme spezifischer, als richtig und befolgens- 
wert ausgewiesener Situationsdefinitionen und Handlungen drängt (vgl. da- 
zu Schützeichel 2004: 279; Fuchs 1994a: ı8f.). Im Gegensatz zur Beratung 
wird dabei weder auf ein spezifisches Entscheidungsproblem des Belehrten 
Rücksicht genommen, noch bleibt diesem die Wahl der Befolgung bzw. der 
Akzeptanz des Gelehrten." Beratung schließt zwar die kommunikative Ver- 
mittlung von Information und Wissen ein, sie lässt sich jedoch nicht darauf 
reduzieren. Die Informationsvermittlung wird zum Ratschlag, wenn sie auf 
das Entscheidungsproblem des Ratsuchenden rekurriert und dieses Prob- 
lem in einem neuen Licht präsentiert, in dem alternative Problementwürfe 
und Alternativen sichtbar werden, die der Ratsuchende dann selbstständig 
zur Entscheidung bringen kann. 

Die besagte Asymmetrie hat wesentliche Folgen für die Art und Wei- 
se, wie sich Beratung als Prozess idealtypisch vollzieht. Die entscheidende 
Konsequenz liegt darin, dass es wesentlich dem Berater obliegt, dem Rat- 
suchenden die Fremdbeobachtung zu ermöglichen, zu der dieser aus seiner 
eigenen Position heraus nicht fähig ist. Schützeichel (2008: ı0) spricht in 
ähnlichem Zusammenhang von einem Verhältnis »asymmetrischer Rezi- 
prozität«. Konkret bedeutet dies, dass der Berater die Kommunikation in 
einer Art und Weise gestalten muss, dass dem Ratsuchenden Perspektiven- 
wechsel und Fremdbeobachtung möglich werden. Dem Berater obliegt somit 
die Führung des Gesprächs bzw. die Gestaltung des Kommunikationspro- 
zesses. Er muss sich hierfür verantwortlich zeigen, er muss gewährleisten, 
dass ein »produktiver Dialog« (Willke 1987: 349) zwischen Berater und Rat- 
suchendem zustande kommt. Damit ist selbstverständlich nicht gemeint, 
dass zur »Konstruktion« einer Beratungsrealität nur die Berater beitragen 
(vgl. die Kritik von Scherf 2002: 84), gemeint ist damit, dass Beratungs- 
kommunikation wesentlich der Anleitung und Strukturierung durch den 


16 | Im Gegensatz zu dieser Bestimmung nennt Titscher (2002: 19) als Grund- 
formen der Beratung die Vermittlung von Fakten und Informationen, die Verände- 
rung der Sichtweise des Ratsuchenden und die Anweisung, was zu tun ist. Diese 
sehr allgemeine Bestimmung von Beratung mag zwar empirisch plausibel erschei- 
nen, sie verfehlt jedoch den Kern der Beratung und erlaubt in der Folge keinerlei 
Differenzierung. Dementsprechend müsste es sich beim militärischen Befehl eben- 
so um eine Form der Beratung handeln wie beim schulischen Frontalunterricht. 
Belehrung und Anweisung sind von Beratung nicht mehr zu unterscheiden, da sie 
selbst konstitutive Bestandteile von Beratung sind. Eine Bestimmung, die dagegen 
auf die Freilegung des idealtypischen Kerns von Beratung abzielt, ermöglicht einen 
differenzierteren Zugriff auf die empirische Realität, ohne andere Formen der Kom- 
munikation zu diskreditieren. Im Gegensatz zur unergiebigen und problematischen 
Feststellung, dass es sich bei Unterricht um Beratung handelt, gewinnt man dadurch 
die Möglichkeit, differenziert zu bestimmen, ob eine empirische Unterrichtsstunde 
sich eher beratender oder eher belehrender Formen der Kommunikation bedient — 
und was die Folgen sind. 
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Berater bedarf, um »produktiv« zu werden. Insofern kann keine Beratung 
vollständige Symmetrie erreichen, da in diesem Fall die Perspektivendiffe- 
renz und der Problembezug, die für Beratung konstitutiv sind, fehlen wür- 
den. Eine vollständig kooperative Beratung, wie sie z.B. Wolfgang Mutzeck 
(2004: 696) fordert, würde sich in ihrer Radikalität selbst aufheben. Die 
Beteiligten wüssten in diesem Fall gar nicht mehr, auf was hin sie eigentlich 
kooperieren, über was sie „miteinander beraten« sollen. 

Was die Gesprächsführung im Beratungsprozess angeht, so ist mit 
Blick auf die Funktion von Beratung unmittelbar evident, dass es sich nur 
um einen nichtdirektiven, unterstützenden Kommunikationsstil handeln 
kann. Der Ratsuchende soll ja eben nicht belehrt, sondern zur selbstständi- 
gen Reflexion angeleitet werden. Methoden und Techniken nichtdirektiver, 
unterstützender Gesprächsführung und Kommunikation sind in der Bera- 
tungsforschung, insbesondere der Beratungspsychologie”, mittlerweile fest 
etabliert und gehören zum Kernbestand beratender Intervention innerhalb 
unterschiedlichster Beratungsansätze — so insbesondere in psychodyna- 
mischen, personenzentrierten, kognitiv-verhaltenstherapeutischen oder in 
jüngerer Zeit in systemischen und narrativen Beratungsansätzen. Diesen 
Ansätzen ist gemeinsam, dass sie alle die kommunikative Dimension der 
Beratung in den Vordergrund rücken und Beratung als einen nichtdirekti- 
ven, offenen Gesprächszusammenhang zwischen Berater und Ratsuchen- 
dem verstehen. 

Offenheit meint in diesem Zusammenhang, dass sich Beratung nicht 
nach Maßgabe standardisierter Regeln und Abläufen vollzieht, sondern of- 
fen ist und bleibt für unterschiedliche Beobachtungen und Problemdeutun- 
gen sowohl des Beraters wie des Ratsuchenden. Der Entscheidungs- und 
Problembezug der Beratung schließt es aus, dass sich der Berater an festste- 
henden, vorab definierten Regeln und Abläufen der Kommunikation orien- 
tiert, Beratung ist vielmehr einmalig, individuell und fallspezifisch (vgl. 
auch Brunner/Schönig 1990: 155), da andernfalls weniger die Probleme des 
Ratsuchenden im Vordergrund stehen würden, als vielmehr das Problem 
des Beraters, den Fall mitsamt dem ratsuchenden Klienten an das vorhan- 
dene Angebot und die Standards anzupassen - ganz im Sinne der »gehei- 
men Moral der Beratung« (Thiersch 1989). Offenheit meint auch, dass das 
Problem des Ratsuchenden im Zuge der Beratung selbst zum Gegenstand 
der Beobachtung, Interpretation und Umdeutung werden kann. In diesem 
Sinne ist Beratung ergebnisoffen: Es lässt sich zu Beginn nicht voraussagen, 
zu welchen Ergebnissen sie führen wird. Für den Berater bedeutet dies, dass 


17 | Die Beratungspsychologie ist, was die Reflexion und Theoretisierung der 
Interaktion von Berater und Ratsuchendem angeht, nach wie vor das Maß der Din- 
ge. Andere Beratungsdisziplinen haben sich - wenn überhaupt - weitgehend darauf 
beschränkt, die einschlägige beratungspsychologische Literatur zu rezipieren und 
auf den eigenen Gegenstand zu übertragen. Da es in der vorliegenden Arbeit um 
eine Bestimmung von Beratung als soziales Phänomen geht, werden entsprechende 
Ansätze nicht vertieft behandelt. 
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seine Kommunikationsangebote keine unumstößlichen Wahrheiten oder 
Gewissheiten vermitteln, sondern kontingente Beobachtungen, die dem 
Ratsuchenden Reflexion und auch Kritik ermöglichen. Die Sprache des Be- 
raters verfügt somit über kein abschließendes Vokabular, sie verweist auf die 
Kontingenz der Beobachtungen des Beraters und auf dessen Nicht-Wissen. 
Gerade dadurch drängt sie den Ratsuchenden zur kritischen Prüfung und 
zum Vergleich der kommunizierten Beobachtungen des Beraters. Der offene 
Prozess der Beratungskommunikation hat, um mit Fuchs zu sprechen, die 
Aufgabe der »Reasymmetrisierung« des asymmetrischen Beobachtungs- 
verhältnisses zwischen Berater und Ratsuchendem (Fuchs 1994a: 19): Der 
Ratsuchende muss kommunikativ in die Lage versetzt werden, seinerseits 
Beobachtungen (fremde wie eigene) beobachten und diese beobachteten Be- 
obachtungen vergleichen zu können. 

In Anbetracht der Offenheit des Beratungsprozesses bei gleichzeitiger 
thematischer Fokussierung erstaunt es wenig, dass der Prozess der Bera- 
tungskommunikation in der Literatur immer wieder als Dialog beschrieben 
wird - Dialog verstanden im Sinne des gemeinsamen »Entfaltens (dia-legein) 
eines Themas im Gespräch« (Ruschmann 2004: 145). Wolfgang Schröd- 
ter (2004) geht noch einen Schritt weiter und erklärt den Dialog und die 
Suspension von Expertise zum ethischen Ideal der Beratung. Dieses Bild 
des Dialogs macht auf wichtige Bestimmungsmomente einer idealtypischen 
Beratungskommunikation und ihrer Anforderungen für die Beteiligten auf- 
merksam. Es würde jedoch zu kurz greifen, Beratung mit Dialog gleichzu- 
setzen. Der Grund hierfür liegt im bereits angesprochenen asymmetrischen 
Beobachtungsverhältnis, das der Beratung konstitutiv zugrunde liegt und 
das auch auf den Prozess durchschlägt. Der Ratsuchende hat ein Entschei- 
dungsproblem, er lässt sich beraten, der Berater dagegen will ihm dabei 
helfen und berät. Wie gesehen obliegt dem Berater damit die Gesprächs- 
führung: Er muss Reflexivität ermöglichen und damit die Richtung des 


18 | Die Vorstellung der Beratung als Dialog ist natürlich nicht neu. Sie begeg- 
net uns bereits in der sokratischen Maieutik und taucht heute in unterschiedlichen, 
teilweise stark normativ ausgerichteten Beratungskonzeptionen auf (vgl. Rusch- 
mann 1999; Thiersch 2000; Anderson 1999; Schrödter 2004). Diesen Konzepten 
zufolge vollzieht sich Beratung als dialogischer Prozess der Rede und Gegenrede, 
der zugleich thematisch fokussiert und ergebnisoffen ist. Die Entfaltung des Themas 
erfolgt erst im Dialog, ihr Ergebnis kennen die Beteiligten zu Beginn noch nicht. 
Die Beratung selbst wird als »dialogischer Raum« beschrieben, in dem unterschied- 
liche Sichtweisen Platz finden, in dem diese Sichtweisen miteinander konfrontiert 
werden, was schließlich zu einer Verständigung über Deutungen einer Problemsi- 
tuation führen soll (vgl. Anderson 1999: 136; Scherr 2004: 105f.). Entscheidend sei, 
dass Beratung als Dialog die prinzipielle Gleichwertigkeit der Beteiligten voraussetzt 
(vgl. Engel/Sickendiek 2004: 754). Dies erfordere von den Beteiligten Offenheit für 
verschiedene Perspektiven, Empathie, gegenseitige Akzeptanz und Respekt und das 
Aufgeben prinzipieller Ich-Bezogenheit und damit verbundenen Expertenansprü- 


chen (vgl. Elbing 2000: 202). 
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Gesprächs weisen (vgl. auch Brunner/Schönig 1990: 156). Der freie Dialog 
unter Gleichen liefe demgegenüber Gefahr, den eigentlichen Problembezug 
der Beratung und damit ihre Zielorientierung zu verfehlen. 
Reflexivitätssteigerung durch den Beratungsprozess kommt letztlich 
nur zustande, wenn der Berater den vermeintlichen Dialog mit »transferiel- 
len Operationen« (Willke 1987: 349) durchsetzt. In Anlehnung an Willke 
sind damit kommunikative Interventionen des Beraters gemeint, die dem 
Ratsuchenden Perspektivenwechsel ermöglichen, genauer: die dem Ratsu- 
chenden die eigenen Beobachtungen und die eigene Perspektive vor Augen 
führen. Es geht, mit anderen Worten, darum, dem Ratsuchenden die Aus- 
leuchtung des eigenen blinden Flecks kommunikativ zu ermöglichen. Dies 
verlangt die angeleitete Distanzierung des Ratsuchenden von seiner ange- 
stammten Beobachtungsperspektive, damit diese selbst zum Gegenstand 
der Reflexion gemacht werden kann. Was dies bedeutet, zeigen die oben 
angesprochenen kommunikationsbezogenen Beratungsansätze, die alle auf 
solchen transferiellen Interventionen des Beraters, die auf ein »Transzen- 
dieren von Reflexionsgrenzen« (Ruschmann 2004: 148) hinauslaufen, be- 
ruhen. Die wichtigsten Interventionstechniken dieser (primär psychologi- 
schen) Ansätze seien an dieser Stelle genannt (vgl. auch Nestmann 2004d: 

787f.; McLeod 2004): 

e Psychodynamische Ansätze zielen auf die Erhellung des Unbewusst-La- 
tenten aufseiten des Ratsuchenden (vgl. Jacobs 1999) und greifen hierzu 
auf Methoden der freien Assoziation, der Ausdeutung und Interpreta- 
tion und der Analyse von Projektion und Spiegelung im Rahmen einer 
gemeinsamen Sprache zurück. Der Ratsuchende soll auf diese Weise 
mit seinem eigenen Unbewussten konfrontiert werden, was ihm neue 
Erkenntnis- und Erklärungsmöglichkeiten für seine (emotionalen) Pro- 
bleme aufzeigen soll. 

e Personen- und klientenzentrierte Ansätze stellen die Entwicklung und 
Stärkung des Selbstkonzeptes des Ratsuchenden in den Vordergrund 
(vgl. Mearns 1994) und bedienen sich dazu unterschiedlicher kommuni- 
kativer Techniken, so etwa der Verbalisierung von Emotionen, des akti- 
ven und bestätigenden bzw. emphatischen Zuhörens, des Dialogisierens 
und der erlebnisorientierten Erzählung. 

e  Kognitiv-verhaltenstherapeutische Ansätze zielen auf die Ermöglichung 
von Lernprozessen durch Beobachtung und Analyse von Verhalten und 
Verhaltensänderungen. Methoden wie die kognitive Umstrukturierung 
bzw. Umdeutung oder der gezielte Einsatz von Metaphern sollen dem 
Ratsuchenden Selbstbeobachtung ermöglichen, ihm seine Wirklich- 
keitskonstruktion und die dahinterliegenden kognitiven Schemata vor 
Augen führen und diese zur Disposition stellen (vgl. Borg-Laufs 2004: 
633£.). 

e Systemische Ansätze rücken die systemischen Kontexte, in denen der Rat- 
suchende steht, in den Vordergrund und zielen auf Intervention auf der 
Grundlage systemischer Autonomie (vgl. Schlippe/Schweitzer 2000). 
Ihre Techniken können als »Methoden der angeleiteten Reflexion« 
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(Brunner 2004: 660) bezeichnet werden: Reframing oder paradoxe 
Intervention zielen auf die Offenlegung latenter Prinzipien der Wirk- 
lichkeitsbeobachtung und Entwicklung alternativer Problemdeutungen. 
Zirkuläres oder hypothetisches Fragen, Gruppenaufstellung, Skulptu- 
ren oder Feedback zweiter Ordnung ermöglichen Perspektivenwechsel 
zur Erweiterung von Reflexionskapazitäten. 

e Narrative Ansätze legen den Fokus auf das Erzählen als Mittel des Ver- 
stehens und Intervenierens (vgl. McLeod 1997) und auf die Verwendung 
von Metaphern, um den Ratsuchenden dadurch mit seiner eigenen Pro- 
blemwahrnehmung zu konfrontieren und die Konstruktion alternativer 
Erzählungen zu ermöglichen. 


Diese Beratungsansätze und Interventionstechniken können an dieser Stelle 
nicht weiter vertieft werden, da es im vorliegenden Zusammenhang nicht 
um Fragen beratender Intervention geht, sondern vielmehr um Beratung als 
einem sozialen, kommunikativen Phänomen unter Beteiligung psychischer 
Systeme. An dieser Stelle von Bedeutung ist der Umstand, dass allen die- 
sen Interventionsmöglichkeiten ein transferielles Moment eigen ist, das auf 
Selbstdistanzierung und Gewinnung von Reflexionsmöglichkeiten durch Be- 
ratung abzielt. Sie unterscheiden sich dementsprechend deutlich von direkti- 
ven Techniken und Methoden, wie sie bevorzugt in der Therapie angewendet 
werden. Einerseits nimmt der Berater gerade nicht die Position des allwis- 
senden Experten ein, der Wissen und Anweisungen des richtigen Entschei- 
dens vermittelt und denen der Ratsuchende gewissermaßen »reflexionslos« 
Folge leisten muss. Er nimmt vielmehr die Rolle des engagiert-distanzierten 
Beobachters ein, der dem Ratsuchenden Möglichkeiten und Gelegenheiten 
problembezogener Selbstbeobachtung kommunikativ zur Verfügung stellt. 
Andererseits nimmt der Berater aber auch nicht die Rolle des gleichberech- 
tigten Dialogpartners ein, der mit dem Ratsuchenden auf Augenhöhe The- 
men diskursiv erörtert. Er ist vielmehr der kontextsensible Interventionist, 
der den Ratsuchenden mithilfe transferieller Operationen zur Reflexion auf 
sich und seinen Kontext drängt. Je nach Beratungsansatz wird sich der Be- 
rater dabei anderer Techniken bedienen, stets wird er jedoch auf kommuni- 
kative, sprachliche Mittel zurückgreifen, um den Ratsuchenden zu irritieren 
und ihn aus seinen eingespielten Bahnen der Reflexion zu leiten. Irritation 
statt Determination ist das Motto des idealtypischen Beraters, darin unter- 
scheidet er sich vom allwissenden Experten. Irritation statt Diskussion, darin 
unterscheidet er sich vom gleichberechtigten Dialogpartner. 

Der idealtypische Beratungsprozess entspricht nach alldem einem mit 
transferiellen Operationen durchsetzten kommunikativen Dialog. Er voll- 
zieht sich im Anschluss von Beratungskommunikation an Beratungskom- 
munikation unter Beteiligung des ratsuchenden Entscheiders und des Be- 
raters. Der Prozess ist problembezogen und zielorientiert: Thematischer 
Gegenstand ist das Entscheidungsproblem des Ratsuchenden, Ziel ist die 
Erhöhung der Reflexions- und Optionsfähigkeit aufseiten des Ratsuchen- 
den. Idealtypisch besteht der Beitrag der Beratung nicht in der Reduktion 
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von Ungewissheit durch Ausschluss und Auswahl von Entscheidungsalter- 
nativen, sondern in der Steigerung von entscheidungsbezogener Reflexivi- 
tät. Am Ende des Beratungsprozesses steht also nicht die »richtige« oder 
»beste« Alternative, sondern ein erweitertes Problem- und Alternativenbe- 
wusstsein. Aufseiten des Beraters setzt dies voraus, dass er die intendierten, 
mitgeteilten Informationen des Ratsuchenden »bricht« und die Mitteilung 
selbst als problembezogene Information innerhalb seines erweiterten Be- 
obachtungshorizonts reflektiert und versteht. Das Entscheidungsproblem 
des Ratsuchenden wird somit nicht einfach unhinterfragt in die Beratung 
verlängert, sondern selbst zum Gegenstand der Beobachtung gemacht. Die 
Paradoxie der Beratung besteht mithin darin, dass der Ratsuchende mit kla- 
ren Problemen und Fragen (Alternativenstellung) in eine Beratung einsteigt 
und am Ende mit neuen oder anderen Problemen und Fragen (Alternativen) 
aus der Beratung hinausgeht. Der entscheidende Unterschied vor und nach 
dem Prozess besteht für ihn darin, dass er nachher mehr sieht und ver- 
steht, dass er nicht mehr »blind« entscheiden muss, sondern »reflektiert« 
entscheiden kann. 


Ill. Strukturen der Beratung 


Wie oben ausgeführt ist jede Kommunikation, so auch Beratungskommu- 
nikation, mit dem Problem der doppelten Kontingenz konfrontiert. Doppelte 
Kontingenz macht Beratungskommunikation zu einem hochgradig un- 
sicheren, prekären und damit unwahrscheinlichen Phänomen. Mit Blick 
auf Beratung äußert sich das Problem für den Ratsuchenden darin, dass 
er nicht weiß und nicht wissen kann, wie der Berater mit den vertraulichen 
Informationen umgeht, wie er sie versteht, wie er darauf reagieren und was 
er sonst noch alles mit den Informationen anstellen wird. Sofern er das Risi- 
ko der Kommunikation eingeht, wird er sehr genau überlegen müssen, was 
alles er dem Berater wie vermittelt. Erwartbar werden sich die Problemwahr- 
nehmung und Problemdarstellung mehr oder weniger stark unterscheiden. 
Das Auseinanderfallen der Selbstwahrnehmung des Ratsuchenden und sei- 
ner Fremddarstellung ist ein bekanntes Problem, welches das Reflexivitäts- 
potenzial einer Beratung bereits zu Beginn stark beeinträchtigen kann. Für 
den Berater besteht das Problem darin, dass er seine Fremdbeobachtung 
nur anhand der Informationen, die ihm der Ratsuchende mitteilt, durch- 
führen kann, wobei er nicht wissen kann, was der Ratsuchende mit diesen 
Informationen intendiert. Zudem muss er in Rechnung stellen, dass die 
Fremddarstellung der Selbstwahrnehmung nicht entspricht. Ferner kann 
auch der Berater nicht wissen, wie der Ratsuchende mit seinen Mitteilungen 
umgehen wird, wie dieser sie verstehen und darauf reagieren wird. 
Idealtypisch setzt Beratungskommunikation auf beiden Seiten voraus, 
dass die Kommunikation ein authentisches Bild der Beteiligten und ihrer 
problembezogenen Beobachtungen vermittelt. Beide Seiten müssen unter- 
stellen können, dass das Gegenüber authentisch kommuniziert, dass Selbst- 
wahrnehmung und Fremddarstellung nicht auseinanderfallen, und dass 
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keine möglicherweise relevanten Informationen unterschlagen werden. 
»Aufrichtigkeit« ist ein wesentliches Bestimmungsmerkmal idealtypischer 
Beratung (vgl. auch Paris 2005: 358f.). Erst wenn diese Voraussetzungen 
gegeben sind, können die inkongruenten Beobachtungsperspektiven zu 
Reflexionsgewinnen genutzt werden. Das Problem der doppelten Kontin- 
genz macht die erforderlichen Unterstellungen für die Beteiligten zu einem 
hochgradig riskanten Unterfangen und belastet damit Beratungskommuni- 
kation erheblich. Die Lösung dieses Problems setzt, wie gesehen, artifizielle 
Gewissheiten in Form von Strukturen, Systemen und Medien voraus. Im 
Folgenden sollen zunächst die besonderen Strukturen der Beratungskom- 
munikation betrachtet werden. Ich habe Strukturen als sachlich, zeitlich und 
sozial generalisierte Verhaltenserwartungen bestimmt, die der Kommuni- 
kation als relativ stabile Orientierungsmuster dienen. An den Strukturen 
können sich beide Beteiligten einer Kommunikation orientieren. Auch Be- 
ratungskommunikation stabilisiert sich mithilfe sachlicher, zeitlicher und 
sozialer Strukturen. 

In der Sachdimension erfolgt die Strukturierung durch Festlegung be- 
stimmter Themen der Kommunikation und von Kriterien ihrer kommuni- 
kativen Behandlung. Bei einer Beratung ist das Thema durch das Entschei- 
dungsproblem des Ratsuchenden vorgegeben. Beratungskommunikation 
zeichnet sich in sachlicher Hinsicht durch einen spezifischen Problem- und 
Fallbezug aus. Dieser Problem- und Fallbezug wird in der Literatur immer 
wieder als wichtiges, strukturierendes Beratungsmerkmal hervorgehoben 
(vgl. Dewe 1996: 40f.; Behrend/Wienke 2001: 184; Thiersch 2004: 121; Pa- 
ris 2005: 357f.). Der Beratungsfall beinhaltet das konkrete Problem des Rat- 
suchenden. Er ist jedoch abstrakter angelegt und schließt weiterreichende 
Bestimmungen des Problems, wie sie sich im Verlauf des Prozesses er- 
geben können, mit ein. Der Fall definiert den Rahmen, innerhalb dessen 
problembezogene Kontingenzreflexion stattfinden kann. Er ermöglicht das, 
was Fuchs (2004: 246) »Kontingenzreflexion durch Kontingenzbeschrän- 
kung« nennt. Beratungskommunikation dreht sich thematisch um ihren 
Fall und zielt auf die Aktivierung von Reflexionspotenzialen im Hinblick 
auf die Lösung des Problems. Wie gesehen kann sich die initiale Problem- 
definition im Rahmen des Falles verändern und es können neue fallbezo- 
gene Probleme sichtbar werden, auf die man sich durch Aushandlung ei- 
nigen kann (vgl. Nothdurft 2002: 125). Der unmittelbare Bezug des Falles 
auf das Problem des Ratsuchenden verhindert den problematischen Effekt, 
dass Beratung sich mit Problemen beschäftigt, die es ohne Beratung nicht 
geben würde. Der Beratungsfall stellt somit die thematische Einheit und 
Identität der Beratung sicher. Kommunikationen, die sich nicht auf den Fall 
beziehen, können nicht als Beratungskommunikation beobachtet und ver- 
standen werden. Die Festlegung des Falles ist dabei selbst initiierender Teil 
der Beratungskommunikation. Sie erfolgt in aller Regel unter Beteiligung 
des Ratsuchenden und des Beraters zu Beginn der Beratung. Der Fallbe- 
zug führt ferner dazu, dass Beratung selbst einen individuellen, einmaligen 
und kontextsensitiven Charakter annimmt und einer Standardisierung der 
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Beratung enge Grenzen gesetzt sind (vgl. auch Brunner/Schönig 1990: 155; 
Schrödter 2004: 458). 

Neben dem Fall kommen bestimmte Regeln und Kriterien der Fallbe- 
handlung als Sachstrukturen der Beratung in Betracht. Es geht hier um die 
Frage, nach welchen sachlichen Kriterien fallbezogen kommuniziert wird. 
Hierfür stehen zuvorderst bestimmte Beratungsansätze — Beratungstheo- 
rien und Beratungsmethoden - zur Verfügung, wobei es sich hier sowohl 
um wissenschaftlich fundierte wie um alltags- bzw. erfahrungspraktische 
Ansätze und Regeln handeln kann. Diese Theorien und Methoden sind in 
erster Linie Beobachtungsinstrumente des Beraters. Sie legen dessen Be- 
obachtungsperspektive fest, erlauben seine soziale Identifizierung und er- 
möglichen ihm gleichzeitig die Wahrung einer reflexiven Distanz zum Rat- 
suchenden (vgl. Fuchs 1994a: 23). Beratungsansätze prägen die Art und 
Weise des kommunikativen Umgangs, die Form transferieller Operationen, 
aber auch die Rollenerwartungen an den Berater und den Ratsuchenden. 
Je nachdem, ob man kognitiv-verhaltenstherapeutische, systemische oder 
narrative Beratungsansätze präferiert, werden sich auch Kommunikations- 
form, konkreter Beobachtungsgegenstand sowie Interventions- und Betei- 
ligungsformen unterscheiden. Der verwendete Beratungsansatz muss sich 
nicht notwendigerweise vom konkreten Fall herleiten, jedoch muss sich die 
Anwendung des Ansatzes auf den Fall ausrichten, d.h. die Beratungsansätze 
müssen fallbezogen interpretiert und angewendet werden. 

In der Zeitdimension erfolgt die Strukturierung über die Festlegung der 
Dauer und die Befristung einer Beratung. Beratungen haben einen klaren 
Anfang und ein klares Ende, wobei das Ende formal festgelegt und/oder an 
die Erreichung bestimmter Ziele geknüpft sein kann (vgl. Schober 1991: 359; 
Scherf 2002: 68). Die Dauer einer Beratung wird je nach Fall und zugrunde 
liegendem Beratungsansatz stark variieren: Während z.B. lösungsorientier- 
te Beratungsansätze eher auf Kurzzeitberatung ausgerichtet sind, sind psy- 
chodynamische oder personenzentrierte Ansätze grundsätzlich längerfris- 
tig angelegt. Bezüge zur Sachdimension sind hier angezeigt. Letztlich muss 
sich die Zeitplanung an der Spezifik des Falles und des dahinterliegenden 
Problems ausrichten. Die Festlegung von Zeitpunkten ist insofern notwen- 
dig, als sowohl der Ratsuchende wie der Berater wissen müssen, wann sie 
in eine Beratung ein- und wieder austreten. Beide Beteiligten müssen für 
den Zeitraum einer Beratung von ihren sonstigen Entscheidungsnotwen- 


19 | Luhmann und Fuchs (1989) verweisen in diesem Zusammenhang wieder- 
holt auf die Funktion von Beratungstheorien und sogenannten »Kommunikations- 
sperren«, die der Aufrechterhaltung der Beobachtungsdifferenz zwischen Berater 
und Ratsuchendem dienen. Idealtypisch ist Beratung auf diese Differenz angewiesen. 
Ihr Prozess ist jedoch nicht auf die Aufrechterhaltung, sondern auf die Vermittlung 
dieser Differenz angelegt. Der Zwang zur dauerhaften Etablierung von Differenzen 
und Kommunikationssperren mag eine empirische Anforderung an professionelle, 
kommerzielle Beratung darstellen. Idealtypisch läuft sie jedoch Gefahr, das Reflexi- 
onspotenzial von Beratung zu beeinträchtigen. 
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digkeiten entlastet sein, damit sie die nötige Zeit für Reflexion haben und 

nutzen können. Dieser »Entscheidungsaufschub« (Fuchs/Mahler 2000: 

356) muss zeitlich markiert und terminiert werden, damit die Beteiligten 

wissen, wann reflektiert werden kann und wann wieder entschieden werden 

muss. Die zeitliche Eingrenzung schließlich verhindert, dass es nicht zur 

Entscheidungsverhinderung durch »endlose« Beratung kommt. Der Befris- 

tung von Beratung kommt die Funktion zu, Entscheidungsnotwendigkeiten 

auf beiden Seiten präsent zu halten und wieder zu aktualisieren, um auf die- 
se Weise riskanten Entscheidungsaufschub zu verhindern (vgl. Hoffmann/ 

Steiner/Jarren 2007: 46; Brüsemeister 2004: 262). 

Die Beratung selbst wird typischerweise in unterschiedliche Prozess- 
phasen eingeteilt, die unterschiedlichen Schritten in der Vermittlung in- 
kongruenter Perspektiven entsprechen. In der Beratungsliteratur finden 
sich überwiegend Drei-Phasen-Differenzierungen (vgl. Elbing 2000: 201; 
McLeod 2004: 291f.; Sander 2004: 341f.). Die folgende Unterteilung stellt 
einen »sachlogischen Ablauf« idealtypischer Beratung dar (Hafner/Reine- 
ke 1992: 46f.), wie sie aus der Beratungsliteratur synthetisiert werden kann 
(vgl. Abb. 3): 

« Die Eröffnungsphase dient primär der wechselseitigen Information und 
Orientierung über die inhaltlichen und formalen Aspekte der Beratung. 
Es geht hier um die Klärung der gegenseitigen Erwartungen, um die Er- 
örterung des Problems und des Falles sowie um die Festlegung der Ziele 
und des Ablaufs der Beratung. 

e Die daran anschließende Analysephase befasst sich mit der Deutung 
und Klärung von Problemen infolge des transferiellen Beratungsdialogs. 
Hier finden die kommunikativ angeleiteten Perspektivenwechsel und 
Spiegelungen unter Anleitung des Beraters statt. 

e Die Schlussphase zielt auf Entwicklung und Empfehlung im Sinne der 
Entwicklung, Bearbeitung und Empfehlungen von Alternativen im Hin- 
blick auf die Entscheidungen, die im Anschluss an die Beratung anste- 
hen. Die Entscheidung der Alternativen ist idealtypisch nicht mehr Teil 
der Beratung. 


Die Unterteilung in verschiedene Phasen mit jeweils unterschiedlichen 
Schwerpunkten erlaubt die zeitliche Strukturierung des Beratungsprozes- 
ses. Die Phasen dienen den Beteiligten als zeitlicher Orientierungsrahmen 
und unterstützen eine sukzessive Vermittlung der inkongruenten Beobach- 
tungsperspektiven. 
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Abbildung 3: Phasenstruktur des Beratungsprozesses 


Ratsuchender Berater 


Eröffnungsphase 
Information & Orientierung 
Klärung wechselseitiger 
Erwartungen 
Problem- / Falldefinition 


Festlegung von Zielen 
und des Ablaufs 


Analysephase 
Deutung & Klärung 
Informationen 
Transferielle Inter- 
vention 
Reflexion, Deutung und 
Klärung 


Schlussphase 
Entwicklung & Empfehlung 
Entwicklung von Alter- 
nativen 


Empfehlungen 
Rückmeldung über 
Verlauf 


In der Sozialdimension wird Beratungskommunikation mithilfe besonde- 
rer Rollen im Sinne personenbezogener Verhaltenserwartungen struktu- 
riert (vgl. auch Carqueville 1991: 260ff.; Scherf 2002: 74f.; Rechtien 2004: 
365ff.).”° Im Fall der Beratung sind dies die Rolle des Beraters und die Rolle 
des Ratsuchenden. Es wurde bereits einiges zum Berater und Ratsuchenden 
gesagt: Berater und Ratsuchender nehmen unterschiedliche Beobachtungs- 
positionen und Reflexionsstellen ein, der Ratsuchende die Stelle eines inter- 
nen Beobachters (erster Ordnung), der Berater dagegen die eines externen 
Beobachters (zweiter Ordnung). Diese Stellen verhalten sich asymmetrisch 
und bedingt komplementär zueinander in dem Sinne, dass der Berater das 
Entscheidungsproblem und den blinden Fleck des Ratsuchenden beobach- 


20 | Unter Rolle verstehe ich die »Summe der Erwartungen, die dem Inhaber 
einer sozialen Position über sein Verhalten entgegengebracht werden« (Lautmann 
1994: 567; vgl. Scherf 2002: 75). In unserem Zusammenhang bezeichnen Rollen kei- 
ne empirische, sondern idealtypische Verhaltenserwartungen mit kontrafaktischer 


Geltung. 
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tet. Die besonderen Rollenerwartungen an den Berater und den Ratsuchen- 
den sind unmittelbarer Ausdruck dieser inkongruenten Stellen, d.h. sie sind 
ebenfalls asymmetrisch und komplementär gerichtet. Die eingebaute Asym- 
metrie leistet insgesamt die Aufrechterhaltung und Stabilisierung der für 
die Beratung so wichtigen Beobachtungsdifferenz, ihre Komplementarität 
dagegen ist auf die kommunikative Vermittlung der Differenz angelegt. Die 
Rollenerwartungen umfassen auf beiden Seiten Kompetenzzuschreibungen 
der Entscheidungs- und Reflexionsfähigkeit, wie wir sie u.a. auch in der Se- 
mantik von Rat und Tat in der Unterstellung von Subjektivität und Hand- 
lungsfreiheit bereits angetroffen haben. 


Die Rolle des Beraters ist durch besondere Kompetenzerwartungen ge- 
kennzeichnet, die idealtypisch weniger eine überlegene Expertisefähig- 
keit und privilegierte Wissenszugänge, als vielmehr eine höhere Analy- 
se-, Reflexions- und Vermittlungsfähigkeit zum Ausdruck bringen (vgl. 
auch Carqueville 1991: 261). Sie umfasst zunächst Beobachtungs- und 
Reflexionskompetenzen, wie sie durch die Externalität des Beraters und 
die von ihm verwendeten Beratungsansätze begründet sind. Reflexivität 
wird vom Berater nicht allein im Hinblick auf den Ratsuchenden und 
dessen Entscheidungsproblem (Fremdreflexion) erwartet, sondern auch 
in Bezug auf die eigene Person. Der kompetente Berater reflektiert seine 
eigene Position, hinterfragt, revidiert und erweitert sie (vgl. Buchinger 
1992; Moldaschl 2001: 150f.; Engel 1997: 198; Alemann 2002: 36). Hinzu 
kommen (meta-)kommunikative Kompetenzen, welche ebenso Neutrali- 
tät, Offenheit und Empathie gegenüber dem Ratsuchenden wie die Be- 
herrschung reflexiver Gesprächstechniken (transferielle Operationen) 
umfassen. Schließlich werden vom Berater kontextspezifische Sachkom- 
petenzen und Erfahrungen erwartet, so insbesondere die Kenntnis der 
relevanten Entscheidungskontexte und ihrer sachlichen, zeitlichen und 
sozialen Hintergründe (vgl. auch Sander 2004: 332). Diese allgemeinen 
Kompetenzerwartungen ließen sich durch konkrete, vom Berater erwar- 
tete Fähigkeiten weiter differenzieren. Besonders oft genannt werden die 
Fähigkeit des Zuhörens, nonverbale Kommunikationsfähigkeiten, kog- 
nitive Flexibilität sowie Problemdeutungs- und Problemlösungsfähigkeit 
(vgl. McLeod 2004: 443). Diese Rollenerwartungen machen gleichzeitig 
deutlich, was vom Berater idealtypisch nicht erwartet werden kann: Er 
ist kein Problemlöser oder ein »Manager auf Zeit«, der die Probleme des 
Ratsuchenden stellvertretend löst oder Entscheidungen für ihn fällt. Er 
ist auch kein allwissender Experte, der die richtigen Alternativen vor- 
gibt oder fertige Gutachten zur Legitimation oder Delegitimation von 
Entscheidungen erstellt. Er ist vielmehr der distanzierte Beobachter, der 
eine externe Reflexionsstelle einnimmt und dem Ratsuchenden mithilfe 
kommunikativer Irritationen zu mehr Reflexivität verhilft. 

Was die Rolle des Ratsuchenden angeht, so finden sich hierzu in der Be- 
ratungsliteratur kaum konkrete Anhaltspunkte, da diese sich bevorzugt 
mit der Beraterrolle beschäftigt (vgl. aber Carqueville 1991: 268f.; Scherf 
2002: 78f.). Wie gesehen ist der Ratsuchende mit einem Entscheidungs- 


BERATUNG ALS KOMMUNIKATION | 95 


problem konfrontiert, das er zwar wahrnimmt, das er aber nicht alleine 
lösen kann. Er ist beratungsbedürftig, sieht dies ein und ist dazu be- 
reit und in der Lage, sich beraten zu lassen. Die Erwartungen an ihn 
beinhalten, dass er mit kritischen Spiegelungen konstruktiv umgehen 
kann und keine Beratungsresistenz an den Tag legt. Diese »Beratungsfä- 
higkeit« schließt komplementär zur Rolle des Beraters unterschiedliche 
Kompetenzerwartungen ein. Erwartungen an den Ratsuchenden um- 
fassen neben der Autonomie und dem Willen zum Handeln wesentlich 
auch Selbstständigkeit und Eigenverantwortlichkeit (vgl. Großmaß 1997: 
117). Beratung belässt dem Ratsuchenden die Freiheit der Entscheidung, 
dem Rat zu folgen oder dies nicht zu tun. Er ist demzufolge in der Lage, 
selbstverantwortlich zu entscheiden und zu handeln.” Das Rollenbild 
des Ratsuchenden umfasst über die Handlungs- und Entscheidungs- 
fähigkeit hinaus auch Reflexions- und Kommunikationskompetenzen, 
inklusive Kommunikationsbereitschaft. Der Ratsuchende muss zur kri- 
tischen Selbstreflexion und zur Hinterfragung des Selbstverständlichen 
fähig und bereit sein (vgl. Carqueville 1991: 269). Er hat die Fähigkeit 
und Bereitschaft, über seine Probleme zu kommunizieren und kommu- 
nikative Irritationen des Beraters zu verstehen. Der Ratsuchende ist also 
weder ein unbedarfter, defizienter Laie, der zum eigenverantwortlichen 
Handeln unfähig ist und sich durch »kognitive Unterlegenheit« aus- 
zeichnet (so Buchholz 2008: 56), noch ist er der kompetente Entscheider, 
der lediglich eine externe Absicherung und Begutachtung seiner bereits 
gefällten Entscheidungen sucht. Der Ratsuchende ist ein Beobachter, der 
aufgrund immanenter Reflexionsbeschränkungen der Beratung bedarf, 
um in selbstständiger und eigenverantwortlicher Weise komplexere Ent- 
scheidungen fällen zu können. 


Mit Blick auf die Rollen des Beraters und des Ratsuchenden ist schließlich 
von zentraler Bedeutung, dass ihre Übernahme und damit die Beteiligung 
an Beratung auf beiden Seiten auf Freiwilligkeit beruht — wie dies auch 
schon die Semantik von Rat und Tat deutlich machte (vgl. I. Teil). Der Ent- 
scheider ist prinzipiell frei, die Rolle des Ratsuchenden zu übernehmen und 
sich an einen Berater zu wenden sowie frei, dessen Ratschlägen zu folgen 
oder nicht. Mithin kann die Nichtwahl angeratener Alternativen selbst das 
Gelingen einer Beratung ausmachen, sofern sie vor dem Hintergrund eines 


21 | Es muss an dieser Stelle nochmals betont werden, dass diese Handlungs- 
autonomie bei Beratung vorausgesetzt ist. Die Funktion besteht demnach gerade 
nicht in der Wiederherstellung von Handlungsautonomie (so Buchholz 2008: 53). 
Eine solche Bestimmung setzt voraus, dass die Handlungsautonomie aufseiten des 
Ratsuchenden verloren gegangen ist und durch Beratung wiederhergestellt werden 
kann (und soll). Die Freiwilligkeit der Beratung ebenso wie die Freiheit der Würdi- 
gung des Rates, die als Voraussetzungen für Beratung identifiziert wurden, wäre 
in diesem Fall nicht mehr gegeben. Auch die Abgrenzung von Beratung gegenüber 
Therapie und Betreuung wären nicht mehr ohne weiteres gegeben. 
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durch Beratung erweiterten Beobachtungshorizonts erfolgt. Sähe sich der 
Entscheider zur Teilnahme an Beratung bzw. zur Annahme von Ratschlä- 
gen verpflichtet oder gezwungen, dann würde sich Beratung selbst verun- 
möglichen, da Ratschläge ja ihre eigene Kontingenz voraussetzen. Der Be- 
rater ist ebenfalls frei, sich dem Problem des Ratsuchenden anzunehmen, 
die Rolle des Beraters zu akzeptieren und Ratschläge zu erteilen. Wäre er 
dazu gezwungen, würde ihm dieser Zwang - und nicht das Problem des 
Ratsuchenden - zum vordringlichen Handlungsproblem. Die Freiheit zur 
Beratung bzw. die Freiwilligkeit der Beteiligung an Beratung ist eine konsti- 
tutive Voraussetzung für Beratung und fester Bestandteil der gegenseitigen 
(Rollen-)Erwartungen - entsprechend wird sie auch in vielen Beratungsdefi- 
nitionen hervorgehoben (vgl. Lippitt/Lippitt 1995: 3; Elbing 2000: 200; Ale- 
mann 2002: 26f.; Thiersch 2004: 115). Auch dies bedeutet nicht, dass in der 
empirischen Wirklichkeit Freiwilligkeit immer vorausgesetzt werden kann, 
wenn von Beratung die Rede ist. Sehr oft wird Freiwilligkeit als Fiktion be- 
nutzt, um Dienstleistungsangebote als Beratung kennzeichnen und verkau- 
fen zu können.” Freiwilligkeit entspricht im vorliegenden Zusammenhang 
einem idealtypischen sozialen Bestimmungsmerkmal von Beratung, das 
empirisch nicht in reiner Form anzutreffen ist, das jedoch vorausgesetzt 
sein müsste, um von Beratung sprechen zu können. Dies macht zugleich 
auf problematische Folgen der politisch-rechtlichen wie der ökonomisch- 
kommerziellen Institutionalisierung von Beratung aufmerksam - so bspw. 
die Gefahr, dass die Unterstützungsintention im Rahmen rechtlich ange- 
ordneter oder kommerzieller Beratung in den Hintergrund tritt. 

Die sachlichen, sozialen und zeitlichen Beratungsstrukturen haben 
insgesamt die Funktion, wechselseitige Erwartungssicherheit zu gewähr- 
leisten und dadurch Beratungskommunikation zu ermöglichen und zu 
stabilisieren. Sie sind in ihrer Form auf die kommunikative Vermittlung 
inkongruenter Beobachtungsperspektiven und damit auf die Erfüllung der 
Beratungsfunktion ausgerichtet. Der gemeinsame Fallbezug (Sachstruktur) 
ermöglicht es den Beteiligten, das gleiche Problem aus ihren verschiede- 
nen Perspektiven zu beobachten. Er bringt den Berater dazu, sich auf die 
spezifischen Probleme des Ratsuchenden einzulassen und verhindert eine 
standardisierte, generalisierte Problembearbeitung. Die asymmetrischen 
und komplementären Rollen (Sozialstruktur) gewährleisten die Aufrecht- 
erhaltung der grundlegenden Differenz von Berater und Ratsuchendem, 
sie ermöglichen gleichzeitig eine dialogische Kommunikation zwischen 


22 | Interessanterweise wird in der Beratungsliteratur Freiwilligkeit zumeist 
ausschließlich dem Ratsuchenden attestiert. »Beratung beruht auf der Freiwilligkeit 
ihrer Inanspruchnahme« heißt es etwa bei Großmaß (2004: 100). Dies scheint zu 
suggerieren, dass die Freiwilligkeit aufseiten des »uneigennützigen Beraters« ohne- 
hin gewährleistet und daher unproblematisch sei. Diese Konstruktion ist eine Selbst- 
beschreibung der Berater und geeignet, die voraussetzungsvollen institutionellen 
Bedingungen aufseiten des Beraters zu verdecken, um keine Zweifel an der Integrität 
des Angebots aufkommen zu lassen. 
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prinzipiell reflexions- und kritikfähigen Beobachtern. Die soziale Norm der 
Freiwilligkeit motiviert zur Teilnahme an Beratung und mindert die Risi- 
ken möglicher Dysfunktionen. Die Festlegung der Beratungsdauer mitsamt 
unterschiedlichen Prozessphasen (Zeitstruktur) schafft zeitliche Entlastung 
und dadurch Zeit für Reflexion. Sie erlaubt die schrittweise, sequenzielle 
Vermittlung inkongruenter Beobachterperspektiven. Die zeitliche Befris- 
tung hält die Entscheidungsnotwendigkeit präsent und verhindert »endlo- 
se« Beratungen und allzu riskanten Entscheidungsaufschub. 


IV. Das Beratungssystem 


Beratungsstrukturen geben der Kommunikation die nötige Orientierung 
und gewährleisten auf diese Weise den Vollzug von Beratungskommuni- 
kation als Ereignis wie auch den Anschluss von Beratungskommunikation 
an Beratungskommunikation. Ein so strukturiertes Prozessieren von Be- 
ratungskommunikation ermöglicht die Bildung eines Beratungssystems. Ein 

Beratungssystem ist ein sachlich, zeitlich und sozial abgegrenzter Zusam- 

menhang von Beratungskommunikationen und Beratungsstrukturen. Es 

besteht demzufolge aus Kommunikationen und Strukturen und lässt sich 
von einer Umwelt nicht dazugehöriger Kommunikationen, Strukturen und 

Systemen abgrenzen. Grenzbildend wirken die Beratungsstrukturen, da sie 

den Beteiligten anzeigen, was unter welchen Bedingungen zum Beratungs- 

system gehört und was nicht. Diese Grenzbildung vollzieht sich effektiv im 

Zuge der wechselseitigen, auf die Strukturen der Beratung rekurrierenden 

Kommunikationen der Beteiligten. Drei Merkmale des Beratungssystems 

gilt es an dieser Stelle hervorzuheben: Autonomie, Episodenhaftigkeit und 

Interaktionsnähe. 

Ein Beratungssystem ist gegenüber seiner Umwelt abgegrenzt und rea- 
lisiert ein hinreichendes Maß an Autonomie. Autonomie ist dann gewähr- 
leistet, wenn das System nicht von seiner Umwelt bzw. von Systemen in 
seiner Umwelt determiniert wird, sondern ihrer eigenen fallspezifischen 
Logik folgt. Indeterminiertheit ist für Beratung insofern wichtig, als es sich 
bei Beratung um einen ergebnisoffenen Prozess der wechselseitigen Spie- 
gelung von Beobachtungsperspektiven handelt. Determination von außen 
würde eine solche Form von Kommunikation nicht zulassen, da die Ergeb- 
nisse bzw. Lösungen in diesem Fall extern vorgegeben wären. Idealtypisch 
lässt sich die Funktion von Beratung somit nur dann erfüllen, wenn das 
Beratungssystem über hinreichende Autonomie gegenüber den Kommuni- 
kationen, Strukturen und Systemen seiner Umwelt realisiert (vgl. auch de 
Vries 1995: 119; Kap. 3). Hierzu muss sich das Beratungssystem in dreierlei 
Hinsicht abgrenzen können: 

« Abgrenzung gegenüber anderen Personen und Rollen: Die Beteiligung 
von Personen erfolgt nach Maßgabe der Sozialstrukturen einer Bera- 
tung. Der Ratsuchende soll sich nicht als Familienvater, als professio- 
neller Entscheider oder als Liebhaber klassischer Musik an der Beratung 
beteiligen, sondern in der Rolle als Ratsuchender. Ähnliches gilt für den 
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Berater. Andere Rollenbezüge und Personen können zwar zum Gegen- 
stand von Beratung werden, sofern sie in einem mittelbaren oder unmit- 
telbaren Bezug zum Beratungsproblem bzw. zum Fall stehen, sie sind 
jedoch nicht ihre soziale Grundlage. Dieser Punkt schließt ebenso die 
Abgrenzung der Beratung gegenüber anderen, nichtbeteiligten Perso- 
nen und deren Interventionsversuchen ein. 

« Abgrenzung gegenüber anderen Kommunikationsformen und -struktu- 
ren: Beratungskommunikation unterscheidet sich von anderen Kommu- 
nikationsformen wie der Belehrung, der Betreuung oder der Therapie 
dadurch, dass sie dialogische, mit transferiellen Operationen durch- 
setzte Kommunikation ist, die dem Ratsuchenden Freiwilligkeit und 
Entscheidungsautonomie zugesteht. Aufgrund ihres asymmetrisch- 
anweisenden und tendenziell »entsubjektivierenden« Charakters sind 
diese alternativen Formen helfender Kommunikation eher geeignet, 
Reflexionsprozesse zu unterlaufen als zu fördern (vgl. Großmaß 2006: 
488f.). Dieser Punkt schließt selbstredend die Abgrenzung gegenüber 
anderen, nicht helfenden Kommunikationsformen (z.B. Befehle, Ver- 
lautbarungen etc.) und deren Strukturen (z.B. Hierarchien, Weisungs- 
befugnisse etc.) mit ein. 

« Abgrenzung gegenüber anderen Sozialsystemen: Beratung vollzieht sich 
idealtypisch unabhängig von den sachlichen, zeitlichen und sozialen Er- 
fordernissen anderer Sozialsysteme. Damit ist die Abgrenzung gegen- 
über Systemen gemeint, an denen sich Ratsuchender und Berater sonst 
noch beteiligen. So muss das Beratungssystem unabhängig von den (mi- 
kro-)politischen, ökonomischen und sozialen Zwängen der Organisatio- 
nen operieren, in denen Berater und Ratsuchender Mitglieder sind. Die- 
se kontextspezifischen Anforderungen können, sofern sie einen Fallbe- 
zug aufweisen, zum Gegenstand der Beratungskommunikation werden, 
sie sind jedoch weder Zweck noch Mittel der Beratung. Dieser Punkt 
schließt die Abgrenzung gegenüber anderen Sozialsystemen innerhalb 
weiterer Kontexte (z.B. staatliche Organisationen oder Gerichte) ebenso 
mit ein wie die Abgrenzung gegenüber gesellschaftlichen Funktionssys- 
temen (vgl. Kap. 3.II und 3.11). 


Idealtypisch zeichnet sich Beratung somit durch Autonomie gegenüber 
ihrer Umwelt aus. Typische Beratungsprobleme zeigen sich dann, wenn dies 
nicht gegeben ist, so z.B. bei staatlich verordneter oder gerichtlich angeord- 


23 | Empirisch muss die wechselseitige Substituierbarkeit dieser analytisch zu 
unterscheidenden Kommunikationsformen in Betracht gezogen werden (vgl. auch 
Paris 2005: 363f.): So kann eine Drohung ebenso als Beratung daherkommen wie 
eine Therapie oder eine Belehrung. Ebenso kann ein Ratschlag als »neutrale« In- 
formationsvermittlung gekleidet werden. Die Attraktivität der »Beratung« ist darin 
zu sehen, dass sie individuelle und exklusive Problem- bzw. Lösungsorientierung 
bei gleichzeitiger Freiwilligkeit des Beraters suggeriert und dabei asymmetrische, 
persuasive Bezüge und Absichten verstellt. 
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neter »Zwangsberatung«, in der das Problem und der Fall vorgegeben sind 
und aufgrund von Unfreiwilligkeit und konkreten Ergebnisauflagen enge 
Reflexionsgrenzen herrschen. Beratung folgt ihrer eigenen fallspezifischen, 
kommunikativen Logik und bestimmt ihren eigenen Prozessverlauf, nur 
so kann sie ihr Reflexionspotenzial ausschöpfen. Empirisch ist Autonomie 
selbstredend nicht vollständig, sondern stets in mehr oder weniger großem 
Ausmaß gegeben. Die Autonomie empirischer Beratung ist prekär und 
muss im Zuge der Kommunikation und im Rückgriff auf Beratungsstruktu- 
ren wiederholt und stets aufs Neue gesichert werden. Die Funktionalität von 
Beratung ist abhängig davon, wie weit die Herstellung und Sicherung kom- 
munikativer Autonomie gegenüber relevanten Umweltsystemen gelingt. 
Die idealtypisch vorausgesetzte Autonomie bedeutet nicht, dass empirische 
Beratung kontextfrei abläuft und zu diesen Kontexten keine Kopplungen 
aufrechterhalten muss. Kopplung bedeutet aber eben nicht Fremddetermi- 
nation, sondern autonomen, selektiven Zugriff auf Umwelt. Dass und wie 
die Umweltkontexte zum Problem werden können, werde ich weiter unten 
zeigen (vgl. Kap. 3). 

In zeitlicher Hinsicht zeichnet sich das Beratungssystem durch seine Epi- 
sodenhaftigkeit aus, die ihm die zeitliche Befristung vorgibt. Das Beratungs- 
system hat begrenzte Dauer. Es entsteht und vergeht als kommunikative Epi- 
sode, deren Dauer je nach Fall und zugrunde liegendem Beratungsansatz 
variieren kann. Dieser Episodencharakter ist auf die besonderen Struktur- 
merkmale von Beratung zurückzuführen, die die Identität und die Abgrenz- 
barkeit von Beratungen gegenüber ihrer Umwelt gewährleisten. Die Episode 
der Beratung zerfällt ihrerseits in kleinere Teilabschnitte, die aneinander 
anschließen, ihrerseits jedoch von begrenzter Dauer sind: die Gesprächsein- 
heit als kommunikative Selektion eines Beteiligten, der Gesprächssequenz, 
die sich aus mehreren Gesprächseinheiten zu einem bestimmten Thema 
oder einer Aufgabe zusammensetzt sowie die aus verschiedenen Sequenzen 
bestehende Sitzung (vgl. dazu Elliott 1991). 

Aufgrund der Episodenhaftigkeit des Beratungssystems wird sich Be- 
ratung auch nicht als ein mit sich identischer, zeitstabiler Kommunika- 
tionszusammenhang im Sinne eines gesellschaftlichen Funktionssystems 
»Beratung« ausdifferenzieren lassen — auch wenn Beratungen Folgeproble- 
me gesellschaftlicher Differenzierung bearbeiten (vgl. Kap. 3.1). Es handelt 
sich um ein Interaktionssystem mit begrenzter zeitlicher Dauer. Der Vor- 
schlag von Fuchs (2006), Beratung vor dem Hintergrund gesellschaftlicher 
Hochtemporalisierung als gesellschaftliches Teilsystem mit der Funktion 
der »Entschleunigung« zu verstehen, ist nachvollziehbar, vor dem Hinter- 
grund der fallbezogenen Episodenhaftigkeit des Beratungssystems aber nur 
begrenzt sinnvoll. Die Bibellektüre, fernöstliche Meditation etc. fungieren 
ebenfalls als Beschleunigungsabsorber, die keine Beratung sind und die 
kaum ein gemeinsames gesellschaftliches Funktionssystem konstituieren. 
Viel eher müsste man von einer Entschleunigungsfunktion ausgehen, die 
über verschiedene, funktional äquivalente Strukturen und Systeme, so auch 
der Beratung, realisiert wird. Beratung auf die Funktion der Entschleuni- 
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gung zu reduzieren und damit zu einem gesellschaftlichen Funktionssys- 
tem »aufzuwerten«, geht aufgrund der Episodenhaftigkeit von Beratung 
jedoch fehl. Entschleunigung ist vielmehr ein - je nach dem willkommener 
oder unangenehmer - Effekt von Beratungen. Entschleunigung kann dar- 
über hinaus nicht im Sinne eines gesellschaftlichen Funktionssystems auf 
Dauer gestellt werden, da dies die Gesellschaft in ihrer Temporalisierung 
bedrohen würde. Sie kann immer nur in begrenzten Zeiträumen bzw. in 
Episoden, so bspw. im Rahmen von Beratungen, stattfinden, um nach der 
Beendigung die Entscheidungsnotwendigkeit wieder zu aktualisieren. 

Neben seiner Autonomie und Episodenhaftigkeit zeichnet sich das Be- 
ratungssystem durch seine Interaktionsnähe aus. Beratung vollzieht sich als 
kommunikative Interaktion unter Anwesenden (vgl. auch Luhmann/Fuchs 
1989: 221; Buchholz 2008: 40). Beratung ist auf den unmittelbaren, jedoch 
nicht zwingend unvermittelten Kontakt zwischen einem anwesenden Be- 
rater und einem anwesenden Ratsuchenden angewiesen. Sie vollzieht sich 
gerade auch dann als Interaktion, wenn sie im Kontext von Organisationen 
stattfindet oder zu schriftlichen Gutachten führt.** Durch den unmittelba- 
ren Kontakt lassen sich Beobachtungen direkt und kontextsensibel beobach- 
ten und in der Folge kommunikativ vermitteln. Die Interaktion unter Anwe- 
senden zeichnet sich gegenüber anderen Kommunikationsformen (z.B. der 
massenmedial vermittelten Kommunikation unter Abwesenden) nicht allein 
durch ihre dialogische Struktur (Wechselseitigkeit), sondern auch durch 
ihre besondere Flexibilität und Kontextsensitivität aus. Interaktionen sind in 
hohem Maße den unmittelbaren Kommunikationskontexten ausgesetzt und 
müssen diese in Rechnung stellen. Die Kommunikationsteilnehmer kön- 
nen im Rahmen einer Interaktion zudem eher auf die Kontexte einwirken 
und sie zum Gegenstand der Kommunikation machen. Die hohe Flexibilität 
der Interaktion erlaubt es, unmittelbar auf Beiträge anderer Interaktions- 
teilnehmer einzugehen, auf sie zu reagieren und diese gegebenenfalls zu 
verdeutlichen oder zu korrigieren. Insgesamt bietet die Interaktion unter 
Anwesenden daher die besten Voraussetzungen für eine wechselseitige, auf 
die Beobachtung von Beobachtungen angelegte Beratungskommunikation. 
Idealtypisch entspricht das Beratungssystem somit einem Interaktionssys- 
tem. 


24 | Dies im Gegensatz zu Buchholz (2008: 34), der Interaktion unter Anwe- 
senden als eine von vier Formen der Beratung ausführt — neben Interaktion in Or- 
ganisation, Organisation und schriftlicher Kommunikation. Diese Klassifizierung 
ermöglicht es leider nicht, das Beratende an schriftlicher Kommunikation oder Or- 
ganisation aufzuzeigen. Hierzu müsste wiederum auf formale Merkmale der Bera- 
tungsinteraktion verwiesen werden, was dann allerdings zu Widersprüchen führen 
würde. 
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V. Medien der Beratung 


Zum Schluss der Ausführungen zur Kommunikationsform der Beratung 
bleibt die Frage zu klären, welchen besonderen Medien der Kommunikation 
— Verbreitungs- wie Erfolgsmedien - sich die Beratungskommunikation be- 
dient. Die Interaktionsnähe des Beratungssystems prädestiniert die gespro- 
chene Sprache als dominantes Verbreitungsmedium der Beratung. Sprache 
muss recht eigentlich als Medium der Beratung gesehen werden. Sie erlaubt 
eine fallspezifische und dennoch kontextsensitive und flexible Kommunika- 
tion über die Probleme des Ratsuchenden. Sie ermöglicht die präzise Defini- 
tion und Beschreibung von Problemen und Beobachtungen. Aufgrund ihrer 
Reflexivität — also der Möglichkeit, mittels Sprache über Sprache sprechen - 
eignet sie sich gut für eine dialogische Kommunikation, die Beobachtungen 
der Beobachtung aussetzt und dies zum Gegenstand der Kommunikation 
macht. Die Vielfalt und Offenheit ihrer Begriffe gewährleistet darüber hin- 
aus unterschiedliche Interpretationen und Möglichkeiten des Mitteilens und 
Verstehens alternativer Deutungen - paradigmatisch hierfür der Ansatz der 
narrativen Beratung. Die Vorzüge des direkten Gesprächs liegen darüber 
hinaus in der physisch bedingten Nähe, die eine vergleichsweise hohe Ver- 
bindlichkeit und Vertrauensbasis schafft und zudem nonverbales Verhalten 
in die Beobachtung und Kommunikation einbeziehen kann. Idealtypisch 
basiert Beratungskommunikation insofern auf der gesprochenen oder auch 
geschriebenen Sprache als Verbreitungsmedium. 

Dass sich Beratung technischer Verbreitungsmedien, insbesondere 
Massenmedien, bedient, muss vor dem Hintergrund der vorliegenden Aus- 
führungen kritisch beurteilt werden - was nicht bedeutet, dass empirische 
»Beratungen« nicht in einem unerheblichen und allem Anschein nach zu- 
nehmendem Ausmaß über Bücher, über feste und mobile Telefone, über 
Fernsehen und Radio oder über das Internet stattfinden (zur »Mediatisie- 
rung von Beratung« vgl. Engel 2004b: 5ooff.). Diese technischen Verbrei- 
tungsmedien haben den Nachteil, dass sie nicht im gleichen Ausmaß Kon- 
textsensitivität, Flexibilität und Interaktivität der Kommunikation, die für 
Beratung so wichtig sind, gewährleisten können. Während Telefonie und 
Internet (insbesondere Web 2.0) Interaktivität ermöglichen, ist dies im Fall 
von Massenmedien kaum gegeben. Massenmedien müssen im Hinblick 
auf ihre Eignung als Beratungsmedien kritisch eingeschätzt werden, da sie 
sich an ein großes und disperses Publikum richten und direktes Feedback 
ausschließen oder zumindest stark beschränken. Ihre Stärke liegt gerade 
nicht in der Interaktivität, sondern in der effizienten und breit gestreuten 
Einwegkommunikation, was sie viel eher für Formen der Belehrung oder 
Anweisung als für Beratung prädestiniert. Darüber hinaus zeichnet sich die 
massenmediale Vermittlungslogik in ihrer organisatorischen und institutio- 
nellen Prägung (Stichwort »Nachrichtenfaktoren«) gerade nicht durch Re- 
flexivität, sondern durch Publizität mit einer Tendenz zur Indiskretion und 
Dramatisierung aus. Die in Beratungsbeziehungen so wichtigen Vertrau- 
ensverhältnisse scheinen unter Bedingungen massenmedialer Nachrich- 
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tenselektion und -publikation besonders prekär - dies zeigt sich auch an der 
vorwiegend negativen, skandalisierenden Berichterstattung über Beratung 
(vgl. Marschall 2007: 160f.). Schließlich wirken sich Massenmedien im Hin- 
blick auf eine individuelle Fallbearbeitung aufgrund ihrer breiten Streuung 
tendenziell hinderlich aus. Mit Blick auf die nachmittäglichen und abendli- 
chen TV-Beratungen liegt vielmehr der Verdacht nahe, dass Massenmedien 
der Schematisierung und Standardisierung von Problemen Vorschub leisten 
und damit im Dienste der »geheimen Moral« der Beratung stehen. 

Mit Blick auf die Erfolgsmedien der Beratung stellt sich zunächst die Fra- 
ge, wie es dazu kommen kann, dass sich Berater und Ratsuchender über- 
haupt an einer Beratung beteiligen, zumal es sich hier um einen ergebnis- 
offenen, eigendynamischen, schwer kontrollierbaren und enttäuschungs- 
anfälligen Prozess handelt, der noch dazu mit beträchtlichen zeitlichen, 
personellen und finanziellen Aufwendungen sowie mit potenziell riskanten 
Folgeentscheidungen verbunden sein kann. Die Entscheidung zur Bera- 
tung und zur Beteiligung bedarf spezieller Motivationsgrundlagen jenseits 
des Problemdrucks (aufseiten des Ratsuchenden) und des Bedürfnisses zu 
helfen (aufseiten des Beraters). Es bedarf, mit anderen Worten, spezieller 
Erfolgsmedien, die die kontinuierliche und motivierte Beteiligung an der 
Beratung gewährleisten. Peter Fuchs (2006: 13) hat mit Blick auf die Zeit- 
struktur von Beratung das Versprechen als primäres Erfolgsmedium der Be- 
ratung bezeichnet: 


»Wir gehen davon aus, dass die allgemeine Form des Mediums [der Beratung: 
Anm. AS] Versprechen ist. Es kombiniert die Gegenwart mit der Zukunft, inso- 
fern es zukünftige Handlungswahlen, die dem Rat entsprechen, kombiniert mit 
der (eben: versprochenen) Aussicht auf günstige Effekte für den, der den Rat 
angenommen hat«. 


Beratung wird in diesem Sinne gleichsam »von vorn« motiviert, durch die 
Antizipation erhöhter Options- und Entscheidungsfähigkeit (vgl. Brüsemeis- 
ter 2004: 270). Der Ratsuchende verspricht sich von Beratung zukünftige 
Reflexionsgewinne und erhöhte Entscheidungsfähigkeit, die ihm bei der Lö- 
sung seines Entscheidungsproblems helfen soll. Der Berater verspricht ihm 
solche Reflexionsgewinne und Entscheidungsmöglichkeiten bzw. stellt sie 
ihm in Aussicht. Das Erfolgsmedium Versprechen motiviert den Ratsuchen- 
den, das Risiko einer Beratung einzugehen und sich dem Berater anzuver- 
trauen. Den Berater verpflichtet es, sich für dessen Erfüllung nach bestem 
Wissen und Gewissen einzusetzen. Dadurch fungiert das Versprechen als 
eine Art Katalysator für die Beratungskommunikation. Das Medium des 


25 | Fuchs (2006: ı4) führt hierzu auch begriffsgeschichtliche Beispiele an, 
etwa das Versprechen des Seelenheils der Evangelischen Räte. Hier ließen sich wei- 
tere Beispiele anfügen: die antiken Versprechen der Weisheit (Sokrates, Sophistik) 
oder Glückseligkeit (Aristoteles, Epikur), das Versprechen des Machterhalts und der 
Machtsteigerung (Machiavelli) etc. (vgl. I. Teil). 
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Versprechens muss der Beratungsfunktion in ihrem Anspruch Rechnung 
tragen, sonst überzieht es die Erwartungen und belastet das Vertrauensver- 
hältnis. Dies bedeutet, dass das Versprechen der Beratung weder die beste 
Alternative und damit die richtige Entscheidung noch unmittelbare Prob- 
lemlösung in Aussicht stellt. Es beschränkt sich auf die Ermöglichung von 
problembezogenen Reflexionsgewinnen und gesteht dem Ratsuchenden die 
Freiheit oder die Last der Entscheidung zu. In diesem Sinne ist das obige 
Zitat von Fuchs zu reformulieren: Das Versprechen kombiniert eine zukünf- 
tige Entscheidung, die höherer Reflexivität durch Beratung entspringt, mit 
der Aussicht auf reflektiertere Problemlösung für den Beratenen. Das Ver- 
sprechen legt insofern das allgemeine Ziel der Beratung fest: die Erhöhung 
der Options- und Entscheidungsfähigkeit des Ratsuchenden. ”° 

Die Gefahr des Überziehens macht auf das Problem der Inflation und 
Deflation von Erfolgsmedien aufmerksam (vgl. dazu Parsons 1980: auff.; 
Münch 1992: 174f.; 1991: 129ff.). In Analogie zum Geld spricht man von In- 
flation, wenn ein Erfolgsmedium zu viel, von Deflation dagegen, wenn ein 
Medium zu wenig gebraucht wird (vgl. Luhmann 1998a: 382). Das Problem 
für die Kommunikation liegt darin, dass in beiden Fällen das nötige Ver- 
trauen in das Medium und in die Kommunikation Schaden nimmt. Das 
Medium Versprechen wird inflationiert, wenn es mehr in Aussicht stellt, 
als von Beratung realistischerweise erwartet und durch Beratung realisiert 
werden kann. Das Vertrauen in das Versprechen und damit in die Beratung 
wird überzogen und in der Folge der Beratungskommunikation entzogen.” 
Deflation des Mediums ist demgegenüber dann der Fall, wenn zu wenig ver- 
sprochen wird und der in Aussicht gestellte Mehrwert zu gering oder zu be- 
rechenbar ausfällt, um das Vertrauen in die Beratung zu rechtfertigen. Mit 
Fuchs (2006: 36) kann man sagen, dass »Beratung zu den Systemen gehört, 
die an beiden Fronten (Inflation und Deflation) zu kämpfen haben«, wobei 
der Einsatz von Versprechungen so dosiert werden muss, dass das Vertrau- 
enspotenzial weder überzogen wird noch unausgeschöpft bleibt. 


26 | Das Blaue vom Himmel versprechen demgegenüber kommerzielle Dienst- 
leistungsangebote, um auf diese Weise neue Kunden anzuwerben. Der geheimen 
Logik der Beratungsvermarktung zufolge handelt es sich hier jedoch oftmals um 
vorgefertigte Standardlösungen, die gar nicht auf Beratung abzielen. Problematisch 
an dieser inflationären Verwendung des Mediums ist, dass sie zu nachhaltigen Ver- 
trauensverlusten in Beratung führen kann. 

27 | Fuchs (2006: 35) argumentiert hier gerade umgekehrt und sagt, dass im 
Fall der Inflation dem Versprechen der Beratung zu viel Vertrauen geschenkt wird, 
was dann zur Entwertung des Vertrauens in die Versprechungen führt und dadurch 
die Versprechungen an Wert verlieren. Diese Argumentation ist nachvollziehbar, 
müsste dann aber Vertrauen als primäres Medium der Beratung ausweisen — was 
wiederum Folgeprobleme (Exklusivität des Mediums im Funktionssystem) nach sich 
ziehen würde. Konsequenterweise müsste man sagen, dass sich die Medien Verspre- 
chen und Vertrauen gegenseitig voraussetzen und entsprechend »aneinander« infla- 
tionieren und deflationieren. 
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Diese Verweise auf die Inflation und Deflation von Versprechungen ma- 
chen die große Bedeutung von Vertrauen als Erfolgsmedium für die Bera- 
tung deutlich. Die prinzipielle Offenheit des Ausgangs einer Beratung resp. 
der Erfüllung des Versprechens und die damit einhergehende Unmöglich- 
keit einer angemessenen Beurteilung der versprochenen Leistung ex ante 
macht die Beratung in besonderem Maße von wechselseitigem Vertrauen 
abhängig.” Das Versprechen kann nur dann motivieren, wenn Vertrauen 
in die Beratung und in das jeweilige Gegenüber beidseitig gewährleistet ist. 
Auf der einen Seite muss der Ratsuchende darauf vertrauen können, dass der 
Berater sein Versprechen ernst meint und gewillt ist, dieses nach Maßgabe 
seiner Kompetenzen zu erfüllen. Dies schließt ein, dass der Ratsuchende in 
die Beratungskompetenz des Beraters und deren problemgemäßen, »inter- 
essenlosen« Einsatz vertrauen können muss. Der Berater auf der anderen 
Seite kann seine Reflexion nur anhand der mitgeteilten Informationen des 
Ratsuchenden durchführen. Er muss darauf vertrauen können, dass ihm der 
Ratsuchende einen authentischen, aufrichtigen Einblick in seine Problema- 
tik gewährt und ihm keine relevanten Informationen vorenthält — was wie- 
derum Vertrauen aufseiten des Ratsuchenden voraussetzt (vgl. Engel 2004b: 
502). In Anbetracht dieser Problematik kommt gerade der Eröffnungsphase 
einer Beratung eine wichtige Funktion beim Aufbau von Vertrauen zu (vgl. 
McLeod 2004: 292f.). Gelingt es hier, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, 
dann kann das Versprechen der Beratung kommunikativ wirksam werden. 
Ferner bedeutet dies, dass die erwarteten Kompetenzen auf beiden Seiten 
kontinuierlich kommunikativ demonstriert und gegenseitig gesichert und 
gestützt werden müssen, damit die nötige Vertrauensbasis erhalten bleibt 
(vgl. Nothdurft 2002: 127f.). 

Mit Blick auf empirische Beratungen zeigt sich, dass diese Vertrauens- 
verhältnisse und Versprechungen jedoch grundsätzlich prekär sind und 
weiterer Ergänzungsmedien - allen voran Recht (Verträge), Geld (Honora- 
re) und Wissen bzw. Reputation (Zertifikate u.a.) - bedürfen, um auf diese 
Weise gesichert resp. »gedeckt« zu werden. Empirische Beratungen greifen 
hierzu auf Leistungen anderer Systeme innerhalb ihrer Kontexte (z.B. Funk- 
tionssysteme) zu, um ihre Anschlussfähigkeit zu gewährleisten (vgl. Kap. 
3.1). Dies macht deutlich, dass Beratung in soziale bzw. gesellschaftliche 
Umweltkontexte eingelagert ist und zu diesen spezifische Kopplungen auf- 


28 | Ähnlich argumentiert auch die Prinzipal-Agent-Theorie, die die Be- 
ratungsleistung als Kontraktgut versteht, das im Zuge der Kooperation zwi- 
schen Prinzipal (Ratsuchendem) und Agent (Berater) entsteht. Der Prinzipal 
kann das Gut nicht ex ante beurteilen und kauft daher zunächst ein Leistungs- 
versprechen ein, was wiederum ein ausreichendes Ausmaß von Vertrauen 
voraussetzt. Die Frage, mit der sich diese Theorie beschäftigt, ist dann, wel- 
che Anreize für wechselseitiges Vertrauen geschaffen werden können und 
müssen, damit eine solche Kooperation unter Bedingungen asymmetrischer 
Informationsverteilung zustande kommt (vgl. Saam 2001; A. Becker 2004: 


197f.). 
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recht erhält. Diese Umweltkontexte prägen die empirische Form und Funk- 
tion der Beratung und bringen zwangsläufig die Gefahr der Deformation 
und Determination mit sich. Wie sich diese Kontexte auf Form und Funk- 
tion der Beratung auswirken, ist Gegenstand des folgenden Kapitels. 


3. Die Umwelt der Beratung 


Bisher waren die Ausführungen darauf beschränkt, die Funktion und 
Form der Beratung idealtypisch zu klären. Beratung wurde als Form der 
Kommunikation unter unmittelbarer Beteiligung von Berater und ratsu- 
chendem Entscheider bestimmt, die Prozessketten bildet und im Rück- 
griff auf Strukturen und Medien zur Bildung eines Beratungssystems im 
Sinne eines thematisch und zeitlich begrenzten Interaktionssystems führt. 
Die Umwelt und die besonderen Umweltkontexte, in denen Beratung statt- 
findet, wurden bewusst ausgeklammert, um den idealtypischen Kern von 
Beratung unabhängig von kontextuellen Einflüssen zu bestimmen. Unter 
der Umwelt der Beratung verstehe ich die Prozesse, Strukturen und Sys- 
teme, die selbst nicht zur Beratung gehören und gegenüber denen sich die 
Beratung abgrenzen muss, um als Beratung funktionieren zu können (vgl. 
Kap. 2.2.1V). Die beratungsrelevanten Umwelten bezeichne ich als Kontexte 
bzw. Umweltkontexte der Beratung. Im Folgenden gilt die Aufmerksamkeit 
diesen Umweltkontexten. Die Auseinandersetzung mit Beratung verlässt an 
diesem Punkt die Ebene rein idealtypischer Beschreibung und wendet sich 
Beratung als einem empirischen, kontextspezifischen sozialen Phänomen 
zu. Empirische Beratung vollzieht sich innerhalb von Umweltkontexten und 
wird von diesen maßgeblich geprägt.‘ Die Umwelt wirkt über die Kontex- 
te in die Beratung hinein und konfrontiert diese mit Anforderungen, die 
sich sowohl ermöglichend wie behindernd auf Beratung (im idealtypischen 
Sinn) auswirken. Auf der einen Seite konstituieren die Umweltkontexte Ent- 
scheidungsprobleme und geben dadurch Anlass zu Beratung, gleichzeitig 


1 | Die Relevanz von Umweltkontexten wird auch in der jüngeren Beratungs- 
forschung hervorgehoben. Man kann recht eigentlich von einem »kontextuellen 
Paradigma« (Nestmann 2004a: 65, 71) in der Beratungsforschung sprechen. Kon- 
texte der Beratung spielen zudem als Reflexions- und Einflusshintergrund in unter- 
schiedlichen Beratungsansätzen eine zentrale Rolle, so insbesondere in lebenswelt- 
orientierten (vgl. Thiersch 1989; 2000), systemischen (vgl. Brunner 2004; Willke 
1996; Wimmer 2004), netzwerk- und ressourcenorientierten (vgl. Nestmann 2004c) 
sowie in Ansätzen der Supervision und Organisationsentwicklung (vgl. Pühl 2000; 
Buchinger 1996; Fatzer 2004). 
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prägen sie die Beobachtungsperspektiven der Beteiligten. Auf der anderen 
Seite konfrontieren sie die Beteiligten mit Anforderungen und Erwartun- 
gen, die der Offenheit und Nichtstandardisiertheit von Beratung tendenziell 
zuwiderlaufen. Es zeigt sich hier ein für empirische Beratung folgenreicher 
Widerspruch zwischen Autonomie und Heteronomie, zwischen Geschlos- 
senheit und Offenheit, der sich in die kommunikative Praxis der Beratung 
hinein verlängert und sich dort in widersprüchlichen Rollenerwartungen 
ausdrückt (Berater vs. Experte, Ratsuchender vs. Laie, Beratung vs. Instruk- 
tion, Ergebnisoffenheit vs. Standardisierung, Steigerung vs. Reduktion von 
Unsicherheit etc.). Von diesen Kontexten hängt es insofern ab, wie nahe oder 
fern empirische Beratung dem Idealtypus kommt. Der »Abfall« empirischer 
Beratung vom Idealtypus ist eine Folge dieses widerspruchsvollen Verhält- 
nisses der Beratung zu ihrer Umwelt. Mit Blick auf die Beratungsliteratur 
und vor dem Hintergrund der systemtheoretischen Ausführungen können 
unterschiedliche Umweltkontexte differenziert werden (vgl. Abb. 4). 


Abbildung 4: Umweltkontexte der Beratung 

Gesellschaftlicher Kontext (Funktionssysteme) 
Institutioneller Kontext 

Organisatorischer Kontext 


Beratungssetting 


Beratung 
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Die umfassende Umwelt der Beratung ist die Gesellschaft (I), wobei Funk- 
tionssysteme wie Politik, Wirtschaft, Recht, Wissenschaft etc. die primären 
gesellschaftlichen Umweltkontexte, oder besser gesagt: Kontexturen, dar- 
stellen (II). Beratung kann im Kontext der Politik, der Wirtschaft, des Rechts 
etc. stattfinden, je nachdem wird sich auch ihre Form und Funktion unter- 
scheiden. Beratung realisiert besondere Beziehungen zu diesen Systemen, 
bedient sich deren Medien und ermöglicht Kopplungen zwischen ihnen 
(II). Auf tieferer Ebene kommen dann die institutionellen und organisatori- 
schen Kontexte, in denen Berater und Ratsuchender stehen, in Betracht (II). 
Schließlich kann das Beratungssetting als unmittelbarer Beratungskontext 
unterschieden werden (IV). 
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I. Beratung und Gesellschaft 


Wie sieht die gesellschaftliche Umwelt der Beratung aus und welche Aus- 
wirkungen hat die Struktur der Gesellschaft auf Beratung? Mit Blick auf die 
angewandte Beratungsliteratur und die zahlreichen Beratungsfelder dürfte 
unmittelbar evident sein, dass Beratung eine gesellschaftsweit operierende 
Kommunikationsform ist, die in verschiedenen gesellschaftlichen Kontex- 
ten anwählbar ist und sich nicht auf bestimmte Teilbereiche der Gesellschaft 
reduzieren lässt (vgl. auch Fuchs/Mahler 2000: 359; Baecker 2000: 151f.). In 
praktisch allen gesellschaftlichen Teilbereichen scheinen Formen der Be- 
ratung ihren Platz zu haben und bestimmte, kontextspezifische Funktionen 
zu erfüllen. Die theoretische Bestimmung des Verhältnisses von Beratung 
und Gesellschaft ist, mit Ausnahme von individualisierungs-, identitäts- 
und systemtheoretischen Ansätzen (vgl. Beck/Beck-Gernsheim 1994; En- 
gel 1997; Keupp 2004; Fuchs/Pankoke 1994; Fuchs/Mahler 2000; Schütz- 
eichel/Brüsemeister 2004; Baecker 20074; Kusche 2008b), bisher weitge- 
hend ausgeblieben. Um diesem Verhältnis auf den Grund zu gehen, muss 
zunächst geklärt werden, was Gesellschaft ist. In Anlehnung an Luhmann 
(1996a: 555ff.) kann Gesellschaft als umfassendes Kommunikationssystem 
begriffen werden, als Gesamtheit der füreinander erreichbaren Kommuni- 
kationen. Als umfassendes System schließt Gesellschaft alle Kommunika- 
tionen, so auch Beratungskommunikation, in sich ein. Beratung ist somit 
ein gesellschaftliches Phänomen, das mit der Form der Gesellschaft vari- 
iert, Gesellschaft mit vollzieht, reproduziert und auch verändert (vgl. auch 
Buchholz 2008: 40). Gesellschaft kann dementsprechend als umfassende 
Umwelt der Beratung gesehen werden. 

In welcher Beziehung stehen nun aber diese Umwelt und Beratung? Mit 
Blick auf das Verhältnis von Beratung und moderner Gesellschaft hat Peter 
Fuchs (1994b: 76) den Begriff der »Beratungsgesellschaft« geprägt: 


»Wenn man von Beratungsgesellschaft spricht, kann man eigentlich nur mei- 
nen, dass die Gesellschaft sich überall und in wachsendem Maße Beratungsin- 
stitutionen gönnt, die an den Orientierungsproblemen, die temporär und lokal 
anfallen, weil es diese Gesellschaft mit dieser Form gibt, hospitieren und parasi- 
tieren. Beratung siedelt an den spezifischen und benennbaren Sinnunsicherhei- 
ten einer gesellschaftlichen Struktur, die durch Beratung gerade nicht geändert 
werden kann [...] Beratung ist, so gesehen, eine Lösung des Problems, die Dauer- 
unsicherheiten moderner Kommunikation (mit all ihren Folgen für Psychen, 
für Organisationen, für die Gesellschaft) befristet zu unterlaufen«. 


Der Begriff der Beratungsgesellschaft, der hier in erster Linie eine Beobach- 
tungsperspektive auf die Gesellschaft und damit keine Fundamentalkatego- 
rie bezeichnen soll, gibt die Richtung vor, in die weiter gefragt werden kann: 
Wie sieht die Struktur bzw. die Form der modernen Beratungsgesellschaft 
aus? Was sind die temporär und lokal anfallenden Probleme bzw. Unsicher- 
heiten und wie sind sie zu erklären? Und schließlich: wie »parasitiert« Be- 
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ratung an Gesellschaft? Die moderne Gesellschaft zeichnet sich gegenüber 
früheren Gesellschaften durch ihre hohe Komplexität aus. Die Möglichkei- 
ten des Beobachtens und Handelns haben sich im Zuge des Übergangs zur 
Moderne immens erweitert und die Freiheitsgrade des Handelns und damit 
auch die Entscheidungszwänge erheblich gesteigert. Bestimmte Möglich- 
keiten erscheinen vor dem Hintergrund anderer Möglichkeiten als kontin- 
gent und müssen in Anbetracht dessen zur Entscheidung gebracht werden. 
Mit dem Übergang zur modernen Gesellschaft nehmen dementsprechend 
die Entscheidungsmöglichkeiten und Entscheidungsnotwendigkeiten zu. 
Entscheiden ist der »primäre Handlungsmodus« (Schimank 2005) in der 
modernen Gesellschaft, was sich auch an den dominanten sachlichen, zeit- 
lichen und sozialen Orientierungsmustern und Semantiken zeigt: Zweck- 
rationalität, Zukunftsoffenheit und Individualität. 

Den gestiegenen Entscheidungszumutungen entspricht ein für die mo- 
derne Gesellschaft charakteristisches Risikobewusstsein, denn Entscheiden 
bedeutet, wie gesehen, ein »Sich-Einlassen auf Risiken« (Luhmann 2003: 
89). Das Risiko des Entscheidens ist dabei selbst eine Funktion der Kom- 
plexität: Je mehr und je verschiedenartigere Möglichkeiten des Beobachtens 
und Handelns bestehen, desto größer ist das Risiko, die falsche Möglichkeit 
zu wählen. Die von Fuchs beschriebenen »Orientierungsprobleme« und 
»Sinnunsicherheiten«, die die »Beratungsgesellschaft« ausmachen, sind 
unmittelbare Folgen dieser Komplexitäts- und Kontingenzsteigerung. Die 
Gesellschaft vervielfacht und steigert den Selektions- bzw. Entscheidungs- 
druck, ohne aber gleichzeitig die (vormodernen) Sicherheiten für ein relativ 
risikoloses Entscheiden mitzuliefern bzw. zu erneuern. Die Entscheidungs- 
überlastung ohne traditionelle Sicherheitsvorsorge muss als wesentliches 
Motiv der Bedeutungszunahme von Beratung in der modernen Gesellschaft 
gesehen werden. Die besondere Attraktivität von Beratung in Bereichen, die 
von Entscheidungen geprägt sind (z.B. Planung, Organisation oder Politik; 
vgl. Brüsemeister 2004: 265), scheint diese Vermutung zu stützen. In An- 
betracht der Unsicherheiten und Orientierungskrisen, aber auch der ge- 
wachsenen Entscheidungsfreiheiten, darf man kein Beratungsangebot aus- 
lassen, um nachher nicht die Schuld zu haben, wenn es schief geht oder 
man etwas ungenutzt gelassen hat. An den gesellschaftsweit anfallenden 
Entscheidungsmöglichkeiten bildet sich ein Beratungsbedarf, der je nach 
gesellschaftlichem Kontext anders gefärbt ist, der sich jedoch über alle re- 
levanten gesellschaftlichen Kontexte hinweg artikuliert und entsprechende 
Angebote zur Folge hat. Beratungsangebote und deren Nutzung tragen dann 
wiederum zur Verbreitung der Entscheidungsförmigkeit des Handelns und 
des Beratungsbedarfes bei - so etwa im Zuge der Institutionalisierung von 
Beratungsmoden und -mythen (vgl. 3.3.11). 

Die strukturellen Voraussetzungen dieser Komplexitätssteigerung und 
des damit einhergehenden Entscheidungsanstiegs liegen in der funktiona- 
len Differenzierung der Gesellschaft und der operativen Schließung ihrer 
Funktionssysteme (vgl. dazu Luhmann 1998a; 1996a). Funktionale Diffe- 
renzierung meint, dass die Gesellschaft in sich Teilsysteme ausbildet, die 
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sich exklusiv auf die Erfüllung einer spezifischen gesellschaftlichen Funk- 
tion spezialisieren, womit Gesellschaft gewissermaßen »nach innen« ex- 
pandiert, sodass immer mehr verschiedenartige Systeme und damit Mög- 
lichkeiten des Beobachtens erzeugt werden (vgl. Luhmann 1998a: 764). Die 
Form der funktional differenzierten Gesellschaft ist die Einheit der Vielheit 
unterschiedlicher, funktionsspezifischer Teilsysteme, die in ihrem Funk- 
tionsbezug ungleichartig und gleichrangig sind, d.h. jedes Teilsystem hat 
eine andere Funktion, keines ist aufgrund seiner Funktion jedoch wichti- 
ger als die anderen. Diese Funktionssysteme bilden die primären Umwelt- 
kontexte, in denen Beratung als gesellschaftliches Phänomen operiert. Als 
Funktionssysteme der modernen Gesellschaft können mit Luhmann (1998) 
und Lange (2003: ı72f.) u.a. das politische System mit der Funktion des 
Bereithaltens der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden, das Wirt- 
schaftssystem mit der Funktion der Sicherung der Bedürfnisbefriedigung, 
das Wissenschaftssystem mit der Funktion der Erzeugung neuen Wissens, 
das Rechtssystem mit der Funktion der Erzeugung von Erwartungssicher- 
heit und das System der Massenmedien mit der Funktion der Ermöglichung 
gesellschaftlicher Selbstbeobachtung unterschieden werden (vgl. Tab. ı). Mit 
diesen Funktionen gehen jeweils bestimmte Leistungen einher, die die Sys- 
teme für andere Systeme bereitstellen: Die Politik stellt kollektiv bindende 
Entscheidungen bereit, die Wirtschaft produziert und verteilt Güter, die 
Massenmedien publizieren Themen, das Rechtssystem erbringt Rechtspre- 
chung und Rechtsauslegung, die Wissenschaft stellt Technologien und Ex- 
pertise bereit. 

Eine Besonderheit dieser gesellschaftlichen Funktionssysteme liegt in 
ihrer operativen Geschlossenheit (vgl. Luhmann 1998a). Operative Schlie- 
Bung bedeutet, dass ein Funktionssystem seine Kommunikationen aus- 
schließlich an eigenen, funktionsspezifischen Strukturen orientiert und 
sich auf dieser Grundlage gegenüber seiner Umwelt abschließt. Die primäre 
Struktur, durch die sich diese Schließung vollzieht, hat die Form eines binä- 
ren Code, der zwei Werte umfasst, die angeben, was unter welchen Bedingun- 
gen für das System relevant ist und was nicht. Alle Ereignisse, die im System 
Anschluss finden wollen, müssen sich auf einen der beiden Codewerte be- 
ziehen lassen, sonst sind sie im System nicht operabel bzw. kommunizierbar 
-andere Werte und Codes sind im System nicht vorgesehen (»tertium non 
datur«). Alle weiteren Regeln, Programme und Rollen, die im Funktions- 
system vorkommen, unterstehen dem Systemcode und legen Kriterien fest, 
unter welchen Bedingungen die Zuordnung der beiden Codewerte richtig 
erfolgt (vgl. Luhmann 19938a: 750). Zusätzlich zum Code und den Program- 
men haben die Funktionssysteme spezifische Erfolgsmedien etabliert, die 
die Anschlussfähigkeit von Kommunikation im System sicherstellen. Auch 
diese Medien sind an die übergeordnete Funktion und den Code des Sys- 
tems angepasst: Macht im politischen System an das Bereithalten der Kapa- 
zität zu kollektiv bindendem Entscheiden, Wahrheit in der Wissenschaft an 
die Erzeugung neuen Wissens, Geld in der Wirtschaft an die Sicherung der 
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Tabelle 1: Funktionssysteme der modernen Gesellschaft (nach Lange 2003: 172f.) 


tion 


Funktion/ Primär- und Medium Rollen/ 
Leistung Sekundärcodes Organisationen 
Politik Bereithalten machtüber- Macht Politiker, 
der Kapazität legen/macht- Beamter, 
zu kollektiv unterlegen Bürger 
bindendem 
Entscheiden 
Politische Regierung/ Staatsorganisa- 
Entscheidungen | Opposition tion, Parteien, 
Verbände 
Wirt- Sicherung der haben/ Geld Produzent, 
schaft Bedürfnis- nicht-haben Unternehmer, 
befriedigung Konsument 
Produktion und | Zahlung/ Banken, 
Verteilung von | keine Zahlung Unternehmen 
Gütern 
Medien Ermöglichung | Information/ Publizität Sender (Journa- 
von Selbstbeob- | Nichtinforma- list), Rezipient 
achtung tion 
Institutiona- öffentlich/ Medienorgani- 
lisierung von nicht-öffentlich sationen 
Themen 
Recht Erzeugung von | Recht/Unrecht | Recht Richter, 
Erwartungs- Anwalt, Kläger, 
sicherheit Angeklagter 
Recht- legal/illegal Gerichte, 
sprechung, Kanzleien 
Rechtsaus- 
legung 
Wissen- Erzeugung Wahr/unwahr Wahrheit Forscher, 
schaft neuen Wissens Institute 
Technologien, Reputation/ 
Expertise keine Reputa- 
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Bedürfnisbefriedigung, Recht an die Erzeugung von Erwartungssicherheit, 
Massenmedien an die Ermöglichung gesellschaftlicher Selbstbeobachtung. 

In Anlehnung an Günther (1979b: 187) können diese Funktionssysteme 
damit auch als Kontexturen bezeichnet werden. Eine Kontextur ist ein »strikt 
zweiwertiges System, das durch die Prinzipien der irreflexiven Identität, des 
verbotenen Widerspruchs und des ausgeschlossenen Dritten bestimmt ist«. 
Der Beobachter erster Ordnung, unser Entscheider, befindet sich innerhalb 
der Kontextur und hat dort die Alternative, entweder den einen oder den an- 
deren Wert zu bezeichnen. Durch Negation kommt er von einem Wert zum 
anderen, nie jedoch aus der Kontextur heraus. Ein dritter Wert und damit 
der Ausstieg aus der Kontextur ist nicht vorgesehen. Das tertium non da- 
tur stellt die Strukturgrenze dar, die die Kontextur gegen außen abschließt 
und die intern nicht überschritten werden kann. Das Wissenschaftssystem 
entspricht so gesehen einer Kontextur, in der wissenschaftliche Beobachter 
ausschließlich auf der Grundlage des Codes »wahr/unwahr« operieren. Das 
bedeutet, dass nur diejenigen Ereignisse oder Aussagen für das System und 
seine Beobachter relevant sind, die sich auf einen ihrer Codewerte beziehen 
lassen, alle anderen Gesichtspunkte - politische, ökonomische, ästhetische 
etc. - sind ausgeschlossen. Ähnlich das politische System, in dem politische 
Entscheidungen nach dem Code »machtüberlegen/machtunterlegen« her- 
gestellt werden — und nicht nach wissenschaftlichen, religiösen oder ästhe- 
tischen Gesichtspunkten. Im System gibt der Code eine einfache, exklusive 
Wertalternative vor, der Code selbst steht im System nicht zur Alternative 
— entweder Zahlen oder Nichtzahlen, ein Drittes bleibt ausgeschlossen. Da- 
mit realisiert jeder Code »zugleich einen Rejektionswert im Bezug auf alle 
anderen« (Luhmann 1998a: 751). 

Im Gegensatz zur vormodernen mono-kontexturalen Gesellschaft, in 
der die Religion oder die Politik alles Übrige dominierte, besteht die mo- 
derne Beratungsgesellschaft dementsprechend aus vielen Kontexturen, die 
sich wechselseitig ausschließen. Die moderne, funktional differenzierte 
Gesellschaft kann somit auch als poly-kontexturale Gesellschaft bezeich- 
net werden. Sie ist die Einheit der Differenz verschiedener Kontexturen, die 
sich in ihrer logischen Struktur (»Codes«) wechselseitig ausschließen. Der 
Vielfalt der Kontexturen entspricht eine Vielfalt von Beobachterperspekti- 
ven, die jede für sich eine eigene, in sich abgeschlossene Welt konstituiert. 
Der moderne Beobachter ist demzufolge mit verschiedenen Welten konfron- 
tiert und zur beständigen Reflexion auf die Kontexturen und zum Wechsel 
zwischen ihnen gezwungen. Die klassische Kontextur ist mit Günther im 
Übergang zu höheren Beobachtungsebenen zerbrochen, die klaren Kontu- 
ren ihrer metaphysischen Orientierung sind abhandengekommen und der 
Beobachter muss in seiner nachmetaphysischen Orientierungs- und Direk- 
tionslosigkeit alleine klarkommen - oder einen Berater konsultieren. Dies 
ist mit »Beratungsgesellschaft« gemeint. 
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Welchen Stellenwert hat nun aber Beratung im Geflecht der gesellschaft- 
lichen Kontexturen? Mit Blick auf die gesellschaftsweite Relevanz von Be- 
ratung dürfte evident sein, dass Beratung kein eigenständiges Funktions- 
system ähnlich der Politik oder der Wirtschaft bildet. Von einem Funktions- 
system der Beratung ließe sich nur dann sprechen, wenn ein exklusiver 
Funktionsbezug sichtbar wäre, der einen einheitlichen, gesellschaftlichen 
Kommunikationszusammenhang konstituieren würde. Ein solcher ist mit 
Blick auf Beratung jedoch nicht in Sicht. Es greift offensichtlich zu kurz, 
Beratung funktional auf »Entschleunigung« zu reduzieren (so Fuchs 2006: 
46), denn Beratung hat es auch schon in früheren, wenig temporalisierten 
Gesellschaften gegeben. Zudem kann Langsamkeit selbst zu einem bera- 
tungsrelevanten Problem werden (Stichwort »Verwaltungsreform«). Be- 
ratung kann bzw. verspricht mehr als Entschleunigung: Entschleunigung 
soll ja gerade die Erhöhung von Entscheidungsfähigkeit ermöglichen - in- 
sofern darf der Beratung durchaus mehr zugetraut werden, ohne gleich der 
Magie ihrer Versprechungen zu erliegen. Beratung hat zudem kein »Exklu- 
sivrecht« auf Entschleunigung (ebenso wenig übrigens auf Reflexionsstei- 
gerung). Beratung lässt sich aber auch nicht auf die gesellschaftliche So- 
zialdimension reduzieren und als gesellschaftliches Funktionssystem der 
»Inklusionsförderung« hypostasieren (so Großmaß 2006: 493): Exklusion 
kann, muss aber kein Problem der Beratung sein, zumal Beratung selbst auf 
Exklusion hinauslaufen kann (Stichwort »Unternehmensberatung«). Dies 
mag vielleicht aus sozialpädagogischer Sicht so erscheinen, jedoch müsste 
man dann konzedieren, dass nicht jede Form der Sozialarbeit oder Erzie- 
hung, die Inklusionsförderung betreibt, automatisch die Form der Beratung 
annimmt. 

Mit Blick auf die gesellschaftliche Beratungspraxis zeigt sich, dass Be- 
ratung im Kontext aller Funktionssysteme mehr oder weniger regelmäßig 
vorkommt und sich bisweilen spezielle Rollen und Teilsysteme (Beratungs- 
organisationen) ausbilden, die sich auf solche funktionssystemspezifische 
Beratungen spezialisieren. Dabei unterscheiden sich die Formen und Funk- 
tionen von Beratung typischerweise nach den jeweiligen Funktionssyste- 
men, in deren Kontext sie stattfinden. Beratung passt sich offensichtlich 
funktional und formal den gesellschaftlichen Strukturbedingungen der 
funktionalen Differenzierung an: Beratung erscheint demzufolge in Abhän- 
gigkeit ihres primären gesellschaftlichen Umweltkontextes als Politikbera- 
tung, Wirtschaftsberatung, Erziehungsberatung, Gesundheitsberatung, 
Rechtsberatung etc. Während es in der Politikberatung um Steigerung poli- 
tischer Optionen im Hinblick auf bindungsfähige und Macht bewahrende 
politische Entscheidungen geht (vgl. Kap. 4.1), vermittelt Wirtschaftsbera- 
tung alternative Möglichkeiten im Hinblick auf kosteneffiziente Produktion 
und Verteilung von Gütern. Wissenschaftsberatung erzeugt Optionen mit 
Blick auf neue Erkenntnisgewinnung und Expertisebedarf etc. Stets orien- 
tiert sich Beratung an funktionsspezifischen Entscheidungsproblemen und 
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öffnet gleichzeitig den Blick auf umweltspezifische Leistungs- bzw. An- 
schlussbedingungen, die im System nicht verfügbar sind. 

Die Funktionssysteme bilden somit die primären gesellschaftlichen 
Kontexte der Beratung, die in ihrer kommunikativen Logik dem Ratsuchen- 
den bestimmte beratungsrelevante Probleme aufgeben. Der Ratsuchende ist 
als Entscheider in diese gesellschaftlichen Kontexte inkludiert, seine Prob- 
lemperspektive ist durch den gesellschaftlichen Kontext und entsprechende 
Rollenanforderungen (z.B. des Politikers, des Bürgers, des Unternehmers, 
des Konsumenten etc.) geprägt. Beratung stellt sich in den Dienst des jewei- 
ligen Funktionsprimats, um sich in ihrem Vollzug jedoch davon zu distan- 
zieren. Aufseiten des Entscheiders setzt dies die Rollentransformation vom 
»blinden« systemischen Rolleninhaber zum reflektierenden Ratsuchenden 
voraus. Aufseiten des Beraters werden kontextspezifische Reflexionskompe- 
tenzen verlangt. Er reflektiert die Kontexte des Entscheiders und geht gera- 
de deshalb nicht darin auf. Dies macht deutlich, dass Beratung die Selek- 
tionslogik ihrer (gesellschaftlichen) Kontexte zwar zum Anlass nimmt, dass 
sie sie jedoch nicht in die Beratung verlängert, sondern sie kommunikativ 
bricht und spiegelt. Es ist daher konsequent, Beratung weder auf der Ebene 
der primären Funktionssysteme (z.B. als gesellschaftliches Funktionssys- 
tem) anzusiedeln, noch als Teilsystem gänzlich innerhalb von Funktions- 
systemen zu verorten. Beratung ist ein interaktives Kommunikationssystem 
mit begrenzter sachlicher (thematisch), zeitlicher und sozialer Geltung. Als 
Interaktionssystem ist es zwar Teil der Gesellschaft, findet jedoch unterhalb 
der Ebene der Funktionssysteme und ihrer Organisationen statt und kann 
den Code- und Funktionsbezug in seinem Operieren selbst festlegen (vgl. 
Kieserling 1999: 80). Beratung »dockt« fallweise, in zeitlich begrenzten 
Episoden, an unterschiedliche Systeme an, um die dort auftretenden Ent- 
scheidungsprobleme und deren strukturelle Prämissen (Codes, Programme 
u.a.) der Reflexion zu unterziehen. Sie stellt sich in ihrem Problembezug in 
den Dienst des Funktionsprimats gesellschaftlicher Teilsysteme, geht aber 
nicht darin auf. Sie entnimmt ihnen ihren Fall, schaltet jedoch idealtypisch 
die funktionsspezifischen Selektionsregeln in ihrem Vollzug aus, um ihrer 
eigenen beratungsspezifischen Logik zu folgen. 

Beratung bewirkt auf diese Weise eine Steigerung von Reflexivität in- 
nerhalb gesellschaftlicher Funktionssysteme. Sie schließt an die Entschei- 
dungsprobleme in den Systemen an und setzt sie dem externen Blick aus, 
um so neue Optionen zu erarbeiten, die für interne Operationen verwendet 
werden können. Der gestiegene gesellschaftliche Bedarf an Beratung ist in- 
sofern eine Folge der Ausdifferenzierung und operativen Schließung von 
Funktionssystemen bei gleichzeitig gegebener wechselseitiger Leistungs- 
abhängigkeit. Beratung öffnet diese Systeme auf ihre Umwelt hin, indem 
sie Reflexivität in diese hineinträgt. Sie setzt innergesellschaftliche System- 
grenzen der Beobachtung aus, macht Kontingenz sichtbar und ermöglicht 
dadurch die Überführung von Reflexivität über Systemgrenzen hinweg. 
Im Rekurs auf Günther kann gesagt werden, dass Beratung die Geschlos- 
senheit gesellschaftlicher Kontexturen zeitlich befristet überschreitet, um 
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komplexere (Wert-)Alternativen verfügbar zu machen. Dies setzt einen ex- 
ternen Beobachter bzw. ein rejektionsfähiges Subjekt voraus, das nicht in 
der Kontextur aufgeht, sondern diese reflektieren und verwerfen kann. Das 
doppelt reflektierende Subjekt Günthers ist der Berater, der den Entschei- 
der innerhalb der Kontextur beobachtet und dessen Wertalternative (Code) 
unterscheiden und verwerfen kann. Um ein Beispiel von Günther (1979b: 
188f.) zu zitieren: Der Angeklagte im Rechtssystem sieht sich mit der Wert- 
alternative »schuldig/unschuldig« konfrontiert: entweder schuldig oder un- 
schuldig. Sein Anwalt kann ihm raten, aus der Kontextur hinauszutreten 
und für »unzurechnungsfähig« zu plädieren. Er hat die einfache Wertal- 
ternative »schuldig/unschuldig« zum Wert »zurechnungsfähig« verdichtet 
und diesen zugunsten des Werts »unzurechnungsfähig« verworfen. Dies 
kann wiederum ein medizinisches Gutachten notwendig machen. Auf ge- 
sellschaftlicher Ebene leistet Beratung in diesem Sinne einen Beitrag zur 
wechselseitigen Beobachtung und selektiven Koordination der funktional 
differenzierten, operativ geschlossenen Funktionssysteme. Beratung be- 
arbeitet insofern Folgeprobleme funktionaler Gesellschaftsdifferenzierung. 

Damit dies möglich wird, muss Beratung zu ihren gesellschaftlichen 
Umweltkontexten gleich in mehrfacher Weise strukturelle Kopplungen rea- 
lisieren und aufrecht erhalten. Über strukturelle Kopplung setzt sich Bera- 
tung in Beziehung zu ihren Umwelten, ohne sich von diesen determinieren 
zu lassen (vgl. dazu auch Luhmann 1998a: 100). Kopplungen ergeben sich 
im Fall der Beratung zum einen aus den Beobachtungs- und Entscheidungs- 
strukturen innerhalb der Funktionskontexte, in denen Berater wie Entschei- 
der inkludiert sind, die zur Beratung Anlass geben und die im Zuge der 
Beratung der Reflexion ausgesetzt werden. Zum anderen ergeben sie sich 
durch den Zugriff der Beratung auf »systemfremde« Medien der Kommuni- 
kation, so insbesondere auf Recht, Geld, Wissen und Macht. Was den ersten 
Punkt angeht, so sind Berater wie ratsuchender Entscheider in Funktions- 
systeme inkludiert, die ihre Beobachtungsperspektive prägen und die, ver- 
mittelt über organisatorische und institutionelle Kontexte (vgl. Kap. 3.1Il), 
besondere Anforderungen und Erwartungen, Entscheidungsprobleme wie 
Beobachtungsmöglichkeiten, aufgeben. Das Entscheidungsproblem des 
Ratsuchenden ist unmittelbarer Ausdruck der Entscheidungsanforderun- 
gen, die ihm sein Kontext aufgibt. Sein kontextspezifisches Entscheidungs- 
problem geht als Beratungsfall in die Sachstruktur der Beratung ein und 
wird im Rahmen der Beratung der externen Reflexion und Kommunikation 
ausgesetzt. Das Entscheidungsproblem koppelt in diesem Sinne das Funk- 
tionssystem des Entscheiders und das Beratungssystem. Auch der Berater 
ist in gesellschaftliche Systemkontexte inkludiert, die ihm Beobachtungs- 
möglichkeiten und kontextspezifische Entscheidungsprobleme aufgeben. 
Der Beratungsansatz, der die externe Beobachtungsperspektive des Beraters 
festlegt, steht für diesen Funktionskontext - es kann, muss sich hierbei aber 
nicht zwingend um das Funktionssystem Wissenschaft handeln. Beratung 
ist somit strukturell an die Kontexte (Funktionssysteme) des Ratsuchenden 
und des Beraters gekoppelt. 
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Die Beratung selbst entspricht idealtypisch, wie gesehen, einem autono- 
men Kommunikationssystem, das seiner eigenen Logik der Reflexion folgt. 
Sie ist ein »drittes« System, das die Funktionssysteme als Kontexte in einer 
Weise vermittelt, die als »systemische Kopplung« bezeichnet werden kann. 
Beratung ist also selbst nicht als ein Mechanismus struktureller Kopplung 
zu begreifen (vgl. die ausgezeichneten Überlegungen von Kusche (2008b: 
2uff.), sondern sie setzt strukturelle Kopplungen voraus, um sich als Dritt- 
system zwischen externen Systemen, an die sie sich strukturell koppelt, zu 
ereignen und wechselseitige Irritationen zu bearbeiten. Beispiele hierfür gibt 
es genügend: der Mediencoach des Politikers, der medizinische Berater des 
Sportlers, der Rechtsberater des Unternehmers etc. Solche Beratungen spie- 
len sich als Interaktionssysteme »zwischen« den relevanten Funktionssyste- 
men ab und koppeln diese Systeme, ohne sich an eines oder an beide zu ver- 
lieren. Beratung bleibt idealtypisch das ausgeschlossene Dritte und bewahrt 
ihre Autonomie und Eigenlogik gegenüber den Umweltsystemen. Auf diese 
Weise vermittelt Beratung auch Inklusionsbedingungen innerhalb von Um- 
weltsystemen, über die außerhalb dieser Systeme nicht oder nur begrenzt 
verfügt wird (wie muss sich der Politiker darstellen, damit er in die massen- 
mediale Berichterstattung Eingang findet), womit Exklusionstendenzen in 
der modernen Gesellschaft partiell kompensiert werden können. Dass die 
idealtypisch vorausgesetzte Autonomie der Beratung empirisch stets prekär 
und bedroht ist, werde ich mit Blick auf die organisatorischen und institu- 
tionellen Umweltanforderungen weiter unten ausführen. Die Funktionssys- 
teme zeichnen sich aufgrund ihres universalistischen Funktionsbezugs und 
ihrer Codierung durch eine »natürliche« Tendenz zur Indienstnahme von 
Beratung für eigene Funktionszwecke, zur Obstruktion ihrer Funktionslo- 
gik auf die Beratung, aus, was zu den bereits angesprochenen Dysfunktio- 
nen führen kann. Am Beispiel der Politikberatung wird diese Problematik 
eingehender behandelt. 

Kopplungen zu Funktionssystemen sind zum Zweiten aber auch durch 
den selektiven Zugriff der Beratung auf Medien dieser Funktionssysteme 
angezeigt. Empirisch ist dies insofern notwendig, als die prekären Ver- 
trauensverhältnisse innerhalb von Beratungen durch solche Erfolgsmedien 
»gedeckt« werden müssen, damit Beratung ihren Fortgang sicherstellen 
kann. Dies trifft insbesondere auf professionelle Beratungsbeziehungen zu, 
in denen wechselseitiges Vertrauen kaum durch persönliche Freundschaft 
gedeckt ist. Von zentraler Bedeutung für Beratung sind insbesondere die 
Medien Recht (Kopplung an das Rechtssystem), Geld (an das Wirtschafts- 
system), Wahrheit (an das Wissenschaftssystem) und Macht (an das politi- 
sche System). 

« Das Medium Recht übernimmt in Beratungen die Funktion, die Beteilig- 
ten einer Beratung zu erwartungskonformen Beiträgen zu motivieren. 
Besondere Bedeutung kommt dem Beratungsvertrag zu, der die Aufga- 
be übernimmt, Erwartungen an die Beratung rechtlich zu normieren 
und bei Zuwiderhandlung entsprechende Sanktionen in Aussicht zu 
stellen. Über den Beratungsvertrag hinaus existieren je nach Berufsfeld 
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weitere beratungsrechtliche Bestimmungen, die unabhängig von kon- 
kreten Beratungsfällen gelten und sich verstärkend auf das Vertrauen in 
Beratungen auswirken (vgl. Barabas 2004: 184ff.). 

e Das Medium Geld übernimmt die Funktion, die Vertrauensverhältnisse 
in der Beratung durch positive Sanktionen in Form von Geldzahlungen 
(z.B. Honorare) abzusichern. Dies fördert die Motivation aufseiten des 
Beraters, sich an der Beratung zu beteiligen und sich nach bestem Wis- 
sen und Gewissen für die Erfüllung des Versprechens einzusetzen. Die 
Möglichkeit der Zuweisung oder der Unterlassung von Geldzahlungen 
»decken« gewissermaßen den Vertrauensvorschuss des Ratsuchenden. 
Die Zuweisung von Geldzahlungen kann an die Einhaltung vertragli- 
cher Bedingungen, in der Regel bestimmter Zielvereinbarungen, ge- 
knüpft sein. 

e Das Medium Wahrheit (Wissen) sichert Vertrauen durch Symbolisie- 
rung von Beratungskompetenz des Beraters. Dies erfolgt unmittelbar im 
Rückgriff des Beraters auf wissenschaftliche Theorien und Methoden 
sowie in der Verwendung einer wissenschaftlichen Sprache. Als Wis- 
senssurrogate dienen auch erworbene Diplome, Zertifikate und sonstige 
Leistungsnachweise, die als Beweis für die Beratungskompetenz genom- 
men werden können. Schließlich übernimmt auch die (wissenschaftli- 
che) Reputation des Beraters die Funktion eines Wissenssurrogats, das 
Vertrauen aufseiten des Ratsuchenden decken kann. 

e Das Medium Macht deckt die rechtliche Normierung von Erwartungen 
(Vertrag), spielt aber ebenfalls eine wichtige und nicht unproblemati- 
sche Rolle in Beratungen (vgl. dazu Iding 2000; Gessner 2001). Macht 
zwingt zur Beteiligung an Beratung durch Inaussichtstellen von negati- 
ven Sanktionen. Im Unterschied zum Recht (das in der Regel ebenfalls 
auf Macht zurückgreift) beruht Macht jedoch nicht auf Freiwilligkeit, 
sondern auf der Suspension von Freiwilligkeit, was gleichzeitig die prob- 
lematischen Effekte für Beratung deutlich macht, welche ja idealtypisch 
wesentlich Freiwilligkeit voraussetzt. 


Es liegt auf der Hand, dass der Zugriff auf Erfolgsmedien aus gesellschaft- 
lichen Funktionssystemen auch problematische Folgen für Beratung haben 
kann, denn ähnlich wie das Versprechen haben auch diese »systemfremden« 
Ergänzungsmedien eine »diabolische« Seite, die von ihrem inflationären Ge- 
brauch herrührt. Auch hier macht sich die Tendenz zum universalistischen 
Zugriff der Funktionssysteme auf ihre Umwelt bemerkbar, sie äußert sich 
dann als Verrechtlichung, Kommerzialisierung, Szientifizierung oder Poli- 
tisierung von Beratung. Die Folgeprobleme sind bekannt: Die übertriebene 
Normierung und Verrechtlichung der Beratung kann zur Standardisierung 
der Beratung führen und die Beteiligten zu Ausführenden von festgelegten 
Programmen und Regeln machen. Die verschärfte Kommerzialisierung der 
Beratung lässt die Vermarktung und Kundenakquisition zum eigentlichen 
Geschäft werden, welches »Beratung« nur noch zu Marketingzwecken im 
Namen führt. Die Szientifzierung der Beratung kann die »Wissenschafts- 
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mimikry« (Fuchs 2006: 35) zum Zweck der Reputationsgewinnung fördern 
und die Beratung an den praktischen Problemen der Ratsuchenden vorbei 
gehen lassen. Die Vermachtung von Beratung durch exzessiven Machtge- 
brauch und Sanktionsandrohungen kann die Freiwilligkeit suspendieren 
und Misstrauen fördern. Auch aus den medienvermittelten Kopplungen 
droht somit Fremddetermination und damit die Gefährdung der Funktions- 
fähigkeit von Beratung. Die inflationäre Verwendung von Ergänzungsme- 
dien kann eine Funktionsentfremdung zur Folge haben, wonach Beratung 
nicht mehr der Reflexionssteigerung dient, sondern je nachdem rechtlichen, 
ökonomischen, wissenschaftlichen oder politischen Zwecken. 


Ill. Institutionelle und organisatorische Kontexte 


Gesellschaftliche Funktionssysteme wirken sich weniger direkt als vielmehr 
indirekt über institutionelle und organisatorische Kontexte auf die Beratung 
aus. Mit anderen Worten: Die gesellschaftlichen Funktionskontexte wirken 
durch Institutionen und Organisationen hindurch auf die Probleme bzw. 
Problemwahrnehmungen und Beobachtungen der Beteiligten: politische 
Entscheidungsprobleme im Kontext von Wahlen und Parteipolitik, ökonomi- 
sche Entscheidungsprobleme im Kontext von wirtschaftlichem Wettbewerb 
und betrieblicher Unternehmensführung etc. Die Unterscheidung von orga- 
nisatorischen und institutionellen Umwelten hat hier lediglich analytischen 
Charakter. Während organisatorische Anforderungen und Erwartungen an 
organisatorische Prozesse des Entscheidens gebunden sind, Entscheider 
und Ratsuchenden als Organisationsmitglieder in bestimmter Funktion be- 
treffen und daher ein begrenztes Maß an sachlicher und sozialer Generali- 
sierung aufweisen, sind institutionelle Erwartungen breiter angelegt und 
abgestützt. Sie betreffen allgemeine Orientierungen und Normen, wie sie 
innerhalb von Funktionssystemen dominant sind. Institutionen sind sach- 
lich, zeitlich und sozial breit generalisierte und normierte Strukturen, dieim 
Kontext von Funktionssystemen ihre Prägekraft entfalten und an denen sich 
die Organisationen dort orientieren können - z.B. Verfassungsnormen in 
der Politik, die Ehe im Familiensystem, Falsifizierbarkeit von Erkenntnissen 
in der Wissenschaft, Eigentum im Wirtschaftssystem etc. Der entscheiden- 
de Punktistnun, dass diese institutionellen und organisatorischen Kontexte 
die Beobachtungsperspektiven der an Beratung Beteiligten prägen und da- 
rüber hinaus spezifische Anforderungen und Erwartungen stellen, die der 
Form und Funktion von Beratung partiell zuwiderlaufen können. Auf diese 
Weise wirken sie sich sowohl ermöglichend wie beschränkend auf Beratung 
aus. Zum einen konstituieren diese Kontexte Entscheidungsprobleme und 
ermöglichen deren Beobachtung aus unterschiedlichen Perspektiven, sie 
geben insofern Beratungsanlass und eröffnen Reflexionsmöglichkeiten. 
Zum anderen schränken sie Perspektiven ein, fordern konkrete Resultate, 
effektive und effiziente Problemlösungen und kultivieren bestimmte, fest- 
stehende Vorstellungen von und Erwartungen an Beratung, die deren ideal- 
typischer Funktion und Form entgegenstehen. 
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Auf der Seite des Ratsuchenden sind es die institutionellen und organi- 
satorischen Kontexte, in die dieser als Entscheider eingebunden ist, die sein 
Entscheidungsproblem und seine Wahrnehmung des Problems prägen. Sie 
bilden die Prämissen seines Beobachtens und Entscheidens. Wenn oben 
vom internen Beobachter die Rede war, dann ist damit genau dieser Um- 
stand gemeint: Der ratsuchende Entscheider steht und beobachtet innerhalb 
seiner Kontexte, die er im Moment seines Beobachtens nicht verlassen kann 
und die ihm überhaupt erst die Beobachtung ermöglichen. Um ein Beispiel 
aus dem Erziehungssystem zu geben: Ein angehender Student steht vor dem 
Problem der Studienwahl, wobei seine Familie, sein Freundeskreis, seine 
bisherige Schule und mögliche Universitäten als relevante organisatorische 
bzw. lebensweltliche Kontexte in Betracht kommen. Institutionelle Erwar- 
tungen können dann die Fortführung der Familientradition, sichere Berufs- 
aussichten, ein geselliges Studium mit Freunden an der nahegelegenen Uni- 
versität etc. betreffen. Die Studierendenberatung kann hier ansetzen und 
zeigen, dass es auch andere Möglichkeiten gibt, so etwa mit Familientradi- 
tionen zu brechen, dass sichere Berufsaussichten nicht mit Berufszufrie- 
denheit einhergehen müssen, dass es andere Universitäten mit anderen oder 
gleichen Fächerangeboten gibt oder dass ein Wohnortwechsel ein sinnvoller 
Schritt zu einem selbstbestimmten Leben sein kann. Der Manager eines 
Wirtschaftsunternehmens sieht sich demgegenüber mit anderen Entschei- 
dungsproblemen sowie organisatorischen und institutionellen Erwartungen 
konfrontiert. Sein institutioneller Kontext verlangt von ihm effizientes und 
wirtschaftliches Handeln (Umsatzsteigerung und Kosteneinsparung). Die 
Kunden seines Unternehmens, Verwaltungsrat, Aktionäre und Arbeitskol- 
legen stellen dabei mögliche relevante Anspruchsgruppen innerhalb seines 
ökonomischen Organisationskontextes dar, die mit besonderen Erwartun- 
gen und Ansprüchen an ihn treten. Wiederum anders sehen die Probleme 
des Politikers aus, der wiedergewählt werden möchte und der sich seiner 
Partei, den Parteimitgliedern, den potenziellen Wählern sowie den Massen- 
medien als relevanten Anspruchsgruppen gegenübersieht. Andere Proble- 
me hat wiederum der Arbeitslose, der wieder arbeiten möchte und sich den 
Anforderungen und Ansprüchen seiner Familie, des Sozialamts und eines 
instabilen Arbeitsmarktes ausgesetzt sieht. In Abhängigkeit seiner kontext- 
spezifischen Entscheidungsprobleme und der Problemwahrnehmung wird 
sich der ratsuchende Entscheider für oder gegen bestimmte Beratungsan- 
gebote entscheiden: Studienberatung, Berufsberatung, Familienmediation, 
Unternehmensberatung, Wahlkampfberatung, Mediencoaching, Arbeitslo- 
senberatung oder psychosoziale Beratung. 

Diese hier nur angedeuteten institutionellen Erwartungen und Anforde- 
rungen an die Adresse des Ratsuchenden äußern sich konkret im Rahmen 
von organisatorischen Zielsetzungen und Zweckprogrammen und betref- 
fen den Entscheider als organisatorischen Funktions- und Rollenträger: als 
Unternehmer, der Gewinne erzielen und Kosten reduzieren soll, als Partei- 
funktionär, der Parteiprogramme formulieren und Wählerstimmen mobi- 
lisieren soll, als universitärer Dozent, der Studierende ausbilden und For- 
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schungsresultate erzielen soll etc. Die Beobachtungs- und Entscheidungs- 
prämissen des Ratsuchenden sind durch organisatorische Strukturen und 
Programme festgelegt, seine Problemwahrnehmung und Lösungsvorstel- 
lungen sind unmittelbarer Ausdruck davon. Die Strukturen und Program- 
me sind dem Entscheider aufgrund seiner Stellung jedoch nicht oder nur 
bedingt reflexiv zugänglich, was bei Problemen dann Bedarf an (Organisati- 
ons-)Beratung auslösen kann. Organisationsberatung ist mit Baecker (1994: 
144f.) der »Versuch, das Management auf die Möglichkeiten der Organisa- 
tion hinzuweisen, durch eine einsichtigere Ordnung ein größeres Potenzial 
alternativer Entscheidungen zu entwickeln« (Hervorh. wegg.). 

Die Probleme, die der Beratung aus den institutionellen und organisa- 
torischen Kontexten des Ratsuchenden erwachsen können, liegen auf der 
Hand. Der Kontext des Ratsuchenden gibt diesem die Probleme und oftmals 
bestimmte Alternativen der Problemlösung vor. Da er seinen Kontext als Be- 
obachter erster Ordnung nicht reflektieren kann, erscheinen ihm die Proble- 
me und Alternativen objektiv gegeben. Er geht entsprechend mit klaren Pro- 
blem- und Lösungsvorstellungen in die Beratung hinein, verfügt über klare 
Erwartungen bezüglich einer gelingenden Beratung und fordert von ihr 
direkte Problemlösung im Sinne dieser Erwartungen: Gewinnsteigerung, 
Kostensenkung, sichere Berufswahl, Schulerfolg, Wiederwahl etc. Die Vor- 
stellungen und Erwartungen sind in der Regel einseitig codiert, linear und 
kurzfristig angelegt. Der Ratsuchende erwartet lösungsorientierte Instruk- 
tion (empirisch), Beratung verspricht dagegen problemorientierte Reflexion 
(idealtypisch). Nicht selten erwartet der Ratsuchende vom Berater indirekt 
eine Bestätigung seiner kontextspezifischen Problemwahrnehmung und der 
daran hängenden Lösungsvorstellungen. Im Extremfall sucht der Entschei- 
der lediglich einen »externen Mitspieler«, der seine Problemdefinition und 
Lösungsalternative extern absichert und legitimiert. Dies ist ein empirisch 
häufig zu beobachtendes Problem, das insbesondere dann auftritt, wenn ein 
Berater willentlich oder unwillentlich in mikropolitische Auseinanderset- 
zungen innerhalb der Organisation des Ratsuchenden hineingezogen wird, 
was dann die aus der Forschung zu Organisationsberatung bekannten Dys- 
funktionen zur Folge hat (vgl. A. Becker 2004: 203; Gessner 2001; Iding 
2000). Die Gefahr, dass einseitige, lösungsorientierte Erwartungen des Rat- 
suchenden die Beratung deformieren, ist somit nicht von der Hand zu wei- 
sen. Sie ist umso ausgeprägter, je stärker der Berater auf den Ratsuchenden 
bzw. auf bestimmte Beratungsmandate angewiesen ist. Der »abhängige« 
Berater sieht sich dazu gezwungen, den Erwartungen des Ratsuchenden zu 
entsprechen und deren kontextspezifische Prämissen akzeptieren zu müs- 
sen. Diese Inklusion des Beraters in den Kontext des Ratsuchenden führt 
dann dazu, dass der Berater seine externe Beobachtungsposition verliert. 
Die für Beratung konstitutive Differenz der Perspektiven wäre damit aufge- 
hoben und es können keine Reflexionsgewinne realisiert werden. Beratung 
wäre dann kein autonomer, ergebnisoffener Reflexionsprozess, sondern ein 
heteronomer, umweltdeterminierter Legitimationsprozess. Die Strukturen 
und Medien der Beratung haben, wie gesehen, die Funktion, diese Determi- 
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nation und Aufhebung zu unterbinden und Beratung gegenüber den kon- 
textspezifischen Umweltanforderungen abzuschirmen, ohne diese jedoch 
der Reflexion und Gestaltung zu entziehen. 

Auf der Seite des Beraters sind ebenfalls institutionelle und organisato- 
rische Kontexte von Bedeutung. In Anbetracht seiner Kontexte ist auch der 
Berater ein interner Beobachter. Seine Kontexte prägen seine Beobachtungs- 
perspektive, ihre Strukturen sind seine Beobachtungs- und Entscheidungs- 
prämissen, die er im Moment seines Beobachtens nicht mitbeobachten kann. 
Als Kontexte kommen hier die Beratungsorganisation bzw. die Trägerorga- 
nisation sowie die dort vorherrschenden institutionellen Erwartungen in 
Betracht. Nicht nur die Problemwahrnehmung des Beraters, sondern auch 
die sachlichen, zeitlichen und sozialen Beratungsstrukturen werden sich 
typischerweise je nach Beratungsorganisation und institutionellem Umfeld 
unterscheiden: Der Berater innerhalb einer kommerziellen Unternehmens- 
beratung hat andere Rollenerwartungen und verwendet andere Ansätze als 
der Berater in der universitären Studierendenberatung. Der Berater einer 
Wahlkampfagentur wiederum andere als sein Kollege in der öffentlichen 
Stelle für Arbeitslosenberatung. 

Bei der Beratungsorganisation kann es sich um eine öffentliche oder 
eine halböffentliche Beratungsstelle und -einrichtung sowie um ein kom- 
merzielles Unternehmen (Büro, Praxis, Agentur) handeln. Die Etablierung 
von Beratungsorganisationen zielt auf die Ermöglichung dauerhafter, fall- 
unabhängiger Beratungsleistungen für eine mehr oder weniger disperse 
und heterogene Klientel. Die Beratungsorganisation erlaubt eine speziali- 
sierte, arbeitsteilige und effiziente Beratung von Ratsuchenden. Sie verfügt 
darüber hinaus über finanzielle und infrastrukturelle Ressourcen für Be- 
ratung. Der Berater kann sich der organisatorischen Ressourcen bedienen, 
er unterliegt jedoch auch organisatorischen Anforderungen und Zwängen. 
Die Beratungsorganisation fordert vom Berater, dass er sich für die Orga- 
nisation einsetzt und die Regeln und Programme akzeptiert. Hierzu kann 
sie auf unterschiedliche selektive Anreize der Beteiligung zugreifen, z.B. 
Lohnzahlungen, Beförderungen, Karriereaussichten, Beteiligungen bzw. 
Partnerschaften etc. (vgl. de Vries 1995: 125). Darüber hinaus ist sie zum 
Zweck der Sicherung personeller und finanzieller Ressourcen auf ein hin- 
reichendes Klientenaufkommen angewiesen. Sie muss eine Klientel mehr 
oder weniger effektiv und dauerhaft bedienen können, um auf diese Weise 
ihre Legitimation und Finanzierung zu sichern. Dies trifft gleichermaßen 
auf öffentliche Beratungsstellen wie auf private Beratungsunternehmen zu. 
Die Notwendigkeit der Generierung und Sicherung einer legitimations- 
und zahlungskräftigen Klientel für eigene Beratungsangebote setzt die Be- 
ratungsorganisationen innerhalb ähnlicher Beratungsfelder in Konkurrenz 
zueinander. In Abhängigkeit ihrer Marktstellung wird sich die Beratungs- 
organisation dazu gezwungen sehen, ihre Angebote an die Nachfrage und 
an konkurrierenden Angeboten auszurichten und aktiv mittels Werbung 
und Öffentlichkeitsarbeit zu vermarkten. 

Die Probleme, die mit dieser »Ökonomisierung« für die Beratung ein- 
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hergehen, liegen auf der Hand und werden in der Literatur beschrieben: 
Beratung dient nicht der Reflexion, sondern dem Verkauf bzw. der Vermark- 
tung von kostengünstigen Standardlösungen, der Anpassung von Klienten 
an bestehende Angebote (vgl. Schmitz/Bude/Otto 1989), der symbolischen 
Reputations- und Prestigemehrung der Organisation (vgl. Deutschmann 
1993), der unreflektierten Befriedigung von Kundenwünschen oder der 
Anwaltschaft bzw. der Legitimation für ihre Auftraggeber (vgl. Faust 1998; 
A. Becker 2004). Eine dadurch bedingte Inflation kann auf Klientenseite 
zu Orientierungs- und Vertrauensverlusten führen und auf Beraterseite 
den Anpassungs- und Standardisierungsdruck verstärken (vgl. Faust 1998: 
177; McLeod 2004: 251; Brüsemeister 2004: 267). Diese organisatorischen 
Anforderungen widerspiegeln sich in den Erwartungen an den Berater: Er 
muss sich nicht allein den organisatorischen Regeln und Programmen an- 
passen, er muss sich in den Dienst der Organisation stellen und zu deren 
Bestandserhaltung beitragen — er muss Kunden anwerben, Angebote ver- 
markten, PR betreiben, Beratungskonzepte innovieren, Dienstleistungen 
standardisieren etc. Diese organisatorischen Erwartungen mögen für die 
Organisation funktional sein, sie geraten jedoch tendenziell in Konflikt mit 
der Beraterrolle und der idealtypischen Beratungsfunktion. 

Was die institutionellen Kontexte bzw. deren Anforderungen an den Bera- 
ter angeht, so sind darunter die relativ stabilen, generalisierten Erwartungen 
betreffend Beratung innerhalb unterschiedlicher Funktionskontexte zu ver- 
stehen. Auch diese institutionellen Anforderungen unterscheiden sich ent- 
sprechend den primären gesellschaftlichen Funktionskontexten. Um beim 
obigen Beispiel zu bleiben: Die universitäre Studierendenberatung sieht 
sich mit der institutionellen Erwartung eines schlanken Studiums (»lean 
studying«) konfrontiert, die auf kurze Studienzeiten, geringe Fachwechsel- 
und Abbruchquoten sowie auf eine frühzeitige berufliche Eingliederung ab- 
zielt. Dieser Erwartung muss die Beratungsorganisation entsprechen, um 
sich bei den öffentlichen Trägern (Universität, Bildungsministerium) zu 
legitimieren und Ressourcen zu sichern. Diese institutionelle Norm wirkt 
sich mittelbar auf den Berater und seine Beratungstätigkeit aus und kann in 
Konflikt mit den Erwartungen und Interessen des ratsuchenden Studieren- 
den geraten, der sich vom Berater Entlastung sowie Unterstützung bei der 
Identitätsfindung erhofft (vgl. das Beispiel bei Chur 1997: 56). 


2 | An diesem Beispiel zeigt sich, dass sich die institutionellen Erwartungen 
in Beratungsfeldern im Zuge gesellschaftlicher Veränderungen auch wandeln und 
dieser Wandel sich wiederum beschränkend wie ermöglichend auf Beratung auswir- 
ken kann. Während die Beratungspädagogik in den 1960 und 70er Jahren stark von 
kritisch-aufklärerischen Normen geprägt war, die auf Selbstfindung, individuelle 
Emanzipation und Demokratisierung setzten, hat sich dies im Zuge der Bildungs- 
reformen der letzten Jahre (»Bologna«) umgekehrt, wobei effizienz- und leistungs- 
orientierte Normen die Oberhand gewannen. Ähnliche Veränderungen finden sich 
auch in anderen Beratungsfeldern, so etwa im Bereich der Verwaltungsberatung, 
wo die Vorstellung der rationalen Verwaltungsorganisation im Sinne der Effizienz- 
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Die Beratungsorganisation und der Berater sind direkt in diese institu- 
tionellen Kontexte und deren Veränderungen einbezogen und in positiver 
wie negativer Weise davon betroffen. Sie können sich durch erfolgreiche 
Anpassung an die institutionellen Umwelten mit Legitimation versorgen. 
Darüber hinaus können sie von neuen institutionellen Erwartungen profi- 
tieren, da diese in der Regel einen strukturellen Veränderungsbedarf und 
entsprechende Reformentscheidungen nach sich ziehen, die der Reflexion 
und Beratung bedürfen. Der Wandel bietet darüber hinaus neuen Bera- 
tungsorganisationen Chance und Gelegenheit zur Profilierung und Etablie- 
rung. Beratungsorganisationen können - insbesondere dann, wenn sie eine 
marktbeherrschende Stellung haben - auch aktiv auf die Konstitution oder 
die Veränderung von Institutionen einwirken. Die besagten Moden und My- 
then der Beratung, so etwa das Konzept der »Iotal Quality Control« oder 
des »Business Reengineering« (vgl. Vasina/Taillieu 1996) sind maßgeblich 
von Beratungsorganisationen geprägt worden und haben die institutionellen 
Normen und Erwartungen im Feld der Unternehmensberatung maßgeb- 
lich beeinflusst und beträchtliche »mimetische Effekte« bewirkt. Die insti- 
tutionellen Kontexte wirken wiederum auf Beratungsorganisationen ermög- 
lichend wie beschränkend zurück. Die Notwendigkeit der Reflexion auf die 
institutionellen Umwelten kann dann ihrerseits einen Bedarf an Beratung 
von Beratungsorganisationen und Beratungsstrategien nach sich ziehen. 

Institutionelle Erwartungen und Anforderungen wie Verkürzung der 
Studienzeiten, die Verschlankung von Unternehmen, Humanisierung des 
Arbeitslebens, Sozialintegration etc. laufen offensichtlich Gefahr, mit der 
Funktion und Form idealtypischer Beratung in Konflikt zu geraten. Ideal- 
typische Beratung setzt, wie gesehen, an den Entscheidungsproblemen des 
Ratsuchenden an und nicht an den kontextspezifischen, institutionellen 
Entscheidungsproblemen des Beraters. Die Beratung läuft in Anbetracht 
dessen Gefahr, sich mit selbst gemachten Problemen (z.B. »Reenginee- 
ring«) zu beschäftigen, anstatt mit den spezifischen Problemen des Ratsu- 
chenden. Um beim Beispiel zu bleiben: Der Studierendenberater wird sich 
weniger mit den besonderen individuellen Problemen und Unsicherheiten 
des Ratsuchenden auseinandersetzen, diese der Reflexion aussetzen und 
Empfehlungen abgeben, als vielmehr den institutionellen Anforderungen 
entsprechend zu einer schnellen, pragmatischen Studienwahl raten, die den 
aktuellen Anforderungen des Arbeitsmarktes am besten entgegenzukom- 
men scheint. Der Autonomie der Beratung sind somit auch vonseiten der 
organisatorischen und institutionellen Beraterkontexte her Grenzen gesetzt. 
Dies insbesondere dann, wenn externe Erwartungen und Ergebnisauflagen 
rechtlich normiert sind und bei Nichtentsprechung negative Sanktionen 


steigerung und Kostenreduktion (»New Public Management«) dominant wurde und 
die Vorstellung einer Demokratisierung der Verwaltungsorganisation verdrängte. In 
der Unternehmensberatung wurden die Human Relations und das institutionelle 
Leitbild der Verflachung von Hierarchien im Zuge der Rezessionen der 1990er Jahre 
durch die Idee der Verschlankung (»Lean Production«) ersetzt oder überlagert. 
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(personelle und finanzielle Kürzungen, Wettbewerbseinbußen etc.) drohen. 
Die idealtypischen Strukturen der Beratung haben auch hier die Funktion, 
strukturelle Barrieren gegenüber den Umweltkontexten des Beraters zu er- 
richten und auf Dauer zu stellen. Zum idealtypischen Kompetenzprofil des 
Beraters gehört, wie gesehen, die Fähigkeit der selbstreflexiven Distanzie- 
rung von den eigenen Kontexten (vgl. Buchinger 1992; Kap. 2.2.1lI). Der 
idealtypische Berater stellt diese Fähigkeit im Dienst der Beratung empi- 
risch unter Beweis. 


IV. Das Beratungssetting 


Als letzter, unmittelbarer Kontext der Beratung soll an dieser Stelle noch 
kurz auf das Beratungssetting eingegangen werden. Das Beratungssetting 
umfasst primär die räumlichen Bedingungen einer Beratung, wie sie ins- 
besondere durch die Beratungsorganisation und die institutionellen Kontex- 
te aufseiten des Beraters geprägt sind und sich auf die Beratung und die 
Beratungsstrukturen auswirken (vgl. Großmaß 2004b: 488; Scherf 2002: 
63). Hinzu kommen sachliche, zeitliche und soziale Kontextbedingungen, 
die dem Beratungssetting zugerechnet werden können. Die Merkmale des 
Settings sind insofern nicht selbst Teil der Beratung, als sie unabhängig 
von konkreter Beratungskommunikation gegeben und dieser vorausgesetzt 
sind. Die sachlichen, zeitlichen und sozialen Merkmale stehen allerdings 
in einem direkten Verhältnis zu den Strukturen der Beratung (vgl. Kap. 
2.2.11I) — daher werden sie auch als unmittelbare Kontextbedingungen be- 
zeichnet. Die Ausgestaltung des Settings entscheidet darüber, wieweit ent- 
scheidungsentlastete Reflexion und Kommunikation zwischen Berater und 
Ratsuchendem überhaupt möglich ist. 

Die räumliche Ausgestaltung des Beratungssettings, insbesondere die 
Gestaltung des Raumes, in dem Beratung stattfindet, die Möblierung und 
Sitzanordnung, hat einen maßgeblichen Einfluss darauf, ob Offenheit, Ver- 
traulichkeit und Wechselseitigkeit in der Beratung gewährleistet ist oder 
nicht. Generell kann gesagt werden, dass die Etablierung von »geschützten« 
Räumen (Sitzungs-, Sprechzimmer, Gruppenräume etc.), zumal die »Dis- 
tanz des dritten Ortes« (Thiersch 1989: 185), geeignet ist, Vertraulichkeit 
und Offenheit zu fördern, und eine dialogische Sitzungsanordnung wech- 
selseitiges Vertrauen und Reziprozität unterstützt. Darüber hinaus ist eine 
günstige, d.h. zugängliche, sichtbare und diskrete geografische Lokalisie- 
rung der Beratungsstelle, der Beteiligung an Beratung und der flexiblen 
Gestaltung des Beratungsprozesses förderlich (vgl. Großmaß 2004b: 491f.). 
Letztlich sind der räumlichen Ausgestaltung und der geografischen Lokali- 


3 | Der Begriff des Settings stammt aus der Literaturwissenschaft und bezeich- 
net hier einen »vom Autor geschaffenen örtlich-zeitlichen Rahmen [...], in dem sich 
die Charaktere eines Romans bzw. die Dramatik eines Theaterstückes entfalten kön- 
nen« (Großmaß 2004b: 488). Als Kontext spielt das Beratungssetting v.a. in profes- 
sionellen Beratungen eine Rolle. 
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sierung jedoch von der Beratungsorganisation her mehr oder weniger enge 
räumliche, finanzielle und sachliche (Kontrolle) Grenzen gesetzt. 


Hinzu kommen weitere sachliche, zeitliche und soziale Bedingungen 


des Beratungssettings, die unabhängig von Beratungskommunikation 
bestehen und die Strukturen der Beratungskommunikation maßgeblich 
prägen: 


In sachlicher Hinsicht ist der vom Berater verwendete Beratungsansatz 
bzw. das »methodische Setting« (Großmaß 2004b: 493) ein wichtiger 
Kontextfaktor. Der Beratungsansatz hat maßgeblichen Einfluss nicht 
nur auf die Beratungskommunikation und deren sachlichen Strukturen, 
er wirkt sich auch auf die anderen Dimensionen des Beratungssettings 
aus. Der Ansatz steht jedoch nicht ausschließlich im Dienst des Falles, 
sondern übernimmt auch Funktionen der Profilierung des Beraters bzw. 
seines Angebots. Der Berater verwendet seinen Ansatz, den er sich im 
Laufe seiner Aus- und Weiterbildung angeeignet hat, zum Zweck der 
Erkennbarkeit und der Außendarstellung. Der Ratsuchende kann sich 
anhand des Beratungsansatzes über den Berater informieren, er kann 
gemäß der eigenen Präferenzen bestimmte Ansätze bzw. Berater favori- 
sieren, er kann jedoch wenig Einfluss auf den verwendeten Ansatz und 
das methodische Setting nehmen, viel eher muss er sich und seine Pro- 
blemwahrnehmung am methodischen Setting anpassen. 

Die zeitliche Ausgestaltung des Beratungssettings hängt von der Anzahl, 
der Dauer und der Häufigkeit der Sitzungen ab, die zwischen Berater und 
Ratsuchendem ausgehandelt bzw. vom Berater angeboten werden (vgl. 
auch McLeod 2004: 376). Die Sitzungsstruktur ist weitgehend institutio- 
nell bedingt und hängt darüber hinaus vom methodischen Setting, dem 
verwendeten Beratungsansatz, ab. Sie ist demzufolge dem unmittelbaren 
Einfluss des Ratsuchenden weitgehend entzogen. Während der Berater 
bzw. die Beratungsstelle die Sitzungsstruktur vorgibt, ist der Ratsuchen- 
de angehalten, die Sitzungsstruktur und ihre Ablaufregeln zu befolgen, 
die verabredeten Termine einzuhalten und der zeitlichen Terminierung 
der Sitzungen zu entsprechen. Die Ausgestaltung des zeitlichen Settings, 
die Anzahl, Dauer und Häufigkeit der Sitzungen, wirkt sich maßgeblich 
auf die Beratungskommunikation aus. Sie bestimmt mittelbar, wie viel 
Zeit für Reflexion und Gespräch zur Verfügung steht und wie schnell 
Fortschritte oder Ergebnisse erzielt werden können oder müssen. 

Das soziale Setting schließlich besteht aus den an einer Beratung direkt 
oder indirekt beteiligten Personen und deren Rollen. Im Minimalfall, 
der bis dahin behandelt wurde, handelt es sich um den Berater und den 
Ratsuchenden als unmittelbar in Rollen Beteiligte. Alle übrigen Perso- 
nen sind von der Beratung ausgeschlossen und allenfalls Thema der 
Beratungskommunikation. Der Kreis der Beteiligten kann aber weiter 
gezogen sein. Auf der einen Seite können ganze Beraterteams involviert 
sein und sich in ihren Analysen wechselseitig ergänzen. Auf der ande- 
ren Seite kann es sich ebenfalls um Personengruppen als Ratsuchende 
handeln (z.B. Eltern, Familien, Organisationsabteilungen etc.). Ebenso 
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können weitere Personen als nicht unmittelbar beteiligte Bezugsgrup- 
pen in eine Beratung involviert sein (Sekretariat, externe Supervisoren 
etc.). Die Anzahl und die Involviertheit der Beteiligten wirken sich maß- 
geblich auf die Beratungskommunikation und ihren Verlauf aus. 


Diese kurze Beschreibung der mehrdimensionalen Merkmale des Bera- 
tungssettings macht deutlich, dass die Einfluss- und Kontrollmöglichkei- 
ten über das Setting v.a. auf der Seite des Beraters liegen, was gleichzeitig 
der bereits angesprochenen kommunikativen Führungsrolle des Beraters in 
der Beratungskommunikation entspricht. Er wählt und gestaltet die Räum- 
lichkeiten, er verwendet bestimmte Beratungsansätze und nicht andere, er 
bestimmt in der Regel über den zeitlichen Rahmen der Beratung, über An- 
zahl, Dauer und Häufigkeit der Sitzungen, und er bestimmt, wer an einer 
Beratung teilzunehmen hat und wer nicht. Einzelne Aspekte des Settings 
können zwar gemeinsam festgelegt und in der frühen Beratungsphase aus- 
gehandelt werden, das meiste wird jedoch einseitig vom Berater bestimmt 
bzw. ist vor der Beratung bereits vorgegeben. Der Ratsuchende hat insgesamt 
wenig Einfluss auf das Beratungssetting, vielmehr ist er über das Setting 
in hohem Maße dem Einfluss des Beraters ausgesetzt (vgl. McLeod 2004: 
376). Das Beratungssetting als unmittelbarer Umweltkontext der Beratung 
stellt damit ein latentes Macht- und Verfügungspotenzial des Beraters dar, 
das dieser produktiv im Sinne der Beratung einsetzen kann (z.B. bei der 
Gesprächsgestaltung), das den dialogischen Beratungsprozess jedoch auch 
deformieren kann. Dies z.B. dann, wenn der Berater das Setting primär zur 
Kontrolle und zur Beeinflussung des Ratsuchenden einsetzt, um beratungs- 
fremde Zwecke, so etwa die »Abarbeitung eigener Probleme am Klienten«, 
zu verfolgen (Thiersch 1989: 182). 

Die Ausgestaltung des Beratungssettings wirkt sich somit maßgeblich 
auf die empirische Form und Funktion der Beratung aus. Dieser Einfluss 
kann einer Beratung im Sinne des Idealtypus förderlich oder aber hinderlich 
sein. So kann die Lokalisierung und die Ausgestaltung der Räumlichkeit die 
Zugänglichkeit, Offenheit und Vertraulichkeit einer Beratung fördern und 
damit zu einer dialogischen Beratungskommunikation beitragen. Sie kann 
den reflexiven Dialog aber auch behindern, indem sie ausgrenzt, Wechsel- 
seitigkeit unterbindet und Vertraulichkeit verunmöglicht. Ähnlich ist es mit 
den anderen Dimensionen des Beratungssettings. Je nach Wahl des Bera- 
tungsansatzes, der Sitzungszeiträume und dem Ausmaß der Beteiligung 
kann ein Beratungssetting der Reflexion und dialogischen Kommunikation 
mehr oder weniger Raum zur Entfaltung lassen. Idealtypisch verlangt Be- 
ratung nach offenen, vertraulichen Beratungsräumen, nach nichtdirektiven, 
problemorientierten Beratungsansätzen und einem erkennbaren Profil, das 
vorgängige Orientierung und bewusstes Entscheiden ermöglicht, nach groß- 
zügigen und flexiblen Zeitstrukturen, nach zeitlicher Verfügbarkeit nach 
Bedarf, nach klaren Zuständigkeiten und inklusiven Beteiligungsmöglich- 
keiten, die unterschiedliche Perspektiven zulassen, ohne Kommunikations- 
gelegenheiten einzuschränken. 
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Wie aus dem Vorangehenden nun hinlänglich deutlich wurde, findet em- 
pirische Beratung stets in einer sozialen Umwelt statt und wird von den 
relevanten Umweltkontexten maßgeblich geprägt. Diese Kontexte haben 
sowohl ermöglichenden wie begrenzenden Charakter. Beratung ist zualler- 
erst ein gesellschaftliches Phänomen, das in heutiger Zeit im Rückgriff auf 
die Strukturbedingungen der modernen, funktional differenzierten Gesell- 
schaft beschrieben und erklärt werden kann. Der Bedeutungsanstieg von 
Beratung quer durch die ganze Gesellschaft kann als unmittelbarer Aus- 
druck funktionaler Differenzierung und der damit einhergehenden Kom- 
plexitäts- und Kontingenzsteigerung gesehen werden. Die primären gesell- 
schaftlichen Kontexte stellen dabei die gesellschaftlichen Funktionssysteme 
in ihrer Form als geschlossene Kontexturen dar. Beratung »parasitiert« an 
den Entscheidungsproblemen und den damit einhergehenden Risiken und 
Unsicherheiten, die in den Funktionssystemen aufgrund ihrer code- und 
programmspezifischen Operationsweise laufend produziert und reprodu- 
ziert werden. Sie dient der systemischen Kopplung von Funktionssystemen 
und den darin bestehenden institutionellen und organisatorischen Kontex- 


ten (vgl. Abb. 5). 


Abbildung 5: Beratung als systemische Kopplung 
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Die Funktionalität von Beratung auf gesellschaftlicher Ebene ist darin zu 
sehen, dass Funktionssysteme diese Kopplungen und dadurch ermöglichte 
Fremdreflexion zum Zweck des geregelten Leistungsaustauschs und damit 
zur eigenen Funktionserfüllung voraussetzen. Kopplungen ergeben sich 
aus den strukturellen Beziehungen, die die Beratung über ihre Sachstruk- 
turen (Beratungsfall und -ansatz) zu den Kontexten des Beraters und des 
Ratsuchenden aufrecht erhält. Sie ergeben sich ferner durch den selektiven 
Zugriff der Beratung auf Leistungen bzw. Medien unterschiedlicher Funk- 
tionssysteme, um auf diese Weise die prekären Vertrauensverhältnisse ab- 
zusichern und ihr Versprechen zu decken. Die strukturelle Kopplung von 
Beratung an ihre gesellschaftlichen, institutionellen und organisatorischen 
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Umweltkontexte ist insofern in doppelter Hinsicht Bedingung der Möglich- 
keit von Beratung. Sie versorgt die Beratung einerseits mit Anlässen, eröff- 
net Beobachtungs- und Reflexionsmöglichkeiten, gewährleistet wechsel- 
seitige Erwartungssicherheit, andererseits sorgt sie dafür, dass Beratung in 
angemessener Distanz zu ihren Kontexten bleibt und in ihrem Vollzug nicht 
von diesen determiniert wird, sondern autonom bleibt. 

Die Autonomie der Beratung gegenüber ihrer Umwelt, die idealtypisch 
vorausgesetzt ist, kann in der empirischen Wirklichkeit nicht als voraus- 
gesetzt betrachtet werden, sie ist vielmehr stets prekär und bedroht. Dies 
wurde mit Blick auf die institutionellen und organisatorischen Kontexte des 
Beraters und Ratsuchenden deutlich. Ratsuchender und Berater sind keine 
freischwebenden Intelligenzen, die losgelöst von konkreten Handlungs- und 
Entscheidungszwängen frei reflektieren können. Sie sind eingebunden in 
konkrete Kontexte, die ihre Beobachtungsperspektiven festlegen, sie mit 
spezifischen Anforderungen und Erwartungen konfrontieren und ihnen 
dergestalt Entscheidungen und Entscheidungsprobleme aufgeben. Die Be- 
ratungsorganisation erwartet vom Berater, dass er sich für sie engagiert und 
sich für die organisatorischen Ziele der Bestandserhaltung einsetzt. Der in- 
stitutionelle Kontext erwartet Konformität und Entsprechung mit institutio- 
nellen Erwartungen und Normen, wie sie innerhalb unterschiedlicher Be- 
ratungsfelder dominieren und dort von wirtschaftlichen und staatlichen Or- 
ganisationen sowie nicht zuletzt auch von Beratungsorganisationen geprägt 
und gefestigt werden. Die institutionellen und organisatorischen Kontexte 
des Ratsuchenden erwarten schnelles und systemkonformes Entscheiden, 
drängen zu systemrationalen, mit den organisatorischen Zielsetzungen und 
institutionellen Erwartungen kompatiblen Problemlösungen. Diese vielfäl- 
tigen, teilweise widersprüchlichen Kontexte prägen die beratungsrelevanten 
Handlungs- und Entscheidungsprobleme und deren Beobachtung durch 
die Beteiligten. Die Anforderungen und Erwartungen wirken über die Be- 
teiligten in die Beratung hinein und geraten potenziell in Konflikt zu den 
Anforderungen idealtypischer Beratung: Sie fordern Problemlösung anstatt 
Problembeobachtung, Entlastung anstatt Steigerung von Unsicherheit, Le- 
gitimation von Entscheidungen anstatt Reflexion von Entscheidungsproble- 
men etc. 

Damit Beratung als Kommunikationssystem funktionieren kann, darf 
sie sich nicht von ihren Kontexten determinieren lassen. Ihrer idealtypi- 
schen Funktion und Form entsprechend muss sie sich gegenüber ihren 
Umweltkontexten abgrenzen und ihrer eigenen fallspezifischen, kommu- 
nikativen Logik folgen. Beratungskommunikation vollzieht, wie gesehen, 
eine Brechung problembezogener Informationen, die inkongruenten, kon- 
textspezifischen Beobachtungsperspektiven entspringen. Diese Brechung 
ermöglicht die Erweiterung der Perspektiven über die kontextspezifischen 
Vorgaben hinaus und setzt diese damit der Reflexion aus. Am Anfang der 
Beratung sehen beide Beteiligten die Welt durch die Brille ihrer jeweili- 
gen Kontexte. Während der Beratung wird diese Sichtweise wechselseitig 
bespiegelt. Der Ratsuchende sieht nun, dass er die Welt und sein Problem 
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durch seine Brille betrachtet hat und dass ihm dadurch einiges entgangen 
ist. Am Ende der Beratung ist sein Blick für die Welt geschärft, er sieht sein 
Problem in neuem Licht und verfügt über erweiterte Alternativen, die er 
innerhalb seines Kontextes zur Entscheidung bringen kann. Mit seiner revi- 
dierten Brille kann er sich nun wieder entscheidend und handelnd seinem 
Kontext zuwenden. 

In Anlehnung an den idealtypischen wissenschaftlichen Forschungs- 
prozess könnte man sagen, dass die mittelbaren Umweltkontexte dem Ent- 
stehungs- und Verwertungszusammenhang einer Beratung entsprechen. 
Die Kontexte des Ratsuchenden geben diesem Entscheidungsprobleme 
auf, die der Beratung bedürfen. Die Verwertung der Ergebnisse einer Be- 
ratung findet wiederum innerhalb dieser — nun aber reflektierten - Kon- 
texte statt. Während der Beratung, also im Begründungs- oder besser: im 
Reflexionszusammenhang, sind die Beteiligten von den unmittelbaren 
Entscheidungsnotwendigkeiten ihrer Kontexte entlastet, um die Probleme 
einer unvoreingenommenen, distanzierten und doch ziel- bzw. problem- 
orientierten Reflexion und Kommunikation unterziehen zu können. Die 
Strukturen idealtypischer Beratung sowie die entsprechende Ausgestaltung 
des Beratungssettings ermöglichen diese Entlastung. Die Medien der Be- 
ratung absorbieren das Risiko einer solch entlasteten Kommunikation. Be- 
ratung nimmt also ihre Umweltkontexte zum Anlass, macht sich in ihrem 
Verlauf unabhängig von ihnen, um sich reflexiv über sie zu erheben und auf 
diese Weise Alternativen sichtbar zu machen, die innerhalb der Kontexte 
nicht verfügbar sind. Wieweit dies gelingen kann, ist und bleibt dann eine 
empirische Frage. 


Il. Teil: Politik und Politikberatung 


4. Das politische System als Kontextur 


Im ersten Teil der Arbeit ging es um die Entwicklung eines allgemeinen 
Beratungsbegriffs, der die Funktion und Form der Beratung unabhängig 
von besonderen Umweltkontexten in idealtypischer Weise zum Ausdruck 
bringt. Diese Bestimmung reduzierte Beratung auf ihren funktionalen und 
formalen Kern, wie er in der empirischen Wirklichkeit in reiner Form nicht 
anzutreffen ist, der empirische Beratungen jedoch auf ihren Beratungsge- 
halt bzw. ihre Beratungsqualität hin beurteilen lässt. Dementsprechend ist 
der Beratungsgehalt empirischer Erscheinungen umso größer, je näher sie 
dem Idealtypus der Beratung kommen. Sodann wurden die sozialen Um- 
welten von Beratung betrachtet, in denen sich Beratung vollzieht und die die 
empirische Form und Funktion maßgeblich prägen. Als umfassende Um- 
welt wurde die Gesellschaft identifiziert, die in ihrer Form der funktiona- 
len Differenzierung die primären gesellschaftlichen Kontexte der Beratung 
stellt. Es handelt sich hierbei um gesellschaftliche Funktionssysteme wie 
Politik, Wirtschaft, Recht, Erziehung, Wissenschaft oder Massenmedien. 
Beratung findet im Kontext dieser Funktionssysteme statt und erscheint 
dementsprechend in unterschiedlicher Gestalt — als Politikberatung, Wirt- 
schaftsberatung, Rechtsberatung, Erziehungsberatung, Wissenschaftsbera- 
tung oder Medienberatung. Diese Formen der Beratung haben mit unter- 
schiedlichen Systemlogiken und Entscheidungsproblemen zu tun, sehen 
sich mit unterschiedlichen Erwartungen und Rollenanforderungen kon- 
frontiert. Die weitere Annäherung an Beratung als kontextspezifisches, ge- 
sellschaftliches Phänomen muss sich dementsprechend mit den primären 
Funktionskontexten beschäftigen. 

Im zweiten Teil der Arbeit soll es darum gehen, an diese Ausgangsla- 
ge anzuschließen und einen besonderen gesellschaftlichen Funktionskon- 
text und dessen Auswirkungen auf Beratung näher zu beleuchten und mit 
Blick aufidealtypische Beratung kritisch zu diskutieren. Es handelt sich um 
einen gesellschaftlichen Funktionsbereich, der sich seit jeher durch eine be- 
sondere Affinität zum Phänomen Beratung auszeichnet: Politik. Beratung 
in politischen Angelegenheiten lässt sich bis in die Antike — und mit Si- 
cherheit auch noch weiter - zurückverfolgen. Bei Fragen der Kriegsführung 
ließen sich die antiken Könige von ihren Frauen und Orakeln beraten, Pla- 
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ton beriet König Dionysos II in der Kunst der Staatsführung, die Sophisten 
begriffen ihre Tätigkeit als beratende Unterweisung durch öffentliche Rede. 
In der Neuzeit hielten die Fürsten Rat, um ihre Machtansprüche durch klu- 
ge Ratgeber zu legitimieren. In heutiger Zeit scheint der Bedarf an Bera- 
tung in öffentlichen Angelegenheiten ungebrochen, wobei sich Formen und 
Funktionen von Politikberatung erweitert und vervielfältigt haben (vgl. Kap. 
5.III). Der Grund für diese Affinität von Politik und Beratung scheint darin 
zu liegen, dass Politik in besonderer Nähe zum Entscheidungsmodus steht, 
und zwar zu einer Form der Entscheidung, die ganze Kollektive betrifft. Mit 
anderen Worten: Politik stellt qua Entscheidung kollektive Verbindlichkei- 
ten her, was nicht nur mit einer großen Verantwortungslast, sondern auch 
mit einem hohen Legitimationsbedarf bei stets gegebenem Willkürverdacht 
einhergeht. Dieser besondere Entscheidungsbezug scheint Politik in hohem 
Maße anfällig für Beratung zu machen, sie geradezu für Beratungszwecke 
zu prädestinieren. Dies ist Grund genug, sich im Folgenden näher mit der 
Beziehung von Politik und Beratung auseinanderzusetzen. Auf der Grund- 
lage einer allgemeinen Theorie des politischen Systems möchte ich zu- 
nächst auf die Form und Funktion des politischen Systems in der modernen 
Gesellschaft sowie auf die Besonderheiten des politischen Prozesses (Kap. 4) 
eingehen, um dann die Auswirkungen der Politik auf Beratung und die be- 
sonderen Funktionen und Formen der Politikberatung zu beleuchten (Kap. 
5). Abschließend werde ich die empirischen Befunde aus den Interviews mit 
Public-Affairs-Beratern mit unserem Idealtypus konfrontieren (Kap. 6). 


I. Die Funktion des politischen Systems 


Die moderne Gesellschaft zeichnet sich gegenüber früheren Gesellschafts- 
formen dadurch aus, dass sie in sich unterschiedliche Teilsysteme ausdif- 
ferenziert hat, deren Kommunikationen exklusiv auf die Erfüllung einer 
spezifischen gesellschaftlichen Funktion ausgerichtet sind (vgl. Kap. 3.1). 
Die Funktionssysteme bilden, wie gesehen, die gesellschaftlichen Kontexte 
bzw. Kontexturen der Beratung, welche durch Beratung miteinander gekop- 
pelt werden. Beratung ermöglicht auf diese Weise die Einführung externer 
Gesichtspunkte in geschlossene Kontexturen und dadurch eine Steigerung 
von Reflexivität. Wenn ich mich im Folgenden dem Thema »Politik und 
Beratung« zuwende, dann muss es zunächst darum gehen, Politik als ge- 
sellschaftliches Funktionssystem, als Kontextur, in ihrer spezifischen Logik 
näher zu bestimmen. 

Gesellschaft wurde im vorherigen Kapitel systemtheoretisch als das um- 
fassende Kommunikationssystem bestimmt. Wenn dem so ist, dann muss 
Politik als ein Teil dieses umfassenden Ganzen gesehen werden, d.h. alle 
Politik findet innerhalb und nicht ausserhalb der Gesellschaft statt. Politik 
ist in doppelter Hinsicht an Gesellschaft beteiligt. Zum einen ist sie selbst 
unmittelbar Vollzug von Gesellschaft, da sie ja selbst Teil der Gesellschaft 
ist. Zum anderen trägt Politik in ihrem spezifischen Vollzug zum Fortbeste- 
hen der Gesellschaft bei, in dem sie spezifische Funktionen und Leistungen 
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erbringt, ohne die die Gesellschaft nicht weiterleben kann, und die offen- 
sichtlich nicht in gleicher Weise durch andere Teile erbracht werden können. 
Für das Verhältnis von Gesellschaft, Politik und Politikberatung hat dies 
einige Konsequenzen, die für ein angemessenes Verständnis von Politik 
hervorgehoben werden müssen und die wichtige Differenzen des system- 
theoretischen Politikbegriffs zu klassischen Politikvorstellungen markieren. 
Wenn Politik Teil der umfassenden Gesellschaft ist und es daneben andere 
Teile gibt, die anderes für die Gesellschaft leisten, dann steht Politik weder 
repräsentativ für das gesellschaftliche Ganze (z.B. Polis oder Res Publica), 
noch ist Gesellschaft selbst eine politische Einheit (z.B. Societas Civilis oder 
Politische Gesellschaft). Politik ist aber auch keine gesellschaftsferne Gewalt, 
die der (bürgerlichen) Gesellschaft gegenübertritt und diese in ihrer Ato- 
mistik vereint (z.B. absoluter oder liberaler Staat). Schließlich kann Politik 
auch nicht als die steuernde Spitze der umfassenden Gesellschaft begrif- 
fen werden (z.B. Steuerungsstaat), gewissermaßen als »Gebiet aller Gebiete« 
(Göbel), das die Gesellschaft zentral integriert bzw. koordiniert. 

Politik ist ein spezifisches Teilsystem der umfassenden Gesellschaft, 
welches für die Gesellschaft besondere Funktionen übernimmt und Leis- 
tungen erbringt. Neben der Politik gibt es andere gesellschaftliche Teilsys- 
teme, wie Wirtschaft, Wissenschaft, Religion, Erziehung etc., denen ihrer- 
seits spezifische Funktionen und Leistungen zukommen (vgl. Kap. 3.1). In 
funktionaler Hinsicht kann keines dieser Teilsysteme eine Primärstellung 
beanspruchen. Jedes Teilsystem, so auch die Politik, erfüllt eine notwendige 
gesellschaftliche Aufgabe in spezialisierter und exklusiver Art und Weise. 
Allein aus der Perspektive des jeweiligen Systems ist die eigene Funktion die 
wichtigste und sie genießt dort den Vorrang vor allen anderen Funktionen. 
Wenn nun viele der traditionellen Politikbegriffe die Politik zum Primär- 
system der Gesellschaft erklären, dann entspringen diese selbst einer poli- 
tischen Perspektive auf die Gesellschaft (vgl. dazu Kneer 2001: 421; Lange 
2003: 173ff.). Aus gesellschaftstheoretischer Perspektive erscheint Gesell- 
schaft hingegen als poly-kontexturales System, das keine vorrangigen Syste- 
me, Logiken oder Funktionen kennt. 

Politik ist nun bereits mehrmals als System bezeichnet worden. In An- 
lehnung an den bereits eingeführten Systembegriff ist unter einem politi- 
schen System ein stabiler und autonomer Kommunikationszusammenhang 
zu verstehen, der sich auf »Politik« bzw. auf die Erfüllung der politischen 
Funktion spezialisiert hat und sich von einer Umwelt nichtpolitischer Kom- 
munikationen abgrenzt. Diese Reproduktion und Abgrenzung der Kommu- 
nikationen, aus denen das System besteht, erfolgt auch in diesem Fall im Re- 
kurs auf spezifische Strukturen, die auf die politische Funktion ausgerichtet 
sind, die politische Prozessbildung ermöglichen und die letztlich auch die 
besondere Logik des Politischen ausmachen. Die hohe Stabilität und Dauer- 
haftigkeit des Kommunikationszusammenhansgs Politik, etwa im Vergleich 
zu den episodenhaften Beratungssystemen, ergibt sich aus dem gesell- 
schaftlichen Funktionsbedarf nach Politik sowie aus den besonderen Struk- 
turen (Codes und Programme) des politischen Systems, die sich durch ein 
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hohes Ausmaß an sachlicher, zeitlicher und sozialer Institutionalisierung 
auszeichnen. Die Orientierung an diesen Strukturen ermöglicht die Ab- 
grenzung des politischen Systems von dessen nichtpolitischer gesellschaft- 
licher Umwelt - wozu die übrigen gesellschaftlichen Funktionssysteme wie 
Wirtschaft, Religion, Recht, Wissenschaft etc. ebenso zu zählen sind wie 
Organisationen oder interaktionsnahe Systeme wie Beratungen. Das politi- 
sche System grenzt sich im Zuge seines Operierens von diesen Umweltsys- 
temen ab, es unterhält zu diesen jedoch bestimmte Austauschverhältnisse 
und Kopplungen, um leistungs- und funktionsfähig zu bleiben. 

Was ist nun die Funktion und Form des politischen Systems und wie 
grenzt es sich von seiner gesellschaftlichen Umwelt ab? Diese Fragen sol- 
len im Folgenden in gebotener Kürze behandelt werden, da sie für ein an- 
gemessenes Verständnis von Politikberatung zentral sind. Der Fokus auf 
das politische System ist dabei bewusst allgemein gehalten und abstrahiert 
von konkreten nationalstaatlichen politischen Systemen (im Plural!) in ihrer 
institutionellen und »kulturellen« Ausgestaltung. Es geht hier nicht um em- 
pirische Systemvergleiche und um die Besonderheiten konkreter politischer 
Systeme, sondern um die Funktion und Form des politischen Systems in der 
modernen Gesellschaft. Die Ausführungen zielen insofern auf das abstrakt 
Allgemeine von politischen Systemen und von Politikberatung, das immer 
schon vorausgesetzt wird, wenn konkrete Systeme verglichen werden wol- 
len. Ferner geht mit dem gewählten systemtheoretischen Bezugsrahmen 
eine Entscheidung zugunsten einer prozessorientierten, kommunikations- 
theoretischen Betrachtung von Politik einher. Im Vordergrund stehen damit 
weniger die institutionellen und inhaltlichen Dimensionen der Politik als 
vielmehr politische Prozesse und politische Kommunikation. 

Politik als gesellschaftliches Teilsystem lässt sich über ihre gesellschaft- 
liche Funktion definieren und abgrenzen. An der Funktion wird es dem 
Beobachter möglich, Politik von Nichtpolitik zu unterscheiden (vgl. bereits 
Easton 1965a: 48). Die Funktion des Politischen ist das »Leitmotiv« des poli- 
tischen Systems, sie steht für den gesellschaftlichen Bedarf an Politik und 
gibt den Grund dafür, weshalb es in der Gesellschaft überhaupt zur »Evolu- 
tion« des politischen Systems, d.h. zur Ausdifferenzierung eines autonomen 
gesellschaftlichen Teilsystems für Politik kommt.' Die Gesellschaft ist zum 
Zweck ihres Fortbestehens auf die Erfüllung der politischen Funktion ange- 
wiesen und differenziert ein eigens auf diese Funktion spezialisiertes Teil- 
system aus. Die politische Funktion steht für die Einheit und die Identität 
des politischen Systems: Sie dient dem System als letzter Referenzpunkt für 
die Auswahl und den Vollzug seiner kommunikativen Operationen. Auch 
Politikberatung referiert auf die allgemeine Funktion des Politischen, je- 
doch nicht, um konkrete politische Operationen zu vollziehen, sondern um 


1 | Hellmann (2003: 180f.) unterscheidet die Evolution des politischen Systems 
im hier verstandenen Sinne von der »politischen Evolution«, der Selbsttransforma- 
tion des ausdifferenzierten politischen Systems im Sinne einer »selbstsubstitutiven 
Ordnung« (Luhmann 1981b: 269). Letztere setzt streng genommen Erstere voraus. 
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in der Reflexion darauf neue Optionen der politischen Kommunikation und 
Funktionserfüllung sichtbar zu machen. 

Was ist nun aber die Funktion des Politischen in der Gesellschaft? Zu 
dieser Frage geben unterschiedliche Theorien des politischen Systems ver- 
gleichbare Antworten. Im Rahmen seiner strukturfunktionalistischen Ge- 
sellschaftstheorie bestimmt Talcott Parsons (1965: 149) die Funktion des 
politischen Systems als effektive Zielerreichung für die Gesellschaft im 
Ganzen. Dies geschieht auf dem Weg kollektiv bindender Entscheidun- 
gen über Ziele und Mittel der Zielerreichung sowie über deren effektive 
Durchsetzung aufseiten der Betroffenen. Ähnlich David Eastons (1965a: 
50) Definition des Politischen als autoritative Allokation von Werten für 
die Gesellschaft. Das Bezugsproblem des Politischen erscheint hier als in- 
teressengeleiteter Kampf von Individuen und Gruppen um materielle und 
immaterielle Werte (z.B. Macht, Geld, Prestige etc.). Politik organisiert und 
regelt diesen Kampf, indem sie die geforderten und beanspruchten Werte 
über kollektiv bindende Entscheidungen autoritativ verteilt (vgl. Easton 1953: 
133). In Anlehnung an strukturfunktionalistische Modelle sieht Gabriel A. 
Almond (1960: 7f.) die Funktion des Politischen in der Integration und Ad- 
aptation der Gesellschaft durch kollektiv bindende Entscheidungen unter 
Anwendung oder Androhung von physischer Gewalt. Als Voraussetzung 
hierfür müssen unterschiedliche Input- und Output-Funktionen erfüllt 
sein. Die Möglichkeit des Vergleichs ergibt sich Almond und Powell (1966: 
21) zufolge aus dem Umstand, dass bestimmte politische Funktionen von 
unterschiedlichen Strukturen erfüllt werden, mithin aber auch Strukturen 
multifunktional sein können. Niklas Luhmann (1991b: 171) schließt mit sei- 
ner Funktionsbestimmung daran an, verwendet jedoch einen empirischen 
Systembegriff. Er bestimmt die Funktion des politischen Systems als die 
Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen (vgl. Luhmann ı99ıb: 159) 
bzw. als »Bereithalten der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden« 
(Luhmann 2000b: 84). 

An letztere Funktionsbestimmung möchte ich hier anschließen, da sie 
die anderen Funktionsbestimmungen beinhaltet und explizit das Fortbeste- 
hen des politischen Systems in einer überkomplexen Gesellschaft zum Prob- 
lem macht und nicht so sehr die Bestandserhaltung. Sie schließt die faktische 
Verwirklichung von Zielen und Zwecken (Parsons) oder die Allokation von 
Werten (Easton) ein im übergeordneten Problem, wie das politische System 
die Funktionserfüllung unter Bedingungen steigender Umweltkomplexität 
sichern kann. Es ist an dieser Stelle zunächst wichtig, die politische Funk- 
tion von der Funktion des politischen Systems zu unterscheiden. Unter der 
politischen Funktion verstehe ich die Herstellung kollektiv bindender Ent- 
scheidungen. Diese Funktion bezieht sich auf das gesellschaftliche Funk- 
tionserfordernis, allgemein verbindliche Entscheidungen zu produzieren, 
um dadurch gesellschaftliche Probleme zu bewältigen. In der Gesellschaft 
wird die Sicherstellung dieser Funktion über unterschiedliche Strukturen 
und Systeme gewährleistet. Im Fall der komplexen modernen Gesellschaft 
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hat sich dafür jedoch ein eigenes, exklusiv dafür zuständiges Teilsystem 
ausdifferenziert, nämlich das politische System. 

Das politische System übernimmt in der modernen, funktional differen- 
zierten Gesellschaft die Erfüllung der politischen Funktion resp. es stellt si- 
cher, dass diese Funktion dauerhaft erfüllt werden kann. Genau dies meint 
Luhmanns Formel des Bereithaltens der Kapazität zu kollektiv bindendem 
Entscheiden. Sie macht den politischen Funktionsbezug des Systems deut- 
lich, geht aber zugleich darüber hinaus, indem das politische System nicht 
notwendigerweise kollektiv bindende Entscheidungen herstellen muss (wie 
bei Parsons), sondern vielmehr die Kapazität dazu bewahren muss. Das poli- 
tische System umfasst daher auch Interaktionen, die nicht unmittelbar auf 
die Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen ausgerichtet sind, son- 
dern auf die Bewahrung oder Steigerung des Potenzials zu kollektiv binden- 
den Entscheidungen abzielen (vgl. Luhmann 1987c: 136). Diese Funktions- 
bestimmung ist explizit anormativ zu verstehen: Die Funktionserfüllung 
ist weder normativ vorausgesetzt noch strategisch geplant, das politische 
System hat sich im Zuge seiner Ausdifferenzierung vielmehr evolutionär an 
den gesellschaftlichen Politikfunktionsbedarf angepasst. Darüber hinaus 
macht die Funktionsbestimmung deutlich, dass es der Politik nicht primär 
um die Verwirklichung von Werten wie Freiheit, Gleichheit oder Gerech- 
tigkeit geht. Es geht vielmehr darum, politische Entscheidungen herzustel- 
len und die Kapazität dazu sicherzustellen. Probleme der Demokratie und 
Partizipation stellen vielmehr sekundäre Probleme der Funktionserfüllung, 
genauer: der Legitimation von Entscheidungen, dar. 

Was bedeutet nun aber Bereithalten der Kapazität zu kollektiv binden- 
dem Entscheiden? Die Entscheidung ist, wie gesehen, die paradoxe Einheit 
von offener und geschlossener Kontingenz: Im Zuge der Entscheidung wird 
die offene Kontingenz möglicher Handlungsalternativen in die geschlos- 
sene Kontingenz einer gewählten Handlung transformiert. Entscheidung 
meint somit Selektion und Ausschluss von Möglichkeiten. Sie setzt dazu 
strukturelle Prämissen voraus, die sie im Moment ihres Vollzugs nicht re- 
flektieren kann - dieser blinde Fleck ist Bedingung der Möglichkeit von 
Entscheidung, gleichzeitig aber auch die Quelle von Unsicherheit und Risi- 
ko. Auch politische Entscheidungen sind mit diesem Problem belastet, was 
einen grundsätzlichen Bedarf an Beratung anzeigt. Die Besonderheit poli- 
tischer Entscheidungen besteht darin, dass sie andere Entscheider in ihren 
Entscheidungen binden und dazu auf Macht zurückgreifen. Das Risiko der 
falschen Alternative besteht hierbei darin, dass politische Entscheidungen 
nicht akzeptiert und damit letztlich auch die Machtgrundlagen infrage ge- 
stellt werden. Seit jeher drehte sich Politikberatung neben der Frage nach 
sachlich angemessenen Alternativen zentral um die Frage der Sicherstel- 
lung von Verbindlichkeit bzw. Legitimation und des Machterhalts (vgl. hier- 
zu nur die Sophisten oder Machiavelli; vgl. I. Teil). 

Die zentralen Merkmale politischen Entscheidens und politischer Funk- 
tionserfüllung sind mit Blick auf Luhmanns Formel Verbindlichkeit, Kol- 
lektivität und Kapazitätswahrung zu kollektiv bindendem Entscheiden: 
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Verbindlichkeit meint, dass politische Entscheidungen für andere (die 
Betroffenen) bindend sind, d.h. als Prämissen zur Grundlage eigener 
Handlungen bzw. Entscheidungen genommen werden (vgl. Luhmann 
1991b: 159). Dieses Merkmal der Bindung verweist auf weitere Begrif- 
fe, die untrennbar mit politischem Entscheiden verbunden sind: Herr- 
schaft, Legitimität und Macht. Herrschaft impliziert Bindung in drei- 
facher Hinsicht (vgl. dazu Nassehi 2003: 147): sachlich als Kopplung 
von Ursache (Entscheidung) und Folge (Folgehandlungen), sozial als 
Kopplung von Entscheider und Betroffenen, und zeitlich als Festlegung 
von gegenwärtigem Handeln für unbestimmte Zukunft. Macht und Le- 
gitimität sind die zentralen negativen resp. positiven Voraussetzungen 
zur Erreichung und Reproduktion von Verbindlichkeit. Macht motiviert 
die Betroffenen zur Annahme einer politischen Entscheidung, und zwar 
durch ein Inaussichtstellen von negativen Sanktionen. Herrschaft muss 
darüber hinaus in positiver Weise als legitim erachtet werden, d.h. in 
ihrer Autorität und Rechtmäßigkeit, verbindliche Entscheidungen tref- 
fen zu können, akzeptiert sein. An diesen Bindungsvoraussetzungen 
wird deutlich, dass die Schaffung und Reproduktion von Macht und Le- 
gitimität zwei zentrale Funktionsbedingungen politischen Entscheidens 
sind, an denen auch Politikberatung ansetzt. 

Das zweite Merkmal der Kollektivität bezieht sich auf die politische Ge- 
meinschaft als Kollektiv der Betroffenen. Politische Entscheidungen 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie kollektiv binden, d.h. für ganze 
Kollektive Verbindlichkeit beanspruchen. Dadurch konstituieren sie Ge- 
meinschaft und wirken tendenziell integrativ. Für politische Entschei- 
dungen, insbesondere Entscheidungen des politischen Systems, ist der 
Anspruch auf gesellschaftsweite Verbindlichkeit charakteristisch. Die Kol- 
lektive, die sie binden, fallen tendenziell mit der Gesellschaft zusammen, 
was auch bedeutet, dass der Entscheider selbst an seine Entscheidung 
gebunden ist. Kollektivität darf, wie Nassehi (2002: 51; 2003: 149) betont, 
nicht als ontologische oder vorpolitische Größe verstanden werden, sie 
ist selbst Produkt politischer Kommunikation und Entscheidung. Das 
heißt, dass Kollektive kommunikativ sichtbar gemacht werden müssen, 
um Gegenstand politischer Entscheidung zu werden. Kollektive (z.B. die 
Nation) entsprechen kontingenten Konstruktionen politischer Kommu- 
nikation. Dabei wird die kommunikative Konstitution von Gemeinschaft 
im Rekurs auf allgemeine Werte wichtiger, je weniger eine integrierte 
und zugleich politisch motivierte Gemeinschaft vorausgesetzt werden 
kann (so Bonacker 2003: 64f.), oder politische Kommunikation wird 
selbst zum gemeinschaftskonstituierenden Wert. Dies mag die Bedeu- 
tung von Werten in der politischen Kommunikation und der politischen 
Kommunikationsberatung erklären. 

Bereithalten der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden schließ- 
lich bezeichnet den besonderen Funktionsbezug moderner politischer 
Systeme. Gemeint ist damit, dass das politische System sich nicht in der 
faktischen Realisierung kollektiv bindender Entscheidungen erschöpft, 
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sondern dass eine jederzeit verfügbare Kapazität zu solchen Entschei- 
dungen sichergestellt werden muss, mit der man mit Luhmann (2000b: 
85) »auch dann rechnen kann, wenn sie (vor allem: für bestimmte an- 
stehende Themen im Moment) aktualisiert wird«. Es geht, mit anderen 
Worten, um die Garantie eines kollektiv bindenden Entscheidungspoten- 
zials für unbestimmte Themen und Zwecke. Macht und Legitimität sind 
die zentralen Medien, die es im Hinblick auf ein solches Potenzial her- 
zustellen und zu reproduzieren gilt. Dies macht, wie Baecker (2007b: 
110) bemerkt, deutlich, dass der politische Entscheider sich laufend um 
die Bedingungen der Akzeptanz möglicher Entscheidungen und um sei- 
ne Machtgrundlagen kümmern muss, und gerade daraus ein erhöhter 
Bedarf an Beratung, nach Reflexion auf die Legitimations- und Zustim- 
mungsbereitschaften der politischen Abnehmer, entsteht. 


Die Ausdifferenzierung eines politischen Systems und die damit einherge- 
hende sachliche (unbestimmte Zwecke), zeitliche (auch morgen und über- 
morgen) und soziale (für ein potenzielles Kollektiv) Generalisierung der 
politischen Funktion muss als ein hochgradig voraussetzungsvolles Produkt 
gesellschaftlicher Evolution unter Bedingung funktionaler Gesellschaftsdif- 
ferenzierung verstanden werden. 


II. Exkurs: Die Ausdifferenzierung des Politischen 


Wie es zur Ausdifferenzierung eines eigenständigen politischen Systems 
gekommen ist, soll an dieser Stelle im Rahmen eines Exkurses, im Rekurs 
auf Luhmanns Theorie des politischen Systems, nur kurz skizziert werden. 
Zunächst gilt es festzuhalten, dass jede Gesellschaft, auch die vormoder- 
ne, die politische Funktion erfüllen muss, um überleben zu können. Die 
Notwendigkeit der Festsetzung kollektiver Verbindlichkeiten ergibt sich 
aus Problemen, die die Gesellschaft im Ganzen betreffen und für die ein- 
zig kollektive Problemlösungen angemessen sind. Beispielhaft für solche 
Probleme sind etwa externe Bedrohungen durch Natur (Naturkatastrophen) 
oder durch andere Gemeinschaften (kriegerische Konflikte), Mangel an 
überlebenswichtigen Ressourcen (Nahrung, Rohstoffe etc.), Probleme der 
Verteilung knapper Güter etc. Je komplexer diese Probleme, d.h. je vielfälti- 
ger und vielschichtiger die Probleme, desto wichtiger und anforderungstrei- 
cher die politische Entscheidungsfunktion und desto aussichtsreicher und 
wahrscheinlicher die Ausdifferenzierung eines speziell dafür zuständigen 
Systems. Dies macht auch deutlich, weshalb die Ausdifferenzierung des 
politischen Systems eine relativ späte Entwicklung darstellt (vgl. Luhmann 
2000b: 70f.). Mit der zunehmenden Größe und Schichtung stratifizierter 
Gesellschaften (antike Hochkulturen, Adelsgesellschaften) nimmt die Kom- 
plexität politischer Probleme zu und wird die verstärkte Zentralisierung der 
politischen Funktion wichtiger. 

Die evolutionäre Ausdifferenzierung eines autonomen politischen 
Funktionssystems kann mit Luhmann (1987b: 107; 2000b: 69ff.) als eine 
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Folge bzw. als ein Ausdruck des allmählichen Übergangs zu funktiona- 
ler Gesellschaftsdifferenzierung gesehen werden. Der Grund liegt darin, 
dass die Zunahme gesellschaftlicher Komplexität im Zuge der Umstellung 
auf funktionale Differenzierung mehr und verschiedenartigere politische 
Probleme und Lösungsmöglichkeiten provoziert und damit der politische 
Entscheidungsbedarf in sachlicher, zeitlicher und sozialer Hinsicht anfor- 
derungsreicher wird. Die besondere Problematik, die es zu bewältigen gilt, 
ist es, innerhalb einer nützlichen Frist sozial ausgewogene und akzeptier- 
te politische Entscheidungen herzustellen, die in sachlicher Hinsicht der 
Komplexität gesellschaftlicher Probleme angemessen sind. Das politische 
System muss, mit anderen Worten, angemessene Eigenkomplexität (»requi- 
site variety«) aufbauen, um zu ausreichend komplexen Entscheidungen zu 
kommen, ohne sich jedoch selbst in der effizienten Entscheidungsproduk- 
tion zu blockieren. In einer funktional differenzierten Gesellschaft ist ein 
politisches System nur dann funktionsfähig, wenn es selbst Wege findet, 
politische Komplexität zu steigern und zu reduzieren. All dies ist evolutionär 
hochgradig voraussetzungsvoll und setzt eine komplexe innere Architektur, 
setzt »Demokratie« voraus. Demokratie als Ordnungsform des Politischen 
zeichnet sich durch ihr hohes Komplexitätsvermögen aus, sie ist jedoch 
selbst kontingent bzw. keineswegs notwendig und unausweichlich. 

Die wichtigsten Evolutionsschritte liegen Luhmann (1987a: 80) zufol- 
ge »zunächst in der Form der Ausdifferenzierung eines besonderen Herr- 
schaftsapparates, die im >absoluten Staat< abgeschlossen wird; sodann durch 
Reflexivwerden der Machtverhältnisse, durch Machtunterwerfung aller 
politischen (staatlichen) Macht und durch Inklusion auch des Publikums in 
die Ausdifferenzierung des politischen Systems - der Titel, der sich hierfür 
durchsetzt, ist »Demokratie««.” Voraussetzung für den ersten Schritt ist die 
Zentralisierung und Kasernierung der physischen Gewaltmittel und deren 
Unterordnung unter die Verfügungsgewalt des Monarchen (im 16. und 17. 
Jh.). Das zentrale Medium der Macht, das politische Herrschaft und damit 
politische Funktionsfähigkeit konstituiert, wird im politischen Zentrum 
zentralisiert und monopolisiert, was den Rest der Gesellschaft auf einen 
weitgehenden Machtverzicht und auf zivile Mittel der Interessenverfolgung 
verpflichtet (vgl. Luhmann 2000b: 55f.). Im Kern beruht die Autonomie des 
politischen Systems also auf der erfolgreichen Durchsetzung und Behaup- 
tung eines staatlichen Gewaltmonopols. Darauf aufbauend vollzieht sich die 


2 | Ich verwende im Folgenden in Anlehnung an Luhmann den Begriff des 
»Publikums« und nicht der »Bürger«, Letzterer steht hier für eine Leistungsrolle 
im politischen System. An dieser Stelle ist zu betonen, dass das Publikum nicht le- 
diglich »passiver« Adressat von politischen Entscheidungen ist (»passive Inklusion«) 
und gelegentlich zur Wahl geht, sondern dass es in der Rolle als Bürger gerade auch 
aktiv in das politische Geschehen einbezogen ist und eingreifen kann (aktive Inklu- 
sion«) — so etwa im Rahmen von politischer Interessenvertretung, Abstimmungen 
etc. Wenn im Folgenden von Publikum die Rede ist, dann ist diese aktive Inklusion 
explizit mitgedacht. 
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allmähliche Differenzierung des Politischen gegenüber anderen Sphären 
der Gesellschaft: gegenüber der Religion und der religiösen Begründung 
und Legitimation in der Folge des Dreißigjährigen Krieges (in der Mitte des 
17. Jh.), gegenüber der Wirtschaft im Gefolge der bürgerlichen Revolutio- 
nen und der Konstitution des modernen Rechtsstaats (im 17. und 18. Jh.), 
gegenüber dem Recht im Zuge der Auflösung des klassischen Naturrechts 
und der Positivierung des Rechts (vgl. dazu Luhmann 1987a; Nassehi 2003: 
143ff.). Anfügen könnte man ferner die relativ spät einsetzende Differenzie- 
rung von Wissenschaft und Politik im Zuge der fortschreitenden Positivie- 
rung des wissenschaftlichen Forschungsprozesses sowie von den Massen- 
medien im Zuge verstärkter Ökonomisierung und Deregulierung (im 19. 
und 20. Jh.). 

Parallel zu diesen Ausdifferenzierungsprozessen vollzieht sich eine 
mehr oder weniger radikale Selbsttransformation des politischen Systems 
hin zu demokratischen Ordnungsformen und Strukturen. Dies ist mit dem 
Reflexivwerden der Machtverhältnisse, der Machtunterwerfung aller poli- 
tischen Macht und der Vollinklusion des politischen Publikums gemeint. 
Dieser systeminterne Wandlungsprozess vollzieht sich als funktionale Bin- 
nendifferenzierung. Die hierarchische Binnendifferenzierung des politi- 
schen Systems in Herrscher (Monarch: oben) und Beherrschte (Volk: unten) 
wird ersetzt durch die funktionale Binnendifferenzierung in Parteipolitik, 
Verwaltung und Publikum (vgl. Luhmann ı981a: 43ff.). Das Problem der 
Willkür politischer Machtausübung bringt die Ideen der Gewaltenteilung 
und des demokratischen Rechtsstaats, was die Ausdifferenzierung eines 
politisch relevanten Publikums in der Peripherie des politischen Systems 
begünstigt, das - zumindest dem Anspruch nach - nicht mehr nur Ad- 
ressat, sondern auch Urheber kollektiv bindender Entscheidungen ist. Das 
Publikum wird zum eigenständigen politischen Funktionsträger aufgewer- 
tet und dem Staatszentrum formal übergeordnet. Mit dem politischen Par- 
teiensystem differenziert sich ein Sonderbereich aus, der zwischen der Ver- 
waltung im Zentrum und dem Publikum in der Peripherie des politischen 
Systems liegt, zwischen diesen Bereichen vermittelt und dem ebenfalls eine 
eigenständige politische Funktion zukommt. Die politischen Teilbereiche 
Parteipolitik, Verwaltung und Publikum konstituieren gleichzeitig die do- 
minanten organisatorischen und institutionellen Kontexte innerhalb des 
politischen Systems, die für Politikberatung zu relevanten politikinternen 
Umwelten werden. 

Am Ende dieses langwierigen und keineswegs linearen evolutionären 
Ausdifferenzierungsprozesses steht ein autonomes politisches System, das 
seine Operationen und Prozesse exklusiv an der Erfüllung der politischen 
Funktion ausrichtet und hierfür spezielle Subsysteme (Verfahren, Organisa- 
tionen) und Strukturen (Institutionen) ausbildet. In der Spezialisierung auf 
die politische Funktion findet dieses System seine Einheit und Identität. Alle 
Interaktionen und Kommunikationen innerhalb des Systems sind primär 
an der Erfüllung der politischen Funktion orientiert und rekurrieren auf 
den politischen Code der Macht. Darin unterscheiden sie sich von anderen, 
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nichtpolitischen Interaktionen und Kommunikationen, die sich an anderen 
gesellschaftlichen Funktionen orientieren — so z.B. wirtschaftlichen, wis- 
senschaftlichen oder religiösen Interaktionen. Die Autonomie des politi- 
schen Systems liegt in dieser exklusiven Funktionsorientierung begründet. 
In seiner Ausdifferenzierung gegenüber anderen Umweltsystemen und sei- 
ner reflexiven Schließung schafft sich das politische System seine Entschei- 
dungsgrundlagen, seine Ideologien, politischen Codes und Programme, sei- 
ne Legitimations- und Machtgrundlagen selbst (vgl. Luhmann 1994b: 38). 
Diese selbstreferenzielle Schließung der Politik, der zufolge Politik nicht 
mehr externe Referenzen (Natur, Gott, Herkunft) in Anschlag bringt, um 
Macht und Entscheidungen zu legitimieren, zeigt sich auch in der Semantik 
der Politikberatung (vgl. I. Teil, Machiavelli). 


Ill. Politische Macht 


Wenn ich das politische System mit Luhmann und Günther als gesellschaft- 
liches Funktionssystem bzw. als logische Kontextur bezeichnet habe, dann 
stellt sich die Frage, was der übergreifende Code oder die zentralen logischen 
Werte des politischen Systems auszeichnen (vgl. auch Kap. 3.1I). Auch im 
Fall des politischen Systems muss ein zentraler Code vorausgesetzt werden, 
der den Beobachtern im System als primäre Beobachtungsdifferenz dient 
und der auf die Funktion des politischen Systems ausgerichtet ist. Die poli- 
tische Soziologie hat sich seit Langem mit der Logik des Politischen befasst. 
Bei Vilfredo Pareto (1955) und Gaetano Mosca (1950) präsentiert sich Politik 
als Kampf zwischen herrschender Elite und nicht-herrschender Gegenelite 
um Führungsmacht über eine Masse der Beherrschten, deren wechselnde 
Zustimmung den politischen Kreislauf der Eliten in Gang setzt. Der politi- 
sche Code erscheint hier als »herrschende Elite/beherrschte Masse«, wobei 
die Präferenz klar auf der Seite der Elite liegt. Max Weber (1980) fasst Politik 
als Streben nach Macht und nach Beeinflussung der Machtverteilung. Die 
Logik moderner Politik entspricht demzufolge der rechtlich geregelten, je- 
doch plebiszitär mediatisierten Konkurrenz um Positionen, in denen Macht 
ausgeübt werden kann. Mit Blick auf den Code des Politischen entspräche 
das den Werten »Amtsmacht/ohne Amtsmacht«, wobei Macht effektiv nur 
in Ämtern ausgeübt werden kann. Für Carl Schmitt (1996) ist politisches 
Handeln daran erkenntlich, dass es nach Freund und Feind differenziert im 
Versuch, Herrschaft über Menschen auszuüben und zu sichern. Der Kern 
des Politischen besteht hier darin, sich Feinde und Freunde zu setzen, um 
effektiv Herrschaft ausüben und sichern zu können. Als Negativwert fun- 
giert auch hier die Option, beherrscht zu werden. 

Diese Vorstellungen der politischen Logik verweisen allesamt auf die zen- 
trale Bedeutung von Macht im politischen System. Auch mit Bezug auf die 
politische Funktion liegt es nahe, dass die Herstellung kollektiver Verbind- 
lichkeit wesentlich Macht voraussetzt. Wie aber funktioniert Macht, dass sie 
sich derart gut für politische Zwecke verwenden lässt? Die Beantwortung 
dieser Frage führt uns zur Logik des Politischen. Wiederum greife ich dazu 
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auf Luhmann zurück. Als Erfolgsmedium sichert Macht die Übertragbar- 
keit von Selektionen, indem sie zur Annahme von Kommunikationsange- 
boten (politischen Entscheidungen) motiviert. Sie erreicht dies Luhmann 
(1991b: 162) zufolge über ein Inaussichtstellen von negativen Sanktionen, 
genauer: über ein Sichtbarmachen anderer Möglichkeiten, die für die Be- 
troffenen unangenehm sind und dementsprechend vermieden werden wol- 
len. Die Anwendung von Macht beruht insofern auf der Konstruktion und 
Zuordnung einer »Vermeidungsalternative« (negative Sanktion), die in ihrer 
Konsequenz für den Machtüberlegenen weniger unangenehm ist als für den 
Machtunterlegenen (vgl. Luhmann 1975: 23). Da Macht unabhängig von be- 
stimmten Zwecken und Personen eingesetzt werden kann, eignet sie sich 
als generalisiertes Potenzial für eine inhaltlich unbestimmte Verwendung. 
Sie gibt, mit den Worten Luhmanns (2000b: 1ı60f.), den Machthabern die 
Möglichkeit, Entscheidungen herzustellen und durchzusetzen, legt aber 
nicht fest, was und wie entschieden werden soll. Diese Unabhängigkeit von 
besonderen Motivlagen zeichnet Macht gegenüber anderen Erfolgsmedien 
und Einflussformen aus und prädestiniert sie geradezu für politische Zwe- 
cke. Das Medium Macht »deckt« gewissermaßen die effektive Herstellung 
kollektiv bindender Entscheidungen: ohne Macht keine kollektive Verbind- 
lichkeit, ohne Verbindlichkeit keine politische Funktionsfähigkeit. Durch 
die Möglichkeit der Monopolisierung und Zentrierung letzter Machtmittel 
lässt sich Macht zudem gut zur Herstellung kollektiver Verbindlichkeiten 
verwenden. Das staatliche Gewaltmonopol verleiht Macht die für die politi- 
sche Funktionsfähigkeit so wichtige Reichweite. 

Diese besondere Affinität von Macht und Politik führt dazu, dass dieses 
Medium im politischen System zum dominanten Leitgesichtspunkt der Be- 
obachtung und Kommunikation wird. In Anlehnung an Luhmann (2000b: 
88f.) kann »machtüberlegen/machtunterlegen« als zentraler binärer Code 
des politischen Systems bezeichnet werden. »Machtüberlegen« entspricht 
dabei dem Positivwert des Codes, er wird angestrebt und präferiert, »macht- 
unterlegen« dagegen stellt den Negativwert dar. Auf der positiven Seite wird 
über Machteinsatz entschieden, auf der negativen Seite ist man von dieser 
Entscheidung »negativ« betroffen, negativ als man die Entscheidung nicht 
mitentschieden hat, sie aber dennoch akzeptieren muss. Von beiden Seiten 
aus werden politische Entscheidungen denn auch anders beobachtet: Von 
der positiven Seite her werden die Entscheidungen als notwendig, wohlkal- 
kuliert bis riskant, verantwortungsbewusst, dem Allgemeinwohl dienlich, 
legitim etc. wahrgenommen und dargestellt. Von der negativen Seite aus 
hingegen als kontingent, gefährlich, verantwortungslos, partikular moti- 
viert, illegitim etc. Diese Differenz ergibt sich aus den unterschiedlichen 
Beobachtungsperspektiven des Machthabers und des Machtunterworfenen 
und dem daran gebundenen Bestreben, Machtüberlegenheit zu sichern und 
Machtunterlegenheit zu vermeiden. Die funktionale Logik des Politischen 
kulminiert somit im Code und Medium der Macht. Um nun die Frage nach 
der Verortung und Verteilung von Macht im System beantworten zu kön- 
nen, muss zunächst die Frage nach der strukturellen Binnendifferenzierung 
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resp. nach der Strukturform des politischen Systems geklärt werden, zumal 
diese Form der Funktion des politischen Systems angepasst sein muss. 


IV. Die Struktur des politischen Systems 


Wie ist das politische System intern strukturiert, damit es die besagte Funk- 
tion des Bereithaltens der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden 
unter Bedingungen hoher Komplexität erfüllen kann? Die besondere Ord- 
nungsform des modernen politischen Systems, das dies leistet, ist Demo- 
kratie (vgl. bereits Easton 1965b: 480f.; Willke 2003: 543). Die Form der De- 
mokratie weist gegenüber anderen Formen besondere Komplexitätsvorteile 
auf, sie ist als solche jedoch weder notwendig noch unumstößlich. Ihre Leis- 
tungsfähigkeit bemisst sich an ihrem Vermögen, kollektiv bindende Ent- 
scheidungen herzustellen bzw. die Kapazität dazu zu bewahren. Ihre Form 
und Logik ist auf die Erfüllung dieser Funktion bezogen und nicht auf die 
Verwirklichung der mit ihr postulierten Normen und Werte - dementspre- 
chend lässt sich die Logik der Demokratie auch nicht zutreffend als »Logik 
der Partizipation« (Pateman), als »Logik der Repräsentation« (Pitkin) oder 
als »Logik der Deliberation« (Habermas) begreifen (vgl. Czerwick 2008: 
35). 

Strukturell beruht Demokratie auf der funktionalen Binnendifferenzie- 
rung des politischen Systems. Funktionale Binnendifferenzierung meint, 
dass das politische System in sich funktionale Teilbereiche entlang der Achse 
Zentrum/Peripherie ausbildet, die zwar alle an der Erfüllung der übergeord- 
neten Funktion teilhaben, dies jedoch in unterschiedlicher Weise. Ausschlag- 
gebend für diese Entwicklung ist die Ausdifferenzierung eines politisch re- 
levanten Publikums in der Peripherie des politischen Systems, das in zuneh- 
mendem Maße legitimationsrelevant wird und sich im Laufe der Zeit immer 
weitergehende Mitbestimmungsmöglichkeiten schafft. Der aktive wie passi- 
ve Einbezug des Publikums wird zu einer wichtigen Bedingung im Hinblick 
auf die Bewahrung der Kapazität zu kollektiv bindendem Entscheiden. Wie 
Luhmann (1994b) betont, bringt der Wechsel zur Zentrum/Peripherie-Diffe- 
renz dem politischen System entscheidende Komplexitätsgewinne. Je mehr 
Komplexität das System durch Inklusion des Publikums an seiner Periphe- 
rie zulassen kann, desto komplexere politische Entscheidungen ermöglicht 
es sich. Neben Komplexitätsgewinnen bringt der Einbezug des Publikums 
zudem eine beträchtliche Steigerung des Legitimationspotenzials. Die gene- 
ralisierte Bereitschaft aufseiten der Betroffenen, politische Entscheidungen 
hinzunehmen und zu akzeptieren, steigt in dem Maße, wie diese sich selbst 
als (Mit-)Autoren der Entscheidungen sehen. Der verfahrensmäßige Einbe- 
zug der Betroffenen in den politischen Entscheidungsprozess, sei es direkt 
über unmittelbare Beteiligungsverfahren (z.B. Abstimmungen) oder indi- 
rekt über die Auswahl von politischen Repräsentanten (z.B. Wahlverfahren), 
steigert die Aussicht auf Akzeptanz und Unterstützung beträchtlich 3 


3 | Dass Partizipation, wie Luhmann (1994b: 39) selbst sagt, zu mehr Dissens 
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Die Kehrseite der Komplexitäts- und Legitimitätsgewinne liegt in den ge- 
stiegenen Selektionslasten, die auf dem Weg von Peripherie zum Zentrum 
bewältigt werden müssen, damit überhaupt kollektiv bindende Entscheidun- 
gen zustande kommen. Legitimationsgewinne auf der Input-Seite schlagen 
in Effizienzprobleme auf der Outputseite um. Das politische System muss 
Mechanismen etablieren, die die Komplexität an der Peripherie reduzieren, 
damit es nicht zur Komplexitätsüberlastung des Zentrums und auf diesem 
Wege zur Blockierung des politischen Prozesses kommt (so bereits Easton 
1965a: goff.). Das politische System löst diese Selektionsproblematik, indem 
es im Zwischenbereich von Zentrum und Peripherie ein weiteres Subsystem 
der Parteipolitik ausdifferenziert (vgl. dazu Luhmann 1981a: 44; 2000b: 116). 
Dieser Bereich differenziert sich teils aus dem Staat (Zentrum), teils aus dem 
Publikum (Peripherie) aus, schiebt sich dazwischen und übernimmt dort 
primär programmatische und personale Selektionsfunktionen in Orientie- 
rung auf gesellschaftliche Werte und Ideologien. Das politische Zentrum 
beschränkt sich infolgedessen weitgehend auf Verwaltungsfunktionen, d.h. 
auf die Herstellung bindender Entscheidungen im engeren Sinne, das Pu- 
blikum auf die (verantwortungsentlastete) Artikulation von politischen An- 
sprüchen und der Zuweisung bzw. den Entzug von Unterstützung. 

Mit der Ausdifferenzierung des Bereichs der Parteipolitik ist der demo- 
kratische Umbau von hierarchischer zu funktionaler Binnendifferenzierung 
des politischen Systems abgeschlossen. Am Ende stehen drei autonome, 
differenzierte politische Teilbereiche: Parteipolitik, Verwaltung und Publi- 
kum. Diese Ausdifferenzierung wird getragen von der Herausbildung von 
Organisationen und institutionellen Leitgesichtspunkten (Codes) innerhalb 
dieser Bereiche: Parteien, Verwaltungsbürokratie sowie Interessenverbände 
und Bewegungen. Die Funktion ist der identische Leitgesichtspunkt des 
politischen Systems, auf den hin sich diese funktionale, organisatorische 
und institutionelle Binnendifferenzierung vollzieht, das Problem der gestie- 
genen Komplexität ist das Motiv der Binnendifferenzierung. Das heißt, alle 
Teilbereiche des politischen Systems tragen zur Erfüllung der politischen 
Funktion bei, sie tun dies aber auf unterschiedliche Weise, dementspre- 
chend unterscheiden sich die Bereiche in ihren spezifischen Teilfunktionen 
und Leistungen, ihren Rationalitätsgesichtspunkten (Codes), Rollenbezü- 
gen und Organisationen (vgl. Tab. 2). 

« Zum Teilbereich der Parteipolitik gehören alle politischen Kommunika- 
tions- und Entscheidungsprozesse, die die Herstellung kollektiv binden- 


und Frustration führen kann, widerspricht dieser Diagnose nicht - im Gegenteil. 
Die Frustration der Betroffenen ergibt sich aus dem Umstand, sich trotz Beteiligung 
(wieder) nicht durchgesetzt zu haben, was an der generellen Bereitschaft, politische 
Entscheidungen zu akzeptieren, nichts ändert. Vielmehr wird man es sich sehr gut 
überlegen, ob sich der Aufwand der Beteiligung lohnt und man sich das nächste 
Mal nicht eher raushalten will. Das Publikum scheidet aus, Apathie anstatt Konsens, 
was die Tendenz zum motivlosen Akzeptieren politischer Entscheidungen durchaus 
fördern kann: Man könnte sich ja beteiligen, wenn man wollte. 
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der Entscheidungen vorbereiten. Parteipolitik findet somit im Vorfeld 
der eigentlichen Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen statt. 
Sie bildet den Zwischenbereich zwischen politischem Zentrum (Verwal- 
tung) und Peripherie (Publikum) und erbringt selektive Vermittlungs- 
leistungen zwischen diesen Polen.* Die Funktion dieses Teilbereichs 
liegt Luhmann (1994c: 66f.) zufolge in der Bereitstellung eines gene- 
ralisierten Entscheidungspotenzials in Form von legitimer Macht bzw. 
in der Vorbereitung und Bereitstellung von Durchsetzungsfähigkeit 
für kollektiv bindende Entscheidungen. Dies umfasst die Bereitstellung 
unterschiedlicher Leistungen, so etwa der Beschaffung von Unterstüt- 
zung und Legitimität für politische Programme und Personen (im Rah- 
men von Abstimmungen und Wahlen) in Orientierung an Codes wie 
»konservativ/progressiv« oder »rechts/links«. Weitere Leistungen um- 
fassen die Rekrutierung von politischem Führungspersonal, die Beset- 
zung von Ämtern und die Planung und Programmierung von Entschei- 
dungsprämissen für die Verwaltung (vgl. Grunow 1994: 32). Die primäre 
Leistungsrolle ist die des Parteipolitikers, der nach opportunistischen 
Gesichtspunkten Themen politisiert und politische Programme erstellt, 
um auf diese Weise Zustimmung und Machtpositionen zu maximieren 
und dabei eingebunden ist in eine politische Parteiorganisation, die in 
Konkurrenz zu anderen Parteien steht. 

« Der Teilbereich der Verwaltung umfasst die konkreten Einrichtungen 
und Prozesse, die mit der Ausarbeitung, Herstellung und Durchsetzung 
kollektiv bindender Entscheidungen befasst sind. Die Funktion der Ver- 
waltung liegt in der effektiven Herstellung kollektiv bindender Entschei- 
dungen unter Verwendung der von der Politik bereitgestellten Macht- 
grundlagen. Dies umfasst als Leistungen die Umsetzung der politischen 
Zweckprogramme in rechtmäßig entscheidungsfähige Pläne und Pro- 
gramme (Konditionalprogramme) und ihrer richtigen, d.h. rechtmäßi- 
gen und programmgemäßen Entscheidung und Umsetzung (vgl. dazu 
Japp 1994: 133; Czerwick 2008: 88). Darüber hinaus erbringt sie diverse 
Ordnungs-, Leistungs- und Vorsorgeaufgaben für das Publikum. Der 
Orientierungscode lässt sich als »richtig/falsch« definieren: wurde pro- 
grammgemäß entschieden oder nicht. Die primäre Leistungsrolle ist die 
des Verwaltungsbeamten, der die politisch vorgegebenen Programman- 
weisungen nach rein sachlich-formalen Erwägungen richtig umsetzt. 
Der organisatorische Kern der Verwaltung kann als »Staat« bezeichnet 
werden, er setzt sich aus der Regierung, der Verwaltungsbürokratie und 
dem Parlament (als Arbeitsparlament) zusammen (vgl. Luhmann ı981a: 
45; Czerwick 2008: 92). Diese Organisationen haben sich auf die dauer- 


4 | In der Politikwissenschaft hat sich hierfür der Begriff des »intermediären 
Systems« (vgl. Rucht 1991) eingebürgert, der allerdings stärker von einem normativ- 
demokratietheoretischen Vermittlungsbedarf her gedacht wird, womit die spezifi- 
sche Eigenrationalität dieses Teilbereichs und der darin befindlichen Organisationen 


nicht angemessen erfasst werden kann (zur Kritik vgl. Steiner/Jarren 2009). 
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hafte Produktion von politischen Entscheidungen spezialisiert und wei- 
sen zu diesem Zweck eine mehr oder weniger ausgeprägte bürokratische 
Organisation (hoher Formalisierungsgrad, Weisungsgebundenheit, hie- 
rarchische Kompetenzverteilung etc.) auf. 

e Der Teilbereich des Publikums schließlich ist der am schwierigsten zu 
fassende Bereich, da er kein System mit festen Grenzen darstellt. Das 
Publikum besteht aus der Gesamtheit der in das politische System aktiv 
und passiv inkludierten Bürger (vgl. auch Hellmann 2003: 182; Neidhardt 
1994: 12). Inklusion meint Kneer (2003: 152) zufolge den rollenmäßigen 
Einbezug von Personen in das politische System, passiv im Sinne der Be- 
troffenheit von Entscheidungen, aktiv im Sinne der Beteiligung an den 
Entscheidungen. Die Funktion des Publikums liegt in der Bereitstellung 
von Legitimität für politische Entscheidungen, d.h. in der generalisier- 
ten Bereitschaft, politische Entscheidungen als Prämissen des eigenen 
Verhaltens zu akzeptieren. Leistungen bestehen einerseits im Akzeptie- 
ren der politischen Entscheidungen, mitunter auch in der Kooperation 
bei der Umsetzung. Andererseits umfassen sie die Zuteilung oder den 
Entzug von Unterstützung für Politiker und Parteien im Rahmen von 
Wahlen. Der Code umfasst dementsprechend die Werte »legitim/illegi- 
tim« bzw. »unterstützungswürdig/nicht unterstützungswürdig«. Die 
Leistungsrolle ist die des Bürgers in seinen unterschiedlichen Rollen: 
als Wähler, Steuerzahler, Protestierender, Leserbriefschreiber oder als 
Unterstützer von Interessenverbänden (Luhmann ı99ıb: 164). Organi- 
sationen des Publikums umfassen u.a. Interessenverbände, NGOs oder 
Bewegungsorganisationen, mit jeweils unterschiedlichen politischen 
Zugangschancen und Artikulationsmöglichkeiten. 


Diese Teilbereiche konstituieren gleichzeitig die mittelbaren organisatori- 
schen und institutionellen Kontexte der Politikberatung im engeren Sinn, 
d.h. der Beratung von Politik über sich selbst oder über deren gesellschaft- 
liche Umwelt. »Politikerberatung« richtet sich an den Parteipolitiker als 
Entscheider, der in eine Parteiorganisation eingebunden ist und dessen pri- 
märes Problem in der Sicherung seiner Machtposition bzw. in der Maximie- 
rung seiner Wiederwahlchancen besteht. »Verwaltungsberatung« kann sich 
an unterschiedliche staatliche Entscheidungsträger innerhalb der Verwal- 
tung (vom Arbeitsparlament über Regierung bis zur Verwaltungsbehörde) 
richten, an Regierungsvertreter, Kommissionsmitglieder, Parlamentarier, 
Verwaltungsbeamte etc. Die Entscheidungsprobleme sind eher sachpoliti- 
scher Art und betreffen die sachgemäße und rechtmäßige Herstellung und 
Umsetzung von politischen Entscheidungen, was sich auch in deren Bera- 
tungsbedarf und den Erwartungen an die Beratung niederschlägt. »Publi- 
kumsberatung« richtet sich an die Bürgerinnen und Bürger in unterschied- 
lichen Teilrollen innerhalb ihrer mehr oder weniger organisierten Kontexte 
(politische Vereine, Interessenverbände, Bürgerinitiativen, Bewegungen 
etc.). Hier bestehen primär Informations- und Artikulationsbedürfnisse im 
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Tabelle 2: Die politischen Teilbereiche Parteipolitik, Verwaltung und Publikum 


Parteipolitik Verwaltung Publikum 
Funktion Aufbau und Bereit- Herstellung Bereitstellung von 
stellung politischer kollektiv bindender Legitimität für 
Durchsetzungsfähig- | Entscheidungen kollektiv bindende 
keit (bzw. Aufbau (bzw. Verwendung Entscheidungen 
legitimer Macht) von legitimer Macht) 
Leistungen | Politisierung Konditionalprogram- | Akzeptanz von 
von Themen und mierung Entscheidungen 
»Programmierung« 
Rekrutierung von Erbringung von Wahl bzw. Unterstüt- 
Führungspersonal, Ordnungs-, Leis- zung von Program- 
Zweckprogrammie- | tungs- und Vorsorge- | men und Personen 
rung aufgaben 
Codes rechts/links richtig/falsch legitim /illegitim 
konservativ/ rechtmäßig/ unterstützungs- 
progressiv unrechtmäßig würdig/nicht unter- 
stützungswürdig 
Organisa- Parteien Arbeitsparlament, Verbände, 
tionen Regierung, Ver- Bewegungen 
waltungsbürokratie 
(»Staat«) 
Leistungs- Parteipolitiker Parlamentarier, Bürger in 
rolle Regierungsvertreter, | unterschiedlichen 
Verwaltungsbeamte | Teilrollen 


Hinblick auf die Gewährung oder den Entzug von spezifischer und diffuser 
politischer Unterstützung. Auf Politikberatung und ihre Formen wird zu 
einem späteren Zeitpunkt noch näher eingegangen (vgl. Kap. 5). 

An dieser Stelle interessiert zunächst das Verhältnis der politischen Teil- 
bereiche zueinander. Die effektive Vermittlung der leistungsmäßig vonei- 
nander abhängigen Teilbereiche erfolgt über politische Verfahren, so ins- 
besondere Verfahren der Wahl, der Gesetzgebung und bürokratischer Ver- 
fahren. Der besondere politische Mehrwert dieser Verfahren besteht nach 
Luhmann (1978: 28) nicht allein in ihrer Funktion, Entscheidungen in mehr 
oder weniger geregelter und effizienter Weise herbeizuführen, sondern da- 
rüber hinaus in deren legitimitätsstiftender Funktion. Ihre legitimierende 
und »motivierende« Wirkung entfalten sie dadurch, dass ihr Ausgang of- 
fen ist und sich der Verlauf des Verfahrens an übergreifende, institutionelle 
Normen halten muss, die für alle Beteiligten (und Nicht-Beteiligten) unab- 
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hängig des konkreten Anlasses und Ausgangs die gleiche Geltung haben. 
Verfahren stehen daher für Gleichheit und Gerechtigkeit und symbolisieren 
diese Normen im Prinzip ihrer Öffentlichkeit. Daher rührt ihr besonderes 
Legitimationspotenzial. 

Parteipolitik und Publikum werden durch Wahlverfahren vermittelt. 
Hier stellt sich die Parteipolitik in Form unterschiedlicher politischer Pro- 
gramme und Kandidaten zur Wahl um öffentliche Ämter. Es handelt sich 
hier bekanntlich um ein sehr generalisiertes Tauschverhältnis nach Maß- 
gabe des Mehrheitsprinzips, was zur Folge hat, dass in Wahlen immer nur 
sehr abstrakt über Politik kommuniziert wird und sich weder Programme 
noch Folgen unmittelbar auf politische Interessen zurückrechnen lassen 
(vgl. Luhmann 1978: 165f.; Czerwick 2008: 119). Gesetzgebungsverfahren 
koppeln Parteipolitik und Verwaltung. Hier geht es darum, Gesetze auszu- 
arbeiten und in Kraft zu setzen. Auch hier leistet das Mehrheitsprinzip die 
»gerechte« Überführung von unbestimmter in bestimmte Komplexität (vgl. 
Luhmann 1978: 179). Im Vergleich zur Wahl stehen Gesetzgebungsverfah- 
ren unter einem höheren Komplexitätsdruck, da sie zu konkreten Gesetzes- 
entscheidungen führen müssen. Daher sind sie exklusiver und unterstehen 
strengeren Beteiligungsbedingungen. Wie Luhmann (1978: 200f.) betont, 
hat der Ausschluss der Vielen zur Folge, dass Gesetzgebungen selbst in eine 
offizielle (öffentliche) und eine inoffizielle (nicht-öffentliche) Version zerfal- 
len. Bürokratische Verfahren schließlich dienen der Kopplung von Verwal- 
tung und Publikum und der Umsetzung politischer Planungsentscheidun- 
gen. Die Rationalität und Rechtmäßigkeit bürokratischer Verfahren dient 
Luhmann zufolge (1978: 123) der Überzeugung aufseiten des Publikums, 
dass alles mit rechten Dingen zugeht und die Entscheidungen als rechtmä- 
Big akzeptiert werden können. 

Fragt man nun nach der Machtverteilung innerhalb des politischen Sys- 
tems, dann zeigt sich mit Blick auf die Binnenstruktur der Demokratie, dass 
Macht nicht allein im Zentrum lokalisiert, sondern im System verteilt ist 
und mithin auch der Wechsel zwischen den beiden Seiten des Machtcodes 
vorgesehen und verfahrensmäßig abgesichert ist. Die funktionale Binnen- 
differenzierung in Parteipolitik, Verwaltung und Publikum wie auch die 
Etablierung von politischen Verfahren (Wahlverfahren, Gesetzgebung, bü- 
rokratische Verfahren) hat zur Folge, dass Macht ins Fließen kommt (vgl. 
Luhmann 1981a). Macht zirkuliert zwischen Parteipolitik, Verwaltung und 
Publikum in dem Sinne, dass ein Teilbereich jeweils Machtgrundlagen für 
die anderen bereitstellt, denn jeder Teilbereich ist in seinem Funktionieren 
auf Machtgrundlagen angewiesen, die er nicht selbst produzieren kann und 
von anderen beziehen muss. Besonders deutlich wird dies etwa im Verhält- 
nis von Politik und Verwaltung: Politik produziert legitime Macht, die die 
Verwaltung zum Zweck der Herstellung von Verbindlichkeiten nutzt. Ähn- 
liches gilt im Verhältnis von Publikum und Politik sowie von Verwaltung 
und Publikum. Funktionale Binnendifferenzierung und politische Verfah- 
ren bilden, so gesehen, die strukturelle Voraussetzung für Machtzirkulation 
und die Etablierung eines für das moderne politische System charakteristi- 
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schen doppelten Machtkreislaufs5 Luhmann (1975: 68; 1991b: 163) zufolge 
ist der informelle Kreislauf gewissermaßen der Schatten des offiziellen, er 
verdankt sich dem Umstand, dass Macht automatisch Gegenmacht erzeugt: 
die Angewiesenheit des Machthabers auf den Gehorsam und die Folgebe- 
reitschaft des Machtunterworfenen und die daraus hervorgehende Möglich- 
keit des Machtunterworfenen, Bedingungen stellen und deren Einhaltung 
wirkungsvoll einfordern zu können. Beide Kreisläufe speisen sich aus dem 

Vorhandensein entsprechender politischer Verfahren.° Sie lassen sich mit 

Luhmann (1981a: 45ff.) folgendermaßen beschreiben (vgl. Abb. 6): 

e Im offiziellen Kreislauf fließt die Macht vom Publikum über die Politik 
zur Verwaltung und von dort zum Publikum zurück. Es handelt sich 
hier um den am Idealtypus des Rechtsstaats orientierten formell-demo- 
kratischen Kreislauf der Macht. Das Publikum in der Rolle des Wäh- 
lers wählt auf der Grundlage politischer Programme Parteipolitiker in 
Machtpositionen, es ermächtigt diese auf dem Weg rechtlich geregelter 
Wahlverfahren zur Ausübung von Macht. Die gewählte Politik setzt im 
Zuge der Vorbereitung und Festlegung von politischen Programmen, 
so insbesondere im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren, verbindli- 
che Prioritäten für die Verwaltung. Die Verwaltung transformiert diese 
politischen Vorgaben in Entscheidungsprogramme und setzt diese im 
Rahmen von bürokratischen Verfahren um. Die Verwaltung bindet in 
ihren Entscheidungen das Publikum als Entscheidungsempfänger, wo- 
rauf dieses wiederum in politischen Wahlen oder sonstigen Meinungs- 
äußerungen darauf reagieren kann. 

e Im inoffiziellen Gegenkreislauf fließt politische Macht in umgekehrter 
Richtung von der Parteipolitik zum Publikum, vom Publikum zur Ver- 
waltung und von dort zurück zur Parteipolitik. Parteien suggerieren in 
ihren Programmen mittels Wahlkampfkommunikation den Wählern, 
wen sie aus welchen Gründen wählen sollen. Das Publikum wirkt auf 
verschiedenen, öffentlichen wie nicht-öffentlichen Kommunikations- 
kanälen auf die Verwaltung, auf Regierungen, Parlamente und die 
Verwaltungsbürokratie, ein. Die Verwaltung fertigt Gesetzesvorlagen 


5 | Die Idee des politischen Machtkreislaufs findet sich bereits in den frühen 
systemtheoretischen und kybernetischen Modellen des politischen Systems (vgl. 
Easton 1965a; Deutsch 1970) und später in der Pluralismustheorie. Ab Mitte der 
1960er Jahre erweiterte Luhmann (1994c; 1991b) diese Idee um einen informellen 
Gegenkreislauf, den er machttheoretisch begründete und mit Blick auf die Komple- 
xitätsgrenzen politischer Planung in die Diskussion einbrachte. Später wurde die 
Vorstellung eines doppelten Machtkreislaufs von Habermas (1992) und Peters (1993) 
aufgegriffen und unter Ausblendung komplexitätstheoretischer Argumente norma- 
tiv, gleichsam »kontrafaktisch« auf den Kopf gestellt. 

6 | Dies im Gegensatz zur Auffassung von Lange (2003: 128), der die Verfahren 
einseitig dem offiziellen Machtkreislauf zurechnet. Diese Auffassung vernachlässigt 
den Umstand, dass sich Verfahren selbst durch eine offizielle und inoffizielle Version 
auszeichnen, wobei Letztere wesentlich auf assoziierter Gegenmacht beruht. 
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für die Politik an und dominiert in parlamentarischen Kommissionen 
(Luhmann 1981a: 46). Luhmann (2000b: 264) zufolge stellt sich dieser 
Gegenkreislauf insbesondere unter Bedingungen hoher Komplexität ein 
und überlagert daher im »Normalfall« den offiziellen, rechtsstaatlich ge- 
regelten Kreislauf, der sich nur mehr in Konfliktfällen durchzusetzen 
vermag. 


Abbildung 6: Der doppelte Machtkreislauf des politischen Systems 


Gesetzgebung 


Wahlverfahren Bürokratische 


Verfahren 


Je höher also die Komplexität politischer Entscheidungen, desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sich Gegenmacht wirkungsvoll zur Geltung 
bringt. Im Rahmen von Wahlen und Sachabstimmungen steigt mit der 
Komplexität, d.h. mit der Vielheit und Verschiedenartigkeit politischer Pro- 
bleme und Lösungen, die Chance aufseiten der Parteipolitik, mittels poli- 
tischer Kommunikation den Meinungs- und Willensbildungsprozess der 
Wähler zu beeinflussen. Politisches Campaigning wird unter Bedingungen 
steigender politischer Komplexität eine zunehmend attraktive Option für die 
Parteipolitik in ihrer Suche nach Zustimmung. Das Publikum erhält unter 
Bedingungen hoher Komplexität Einflussmöglichkeiten auf die Verwaltung 
(»Lobbyismus«). Diese sieht sich bei der Ausarbeitung und Implementa- 
tion politischer und bürokratischer Programme mehr auf die Kooperation 
seitens der Adressaten aus dem Publikum verwiesen, und zwar zum einen 
aus Legitimationsgründen (Stichwort »Zivilgesellschaft«), zum anderen aus 
Effiizienzgründen, denn der Einbezug relevanter Publikumsorganisatio- 
nen kann der Informationsgewinnung und Konfliktminimierung dienen. 
Die Verwaltung schließlich erhält die Möglichkeit, auf politische Rekrutie- 
rungs- und Programmierungsprozesse Einfluss zu nehmen. Die steigende 
Komplexität politisch-rechtlicher Problemlagen zwingt zum Rückgriff auf 
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Informationen und Expertisen aus der Verwaltung. Parteipolitik verlagert 
sich in Kommissionen und Arbeitsgruppen, in denen Verwaltungsakteure 
dominieren oder wo diese selbst Vorlagen einbringen, die die Parlamente 
dann nur noch abzusegnen brauchen. Auf der Ebene der Organisationen 
kann es infolge dieser Machtflüsse zu mehr oder weniger stark ausgepräg- 
ten »Fremdprogrammierungen« kommen, an denen auch Politikberatung 
maßgeblichen Anteil hat 

Die besondere Struktur des politischen Systems, die die wechselseitige 
Beobachtung der politischen Beobachter in den Teilbereichen und damit das 
Fließen der Machtkreisläufe überhaupt ermöglicht, ist die öffentliche Mei- 
nung. Das Bezugsproblem kann mit Luhmann (1994a: 9f.) in der Komplexi- 
tät des politisch Möglichen gesehen werden. Öffentliche Meinung reduziert 
diese Komplexität im Zuge der Selektion und Institutionalisierung von The- 
men der politischen Kommunikation. Institutionalisierung bedeutet, dass 
die Themen der öffentlichen Meinung allgemein bekannt, und als bekannt 
akzeptiert sind (Luhmann 1994a: 22), womit sie zum Zwecke anschlussfä- 
higer politischer Kommunikation gewissermaßen unhinterfragt und risiko- 
los benutzt werden können. Dies unterstreicht die politische Relevanz der 
öffentlichen Meinung, denn die Herstellung von kollektiv bindenden Ent- 
scheidungen setzt Themen voraus, die allgemein (kollektiv) bekannt sind 
und Aussicht auf kollektive Verbindlichkeit haben. Öffentliche Meinung 
stellt damit ein wichtiges Beobachtungsmedium des politischen Systems 
dar. Anhand der öffentlichen Meinung kann man von überall im System 
beobachten, welche Themen akzeptiert sind und im politischen Prozess zur 
Diskussion stehen. Das Medium lenkt die vielfältigen Beobachtungen im 
System auf sich, reflektiert sie zu den Beobachtern zurück und informiert 
diese über die Themenprioritäten. Sie zeigt damit nicht allein Themen an, 
sie setzt zugleich auch die Beobachtung und den kommunikativen Umgang 
mit Themen der Beobachtung aus. Genau dies wird mit der häufig verwen- 
deten Spiegelmetapher auf den Punkt gebracht (vgl. dazu Luhmann 1993; 
Marcinkowski 2002): Man blickt in den Spiegel der öffentlichen Meinung 
hinein, sieht nicht durch ihn hindurch, sieht aber sich selbst und andere, wie 
sie sich vor dem Spiegel »für« den Spiegel bewegen und präsentieren (vgl. 


7 | Als Beispiele aus der Forschung seien hier die Politisierung der Verwal- 
tungsbürokratie (vgl. Japp 1994: 134f.), die Bürokratisierung von Parteien (vgl. Katz/ 
Mair 1995), die »Pragmatisierung« der Verwaltungsbürokratie im Umgang mit dem 
Publikum (vgl. Treutner 1994) oder die Popularisierung des Parteienwettstreits in 
der »Mediendemokratie« (Sarcinelli 1998) genannt. Diese Tendenzen sind konjunk- 
turell bedingt und betreffen die operative Ausrichtung von Organisationen und par- 
tiell von institutionellen Normen innerhalb der politischen Teilbereiche, sie ändern 
jedoch nicht die Funktionslogik der Bereiche als solche. 

8 | Spätestens hier wird denn auch deutlich, dass zu viel und zu breite Delibe- 
ration aufgrund ihrer hohen sachlich-inhaltlichen Voraussetzungen, ihrer Zeitauf- 
wendigkeit und sozialen Konflikthaltigkeit die Funktionsfähigkeit von öffentlicher 
Meinung auch belastend sein kann. 
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Luhmann 1992: 84). Öffentliche Meinung ermöglicht somit nicht nur Be- 
obachtungen erster Ordnung (welche Themen?), sie drängt darüber hinaus 
zur Beobachtung zweiter Ordnung (wer präsentiert die Themen auf welche 
Weise?). Auf diese Weise erzeugt öffentliche Meinung eine reale politische 
Wirklichkeit zweiter Ordnung, die einen hohen Informationswert besitzt, 
da sich alle an ihr orientieren und sie politische Komplexität für alle auf 
ein greifbares und bearbeitbares Ausmaß reduziert - und dies gerade durch 
ihre Ausrichtung an der massenmedialen Logik und ihre Tendenz zur Per- 
sonalisierung, Moralisierung und Dramatisierung.? 

Von Bedeutung ist, dass der Spiegel der öffentlichen Meinung eine all- 
gemeine politische Relevanz besitzt, die die verschiedenen Teilbereiche des 
politischen Systems umgreift. Öffentliche Meinung kann von überall her be- 
obachtet und bearbeitet werden. Dadurch ermöglicht sie nicht allein Selbst- 
beobachtung, so etwa der Parteipolitik, der Verwaltung oder des Publikums, 
sie dient auch als Grundlage für Fremdbeobachtung, d.h. für die wechselsei- 
tige Beobachtung der politischen Subsysteme und der Grenzen dazwischen. 
Parteipolitik beobachtet anhand der öffentlichen Meinung ihr Publikum, 
dessen Themenprioritäten, Motive und Interessen und reagiert kommuni- 
kativ darauf. Das Publikum beobachtet die Parteipolitik auf ihre Themen 
und Programme hin und rechnet auf Motive zu. Die politischen Parteien 
beobachten sich wechselseitig, wie sie vor Publikum auftreten, und nehmen 
dies zum Anlass strategischer Kampagnenkommunikation. Verwaltung 
beobachtet das Publikum auf dessen Themenprioritäten hin, rechnet auf 
Interessen zu und reagiert kommunikativ auf dieses. Das Publikum macht 
sich ein Bild von der Themenagenda der Verwaltung und reagiert darauf 
durch Anmeldung und Anmahnung von Themen und Verantwortlichkeit. 


9 | Die Themenstruktur der öffentlichen Meinung wird wesentlich durch die 
Selektionen der Massenmedien geprägt. Die Massenmedien können als die domi- 
nanten »Formgeber der öffentlichen Meinung« (Marcinkowski 2002: 90) verstanden 
werden, zumal auch politische Öffentlichkeitsarbeit oder Demoskopie (als weitere 
Formgeber) wesentlich auf die Thematisierungs- und Verbreitungsleistungen der 
Massenmedien angewiesen sind. Was als Thema in der öffentlichen Meinung be- 
handelt werden will, muss vorab die code- und programmspezifischen »Selektoren« 
(Luhmann 1996b: 41, 53ff.) bzw. die Nachrichtenwertlogik (Schulz 2008: 89ff.) der 
Massenmedien passieren. Aufgrund der massenmedialen Formgebung zeichnen 
sich die Themen der öffentlichen Meinung durch besondere sachliche, zeitliche und 
soziale Merkmale aus. In sachlicher Hinsicht weisen sie nachrichtenwertspezifische 
Qualitäten wie Aktualität, Konfliktivität, Negativität, Personalisierung und Morali- 
sierung auf, in zeitlicher Hinsicht zeichnen sich die Themen durch besondere Kar- 
rieremuster aus (vgl. auch Luhmann 1994a: 18f.). Ihre zeitliche Dynamik und Rhyth- 
mik sind Folge der medialen Logik der Aktualitätserzeugung. In sozialer Hinsicht 
schließlich zeichnen die Themen sich durch niedrige Zugangs- und Verstehenssch- 
wellen aus: Möglichst alle sollen ohne viel politisches Vorwissen die Themen verste- 
hen und akzeptieren können, dabei fördert die Moralisierung und Personalisierung 
das Ausmaß an Betroffenheit und die Aussicht auf Themenakzeptanz. 
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Parteipolitik und Verwaltung beobachten sich ebenfalls im Medium der öf- 
fentlichen Meinung, vergewissern sich über die Themenprioritäten und die 
damit einhergehenden Interessen des Gegenübers, wirken darauf ein und 
setzen sich gleichzeitig der Beobachtung durch das Publikum aus. Diese 
wechselseitigen Beobachtungsverhältnisse und damit auch das Fließen des 
doppelten Machtkreislaufs werden dadurch möglich, dass öffentliche Mei- 
nung als Medium der Beobachtung zweiter Ordnung politikweit und über 
die Grenzen des politischen Systems und der politischen Teilbereiche hin- 
weg als Spiegel zur Verfügung steht und den politischen Kommunikations- 
prozess informiert. 


V. Form und Formen der politischen Kommunikation 


Nachdem die Funktion des modernen politischen Systems und die besonde- 
ren Strukturbedingungen bestimmt wurden, soll es im Folgenden um die 
Prozessdimension gehen. Was sind die basalen Operationen des politischen 
Systems und wie werden sie zu Prozessen verknüpft? In Anlehnung an die 
obigen Ausführungen zur Kommunikationsform (vgl. Kap. 2.2.1) werden 
auch die Operationen des politischen Systems als Kommunikationen ge- 
fasst, genauer: als politische Kommunikationen. Der doppelte Machtkreis- 
lauf des politischen Systems muss als politischer Kommunikationsprozess 
verstanden werden. Denn Macht und ihre Zirkulation setzt Kommunikation 
voraus, so wie auch die Verknüpfung von politischen Kommunikationen, 
d.h. der Anschluss von politischer Kommunikation an politische Kommuni- 
kation, das Medium der Macht voraussetzt. Macht und politische Kommu- 
nikation stehen insofern in einem wechselseitigen Bedingungsverhältnis. 
Was politische Kommunikation genau ist und in welcher Beziehung sie zu 
Macht steht, soll im Folgenden gezeigt werden. Die Klärung dieser Frage ist 
insofern von Bedeutung, als sie mit Blick auf Politikberatung eine Bestim- 
mung des Verhältnisses von politischer Kommunikation und Beratungs- 
kommunikation ermöglicht. 

In der politischen Kommunikationsforschung wird politische Kommu- 
nikation üblicherweise als Darstellung von Politik gefasst und von Entschei- 
dungspolitik unterschieden. Darstellungspolitik erscheint als »symbolische« 
Doppelung der »materiellen Politik« (vgl. Edelman 1976; Schelsky 1983; Sar- 
cinelli 2005). Die Herstellung von kollektiv bindenden Entscheidungen wird 
in dieser Tradition der Entscheidungspolitik zugerechnet und typischerwei- 
seim Zentrum des politischen Systems, im Staat bzw. in parlamentarischen 
und administrativen Arenen, lokalisiert. Die »Darstellungspolitik« dagegen 
bezieht sich auf die wie immer realitätsgetreue oder verzerrende Darstel- 
lung von substanzieller »Entscheidungspolitik« in der medienöffentlichen 
Arena. Sie richtet sich an das politische Publikum als Adressat und bedient 
sich unterschiedlicher, medienzentrierter Stile der Aufmerksamkeitserzeu- 
gung wie der Personalisierung, Dramatisierung oder Skandalisierung (vgl. 
Sarcinelli 2005: 99ff.). Was den Stellenwert der Darstellungspolitik angeht, 
so wird davon ausgegangen, dass diese im Laufe der gesellschaftlichen und 
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politischen Entwicklung wichtiger geworden ist (Stichwort »Mediengesell- 
schaft«) und tendenziell beginnt, sich von der eigentlichen Entscheidungs- 
politik loszulösen bzw. diese zu überformen oder zu kolonisieren (vgl. Mey- 
er 2001)." 

In systemtheoretischer Perspektive übergreifende Leitdifferenz von 
Politikherstellung und Politikdarstellung liegt dabei ganz auf der Linie poli- 
tischer wie medialer Selbstbeschreibung (zur Kritik vgl. Luhmann ı99ıb: 
173; Japp/Kusche 2004: 513, 523; Kusche 2008b: &ıf.)", sie greift im Hinblick 
auf eine angemessene Beschreibung politischer Kommunikation jedoch zu 
kurz, da sie den kommunikativen Charakter politischer Interessenvermitt- 
lung nicht ausreichend würdigt. Denn: Politische Kommunikation ist mehr 
als ein bloßes Mittel zur symbolischen Darstellung von politischen Ent- 
scheidungen, sie muss selbst als »Bestandteil der Politik« gesehen werden 
(Saxer 1998: 25; Jarren/Donges 2006: 22). In eine ähnliche Richtung stößt 


10 | Während die Politikwissenschaft den Einfluss der Darstellungspolitik üb- 
licherweise relativiert und die »Eigenlogik des Politischen« betont (vgl. Beyme 1994: 
334; Kaase 1998; Sarcinelli 2004), tendiert die Publizistikwissenschaft dazu, wahl- 
kampfbezogene Thesen wie die »Amerikanisierung« oder die »Modernisierung« der 
politischen Kommunikation Pars pro Toto auf das gesamte politische System zu über- 
tragen und die »Mediatisierung der Politik« zu behaupten (vgl. Blumler/Kavanagh 
1999; Mazzoleni/Schulz 1999; Vowe 2006; kritisch Marcinkowski/Steiner 2009). 

11 | Allerdings sollte hier das Kind nicht mit dem Bade ausgeschüttet werden: 
»Herstellung« und »Darstellung« zeichnet sich zweifellos durch eine Affinität zu 
politischen Selbstbeschreibungen aus, allerdings ist es auch eine wissenschaftliche 
Semantik, die zu Theorien und Modellen führt, die im Wissenschaftssystem konsen- 
tiert sind und wissenschaftliche Forschung erfolgreich (will heißen: anschlussfähig) 
informieren. Darüber hinaus wird diese Differenz in der politischen Kommunika- 
tionsforschung schon seit längerer Zeit kritisch hinterfragt (vgl. bereits Saxer 1998). 
Die Reduktion dieses Begriffspaars auf eine politische Semantik verkennt die wissen- 
schaftliche Referenz dieser Begriffe und suggeriert, dass allein die systemtheoreti- 
sche Beschreibung von politischer Kommunikation Wissenschaftlichkeit beanspru- 
chen kann. Dies ist mit Blick auf die begrenzte Anschlussfähigkeit systemtheoreti- 
scher Beschreibungen innerhalb der »jungen Forschungsrichtung der politischen 
Kommunikationsforschung« (Kusche 2008a: 273) kontraintuitiv. Umgekehrt wäre 
es im Übrigen genauso verfehlt, die Systemtheorie aufgrund gewisser Ähnlichkeiten 
mit neoliberalen Gesellschaftsvorstellungen auf eine konservative politische Selbst- 
beschreibung zu reduzieren. Man sollte Begriffe nicht vorschnell auf bestimmte 
Systemreferenzen zurechnen, denn sie können innerhalb unterschiedlicher Systeme 
Anschluss finden und Anlass zu Selbst- und Fremdbeschreibungen geben. Auch auf 
diese Weise entstehen strukturelle Kopplungen, die mitunter auch problematische 
Folgen für Systeme haben können, so wenn an Begriffen unreflektiert angeschlossen 
wird (so z.B. die besagte Differenz von Entscheidung und Darstellung). Auch dies ist 
ein Grund, die Geschlossenheit von Systemen nicht einfach unreflektiert vorauszu- 
setzen (Stichwort: Autopoiesis), sondern selbst zum Gegenstand empirischer For- 
schung zu machen. 
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auch die Kritik aus kultursoziologischer Perspektive, die die kommunikative 
Inszenierung, das Ritual und die Personalisierung als Kern der politischen 
Repräsentation und damit des Politischen überhaupt sieht (vgl. Hitzler 
1996; Soeffner/Tänzler 2002). Das Phänomen medialisierter »Politikinsze- 
nierung« erscheint hier nicht so sehr als Verfallsform des Politischen, als 
vielmehr als Figuration politischer Repräsentation unter Bedingungen mo- 
derner Massengesellschaften (vgl. Soeffner/Tänzler 2002: 25f.). 

Es dürfte vor diesem Hintergrund klar sein, dass ein angemessenes Ver- 
ständnis von politischer Kommunikation fundamentaler ansetzen muss 
und sich nicht auf die Beschreibung von medienvermittelter Kommunika- 
tion oder gar auf Wahlkampfkommunikation beschränken kann. Die theo- 
retischen Voraussetzungen hierfür wurden mit dem systemtheoretischen 
Kommunikations- und Politikbegriff gelegt. Im Rückgriff auf den bereits 
eingeführten Kommunikationsbegriff möchte ich politische Kommunika- 
tion als besondere Form der allgemeinen Kommunikationsform bestimmen. 
Politische Kommunikation ist demzufolge ein Ereignis oder eine Operation, 
welche die drei Selektionen Information, Mitteilung und Verstehen zur Ein- 
heit bringt. Sie involviert mindestens zwei verschiedene Beobachter als Trä- 
ger von Rollen, die Informationen auswählen, sich für eine bestimmte Art 
und Weise der Mitteilung entscheiden und die mitgeteilten Informationen 
verstehen.” Die drei Selektionen werden im wechselseitigen Rekurs aufein- 
ander vollzogen und können nicht getrennt voneinander begriffen werden. 
Als Prozess vollzieht sich politische Kommunikation im Anschluss von poli- 
tischer Kommunikation an politische Kommunikation. Dieser Prozess kann 
zu Systembildung führen bzw. zum Fortbestehen von Kommunikationssys- 
temen beitragen. 

Die Form der politischen Kommunikation lässt sich von anderen For- 
men der Kommunikation - so etwa der Beratungskommunikation oder 
ökonomischer, rechtlicher, wissenschaftlicher, religiöser Kommunikation 
etc. — unterscheiden. Die ausschlaggebende Differenz liegt in der Art und 
Weise, wie beobachtet und auf welche Strukturen hin Informationen aus- 
gewählt, mitgeteilt und verstanden werden sowie auf welches Medium die 
Kommunikation zurückgreift, um ihre Anschlussfähigkeit sicherzustellen. 
Die Besonderheit politischer Kommunikation liegt darin, dass sie sich pri- 
mär auf die politische Funktion, d.h. auf die Herstellung kollektiv bindender 
Entscheidungen bezieht und sich demzufolge zwangsläufig innerhalb des 


12 | Die in der politischen Kommunikationsforschung vorherrschende hand- 
lungstheoretische Bestimmung und die lineare Transmissionsvorstellung (Crozier 
2007: 6f.) greifen klar zu kurz, wenn sie politische Kommunikation einseitig vom 
Kommunikator her denkt bzw. auf dessen Intentionen und Ziele reduziert. Politi- 
sche Kommunikation ist gerade kein linearer Prozess von A (Kommunikator) nach 
B (Rezipient), der im Sinne des voter-persuasion-paradigm Veränderungen von Ein- 
stellungen und/oder Verhalten der Rezipienten bewirkt. Es ist ein rekursiver Prozess 
zwischen Beobachtern, der auf beiden Seiten autonome Beobachtungs- und Selek- 
tionsleistungen voraussetzt. 
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politischen Systems ereignet (vgl. dazu auch Luhmann 2000b: 81). Umge- 
kehrt gilt: Das politische System besteht aus politischen Kommunikationen 
und stellt seine Funktionsfähigkeit durch politische Kommunikation sicher. 
Politische Kommunikation ist gewissermaßen der modus operandi des poli- 
tischen Systems. Das heißt, dass innerhalb anderer Funktionssysteme keine 
politische Kommunikation vorkommt, sondern je nachdem ökonomische, 
religiöse, wissenschaftliche, massenmediale etc. Kommunikationen. Es 
heißt auch, dass (Politik-)Beratung idealtypisch in der Umwelt des politi- 
schen Systems stattfindet (vgl. Kap. 5.1). Es bedeutet nicht, dass eine Wirt- 
schaftsorganisation (z.B. ein Unternehmen) keine politischen Entscheidun- 
gen beeinflussen und zu diesem Zweck politisch kommunizieren kann. Die 
Wirtschaftsorganisation bzw. deren Repräsentanten müssen sich in diesem 
Fall jedoch an der politischen Funktion orientieren und sich der Logik der 
Macht fügen sowie sich nach Maßgabe politischer Rollen in das politische 
System inkludieren, ansonsten bleibt ihr Beeinflussungsversuch folgenlos. 

In diesem Sinne lässt sich politische Kommunikation in Anlehnung 
an Luhmanns (2000b: 254) Vorschlag als jede Kommunikation, die dazu 
dient, kollektiv bindende Entscheidungen vorzubereiten, herzustellen und 
durchzusetzen, definieren. Es handelt sich, mit anderen Worten, um alljene 
Kommunikationen, die sich rekursiv (vorgreifend oder zurückgreifend) an 
den Prozessen kollektiv bindenden Entscheidens orientieren. Das Spektrum 
politischer Kommunikation ist in dieser Definition weit bemessen, es reicht 
von der Politisierung von Themen im Sinne einer themenbezogenen An- 
meldung von politischem Entscheidungsbedarf, der Mobilisierung von poli- 
tischer Unterstützung und Zustimmung, der Aggregation von politischen 
Interessen und Ansprüchen, ihrer Artikulation gegenüber Entscheidungs- 
stellen, bis hin zur konkreten Entscheidungserarbeitung im politischen 
Zentrum und der Implementation und Durchsetzung von politischen Ent- 
scheidungen (vgl. auch Nassehi 2003: 147). An diesen Kommunikationen 
können sich prinzipiell alle kommunikationsfähigen, d.h. mitteilungsfähi- 
gen und adressierbaren Beobachter (d.h. Organisationen und Personen) be- 
teiligen. 

Diese formale Definition von politischer Kommunikation macht explizit 
deutlich, dass politische Kommunikation mehr umfasst als obige »Darstel- 
lungspolitik«, das Reden über politische Entscheidungen im Rahmen von 
Parteitagen oder Wahlkämpfen. Der politische Entscheidungsprozess als 
solcher beruht konstitutiv auf Kommunikation, denn andernfalls könnten 
überhaupt keine Entscheidungen gefällt geschweige denn durchgesetzt wer- 
den. Jede Entscheidung setzt Informationen voraus, die mitgeteilt und ver- 
standen werden, andernfalls wären weder das Problem noch die Lösungen 
bekannt und kollektiv entscheidbar. Auch die Umsetzung von gefällten Ent- 
scheidungen setzt die Mitteilung von Informationen und das Verstehen auf- 
seiten der Betroffenen voraus, ansonsten wären sie für diese weder sichtbar 
noch akzeptierbar. Politik ist demnach weder der politischen Kommunika- 
tion entgegengesetzt (als »Entscheidungspolitik«), noch ist politische Kom- 
munikation lediglich ein (wenn auch zentraler) Teil der Politik. Politik ist 
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vielmehr selbst Kommunikation (vgl. bereits Deutsch 1970; Meadow 1980). 
Deutlich wird schließlich auch, dass sich politische Kommunikation nicht 
auf massenmediale Politikberichterstattung (z.B. Schulz 1997; Schönbach 
1998: ı14f.) reduzieren lässt, denn massenmediale Kommunikation wird 
erst dann zu politischer Kommunikation, wenn sie primär auf die Beein- 
flussung politischer Entscheidungen abzielt und die Erzeugung von Auf- 
merksamkeit und Publizität diesem Ziel unterordnet. Dann und nur dann 
werden auch Organisationen und Personen aus dem Medienbereich zu poli- 
tischen Akteuren. 

Wenn der politische Funktionsbezug die differentia specifica der politi- 
schen Kommunikationsform ist, dann stellt sich die Frage, was denn die 
spezifische Logik dieser Form auszeichnet. Politische Kommunikation zielt 
auf eine Beeinflussung des politischen Entscheidungsprozesses. Es geht 
darum, im politischen System kommunikative Anschlüsse zu erzielen, die 
den politischen Entscheidungsprozess in eine wünschenswerte Richtung 
lenken. Politische Kommunikation ist von ihrer Intention her insofern per- 
suasiv und mehr oder weniger strategisch ausgerichtet. Ein solcher Stra- 
tegiebezug ist für politische Kommunikation zwar nicht notwendig, er ist 
jedoch charakteristisch. Persuasive politische Strategien können dabei eben- 
so die »Dissimulation von persuasiven Absichten« (Saxer 1998: 35), die »In- 
szenierung von Authentizität« (Tänzler 2003: 1028) oder die Bereitstellung 
von Sachinformationen und guten Gründen beinhalten. Information und 
Selbstdarstellung sind insofern keine von der Persuasion unterscheidbaren, 
gewissermaßen selbstgenügsamen Funktionen der politischen Kommuni- 
kation (so z.B. Bentele 1998: 141), sie sind als politische Kommunikation viel- 
mehr selbst Teil einer persuasiv angelegten Kommunikationsform. 

Im Rekurs auf die Kommunikationsform liegt jedoch auf der Hand, dass 
politische Kommunikation in ihrem Vollzug nicht mit dieser Intention zu- 
sammenfällt. Die notwendige Differenz von mitgeteilter und verstandener 
Information, von intendierter Wirkung und nicht intendierten Folgen, führt 
dazu, dass politische Kommunikation eben kein linearer Transmissions- 
vorgang ist, dass die Effekte der Kommunikation für den Mitteilenden nie 
kontrollierbar sind und daher stets unsicher und riskant bleiben. Dies gilt ja 
in besonderer Weise für politische Kommunikation, da hier Beeinflussung 
zwangsläufig in Rechnung gestellt wird und dies das Verstehen unberechen- 
bar macht - der Adressat hegt einen Motivverdacht, der seinen Blick auf die 
Mitteilungskomponente der Kommunikation lenkt und Informationen kon- 
traintuitiv bricht. Politische Kommunikation ist insofern strategisch-persua- 
siv in ihrer Intention, hochgradig unsicher in ihren Effekten und riskant in 
ihrem Vollzug. Dies prädestiniert sie geradezu für Beratungszwecke, die auf 
kommunikativem Weg die Risiken der Kommunikation zu absorbieren ver- 
suchen: Man will beeinflussen, weiß aber nicht wie, und greift deshalb auf 
Beratung zurück. 

Die obige Frage nach der Logik der politischen Kommunikation verweist 
auf den politischen Code der Macht, der den Funktionsbezug strukturell 
absichert und an dem sich folglich auch die funktionsbezogenen Operatio- 
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nen ausrichten. Politische Kommunikation steht hierbei in einem doppel- 
ten Bedingungsverhältnis zu Macht. Auf der einen Seite orientiert sie sich 
am Code der Macht und stellt selbst die Möglichkeit dar, an die Macht zu 
gelangen, dort zu verbleiben und die Machtunterlegenheit zu vermeiden. 
Politische Kommunikation ist hier also das Medium, durch das sich das poli- 
tische Spiel der Macht vollzieht, wobei die Machtüberlegenheit mit dem per- 
suasiven Ziel der politischen Kommunikation, der effektiven Beeinflussung 
des politischen Entscheidungsprozesses, zusammenfällt. Auf der anderen 
Seite stellt Macht das Medium dar, das durch politische Kommunikation 
geformt werden muss, um Wirksamkeit zu erlangen. Macht muss mit Nas- 
sehi (2002: 46f.) kommunikativ zur Geltung gebracht, gleichsam sichtbar 
gemacht werden, um motivieren zu können. Politische Kommunikation ist 
in diesem Fall explizit Machtkommunikation, eine Kommunikation, die ne- 
gative Sanktionen androht bzw. solche in Aussicht stellt, um sich Gehör zu 
schaffen. Daraus wird ersichtlich, dass nicht jede politische Kommunika- 
tion zwangsläufig Macht zur Geltung bringen muss. Wie Luhmann (20006: 
gof.) festhält: Der Großteil politischer Kommunikation dient nicht unmit- 
telbar dem Einsatz von Macht, vielmehr geht es um die Vorbereitung und 
Ausstattung von Drohkulissen, die Auslotung von Machtquellen oder auch 
um die effektive Schaffung von Machtgrundlagen - gewissermaßen in Anti- 
zipation auf zukünftige oder potenzielle Machtkommunikation. In diesen 
Fällen ist Macht lediglich Code bzw. Struktur (Zielwert), an der sich politi- 
sche Kommunikation orientiert. Machtkommunikation ist der Sonderfall, 
der Macht verwendet, um auf die positive Seite des Codes zu gelangen bzw. 
dort zu verbleiben. Diese direkte Form der Machtkommunikation bringt im- 
mer auch das Risiko mit, dass Macht selbst zum Thema der Kommunika- 
tion gemacht wird und diskreditiert werden kann. 

Wenn ich also politische Kommunikation als operativen Grundmodus 
des politischen Systems begreife, dann ist evident, dass sie sich weder auf 
Wahlkampfkommunikation noch auföffentliche politische Kommunikation 
reduzieren lässt. Politische Kommunikation kommt überall im politischen 
System vor, in Wahlkämpfen ebenso wie auf der Straße, an Stammtischen 
wie auf Parteitagen, in parlamentarischen Plenarsitzungen, in formellen Ta- 
rifrunden ebenso wie in den massenmedialen Arenen, in Nachrichtensen- 
dungen und Polit-Talkshows. An diesen Beispielen wird deutlich, wie vielge- 
staltig und wandelbar politische Kommunikation ist. Die allgemeine Form 
der politischen Kommunikation kontrastiert augenfällig mit den vielfältigen 
Formen der politischen Kommunikation, die empirisch beobachtbar sind. 
Um diese Komplexität zu reduzieren, will ich im Folgenden zwei Grund- 
formen politischer Kommunikation analytisch unterscheiden: Die eine zielt 
auf die indirekte Beeinflussung, die andere auf eine direkte Beeinflussung 
politischer Entscheidungen. Erstere richtet sich an die öffentliche Meinung, 
um deren Themenstruktur zu beeinflussen und auf diesem Weg Einfluss 
geltend zu machen, Letztere richtet sich direkt an politische Entschei- 
dungsträger, um mittels Inaussichtstellen negativer Sanktionen politische 
Entscheidungen zu beeinflussen. Indirekte Kommunikation ist außerdem 
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(medien-)öffentliche Kommunikation, die über öffentlichkeitswirksame 
Thematisierung die öffentliche Meinung in Form zu bringen versucht und 
dabei bevorzugt auf Werte rekurriert. Denn Werte erzeugen Betroffenheit, 
lassen an Themen politische Interessen (Meinungen) kristallisieren und 
diese Meinungen in einem ethischen Sinne als legitim, notwendig und ge- 
rechtfertigt erscheinen. Aus diesem Grund eignet sich Wertkommunikation 
hervorragend für Zwecke der indirekten politischen Kommunikation. Wäh- 
rend Macht das prädestinierte Medium der direkten politischen Kommu- 
nikation ist, setzen die indirekten Formen der politischen Kommunikation 
bevorzugt auf Werte und Moral. Direkte Kommunikation dagegen scheut 
das Licht der Öffentlichkeit gerade deshalb, weil sie auf Macht und nicht auf 
Werte rekurriert. 

Diesen beiden Grundformen lassen sich empirische Kommunikations- 
formen zuordnen: politische Public Relations und Campaigning als indirek- 
te Formen politischer Kommunikation auf der einen, politische Verhand- 
lung und Lobbying als direkte Formen politischer Kommunikation auf der 
anderen Seite.” Die These ist nun, dass es sich bei all diesen Formen um 
politische Kommunikationsformen handelt, dass sie sich jedoch im Hin- 
blick auf ihre Logik, ihren dominanten Kommunikationscode bzw. ihre 
primären Orientierungs- und Selektionskriterien sowie im Hinblick auf 
unterschiedliche Dimensionen der Kommunikation unterscheiden. Ferner 
unterscheiden sich die politischen Kommunikationsformen in Bezug auf 
die Verfahren und politischen Teilbereiche, in die sie primär involviert sind 
(vgl. Tab. 3). 


13 | Die Beschränkung auf diese vier Formen der politischen Kommunikation 
erfolgt aus pragmatischen Gründen, andere öffentliche wie nicht-öffentliche Formen 
der politischen Kommunikation (z.B. Wählen, parlamentarische Diskurse, Stamm- 
tischdiskussionen etc.) sind auch denkbar, werden im Folgenden jedoch ausgeklam- 
mert. 

14 | Diese Dimensionen betreffen den Grad an Formalität, d.h. das Ausmaß 
schriftlich fixierter Regelung der Kommunikation, das Ausmaß ihrer Öffentlichkeit 
sowie den Grad ihrer Sach- bzw. Symbolbezogenheit. Unter dem Sachbezug verstehe 
ich den Informationsaspekt einer Kommunikation, ihren konstativen Gehalt, unter 
dem Symbolbezug hingegen den Mitteilungsaspekt bzw. den repräsentativen oder 
performativen Gehalt. Kommunikator wie Rezipient können bei der Mitteilung bzw. 
dem Verstehen einer Information entweder den Informationsaspekt und die damit 
bezeichnete Sache oder den Mitteilungsaspekt und die damit symbolisierte Sozial- 
beziehung in den Vordergrund stellen. 
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Tabelle 3: Direkte und indirekte Formen der politischen Kommunikation 


Indirekte Direkte 
politische Kommunikation politische Kommunikation 
Formen | Politische PR Campaigning | Politische Lobbying 
Verhandlung 
Logik | Issuing Conflict Bargaining Pressure 
Code | Thema/ Sieg/ Bevorteilung/ Durchsetzung/ 
Nicht-Thema Niederlage Benachteili- Nicht-Durch- 
gung setzung 
Dimensio- 
nen 
Formalität | tief tief mittel tief 
Symbolbezug | hoch hoch tief tief 
Öffentlichkeit | hoch hoch tief tief-mittel 
Verfahren | alle Verfahren | primär alle Verfahren | primär Gesetz- 
Wahlen und gebung und 
Gesetzgebung bürokratische 
Verfahren 
Teilbereiche | Parteipolitik © | Parteipolitik > | Parteipolitik © | Parteipolitik > 
Verwaltung © | Publikum Verwaltung © | Verwaltung 
Publikum Publikum 
Kommunika- | PR-Praktiker Campaigner Verhandlungs- | Lobbyist 
tionsrolle partei 


Auf der einen Seite stehen Formen der politischen Kommunikation, die auf 
eine indirekte Beeinflussung des politischen Entscheidungsprozesses zielen, 
und zwar über die Beeinflussung der Themenstruktur der öffentlichen Mei- 
nung. Anschlüsse werden hier also nicht direkt erzielt, sondern über Themen- 
setzung und themenbezogener Informationsvermittlung (Thematisierung) 
(vgl. auch Jarren 1994: 654f.; Kusche 2008b: 237). Charakteristisch ist, dass 
politische Kommunikation zwar auf Macht referiert (man will auf die Seite der 
Macht kommen und nicht unterliegen), dass sie hierzu aber nicht selbst un- 
mittelbar Macht einsetzt, d.h. Sanktionen in Aussicht stellt. Stattdessen setzt 
sie auf Thematisierungen, die auf Drohungen weitgehend verzichten, die aber 
die potenzielle Macht der öffentlichen Meinung für eigene Zwecke fruchtbar 
machen wollen. Thematisierung meint die Politisierung von Themen der ge- 
sellschaftlichen Kommunikation, deren Durchsetzung innerhalb der öffent- 
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lichen Meinung sowie die Anbindung von Meinungen an diese Themen. 
Politische Kommunikation heißt hier, Themen lancieren, abschwächen oder 
blockieren, sie mit bestimmten Meinungen kurzschließen, Themen anderer 
erobern oder andere auf das Terrain eines Themas locken und bloßzustellen 
etc. (vgl. hierzu die instruktiven Ausführungen bei Baecker 2007b: 132ff.). 

Man will die eigenen Themen und Meinungen zum Bestandteil der öf- 
fentlichen Meinung machen, damit Politiker und Gegner sie fortan nicht 
mehr ignorieren können, ohne Zustimmung und damit die eigene Macht- 
position zu gefährden. Vom Umgang mit Themen und ihrer Verknüpfung 
mit Meinungen hängt es ab, ob und welche Erfolge im Spiel der Macht er- 
reicht werden können. Daran wird deutlich, dass dieser Modus der politi- 
schen Kommunikation typischerweise einen hohen Öffentlichkeitsgrad auf- 
weist und sich durch eine starke Gewichtung der Symboldimension sowie 
einen tiefen Formalitätsgrad auszeichnet. Er setzt auf Überzeugung mit 
allen Mitteln der medialen Rhetorik statt auf direkte Druckausübung, d.h. 
er überlässt die Druckausübung der öffentlichen Meinung. Dem Modus der 
Kommunikation lassen sich die Formen der politischen Public Relations 
und des Campaigning zuordnen. 

Politische Public Relations ist diejenige Form politischer Kommunikation, 
die auf eine kommunikative Bearbeitung und Beeinflussung der öffentli- 
chen Meinung abzielt, um Themen und daran gebundene Meinungen mit 
öffentlicher Aufmerksamkeit und Akzeptanz auszustatten (vgl. Jarren 1994). 
Auf diese Weise wird allgemeine Zustimmung im Sinne des diffuse support 
(Easton 1965b: 267ff.) gesteigert. Es geht darum, Themen zu politisieren, 
an ihnen politischen Entscheidungsbedarf sichtbar zu machen, und sie in- 
nerhalb der Themenstruktur der öffentlichen Meinung durchzusetzen. Es 
geht ferner darum, die etablierten Themen mit der eigenen Meinung zu be- 
setzen, d.h. die Themen so darzustellen, dass es zu ihnen nur eine Meinung 
(die eigene!) geben kann. Auf diese Weise wird öffentliche Aufmerksamkeit 
und Akzeptanz in diffuse politische Zustimmung verwandelt, denn man 
wird nun als legitimer Anwalt der Themen und Meinungen beobachtet und 
unterstützt. Dies wiederum setzt die politischen Gegner und Entscheider 
unter Druck, denn gegenteiligen Themenpräferenzen und Meinungen droht 
in diesem Fall der Entzug von Zustimmung und Unterstützung. Politische 
Public Relations meint also die politisch motivierte Bearbeitung der öffentli- 
chen Meinung über gezieltes Themenmanagement (vgl. auch Röttger 2003; 
Jarren/Donges 2006: 264ff.). 

Daran wird die ausgeprägte Orientierung an den Massenmedien als 
dominante Formgeber der öffentlichen Meinung und damit einhergehend 
an massenmedialen Kriterien der Aufmerksamkeitserzeugung deutlich. 
Die Massenmedien zeigen, mit welchen Themen man öffentliche Aufmerk- 


15 | »Akzeptanz« und »Zustimmung« erscheinen mir als Begriffe passender 
als »Vertrauen« (Bentele 1998; Ronneberger/Rühl 1992), »Verständigung« (Burkart 
2002) oder »Verständnis« (Grunig/Hunt 1984), denn sie bringen die strategisch-per- 
suasive Ausrichtung der politischen Public Relations besser zum Ausdruck. 
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samkeit generieren kann. Sie machen zugleich vor, wie bzw. nach welchen 
Regeln öffentliche Aufmerksamkeit am besten erzeugt werden kann. Die 
Ausrichtung an massenmedialen Nachrichtenwerten wie Neuheit, Konflikt, 
Negativität, Nähe, Personalisierung und Moralisierung und Wertkommuni- 
kation ist eine wichtige Anschlussbedingung für politische Public Relations. 
Die Ausrichtung an die »media logic« (Altheide/Snow 1979) ist eine wichtige 
Bedingung, um entweder direkt in der öffentlichen Meinung meinungsbil- 
dend zu wirken oder dies indirekt über Eingang in die politische Medienbe- 
richterstattung zu tun." Diese Bedingungen werden in der Literatur auch 
unter dem Begriff der »Medialisierung« bzw. der »Mediatisierung« disku- 
tiert (vgl. Schulz 2004; Donges 2005; Vowe 2006; kritisch dazu Marcinkow- 
ski/Steiner 2009). 

Die Logik der politischen Public Relations kann als Issuing bezeichnet 
werden. Es geht darum, Themen zu veröffentlichen, in der öffentlichen 
Meinung durchzusetzen (Themensetzung) und die daran gebundene Mei- 
nungsbildung zu führen und zu kontrollieren (Themendeutung). Die De- 
thematisierung von problematischen Themen durch Ablenkung bzw. Hin- 
lenkung zu anderen Themen ist hier ausdrücklich mit gemeint (vgl. Jar- 
ren/Röttger 2005: 3ıf.). Dies bedeutet gleichzeitig zu verhindern, dass die 
(eigenen) Themen von der Agenda verschwinden oder in nichtgewünschter 
Weise veröffentlicht und gedeutet werden. Dies setzt als Basis eine kontinu- 
ierliche Beobachtung der öffentlichen Meinung und der zeitlichen Dyna- 
mik ihrer Themenkarrieren sowie der massenmedialen Berichterstattung 
voraus (Themenbeobachtung). Was die kommunikativen Dimensionen an- 
geht, so weist politische Öffentlichkeitsarbeit einen ausgeprägten Öffent- 
lichkeits- und Symbolbezug sowie einen hohen Grad an Informalität auf. 
Dies unterscheidet sie von anderen, direkten Kommunikationsformen wie 
der Verhandlung oder dem Lobbying und bringt sie zugleich in die Nähe zur 
Kampagnenkommunikation, von der sie sich dadurch unterscheidet, dass 


16 | Auf dieser Grundlage kann es dann auch zu erhöhten kommunikativen 
Interaktionen zwischen Politik und Medien kommen, die auf den geregelten, wech- 
selseitigen Leistungsaustausch (Information gegen Publizität) ausgerichtet sind 
(vgl. Jarren/Donges 2006: 302ff.; Hoffmann 2003: 252f.). Dass es sich dabei nicht 
um einseitige Dependenz- oder Determinationsbeziehungen handelt, zeigt sich 
einerseits daran, dass sich die politische PR an den medialen Themenprioritäten 
sowie den medialen Selektions- und Darstellungskriterien anpassen können muss, 
um unter Bedingungen verschärfter Aufmerksamkeitskonkurrenz Aussicht auf Be- 
rücksichtigung zu haben, andererseits daran, dass sich die Politik nicht von ihren 
politischen Themen und Interessen abbringen lässt. Mit Blick auf die formellen 
und informellen Kontaktsysteme zwischen medialen und politischen Akteuren wä- 
re viel eher von »operativen Kopplungen« zwischen Medien- und Politiksystem zu 
sprechen, die die Produktion und Reproduktion einer Themenstruktur öffentlicher 
Meinung ermöglichen, die dann im Sinne einer »strukturellen Kopplung« Politik 
und Medien gleichermaßen orientiert und zu Kommunikationen veranlasst (vgl. 
Hoffmann 2003). 
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sie öffentliche Meinung unabhängig von konkreten Verfahren (Wahlen, Ab- 
stimmungen bzw. Gesetzgebung) bearbeitet, um diffuse Unterstützung im 
Sinne einer »license to operate« zu erhalten. Dies führt dazu, dass sie in weit 
weniger großem Ausmaß als das Campaigning der konfliktiven Logik und 
der thematischen, zeitlichen wie sozialen Zuspitzung unterliegt.” Aufgrund 
der Unabhängigkeit von besonderen Verfahren und der weitgehenden Vo- 
raussetzungslosigkeit was Sanktionsmöglichkeiten anbelangt, kann poli- 
tische Public Relations von Kommunikatoren aller politischer Teilbereiche 
durchgeführt werden: von organisierten Interessenvertretern aus dem Pub- 
likum ebenso wie von politischen Parteien und staatlichen Organisationen. 

Campaigning ist eine organisierte Form indirekter politischer Kommu- 
nikation, die auf die Themenstruktur der öffentlichen Meinung einwirkt, 
um Wahlen oder Abstimmungen zu gewinnen. Kampagnen entsprechen 
»organisierten Anstrengungen« (Norris 2002: 127f.) der Thematisierung 
zur Beeinflussung und Mobilisierung des Publikums als Stimmbürger, um 
so öffentliche Ämter bzw. Sachabstimmungen (Referenden oder Initiativen) 
zu gewinnen. Ähnlich wie bei der politischen Public Relations steht auch 
hier die indirekte Beeinflussung durch Setzung und Besetzung von The- 
men in der öffentlichen Meinung im Vordergrund — wenngleich auch die 
direkte Ansprache (z.B. direct mailing, GOTVs) eine Rolle spielt. Auch in 
diesen Fällen folgt die Kommunikation im Modus der Thematisierung und 
nicht im Modus der Androhung von negativen Sanktionen. Mithin gelten 
hier ähnliche Bedingungen wie bei der politischen Öffentlichkeitsarbeit. 
Der zentrale Unterschied besteht darin, dass Campaigning weniger diffuse 
als vielmehr spezifische Unterstützung im Sinne des specific support (Eas- 
ton 1965b: 267ff.) im Rahmen von sachlich, zeitlich und sozial begrenzten 
Verfahren der Wahl und Gesetzgebung (Volksabstimmungen) sucht. Das 
Ziel ist es, spezifische Unterstützung im Sinne von Wahlstimmen für mehr 
oder weniger konkrete politische Programme, Kandidaten oder politische 
Gesetzesvorlagen zu mobilisieren. Campaigning dient der Stimmenmaxi- 
mierung mit dem Ziel des Wahl- bzw. Abstimmungsgewinns und der Ver- 
meidung der Niederlage, was Ausdruck der artifiziellen Summenkonstanz 
ist, auf der diese Verfahren beruhen. 

Die Orientierung und Anpassung an massenmediale Nachrichten- 
werte, insbesondere natürlich an Konflikt, an Personalisierung sowie an 
Negativismus, spielt aufgrund dieser verfahrensbedingten Zuspitzung bei 
Wahl- und Abstimmungskampagnen eine große Rolle. In der Wahlkampf- 
forschung wird die vermeintlich globale Entwicklung hin zu »amerikani- 
sierten« Kampagnen, die sich ganz dem Modell des ressourcenaufwendi- 
gen, medienzentrierten Kandidatenwettstreits verschreiben, seit längerer 
Zeit — auch mit Blick auf die Rolle der Political Consultants — kontrovers 
diskutiert (vgl. Swanson/Mancini 1996; Farrell 1998; Plasser/Plasser 2002; 


17 | Ähnlich wird im Übrigen auch mit Blick auf die Unterscheidung von politi- 
scher PR zu politischem Marketing oder Werbung argumentiert (vgl. Jarren/Donges 
2006: 227; Bentele 1998: 131f.). 
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Dulio 2004). Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch die Be- 
deutungszunahme demoskopischer Meinungsumfragen im Kontext von 
Kampagnen, die auf eine Formung öffentlicher Meinung im Sinne des 
Kandidaten oder der Partei abzielen bzw. diese ermöglichen sollen (vgl. 
Raupp 2007). 

Campaigning findet somit unter besonderen Verfahrensbedingungen 
statt, was zur Folge hat, dass sie sich in ihrer Logik den Regeln eines mehr 
oder weniger konfliktiven Wettstreits um die Zustimmung und Unterstüt- 
zung des Publikums der Wähler und Stimmbürger anpasst. Es geht dar- 
um, mittels strategischer Thematisierung die öffentliche Meinungsbildung 
zu beeinflussen, um Siege (bei Wahlen bzw. Abstimmungen) zu erringen 
und Niederlagen zu vermeiden. Strategische Thematisierung erfolgt hier 
im Sinne des »deliberate priming« (Farrell/Kolodny/Medvic 2001: 16f.), es 
geht darum, Themen dringlich zu machen, sie exklusiv mit Kandidaten 
oder Parteien zu besetzen und sie auf diese Weise gleichzeitig dem Gegner 
zu entziehen. Campaigning bedient sich hierzu unterschiedlicher medialer 
wie nichtmedialer Instrumente, sie reichen von Medienarbeit und Werbung 
bis hin zu marketingorientierten Instrumenten (Meinungsumfragen, direk- 
te Zielgruppenansprache etc.) (vgl. Dulio 2004: 123ff.). Insgesamt zeichnet 
sich politische Wahlkampfkommunikation aufgrund der relativen Ferne zu 
sachpolitischen Fragen durch einen hohen Symbolbezug und einen ausge- 
prägten (Medien-)Öffentlichkeitsbezug aus, wogegen sich Abstimmungs- 
kampagnen generell durch stärkeren Sachbezug und argumentative Lo- 
giken auszeichnen (vgl. Marcinkowski 2005: 360). Der Grad an formeller 
Regelung der Kampagnenkommunikation ist schwach ausgeprägt, es han- 
delt sich insgesamt weitgehend um informelle Formen themenbezogener, 
öffentlicher Kommunikation. Was die sozialen Figurationen angeht, so legt 
der ausgeprägte Verfahrensbezug nahe, dass nicht alle politischen Akteure 
und Teilbereiche gleichermaßen in Kampagnenkommunikation involviert 
sind. Es treten v.a. Akteure aus der Parteipolitik als Kommunikatoren in 
Erscheinung, Adressat ist direkt die öffentliche Meinung und indirekt das 
Publikum in der Rolle des Wahl- und Stimmbürgers. 

Auf der anderen Seite stehen Formen der politischen Kommunikation, 
die auf eine direkte Beeinflussung von politischen Entscheidungen abzielen. 
Politische Anschlüsse werden hier auf direkte Weise über ein Inaussichtstel- 
len von negativen (und positiven) Sanktionen erreicht. Hier wird somit nicht 
nur auf Macht referiert, um Machtpositionen zu erreichen, sondern Macht 
wird unmittelbar als Medium der Kommunikation zur Durchsetzung von 
Interessen bzw. zur Erreichung von vorteilhaften Interessenkompromis- 
sen, eingesetzt. Sanktionierung bedeutet weniger, dass Sanktionen faktisch 
durchgeführt, sondern vielmehr wirkungsvoll angedroht werden. Negative 
Sanktionen können Unterschiedliches umfassen, so den Entzug von mate- 
riellen und immateriellen Unterstützungen (z.B. Geld, Know-how, Informa- 
tion), den Rückzug aus Kooperationen, die Verlagerung von Produktions- 
stätten und Arbeitsplätzen, die Mobilisierung von Protesten etc. Positive 
Sanktionierung bezieht sich demgegenüber auf das Unterlassen von negati- 


Das POLITISCHE SYSTEM ALS KoNnTexTUR | 167 


ven Sanktionen, d.h. die Zusicherung von Unterstützung, Kooperation etc. 
Als besonderer Fall negativer Sanktionierung fungiert dabei die Option, an 
die Öffentlichkeit zu gehen und mittels politischer Public Relations oder 
Kampagnenkommunikation die öffentliche Meinung ins Spiel zu bringen. 
Dies macht deutlich, dass sowohl das Vorhandensein von Interessen wie 
auch eines hinreichenden Macht- bzw. Sanktionspotenzials wichtig sind. 
Entsprechend stehen diese Formen der politischen Kommunikation nicht 
gleichermaßen allen Akteuren zur Verfügung. Der Öffentlichkeitsgrad von 
direkten Formen der politischen Kommunikation ist niedrig, da mit Pres- 
sionen und Drohungen gearbeitet wird, die öffentlich nicht oder nur unter 
bestimmten Bedingungen gezeigt werden können. Der direkte Bezug auf 
konkrete politische Interessen und Entscheidungen hat einen hohen Sach- 
bezug zur Folge, wenngleich auch hier v.a. in den »offiziellen« Versionen. 
Diesem Modus lassen sich politische Verhandlung und Lobbying als Kom- 
munikationsformen zuordnen. 

Politische Verhandlung ist eine Kommunikationsveranstaltung, die auf 
Kompromissbildung im Hinblick auf kollektive Entscheidungen zwischen 
Parteien mit unterschiedlichen, konfliktiven Interessen zielt. Sie ist damitin 
hohem Maße interaktiv, wobei die Verhandlungsparteien sich wechselseitig 
beobachten und ihre Ansprüche und Angebote laufend aufeinander abstim- 
men, was jedoch nichts an der Tatsache ändert, dass die Parteien im Rahmen 
der Kompromissbildung versuchen, ihre eigenen Interessen so gut es geht 
durchzubringen (vgl. Scharpf 2000: 197f.). Für die Beteiligten stellt die Ver- 
handlung eine Möglichkeit dar, politische Entscheidungen nach Maßgabe 
eigener Interessen zu beeinflussen, ohne aber andere Interessen zwingend 
außen vor zu lassen bzw. zu negieren. Darin unterscheidet sich die Verhand- 
lung vom Lobbying, bei dem es gerade nicht um Kompromissbildung geht, 
sondern um die »kompromisslose« Durchsetzung partikularer Interessen. 
Ferner unterscheidet sie sich darin auch vom Diskurs, der auf vernünfti- 
gen Konsens qua Überzeugung zielt und nicht auf kommunikative Beein- 
flussung und Interessendurchsetzung.® Die Verhandlung folgt idealtypisch 
der Logik des bargaining und nicht der Logik des arguing (vgl. Elster 1989: 
50f.; Saretzki 1996: 20). Die Verhandlung ist klar themenbezogen, wobei 
sie unterschiedliche Meinungen und daran gebundene Interessen zu diesen 
Themen zulässt und zum Abgleich bringt. Bei der Verhandlung besteht ein 
Konsens über Thema und Problemlösungsbedarf sowie darüber, dass nicht 
alle gleicher Meinung sind und gleiche Interessen haben. Diese Vorabver- 
ständigung ist die Voraussetzung dafür, dass Kompromisse gesucht und er- 
zielt werden können. 


18 | Der Diskurs ist im vorliegenden Zusammenhang - frei nach Habermas - 
gar nicht dem politischen System zuzurechnen und folgerichtig auch nicht als Form 
der politischen Kommunikation zu verstehen, da diese sich ja dadurch auszeichnet, 
dass sie auf Macht rekurriert, um politische Entscheidungen zu beeinflussen. Dis- 
kurse finden ihren Ort in einer wie immer definierten Lebenswelt, unter Freunden 
oder Intellektuellen. 
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Die Logik der Verhandlung zeichnet sich durch bargaining aus, bei der 
die themenspezifische Kompromissbildung unter der Bedingung partiku- 
larer Nutzenmaximierung der beteiligten Parteien bei konfliktiver Inter- 
essenlage erfolgt (vgl. Rubin/Brown 1975: 18). Jeder Beteiligte versucht auf 
kommunikativem Wege für sich maximale Vorteile und minimale Nachteile 
herauszuholen und rekurriert zu diesem Zweck auf implizite und explizite 
Drohungen (negative Sanktionen) und daran gebundene Versprechungen 
(positive Sanktionen) (vgl. Elster 1991: ıf.). Das Inaussichtstellen von negati- 
ven wie positiven Sanktionen, zu denen natürlich auch der Austritt aus der 
Verhandlung zählt, dient der Maximierung von Verhandlungsvorteilen und 
der Minimierung von Benachteiligung. Verhandlungen weisen einen hohen 
Sachbezug auf, denn die Kompromissbildung dreht sich um konkrete sach- 
politische Themen und Probleme, für die kollektive Lösungen gesucht wer- 
den. Im Spiel der Bevorteilung und Benachteiligung wird mit Pressionen, 
Versprechungen und Tauschangeboten gearbeitet, die gerade nicht öffent- 
lich gezeigt werden können und kaum formalisierbar sind. Verhandlungen 
zeichnen sich dementsprechend durch ein vergleichsweise geringes Maß an 
Öffentlichkeit aus. 

Dies bedeutet nicht, dass die Verhandlung nicht an die Öffentlichkeit 
getragen, öffentlich dargestellt und ihre Ergebnisse öffentlich beworben 
werden können. Gerade bei formell demokratischen Verhandlungen (z.B. 
parlamentarische Verhandlungen) spielt die öffentliche Darstellung mit- 
tels Public Relations eine wichtige Rolle im Hinblick auf die Legitimität der 
Verhandlungsergebnisse. Zudem stellt Öffentlichkeit ein Potenzial im Ver- 
handlungsprozess dar, das als Druckmittel (going public) eingesetzt werden 
kann, um eigenen Positionen Nachdruck zu verleihen. Was den Verfahrens- 
bezug von Verhandlungen angeht, so ist, ähnlich der politischen Public Re- 
lations, kein dominantes Verfahren auszumachen. Verhandlungen können 
im Kontext sämtlicher politischer Verfahren stattfinden, so im Rahmen von 
Wahlen, von Gesetzgebung oder auch von bürokratischen Verfahren. Ent- 
sprechend kommen unterschiedliche Akteure aus sämtlichen politischen 
Teilbereichen (Parteien, staatliche Organisationen, Interessengruppen) als 
Verhandlungsparteien in Betracht. Allein die mit Blick auf effiziente Kom- 
promissbildung notwendige »Exklusivität« von Verhandlungen (Scharpf 
2000: 198) und die machtbezogenen Voraussetzungen der Teilnahme limi- 
tieren das Spektrum möglicher Beteiligter. 

Lobbying schließlich entspricht einer direkten Form politischer Kommu- 
nikation, die auf die Durchsetzung partikularer Interessen gegenüber poli- 
tischen Entscheidungsträgern abzielt (vgl. z.B. Winter 2003; Wise 2007). 
Es geht hier nicht um Beeinflussung im Rahmen von Kompromissbildung, 
sondern um die direkte, »kompromisslose« Beeinflussung von politischen 
Entscheidungen und Entscheidungsträgern. Zum Ziel der Beeinflussung 
setzt Lobbying auf Druckausübung mittels eines Inaussichtstellens von 
negativen Sanktionen. Auf den Entscheidungsträger wird Druck ausgeübt, 
sodass dieser die in Anschlag gebrachten Interessen möglichst vollständig 
und unvermittelt in die Entscheidung einbringt. Es geht hier somit nicht 
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um Verständigung zwischen politischen Entscheidungsträgern und Inter- 
essenvertretern, auch nicht um einen wie immer gearteten Tauschhandel, 
sondern um einseitige Beeinflussung mittels Androhung von Sanktionen.” 
Schließlich erfolgt auch Lobbying themenbezogen, wobei in diesem Fall so- 
wohl Thema (politische Entscheidung) wie die themenbezogene Meinung 
und das daran gebundene Interesse feststehen und möglichst unvermittelt 
vom politischen Entscheidungsträger übernommen werden sollen. Hierin 
zeigt sich nicht allein der Unterschied zu indirekten Kommunikationsfor- 
men, bei denen Themen ja zunächst politisiert und gesetzt werden müssen, 
es zeigt sich auch der Gegensatz zur Verhandlung, wo Themen und Mei- 
nungen zwar ebenfalls feststehen, die Meinungen und Interessen jedoch 
vermittelt und zum Kompromiss gebracht werden. 

Lobbying folgt der Logik der Druckausübung (pressure), um auf die- 
se Weise eine möglichst unvermittelte Durchsetzung mehr oder weniger 
partikularer Interessen geltend zu machen. Die andere Seite des Codes, 
die Nicht-Durchsetzung von politischen Interessen, dient dabei als Nega- 
tivwert, der vermieden wird. Die Möglichkeit der Druckausübung hängt 
vom Potenzial an positiven und negativen Sanktionen ab, das für eigene 
Zwecke bzw. Interessen mobilisiert werden kann. Beim Lobbying spielen 
denn auch vorhandene und zugleich glaubhaft kommunizierbare Macht- 
grundlagen eine wichtige Rolle. Bei näherer Hinsicht können zwei unter- 
schiedliche Formen der lobbyistischen Einflussnahme unterschieden wer- 
den: Auf der einen Seite steht das klassische direkte Lobbying auf politische 
Entscheidungsträger in Parlament (legislatives Lobbying) und Verwaltung 
(exekutives Lobbying). Auf der anderen Seite steht die Beeinflussung politi- 
scher Entscheidungsträger über öffentliche Proteste und Streiks (indirektes 
oder »outside Lobbying«; vgl. Kollman 1998). Beide Formen bedienen sich 
der Sanktionierung und Druckausübung, wobei Letztere über den Weg der 
Öffentlichkeit geht, jedoch nicht zum Zwecke der öffentlichen Meinungs- 
bildung, sondern zum Zwecke der Beeinflussung konkreter Entscheidun- 
gen (z.B. Tarifverträge). Lobbying unterscheidet sich denn auch mit Blick 
auf die kommunikativen Dimensionen, den Verfahrensbezug sowie hin- 
sichtlich der sozialen Figurationen. Gegenüber indirekten Formen der poli- 
tischen Kommunikation zeichnet sich Lobbying durch einen ausgeprägten 
Sachbezug aus. Ähnliches gilt auch für den Öffentlichkeitsbezug von Lob- 
bying: Im Fall des direkten Lobbyings ist er praktisch kaum vorhanden, 
Proteste und Streiks hingegen spielen sich zumindest auf der Ebene der 
Themen- und Versammlungsöffentlichkeit ab. Gemeinsam ist den unter- 
schiedlichen Formen des Lobbyings ihr informeller Charakter sowie ein 
enger Verfahrensbezug. Die Akteure des Lobbyings sind organisierte In- 


19 | Die Tauschmetapher (»Information gegen Interessenberücksichtigung«; 
vgl. z.B. Sebaldt 1997: 327; Winter 2003: 41) verkennt, dass auch Kooperation und 
Information primär vor dem Hintergrund ihres Entzugs bzw. ihres Vorenthaltens 
einflussreich werden, um den »Austausch« dadurch zu erzwingen oder zumindest 
effektiv »nahe zu legen« (zur Persuasion durch Information vgl. Victor 2007: 831). 
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teressenvertreter aus dem Publikum, die mit einer hinreichenden Orga- 
nisations- und Konfliktfähigkeit (direktes Lobbying) oder mit ausreichend 
Resonanzfähigkeit gegenüber der Peripherie und dem Zentrum (Zugangs- 
möglichkeiten) ausgestattet sein müssen. 


5. Funktion und Form der Politikberatung 


Im Folgenden soll es darum gehen, die Ausführungen zur Funktion und 
Form von Beratung (Kap. 2) und zum politischen System (Kap. 4) zusam- 
menzuführen, um das Phänomen der Politikberatung aus seinem politi- 
schen Kontext heraus zu bestimmen und zu erklären. Auch diese Bestim- 
mung zielt zunächst auf das abstrakt Typische der Politikberatung: Sie ver- 
sucht zu zeigen, was Politikberatung in ihrer reinen Form ausmacht und 
wie sie idealtypisch funktioniert, um sodann mit Blick auf die Forschung 
unterschiedliche Formen differenzieren wie auch deren Grenzen mit Blick 
auf den Idealtypus zu identifizieren. Wie der Begriff »Politikberatung« be- 
reits deutlich macht, handelt es sich dabei um eine spezifische Form der 
allgemeinen Form der Beratung. Politikberatung ist Beratungskommunika- 
tion, sie vollzieht sich als kommunikativer Prozess zwischen ratsuchendem 
Entscheider und Berater. Sie verknüpft Beratungskommunikationen zu 
Prozessen, die Politikberatung als System konstituieren. Die Besonderheit 
von Politikberatung ergibt sich aus ihrem mittelbaren gesellschaftlichen 
Kontext. 


I. Die Funktion der Politikberatung 


Die Besonderheit der Politikberatung liegt darin, dass sie sich im Kontext 
des politischen Systems abspielt. Man könnte auch anders formulieren: dass 
sich Beratung das politische System zum relevanten gesellschaftlichen Kon- 
text nimmt. Darin unterscheidet sie sich von Erziehungsberatung und ihren 
Anwendungsformen (Kontext »Erziehungssystem«), von Wirtschaftsbe- 
ratung (»Wirtschaftssystem«), Rechtsberatung (»Rechtssystem«), Gesund- 
heitsberatung (»Gesundheitssystem«) etc. Der Begriff »Kontext« macht in 
diesem Zusammenhang zweierlei deutlich. Auf der einen Seite muss der 
Kontext des politischen Systems als Bedingung der Möglichkeit von Politik- 
beratung gesehen werden. Ohne politisches System kann es keine Politikbe- 
ratung geben, denn dieses gibt überhaupt erst Anlass zu Politikberatung, in- 
dem es laufend politische Entscheidungen produziert und reproduziert, mit 
denen Unsicherheit und Risiken einhergehen, die einen Bedarf an Politik- 
beratung nach sich ziehen. Darüber hinaus eröffnet das politische System 
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Beobachtungsmöglichkeiten, die für Zwecke der Politikberatung genutzt 
werden können. Mit dem Kontext sind aber auch unweigerlich Reflexions- 
grenzen angezeigt, die es durch Politikberatung zu beobachten und zu über- 
schreiten gilt. Politikberatung kann nur funktionieren, wenn sie sich auf 
ihren Kontext und die dort bestehenden Entscheidungsprobleme bezieht, 
sich zugleich aber von diesem Kontext unabhängig hält und sich reflexiv 
davon distanziert. Idealtypisch stellt das politische System somit Umwelt der 
Politikberatung dar: Politikberatung ereignet sich in der Umwelt des politi- 
schen Systems und gerade nicht »innerhalb« des politischen Systems. 

Wenn also gesagt wird, dass sich Politikberatung »im Kontext« des poli- 
tischen Systems vollzieht, dann meint das, dass sie ihren Anlass, ihr Thema, 
das politische Entscheidungsproblem, aus diesem Kontext bezieht, dass sie 
diesen Kontext der Reflexion aussetzt und überschreitet, und dadurch Be- 
obachtungsmöglichkeiten und Optionen schafft, die innerhalb nicht verfüg- 
bar sind. Ihre Autonomie ist die Voraussetzung ihrer Funktionsfähigkeit als 
Beratung. Die Problematik der Politikberatung besteht darin, dass sie in das 
politische System hineingezogen wird und ihre Reflexionsfähigkeit verliert. 
In funktionaler Hinsicht dient Politikberatung der Steigerung von politi- 
scher Reflexivität und auf diesem Weg von politischer Entscheidungsfähig- 
keit. Dass es sich dabei um politische Reflexivität und Entscheidungsfähig- 
keit handelt, ändert nichts an Tatsache, dass es sich um Beratung handelt. 
Anderes wäre der Fall, wenn Politikberatung primär oder ausschließlich 
der Herstellung und Durchsetzung von (bereits gefällten) politischen Ent- 
scheidungen dienen würde und nicht der Reflexivitätssteigerung. Beratung 
würde lediglich zum Vorwand der Entscheidungsdurchsetzung genommen 
und so zu einem einfachen Mittel der Herstellung und Durchsetzung von 
politischen Entscheidungen herabgesetzt.’ In funktionaler Hinsicht haben 
wir bei Politikberatung die gleiche Grundkonstellation wie bei Beratung 
allgemein. Politikberatung spielt sich zwischen ratsuchendem Entscheider 
und Berater, die sich durch unterschiedliche Beobachtungsstandpunkte und 
-perspektiven auszeichnen, ab. 

Im Fall der Politikberatung handelt es sich beim Ratsuchenden um 
einen politischen Entscheider, dessen Beobachtungsstandpunkt durch seinen 
Kontext (politisches System, politischer Teilbereich) festgelegt ist. Es greift 
allerdings zu kurz, den Ratsuchenden, wie im dualistischen Paradigma der 
Politikberatung, auf den Politiker bzw. auf politische Entscheidungsträger 
mit Amtsmacht - seien es Parlamentarier, Verwaltungsbeamte oder Regie- 
rungsvertreter — zu reduzieren (vgl. Saretzki 2007). Unter politischem Ent- 


1 | Die empirische Forschung zeigt, wenn auch oftmals implizit, dass eine sol- 
che Politisierung von Politikberatung häufig vorkommt (vgl. z.B. Rudloff 2008: 94). 
Entsprechend schwierig ist es für Wissenschaft und Praxis, politisierte Politikbera- 
tung von nichtpolitisierter empirisch zu trennen bzw. überhaupt erst analytisch zu 
unterscheiden. Umso wichtiger ist es, dass Politikberatung zumindest idealtypisch 
trennscharf gefasst wird und als Kommunikationsform von politischer Kommunika- 


tion unterschieden wird. 
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scheider ist vielmehr eine Person (bzw. Organisation) gemeint, die im Sinne 

ihrer politischen Interessen und Ansprüche auf den politischen Entschei- 

dungsprozess einzuwirken sucht. Es kann sich hier um staatliche Akteure 

(z.B. Verwaltungsbeamte, Regierungsvertreter), handeln, es kann sich aber 

auch um Parteipolitiker oder um Interessenvertreter aus dem Teilbereich 

des politischen Publikums (z.B. Verbandsvertreter, Wähler) handeln. Sie 
alle sind potenzielle Klienten der Politikberatung. Gemeinsam ist ihnen, 
dass sie aufgrund ihrer aktiven und passiven Inklusion in das politische Sys- 
tem von politischen Entscheidungen betroffen sind und diese beeinflussen 
wollen. Auch die kommunikative Einflussnahme muss als politisches Ent- 
scheidungsproblem gesehen werden, das je nach Stellung und politischem 

Kontext des Entscheiders anders aussieht und entsprechenden Beratungsbe- 

darf nach sich ziehen kann. Politische Entscheidungen sind dabei mit unter- 

schiedlichen Problemen und Risiken belastet: 

«  Sachdimension: Welche politischen Probleme und Sachalternativen (Lö- 
sungen) sind sachlich geboten und haben Aussicht auf Erfolg bzw. An- 
schlussfähigkeit? Wie müssen Probleme und Alternativen politisiert 
werden? Mit diesen Fragen geht das Risiko einher, auf die falschen Prob- 
leme, Alternativen und Themen zu setzen bzw. »falsch« zu politisieren. 

e  Zeitdimension: Welche zeitlichen Folgen haben Alternativen bzw. Ent- 
scheidungen? Wann oder bis wann muss entschieden werden, um be- 
stimmte Folgen zu bewirken und andere zu vermeiden? Damit geht das 
Risiko einher, zukünftige Folgen falsch zu vergegenwärtigen sowie den 
richtigen Zeitpunkt des Entscheidens zu verpassen. 

e  Sozialdimension: Welche sozialen Anspruchsgruppen (Entscheider, Be- 
troffene) sind relevant und welche Erwartungen haben sie? Wie steht 
es um die Zustimmungsbereitschaften und welche Konsens- und Dis- 
senschancen haben Alternativen? Das Risiko besteht hier, Anspruchs- 
gruppen falsch einzuschätzen und Widerstände und Dissens zu provo- 
zieren. 


Diese Dimensionen und Risiken politischen Entscheidens sind miteinander 
verschränkt. In unserem Zusammenhang von Bedeutung ist zunächst die 
Feststellung, dass politisches Entscheiden mit mehrfachen Unsicherheiten 
und Risiken verbunden ist, die für den politischen Entscheider zum Pro- 
blem werden und einen Bedarf an Politikberatung mit sich bringen (vgl. 
auch Kusche 2008b).” Diese Unsicherheiten sind direkter Ausdruck des 
Beobachtungsstandpunktes und der damit einhergehenden Blindheit des 
Entscheiders. Sein Nichtwissen über Probleme, Alternativen, Folgen und 
Zeitpunkte, über Erwartungen und Unterstützungsbereitschaften, ist ein 


2 | Kusches Kernargument lautet, dass politisches Entscheiden aufgrund sei- 
ner immanenten Unsicherheit und Riskanz auf starke Kausalitätsannahmen ange- 
wiesen ist, die Politikberatung durch selbst- und fremdreferenzielle Zurechnungen 
liefern kann, womit sie zur Unsicherheitsabsorption wesentlich beiträgt (vgl. Kusche 
20085). 
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unmittelbarer Ausdruck seines Beobachtungsstandpunktes und der Un- 
möglichkeit, diesen der Beobachtung auszusetzen. Es handelt sich, wie ge- 
sagt, nicht allein um ein einfaches Informations- oder Wissensdefizit, das 
der Entscheider selbst beheben könnte, es handelt sich um eine strukturelle 
Blindheit, die mit der Position als kontextgebundenem Entscheider unmit- 
telbar zusammenhängt. 

Der Berater als Politikberater ist demgegenüber der Beobachter höherer 
Ordnung. Der Politikberater beobachtet den politischen Entscheider und 
sieht, dass und was dieser nicht sehen kann. Die Aufgabe des Politikberaters 
besteht darin, die kontextspezifischen Latenzen des politischen Entschei- 
ders auszuleuchten und ihm Reflexivität für sein Entscheiden bereitzustel- 
len. Der Politikberater ist dazu in der Lage, weil er eine andere, externe Be- 
obachtungsposition einnimmt und nicht Teil des (gleichen) politischen Ent- 
scheidungskontextes ist. Er steht jenseits der Grenze dieses Entscheidungs- 
kontextes und kann dem politischen Entscheider diese Grenze und das, was 
jenseits von ihr liegt, kommunikativ verfügbar machen. Die Voraussetzung 
hierfür ist die Externalität des Beobachtungsstandpunkts des Politikbera- 
ters in Relation zum Standpunkt des politischen Entscheiders. Politikberater 
kann dann - wie im dualistischen Paradigma der Politikberatung (vgl. Sa- 
retzki 2007: 97; Lompe 2006: 26f.) - der »politisch unabhängige« Wissen- 
schaftler sein, der beratend zu politischen Fragen und Problemen Stellung 
nimmt, und seinen wissenschaftlichen Beobachtungsstandpunkt im Rück- 
griff auf theoretisches und methodisches Wissen sichert. Es kann sich bei 
Politikberatern aber auch um Akteure aus anderen gesellschaftlichen Syste- 
men handeln, um Juristen, Unternehmer, Journalisten, Priester, Künstler, 
Intellektuelle etc., die aus ihrer spezifischen Perspektive die politischen Ent- 
scheider und ihre Entscheidungsprobleme beobachten. Schließlich können 
auch Politiker selbst als Politikberater fungieren und politische Entscheider 
beraten, dies dann, wenn sie aus ihrem unmittelbaren Entscheidungskon- 
text heraustreten und nicht entscheiden, sondern reflektieren 3 


3 | Die große Vielfalt an potenziellen Politikberatern und ratsuchenden Ent- 
scheidern macht deutlich, wie verfehlt es ist, Politikberatung wie üblich auf die ver- 
mittelnde Interaktion von Wissenschaftlern (als Berater) und Politikern (als Bera- 
tene) zu reduzieren und übrige Figurationen der Politikberatung in Klammern zu 
setzen oder gar auszublenden. Je nachdem, in welchen politischen, organisationalen 
und institutionellen Kontexten sich politischer Entscheider und Politikberater befin- 
den, unterscheiden sich Entscheidungsprobleme und Formen der Politikberatung 
(vgl. Kap. 5.III). Dabei müssen die politischen Teilbereiche Parteipolitik, Verwaltung 
und Publikum ebenso in Rechnung gestellt werden wie nicht-politische Kontexte 
(Wirtschaft, Recht, Wissenschaft etc.), die neben der Politik zu relevanten Kontexten 
der Politikberatung bzw. der daran Beteiligten werden können. Die »wissenschaftli- 
che Politikerberatung«, wie sie im dualistischen Paradigma vorrangig und bisweilen 
ausschließlich berücksichtigt wird, entspricht hier lediglich einer, wenn auch promi- 
nenten Form der Politikberatung - sie ist jedoch nicht die einzige Form. Ich werde 
weiter unten näher auf unterschiedliche Formen der Politikberatung eingehen. 
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An dieser Stelle interessiert zunächst die allgemeine Funktion der Poli- 
tikberatung. Die beschriebene Differenz der Beobachtungsperspektiven des 
politischen Entscheiders (intern) und des Politikberaters (extern) ist die Be- 
dingung der Möglichkeit von Politikberatung. Die allgemeine Funktion der 
Politikberatung liegt in der Transformation dieser Beobachtungsdifferenz 
in Reflexionsgewinne, die der Ratsuchende für seine politischen Entschei- 
dungen nutzen kann. Sie bewirkt eine politische Reflexivitätssteigerung auf- 
seiten des politischen Entscheiders und ermöglicht auf diese Weise politi- 
sche Optionen, die diesem aus strukturellen Gründen nicht zur Verfügung 
stehen. Auf diese Weise baut Politikberatung Komplexität auf und steigert 
Unsicherheit, erhöht dadurch aber gleichzeitig die politische Entscheidungs- 
fähigkeit des Ratsuchenden. Dieser kann aus mehr und bislang nicht ver- 
fügbaren politischen Optionen wählen, was letztlich auf eine Unsicherheits- 
absorption über den Umweg der Steigerung von Unsicherheit hinausläuft.* 
Politikberatung beschränkt sich also gerade nicht auf das Einbringen von 
Informationen zu gegebenen, d.h. vom Entscheider vorausgesetzten und 
beobachteten Problemen, Alternativen, Folgen und Zielgruppen. Sie setzt 
diese Voraussetzungen und deren Prämissen selbst der Reflexion aus und 
macht daran neue Optionen sichtbar, die insbesondere auch für Zwecke der 
politischen Kommunikation genutzt werden können (vgl. Kap. 5.V). 

e Inder Sachdimension werden alternative Probleme und Lösungen dadurch 
sichtbar, dass der Politikberater die Reflexion auf die dahinterliegenden 
Prämissen (Zwecke) und die Ursachenzuschreibungen ermöglicht. Pro- 
bleme und Lösungen erscheinen nicht mehr als gegeben, sondern als 
kontingent und mit Blick auf die politischen Anschlussbedingungen in 
unterschiedlicher Weise kombinierbar und de-/konstruierbar. Daraus er- 
gibt sich die Möglichkeit der selektiven Zurechnung von Problemen und 
Ursachen: Bei externer Zurechnung der Ursachen erscheinen Probleme 
als umwelt- bzw. naturbedingt, womit die Verantwortung nicht mehr bei 
der Politik liegt, wohl aber die Lösung. Wirkungen von politischen Ent- 
scheidungen können mit Blick auf die Zukunft wiederum als sicher oder 
unsicher dargestellt werden, entsprechend erscheint die anstehende Ent- 
scheidung, für oder gegen die geworben wird, als mehr oder weniger 
riskant. 

e Inder Zeitdimension werden neue Zukunftsperspektiven eröffnet, indem 
in der Politikberatung auf die Zeithorizonte und die temporalen Zurech- 
nungen reflektiert wird. Zeithorizonte können anders gesetzt bzw. ver- 
schoben werden, sie erscheinen ebenfalls als kontingent und stehen zur 
Disposition. Auch hier können die temporalen Zurechnungen variiert 
werden, und dies mit unterschiedlichen Folgen: Eine enge Bemessung 
von Zeithorizonten macht gegenwärtige Probleme dringlich und setzt 


4 | Anders argumentiert Kusche (2008b), die die Funktion der Politikberatung 
in der Unsicherheitsabsorption durch selbst- und fremdreferenzielle Zurechnungen 
sieht - was allerdings Folgeprobleme der Abgrenzung gegenüber anderen, politischen 
Mechanismen der Unsicherheitsabsorption mit sich bringt. 
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Lösungen unter Zeitdruck, so wie auch im umgekehrten Fall. Die Ver- 
gegenwärtigung einer unsicheren Zukunft kann gegenwärtiges Han- 
deln riskant machen, im Falle einer weitgehend bekannten und sicheren 
Zukunft erscheint Handeln als geboten und verantwortlich. Auch die 
Vergangenheit kann als bekannt oder unbekannt vergegenwärtigt oder 
gar vergessen werden, was die Probleme wiederum als bekannt oder aber 
als präzedenzlos erscheinen lässt. 

« Inder Sozialdimension wird die Zurechnung auf Entscheider und Betrof- 
fene in der Politikberatung reflektiert, was alternative Anspruchsgrup- 
pen, (Mit-)Entscheider wie Betroffene, auf den Plan ruft und die Zurech- 
nung selbst als kontingente Option zur Disposition stellt. Daraus ergibt 
sich die Möglichkeit der variablen Zuschreibung von Verantwortlichkeit 
und Zuständigkeit, der variablen Identifikation von Unschuldigen und 
Schuldigen. Die personale Zurechnung kann aber durch unpersönliche, 
anonyme Zurechnungen (der »Staat«, der Markt oder die Verhältnisse) 
ersetzt werden, um Verantwortlichkeit diffundieren oder unsichtbar 
werden zu lassen. Gleichzeitig besteht die Möglichkeit, durch soziale 
Zurechnung Betroffenheit zu erzeugen oder diese zu invisibilisieren, 
resp. den Kreis der Betroffenen durch Moralkommunikation enger und 
breiter zu ziehen und so Unterstützung oder Gegnerschaft für politische 
Entscheidungen zu mobilisieren. 


All diese Möglichkeiten stehen offen und können durch Politikberatung 
sichtbar gemacht werden. Sie sind insgesamt geeignet, politische Reflexivi- 
tätund Optionsfähigkeit zu steigern. Gleichzeitig kann immer auch auf das 
Spiel der Zurechnungen reflektiert und diese zum Thema gemacht werden, 
was dann neue Optionen, so insbesondere der politischen Kommunikation, 
sichtbar macht. Die neuen Optionsspielräume können sodann in die politi- 
sche Entscheidung einfließen und zur Entscheidung gebracht werden. Die 
Entscheidung selbst ist, wie bereits oben ausgeführt, jedoch nicht mehr Be- 
standteil der Politikberatung, obgleich der Berater hierzu Empfehlungen ab- 
geben kann. 

Diese allgemeine Funktionsbestimmung von Politikberatung liegt auf 
der Linie der allgemeinen Funktionsbestimmung idealtypischer Beratung 
(vgl. Kap. 2.1)5 Mit Blick auf die »klassischen« Modelle der Politikberatung 


5 | Ähnliche Bezüge auf politische Reflexionssteigerung werden auch in neu- 
eren, »konstruktivistischen« Ansätzen und Modellen zu Politikberatung betont, 
denen zufolge die Funktion von Politikberatung in der »Erarbeitung von politischen 
Alternativen« (Martinsen 2006: 139), der Sensibilisierung für Möglichkeiten (Bro- 
docz/Noetzel 1998), der »Beobachtung zweiter Ordnung« (Martinsen/Rehfeld 2006: 
56), der »Steigerung der Reflexions- und Handlungskompetenz« (Fretschner/Hilbert 
2006: 60) oder im »Aufdecken des Nicht-Bedachten« und im »Einbringen neuer 
Sichtweisen« (Lendi 2005: ı92f.) liegt. Allerdings explizieren diese Ansätze kaum 
einmal den zugrunde liegenden Beratungsbegriff, auf eine theoretische Bestim- 
mung und Herleitung des Beratungsbegriffs wird verzichtet. 
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macht diese Funktionsbestimmung deutlich, dass Politikberatung zugleich 
mehr und weniger vermag, als üblicherweise postuliert wird. Politikbera- 
tung wird klassisch auf das Einbringen von wissenschaftlicher Expertise 
und Sachwissen im Prozess der politischen Willensbildung und Entschei- 
dungsfindung reduziert, womit einseitige Funktionszuschreibungen ver- 
bunden sind. Dezisionistische, technokratische und pragmatistische Vor- 
stellungen von Politikberatung (vgl. Habermas 1973; Lompe 2006) verfeh- 
len den beratenden Kern der Politikberatung, da einseitig auf das Verhältnis 
von Wissenschaft und Politik und auf den Transfer von wissenschaftlicher 

Erkenntnis in die Politik bzw. auf die Generierung von politikrelevanter wis- 

senschaftlicher Erkenntnis fokussiert wird. Mit Blick auf unsere Funktions- 

bestimmung kann hierzu Folgendes eingewendet werden: 

e  Politikberatung ist keine politische Handlangerin, die der Rationalisie- 
rung und Legitimierung von politischen Entscheidungen dient (so das 
dezisionistische Beratungsmodell). Sie kann zwar Entscheidungsgrund- 
lagen bereitstellen und Entscheidungsfähigkeit erhöhen, sie tut dies aber 
in einem politisch nicht determinierten und kontrollierbaren, ergebnis- 
offenen Kommunikationsprozess. Sie nimmt politische Entscheidungen 
zum Anlass, ist in ihrem Vollzug jedoch unabhängig und eigendetermi- 
niert. 

e Politikberatung ist keine expertokratische Überpolitik, die in reiner 
Orientierung an Sachgesetzlichkeiten richtige Politiken entwirft, die die 
Politiker dann nur noch umzusetzen brauchen (so das technokratische 
Beratungsmodell). Sie entwirft politische Optionen und stellt sie der 
Politik zur Verfügung, sie ist als Beobachtungs- und Kommunikations- 
veranstaltung jedoch nicht wahrheitsfähig und muss auf richtige Wei- 
sungen und Lösungen verzichten. Sie unterbreitet Optionen und muss 
deren Umsetzung der Politik überlassen. 

e  Politikberatung ist kein symmetrischer Diskurs im Sinne wechselsei- 
tiger Selbstberatung im Modus guter Gründe (so das pragmatistische 
Beratungsmodell). Sie hat zwar durchaus die Form eines dialogischen 
Kommunikationsprozesses, sie ist jedoch asymmetrisch problemorien- 
tiert und zeichnet sich durch eine perspektivische und kommunikative 
Asymmetrie zwischen Berater und Ratsuchendem aus. Politikberatung 
zielt letztlich auf Erhöhung von problembezogener Entscheidungsfähig- 
keit des Ratsuchenden, was das Ausmaß ihrer Diskursivität notwendi- 
gerweise begrenzt. 


Die neuerliche Entgrenzung von Politikberatung zur »Gesellschaftsbera- 
tung« (Mayntz 1994; Saretzki 2007; Leggewie 2007) vermeidet zwar die Eng- 
führung von Politikberatung auf wissenschaftliche Politikerberatung, sie 
bringt jedoch die Gefahr mit sich, den Funktionsbezug von Politikberatung 
überzustrapazieren und ins Konturlose abgleiten zu lassen. Vorstellungen 
partizipatorischer, diskursiver oder deliberativer Politikberatung tendieren 
zu einer Gleichsetzung von Politikberatung mit Verfahren demokratischer 
Entscheidungsfindung (z.B. Mediation, Planungszelle, Konsensuskonfe- 
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renz, Diskursverfahren), wobei davon ausgegangen wird, dass je inklusiver 
und diskursiver die Verfahren sind, desto »beratender« ihr Charakter und 
desto rationaler die Entscheidungen, die diese Verfahren beschließen. Ent- 
sprechende Forderungen nach »Gesellschaftsberatung« oder »Demokrati- 
sierung der Politikberatung« (Bogner/Torgersen 2005: 10) mögen vielleicht 
aus normativ-demokratietheoretischer Perspektive gerechtfertigt erschei- 
nen, über die Funktionsweise von Politikberatung können sie kaum präzise 
Aussagen machen. Sie laufen vielmehr Gefahr, den Funktionskern von Be- 
ratung zu verfehlen, denn Beratung ist kein Entscheidungsverfahren, sie 
reduziert keine Komplexität, sondern steigert sie und erarbeitet Optionen, 
die dann im Rahmen von Diskursverfahren vernunftgeleitet reduziert und 
zur Entscheidung gebracht werden können. Wie Bora (2007: 127ff.) richtig 
bemerkt, sind der Inklusivität von Politikberatung enge Grenzen gesetzt, da 
Beratungskommunikation die Kommunikationsfähigkeit und Adressierbar- 
keit der Beteiligten voraussetzt und die Gesellschaft als solche weder kom- 
munizieren kann noch adressierbar ist. 


Il. Dysfunktionen politisierter Politikberatung 


Aus dem Vorhergehenden wird deutlich, dass Politikberatung in ihrer Funk- 
tionsfähigkeit idealtypisch auf Autonomie und Distanz gegenüber ihren 
politischen Umweltkontexten angewiesen ist. Dezisionismus und Techno- 
kratie stehen hier exemplarisch für den Autonomieverlust der Politikbera- 
tung gegenüber ihren politischen resp. wissenschaftlichen Kontexten. Ist 
die Autonomie der Politikberatung als Kommunikationsform und System 
nicht gewährleistet, kann es zu Dysfunktionen von Politikberatung kom- 
men. In diesem Zusammenhang muss insbesondere die Problematik der 
Politisierung von Politikberatung genannt werden, im Zuge dessen Bera- 
tung politisch »funktionalisiert« wird, d.h. primär politische Funktionen 
und gerade nicht Politikberatungsfunktionen erfüllt. Diese Differenz muss 
an dieser Stelle mit aller Deutlichkeit hervorgehoben werden: Während 
Politikberatung auf Beratungskommunikation beruht und Beratungsfunk- 
tion (Reflexionssteigerung) übernimmt, erfolgt politisierte bzw. politische 
Beratung als politische Kommunikation und erfüllt politische Funktionen 
(Herstellung von Verbindlichkeit). Drei typische Dysfunktionen empiri- 
scher Beratung, wie sie in der Literatur wiederholt diskutiert werden und 


6 | Die Unterscheidung von politischer Funktion der Beratung und (idealtypi- 
scher) Funktion der Politikberatung darf nicht verwechselt werden mit der Unter- 
scheidung von politischer und wissenschaftlicher Funktion von Politikberatung (vgl. 
Mayntz 2006: 117). Die Engführung auf wissenschaftliche Politikberatung muss aus 
oben genannten Gründen vermieden werden. Zudem halte ich »wissenschaftliche 
Funktion« in diesem Zusammenhang für einen verfehlten Begriff, da er vielmehr 
Funktionen der Politikberatung im wissenschaftlichen Prozess bezeichnet (z.B. 
Drittmittelakquisition oder Reputationssteigerung), und gerade nicht Beratungs- 
funktionen im engeren, idealtypischen Sinn. 
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vor dem Hintergrund des Idealtypus überhaupt erst als solche (nämlich als 
beratungsfremde Effekte der Politisierung) erkennbar werden, sind die Fol- 
genden: 


Delegation von Entscheidungen und Verantwortlichkeiten an Politikberater: 
Der Berater wird hier nicht als Berater, sondern als de facto Entschei- 
der eingesetzt, dies insbesondere bei unangenehmen und umstrittenen 
politischen Entscheidungen (vgl. Renn 2006: 47; Lendi 2005: ııf.; Prid- 
dat 2008: 333), mit denen hohe sachliche, zeitliche und soziale Unsicher- 
heiten und Risiken verbunden sind. Die Auslagerung von Entscheidun- 
gen kann sowohl die Rationalisierung von politischen Entscheidungen 
im Sinne des Expertokratiemodells zum Ziel Sinn haben wie die Ab- 
schiebung und Diffusion von politischer (Folge-)Verantwortlichkeit (vgl. 
Mayntz 2006: 115; Renn 2006: 51). Mithin kann Beratung auch zur Hi- 
nausschiebung und Verzögerung von heiklen Entscheidungen instru- 
mentalisiert werden (vgl. Böhret 2004: 376; Stichweh 2006: 102). 
Legitimation von Entscheidungen durch Berater: Der Berater wird nicht als 
Entscheider, sondern als politisch opportuner Zeuge und Akzeptanzbe- 
schaffer eingesetzt, der bereits gefällte Entscheidungen »objektiviert«, 
ihnen die Autorität des externen Experten verleiht, um sie dadurch bes- 
ser gegen innere und äußere Widerstände durchsetzen zu können (vgl. 
Weingart 2001; Cassel 2004: 117; Mayntz 2006: 116f.; Martinsen 2007: 
60). Hier zeigen sich die problematischen Effekte des Dezisionismus, 
dem nicht an (selbst-)kritischer Auseinandersetzung mit Entscheidun- 
gen und ihren Voraussetzungen gelegen ist, sondern an der selbstge- 
rechten Durchsetzung von Entscheidungen, die sich durch unabhängige 
und scheinbar neutrale Autoritäten bezeugen lassen (vgl. Jasanoff 1990: 
93; Murswieck 1994: 104; Priddat 2008: 331). Ferner kann mit der Beauf- 
tragung von Beratern auch einfach guter Wille und Handlungsfähigkeit 
demonstriert werden, ohne dass tatsächlich Interesse an Beratung be- 
steht (vgl. Meister 2004: 32). 

Verdeckung von Interessenvertretung durch »Beratung«: Politikberatung 
wird hier als Etikett verwendet, um politische Entscheidungen und Ent- 
scheidungsträger im Sinne eigener Interessen beeinflussen zu können, 
ohne dass diese Interessenvertretung sich als solche ausgeben muss 
bzw. als solche erkannt wird. Gleichzeitig kann Interessenvertretung 
dadurch als allgemein verträglich und legitim ausgewiesen werden (vgl. 
Lendi 2005: uf., 15). Diese instrumentelle Verwendung von »Politikbe- 
ratung« ist insbesondere im Kontext von lobbyistischer Interessenver- 


7 | Die »Autorität des Nicht-Politischen« (Kusche 2008a: 276) entspricht somit 


einer politischen Funktion von Politikberatung und gerade nicht ihrer Beratungsfunk- 


tion. Gleichzeitig kann vermutet werden, dass die autoritative Aura von »Politikbera- 


tung«, und damit ihre Eignung für legitimatorische Zwecke, auf den Stellenwert als 


Institution zurückzuführen ist, den »Beratung« in der heutigen »Entscheidungsge- 


sellschaft« genießt (vgl. 3.3). Diese Eignung als Institution wiederum kann im Rück- 


griff auf die idealtypische Funktion von Beratung erklärt werden. 
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tretung zu beobachten, nämlich dann, wenn Lobbyisten und sonstige 
Kommunikatoren als Berater auftreten, um sich selbst zu legitimieren 
(vgl. Leif/Speth 2006: 28f.; Wehrmann 2007: 48; Hoffmann/Steiner/ 
Jarren 2007: 239f.). An dieser Stelle ist zu betonen, dass damit keine 
prinzipielle Unverträglichkeit von Lobbying und Politikberatung be- 
hauptet wird. Es bedeutet keineswegs, dass Lobbying im Gegensatz zu 
Politikberatung in der Nicht-Öffentlichkeit stattfindet und partikulare 
statt gemeinwohlorientierte Absichten hat (so Schützeichel 2008: 26). 
Es meint auch nicht, dass Lobbying im Unterschied zu Politikberatung 
»gratis« berät (so Priddat 2008: 334f.). Es meint vielmehr, dass Lobbying 
als Form der politischen Kommunikation selbst nicht unmittelbar Poli- 
tikberatung bzw. Beratungskommunikation ist, dass sie sich aber sehr 
wohl der Politikberatung bedienen kann, um sich alternative Optionen 
der kommunikativen Einflussnahme zu verschaffen (vgl. Kap. 5.V). 


Es handelt sich in all diesen Fällen weniger um Funktionen als vielmehr 
um Dysfunktionen der Politikberatung, d.h. um Funktionen, die mit der 
idealtypischen Beratungsfunktion tendenziell in Konflikt geraten und gera- 
de deshalb davon unterschieden werden müssen, — die Aussage, dass Poli- 
tikberatung und Politik kaum zu trennen sind (vgl. Kusche 2000b), muss 
ja die (analytische) Unterscheidung dieser Bereiche voraussetzen, um ge- 
troffen werden zu können. Die Forschung zu Politikberatung sieht diesen 
Unterschied in der Regel nicht deutlich genug, da sie nicht über die nötigen 
theoretischen Begriffe verfügt. Oftmals werden lediglich Funktionskataloge 
der Politikberatung aufgestellt (vgl. für viele Murswieck 2008: 384), ohne 
konkret angeben zu können, worin im Kern das Beratende dieser Funktio- 
nen liegt oder auch nur die Frage danach stellen zu können. Die skizzierten 
Dysfunktionen sind keine Beratungsfunktionen, da sie nicht zur Steigerung 
von politischer Reflexivität und Optionsfähigkeit beitragen, sondern - im 
Zuge der Politisierung - zur Schließung von Optionsspielräumen, zur Aus- 
schaltung von politischer Kontingenz und zur Herstellung von unreflektier- 
baren Verbindlichkeiten dienen. Sie sind von daher geeignet, die Funktion 
von Politikberatung zu behindern wenn nicht gar zu verunmöglichen. Poli- 
tikberatung setzt, wie gesehen, idealtypisch die Referenz auf sowie die Auto- 
nomie von den relevanten politischen Entscheidungskontexten voraus. Sie 
muss jenseits von Dezision und Technokratie ihrer eigenen reflexiven Logik 
folgen, um nicht dysfunktional zu werden und nur mehr der Delegation, der 
Legitimation oder der Etikettierung von politischen Entscheidungen zu die- 
nen. Damit soll die Möglichkeit der Politisierung von Politikberatung nicht 
bestritten sein, vielmehr soll mit aller Deutlichkeit aufgezeigt werden, dass 
und in welchen Formen so etwas vorkommen kann, welche Probleme damit 
verbunden sind und wie der Gefahr entgegnet werden kann. Insofern kann 
der Einschätzung von Paris (2005: 378), dass Politik mit Beratung v.a. Politik 
macht, durchaus zugestimmt werden - jedoch unter dem Vorbehalt, dass 
Beratung idealtypisch gerade keine Politik macht, sondern dieser lediglich 
rät. Die These lautet somit: Je näher empirische Politikberatung der hier 
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behaupteten funktionalen Bestimmung kommt, desto ausgeprägter ihre Be- 
ratungsqualität. 


Ill. Die Form der Politikberatung 


Damit Politikberatung ihre Reflexionsfunktion erfüllen kann, muss sie in 
formaler Hinsicht den Bedingungen der Beratungskommunikation ent- 
sprechen (vgl. Kap. 2.2). Mit Blick auf die Kommunikationsform bedeutet 
dies, dass Politikberatung zwar die Form der Kommunikation hat und the- 
matisch auf Politik bzw. politische Entscheidungen referiert, dass sie aber 
nicht selbst politische Kommunikation ist. Kurz gesagt: Politikberatung ist 
und bleibt Beratungskommunikation und nicht politische Kommunikation. 
Während politische Kommunikation, wie gesehen, unmittelbar auf die Be- 
einflussung von politischen Entscheidungen abzielt und zu diesem Zweck 
Macht in Anschlag bringt, dient Beratungskommunikation der Reflexion 
der Voraussetzungen, unter denen eine solche Beeinflussung erfolgen und 
gelingen kann. Um die formale Differenz auf den Punkt zu bringen: Poli- 
tische Kommunikation dient der Reduktion von politischer Komplexität 
im Sinne der Vorbereitung, Herstellung und Durchsetzung von kollektiv 
bindenden Entscheidungen, Politikberatung der Steigerung von politischer 
Komplexität im Sinne der Erhöhung von politischer Optionsfähigkeit. Wäh- 
rend politische Kommunikation Kontingenz ausschaltet, um Verbindlich- 
keiten zu schaffen, erhöht Beratungskommunikation die Kontingenz, um 
alternative Möglichkeiten der Bindung aufzuzeigen. In diesem Sinne ist es 
verfehlt zu fordern, dass Politikberatung um ihrer politischen Effektivität 
bzw. Anschlussfähigkeit willen selbst Politik werden müsse (»Politikbera- 
tung als Drohung; vgl. Priddat 2008: 339). 

Auch bei Politikberatungskommunikation ist die Differenz der Beob- 
achtungsperspektiven des politischen Entscheiders und des Politikberaters 
vorausgesetzt und wird im Zuge des Prozesses kommunikativ vermittelt. 
Dies bedingt aufseiten des politischen Entscheiders, dass er aus seiner Ent- 
scheidungssituation heraustritt und dem Politikberater Informationen zu 
seinem Entscheidungsproblem mitteilt, die dieser dann aus seiner Beobach- 
tungsperspektive in »gebrochener« Weise versteht und diese Beobachtun- 
gen wiederum kommunikativ rückvermittelt. Diese Rückvermittlung er- 
möglicht dem Entscheider den Wechsel der Beobachtungsperspektive und 
damit einhergehend alternative Beobachtungsmöglichkeiten. Auch im Fall 
der Politikberatung geht die Initiative zur Beratung vom Entscheider aus, 
dessen politisches Entscheidungsproblem einen Bedarf an Politikberatung 
auslöst und ihn zu einer entsprechenden Anfrage veranlasst.® 


8 | Dies macht einmal mehr die Problematik gesetzlich angeordneter oder 
auch kommerziell akquirierter Politikberatung deutlich. Die gesetzliche Verordnung 
von »Konsultationen« im Rahmen politischer Verfahren kann zwar auch zu neuen 
Optionen und Reflexivitätssteigerung führen, dies geschieht jedoch weniger in der 
Form von Beratung, als vielmehr in Form von Anhörungen. Der Gesetzgeber kann 
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Als Prozess entspricht Politikberatung einer offenen, dialogischen Kom- 
munikation, die sich jedoch durch eine beobachtungs- und kommunika- 
tionsspezifische Asymmetrie auszeichnet. Dialog meint zunächst, dass es 
sich bei Politikberatungskommunikation um eine unvermittelte, direkte 
Interaktion zwischen politischem Entscheider und Politikberater handelt. 
Dieser Dialog erschöpft sich nicht in der Formulierung und Übernahme 
eines Auftrags, dieser ist vielmehr die Grundlage für einen interaktiven 
Kommunikationsprozess, der von kontinuierlichen Perspektivenwechseln 
geprägt ist. Die Erstellung von Gutachten auf Anfrage, die Durchführung 
von Forschungsprojekten, von Meinungsumfragen etc. können Beratun- 
gen begleiten und in ihrem Vollzug und ihren Ergebnissen beeinflussen, 
es können »Arbeitsinstrumente« der Beratung sein, es handelt sich dabei 
jedoch nicht selbst um Politikberatung. Die Beratung selbst vollzieht sich 
als wechselseitige Interaktion zwischen Berater und Entscheider, in der Pro- 
bleme und Problemhintergründe kritisch reflektiert und zur Disposition 
gestellt werden. Dies bedingt auch, dass sich beide Seiten über die wechsel- 
seitigen Erwartungen im Klaren sein müssen, darüber, ob man selbst und 
das Gegenüber tatsächlich an Beratung interessiert ist und eine Bereitschaft 
zur Beratungskommunikation unterstellen kann, oder ob vielmehr lediglich 
Informationsdienstleistungen erbracht oder eingekauft werden wollen. 

Offenheit der Politikberatung meint auch hier prinzipielle Ergebnisof- 
fenheit, d.h. Politikberatung beginnt mit einem mehr oder weniger genau 
definierten, problembezogenen Auftrag, ist in ihrem Vollzug und ihrem 
Ausgang jedoch nicht determiniert, sondern irritierbar und offen für Neues. 
Offenheit bedeutet, dass man auch bei Politikberatung nicht von vornherein 
wissen kann, auf was sie hinausläuft, zu was genau sie führen wird, wel- 
che Lösungen sie entdecken und welche Empfehlungen sie abgeben wird. 
Dies bedeutet gleichzeitig, dass Politikberatung den Formen der Begutach- 
tung und Legitimation von bereits feststehenden Entscheidungen diametral 


sich hier mit Informationen und Argumenten rüsten und Konsens- bzw. Dissens- 
chancen von politischen Entscheidungen ausloten, für ihn stellt die Anhörung in 
erster Linie eine (unverbindliche) Möglichkeit der strategischen Information dar. Für 
den Angehörten stellt sie eine Gelegenheit dar, die eigenen Interessen vor Entschei- 
dungsträgern kundzutun und diese darüber hinaus in direkter, formeller Weise - als 
»Beratung« - zu vertreten. Bei der kommerziellen Beratungsakquisition bestehen 
die naheliegenden Probleme darin, dass »proaktiv« auf Probleme bzw. Problem- 
wahrnehmungen potenzieller Klienten Einfluss genommen wird, um diese sodann 
mittels standardisierter Dienstleistungen bedienen zu können. Politikberatung dient 
auch in diesem Fall weniger der problembezogenen Reflexionssteigerung als viel- 
mehr der Vermarktung von Dienstleistungen an passungsfähige Kunden. Diese 
Dysfunktionen sind zwar nicht notwendig - auch im Rahmen von Anhörungen und 
kommerziellen Dienstleistungen kann Beratung stattfinden - sie sind jedoch umso 
wahrscheinlicher, je weniger den Konsultationen und Dienstleistungen ein wahr- 
genommenes Entscheidungsproblem und eine entsprechende Beratungsnachfrage 
vonseiten eines ratsuchenden Entscheiders vorausgeht. 
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entgegensteht. Politische Gefälligkeitsgutachten und Bezeugungsberichte 

kommen in unterschiedlichen Formen und politischen Kontexten vor — so 

im Rahmen parlamentarischer Kommissionsarbeit, bürokratischer Politik- 

implementation oder auch im Kontext von Verwaltungsreformen. Sie stellen 

im umkämpften Markt der Politikdienstleistungen zudem eine vermeint- 

lich sichere Einkommensquelle für kommerzielle Agenturen dar. Sie kön- 

nen jedoch nicht als Beratungsformen verstanden werden, da sie primär 

Legitimationsinteressen bedienen und keine kritische Reflexionsfunktion 

übernehmen. Natürlich können auch die Politikberater Schließungstenden- 

zen fördern, wenn sie ihr »Geschäft« im Verkauf von standardisierten Pro- 
dukten bzw. Problemlösungen sehen und den individuellen Fallbezug und 

Ergebnisoffenheit mehr zu Vermarktungs- als zu Beratungszwecken ver- 

wenden. Offenheit setzt entsprechend auf beiden Seiten Lernbereitschaft, 

Kritikfähigkeit und die Fähigkeit und den Willen zur konstruktiven Aus- 

einandersetzung voraus. 

Asymmetrie schließlich ist ein direkter Ausdruck der unterschiedlichen 
Beobachtungsperspektiven, die Politikberater und politischer Entscheider 
einnehmen (vgl. auch Bora 2007: 122f.). Aufgrund dieser Asymmetrie ob- 
liegt dem Politikberater wesentlich die Führung des Gesprächs, er muss den 
Entscheider mittels nichtdirektiven, transferiellen Kommunikationsangebo- 
ten zur selbstständigen Reflexion anregen, ohne gleichzeitig die dialogische 
Reziprozität und die Offenheit des Beratungsprozesses zu behindern. Die 
beschriebenen Methoden und Techniken nichtdirektiver Intervention (Kap. 
2.2.11) können auch in der Politikberatung Anwendung finden, wobei hier 
mit Blick auf die Besonderheit politischer Entscheidungsprobleme stärker 
die Machtverhältnisse und Legitimationsbedingungen innerhalb der rele- 
vanten politischen Kontexte im Blickpunkt stehen. Ich werde weiter unten 
näher auf die sozialen Kontexte als Reflexionsbedingung politischer Ent- 
scheidung und deren Konsequenzen für die Beratung eingehen. An dieser 
Stelle interessiert zunächst, dass Politikberatungskommunikation asymme- 
trisch gebaut ist und der Politikberater darin die kommunikative Führung 
übernimmt. 

Als Kommunikationsform setzt Politikberatung Strukturen voraus, die 
zugleich Nähe im Sinne der Problem- und Auftragsbezogenheit wie Distanz 
im Sinne der Differenz inkongruenter Beobachtungspositionen erlauben 
und absichern. Idealtypisch ermöglichen diese Strukturen wechselseitige 
Erwartungssicherheit und bewahren gleichzeitig davor, dass Politikbera- 
tung mit überzogenen Erwartungen hinsichtlich politischer Problemlö- 
sungsfähigkeit überladen wird. 

« Inder Sachdimension steht das Thema der Beratungskommunikation im 
Vordergrund, das im Fall der Politikberatung durch das politische Ent- 
scheidungsproblem vorgegeben ist. Politische Entscheidungsprobleme 
unterscheiden sich typischerweise in Abhängigkeit der konkreten politi- 
schen Kontexte, in denen der Entscheider steht, was sich dann wiederum 
auf die spezifische Form der Politikberatung auswirkt. Die Vorausset- 
zung für Politikberatung in sachlicher Hinsicht besteht darin, dass beide 
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(alle) Beteiligten sich dem gleichen Thema und Entscheidungsproblem 
zuwenden, dies jedoch aus unterschiedlicher Perspektive, denn gerade 
im Fall der Politikberatung ist wichtig, dass sich die Beteiligten über 
die Relevanz des politischen Themas und des daran gebundenen Ent- 
scheidungsbedarfs einig sind. Diese themen- bzw. fallbezogene Vorver- 
ständigung impliziert ein Mindestmaß an politischer Nähe, wenn auch 
nur im Sinne thematischer Prioritätensetzung und nicht unbedingt im 
Sinne politisch-weltanschaulicher Übereinstimmung. Die erforderliche 
Distanz wird sachlich im Rückgriff auf bestimmte Theorien, Methoden 
und Regeln der Fallbearbeitung gewährleistet.‘ 

e In zeitlicher Hinsicht ist Politikberatung befristet, sie verfügt über einen 
klaren Anfang, der in der Regel mit der Annahme eines Beratungsauf- 
trags durch den Politikberater zusammenfällt, sowie ein klares Ende. Die 
Fristen dienen der Politikberatung als zeitliche Orientierungsstruktur. 
Innerhalb des Zeitraums der Politikberatung ist der politische Entschei- 
der von seinen politischen Entscheidungsnotwendigkeiten entlastet und 
kann reflektieren, vor- und nachher ist er zur politischen Entscheidung 
angehalten. Die Dauer und die Fristen können unterschiedlich bemes- 
sen sein, im Rahmen der Eröffnungsphase ausgehandelt werden oder 
aber durch externe Zeitvorgaben bestimmt sein — z.B. mit dem Ende 
eines politischen Verfahrens (Wahltag) zusammenfallen. Entscheidend 
ist, dass Politikberatung zeitlich begrenzt sein muss, damit es nicht zu 
endlosen Beratungen kommt, die politische Entscheidungen in riskan- 
ter Weise verzögern oder gar erübrigen. Die Befristung hält die Notwen- 
digkeit von politischen Entscheidungen während der Politikberatung 
präsent und ermöglicht deren Aktualisierung im Anschluss an die Be- 
ratung. 

e Als Sozialstrukturen dienen die unterschiedlichen Rollen des Politik- 
beraters und des ratsuchenden politischen Entscheiders. Diese Rollen 
variieren in Abhängigkeit der politischen Kontexte, in denen Politikbe- 
ratung stattfindet und in die die Beteiligten inkludiert sind. In einem all- 
gemeinen Sinn haben die Rollenerwartungen die Funktion, gleichzeitig 
Nähe und Distanz zwischen Politikberater und politischem Entscheider 
zu gewährleisten. Dementsprechend ist es eine zentrale Voraussetzung, 
dass beide Seiten ihre Rollen wechselseitig akzeptieren und keine Rol- 
lenübertragung beanspruchen. Der Politikberater ist Berater und nicht 
politischer (Mit-)Entscheider: Er muss sich selbst als solcher sehen und 
vom Gegenüber als solcher akzeptiert werden. Das bedeutet, dass er 
weder vom Ratsuchenden als Entscheider in die »Entscheidung« rein- 


9 | Der explizite Bezug auf wissenschaftliche Theorien und Methoden ist im 
Fall der Politikberatung mit Sicherheit weniger stark ausgeprägt als in Feldern der 
Beratungspsychologie oder der Erziehungsberatung. Er spielt v.a. im Bereich der wis- 
senschaftlichen Politikberatung eine Rolle. In anderen Feldern spielen hingegen be- 
rufspraktisches Erfahrungswissen und entsprechende Regeln eine wichtigere Rolle 
(vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 179). 
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gezogen bzw. politisch instrumentalisiert wird, noch selbst politische 
Entscheidungen und Entscheidungsmacht für sich beansprucht.’ Der 
Politikberater ist fähig und bereit, sich den Problemen des Entscheiders 
anzunehmen, was politische Nähe und Identifikationsfähigkeit, aber 
auch kontextspezifisches politisches Sachwissen und Kompetenzen vo- 
raussetzt. Gleichzeitig muss er Unabhängigkeit und kritische Distanz 
zum Problem wie auch zum politischen Entscheider wahren, um seine 
Funktion erfüllen zu können. Dies setzt politische Ungebundenheit im 
Sinne der institutionellen Unabhängigkeit und weitgehender politischer 
»Interessenlosigkeit« voraus. Der Politikberater hat die Rolle einer »kriti- 
schen Frageinstanz« (Böhret 2004: 379), die sich zugleich engagiert und 
distanziert dem Entscheidungsproblem des Ratsuchenden annimmt. 
Der ratsuchende Entscheider seinerseits muss den Beraterstatus seines 
Gegenübers akzeptieren können oder für politische Zwecke instrumen- 
talisieren wollen. 


Diese sachlichen, zeitlichen und sozialen Strukturen gewährleisten wech- 
selseitige Erwartungssicherheit und ermöglichen eine engagiert-distanzier- 
te Beratungskommunikation zwischen Politikberater und ratsuchendem 
Entscheider. Sie ermöglichen die Bildung eines zeitlich befristeten Politik- 
beratungssystems, das sich durch eine hohe Interaktionsnähe und Auto- 
nomie gegenüber ihrer Umwelt und den darin bestehenden Beratungskon- 
texten auszeichnet. Die Abgrenzung gegenüber den relevanten politischen 
wie nichtpolitischen Umweltkontexten des politischen Entscheiders und 
Politikberaters erfolgt im Zuge der Beratungskommunikation in exklusiver 
Orientierung an den sachlichen, zeitlichen und sozialen Strukturen der Be- 
ratungskommunikation. Autonomie durch Abgrenzung ist die Vorausset- 
zung dafür, dass Politikberatung ihre Reflexionsfunktion erfüllen kann und 
sich nicht an ihre Umweltkontexte verliert, politisiert wird und ihre Funk- 
tionsfähigkeit einbüsst. Exklusivität bezieht sich auch auf die begrenzte so- 
ziale Beteiligung an Politikberatung, die zwangsläufig einen Großteil der 
politisch Betroffenen ausschließen muss, um funktionieren zu können, weil 
andernfalls Interaktivität und Reziprozität nicht gewährleistet sind. Begriffe 
wie Öffentlichkeits- oder Gesellschaftsberatung dürfen vor diesem Hinter- 
grund nicht zu wörtlich genommen werden, da es hier ohnehin weniger um 
Beratung im engeren Sinne zu gehen scheint, als vielmehr um die Ausdeh- 


10 | Das klassische Expertokratiemodell von Politikberatung, demzufolge der 
Berater als Wissenschaftler dem Politiker beste Lösungen vermittelt, und das nach 
wie vor die Vorstellungen über Politikberatung prägt, muss aus beratungstheore- 
tischen Gründen fehlschlagen. Auf diese Weise werden viel eher Enttäuschungen 
kultiviert: Der Berater ist enttäuscht darüber, dass der Entscheider sich nicht an die 
Empfehlungen hält (bzw. halten will), der Entscheider ist enttäuscht, dass ihm der 
Berater keine sicheren und politisch opportunen Entscheidungsgrundlagen liefert 
(bzw. liefern kann). 
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nung von politischen Mitbestimmungsmöglichkeiten oder die öffentliche 
Imageverbesserung der Politikberatung, oder um beides. 

Bleibt schließlich die Frage nach den besonderen Medien, Verbreitungs- 
wie Erfolgsmedien, der Politikberatung. Auch Politikberatung bedient sich 
bevorzugt dem Verbreitungsmedium der gesprochenen Sprache. Die Grün- 
de liegen auf der Hand und müssen an dieser Stelle nicht nochmals be- 
schrieben werden (vgl. Kap. 2.2.V). Interessanter ist dagegen der Fall der 
technischen Verbreitungsmedien, so insbesondere der klassischen Massen- 
medien, die in jüngerer Zeit im Zusammenhang mit der Forderung nach 
Gesellschaftsberatung wieder vermehrt diskutiert werden (vgl. Krevert1993; 
Weingart 2001; Martinsen 2007). Gerade mit Blick auf Politikberatung 
muss die Eignung publizistischer Massenmedien infrage gestellt werden. 
Nicht nur, dass ihre Vermittlungstechnologien Interaktivität und direkte 
Rückkopplung verhindern oder zumindest stark beschränken, worin u.a. 
ihre Attraktivität für persuasive Zwecke der politischen Kommunikation 
besteht. Vielmehr beruht die massenmediale Logik der Selektion und Dar- 
stellung von Information weniger auf Reflexivität denn auf Publizität, die in 
ihrer Extremform auf die Verlautbarung des Unreflektierten abzielt. Offene 
Reflexionsprozesse unter Bedingungen von Interaktivität werden dadurch 
vielmehr behindert als gefördert (vgl. auch Neidhardt 2006). Zudem ist der 
massenmedialen Selektionslogik eine Tendenz zur Indiskretion und zum 
Skandal eigen, die die prekären Vertrauensverhältnisse, auf die Politikbe- 
ratung in besonderer Weise angewiesen ist, gefährdet." 

Was die Erfolgsmedien der Politikberatung angeht, so bescheidet sich 
das Versprechen der Politikberatung auf die Steigerung von politischer Op- 
tions- und Entscheidungsfähigkeit. Weder Politikberater noch Entscheider 
stellen mehr in Aussicht bzw. versprechen mehr, als von Politikberatung 
sinnvollerweise erwartet werden kann, d.h. keine schnellen, politisch oppor- 
tunen Lösungen und einzig richtigen Entscheidungen, sondern neue Alter- 
nativen und Optionen, die zu reflektierteren Entscheidungen führen kön- 
nen. Das Medium des Versprechens ermöglicht und motiviert beide Seiten 
zum kommunikativen Dialog und reguliert die wechselseitigen Erwartun- 
gen und Ansprüche. Wird es aus politischen oder kommerziellen Gründen 
überzogen, dann droht die Entwertung, Versprechen werden nicht eingelöst 
und Erwartungen enttäuscht. Die Klage über mangelnde Resonanz und Be- 
ratungsresistenz von politischen Entscheidern sowie über Ineffizienz und 
mangelnde politische Umsetzungsorientierung der Politikberater (vgl. Len- 


11 | Was die Potenziale Neuer Medien (z.B. Internet) im Zusammenhang mit 
Politikberatung angeht, so werden diese in jüngerer Zeit vermehrt diskutiert und 
überwiegend optimistisch beurteilt (vgl. Martinsen 2007; Marschall 2007), wobei 
sich diese Beurteilungen allerdings allein im Defizitverweis auf die mangelnde Inter- 
aktivität der Massenmedien rechtfertigen, ohne dabei auf andere beratungsrelevante 
Bedingungen (Authentizität, Nähe, Vertrauen etc.) einzugehen und die konkreten 
Beziehungen zu Beratungskommunikation zu diskutieren. 
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di 2005: 147ff.) rühren davon her, dass man sich von Politikberatung zu viel 

und Unrealistisches verspricht bzw. die Berater selbst zu viel versprechen. 
Dies macht die bereits mehrfach angesprochene Relevanz von Vertrauen 

in der Politikberatung deutlich. Die Beteiligten müssen darauf vertrauen 
können, dass das Gegenüber in der Lage ist, die gemachten Versprechungen 
einzuhalten und sich nach bestem Wissen und Gewissen dafür einsetzt. 

Man lässt in der Politikberatung tief hineinblicken und muss darauf ver- 

trauen können, dass das damit verbundene Wissen nicht für andere, gegen- 

sätzliche politische Zwecke und Interessen missbraucht wird. Dies trifft 
in besonderer Weise für die politischen Kontexte der Parteipolitik und der 

Verwaltung zu. Soziale und politische Nähe von Entscheider und Berater 

können Vertrauensgrundlagen schaffen (so Cassel 2006: 83), sie laufen aber 

auch in Gefahr, Abhängigkeiten und (politische) Blindheiten zu fördern. 

Diese Gefahr besteht besonders dann, wenn Entscheider ihre Berater ein- 

seitig nach politisch-opportunistischen Gesichtspunkten auswählen (vgl. 

Renn 2006: 62). Maßnahmen und Grundlagen der Vertrauenssicherung 

in Politikberatung rücken sekundäre Erfolgsmedien wie Recht, Geld und 

Wissen in den Blickpunkt (vgl. auch Cassel 2004: u6ff.): Die rechtliche 

Gewährleistung der »Freiheit des Beratens« wie der »Würdigung von Be- 

ratung« (Lendi 2005: 210), die vertragliche Regelung von Zielen, Leistungen 

und Gegenleistungen, von Zuständigkeiten und Befugnissen während und 
nach der Beratung, leisten wechselseitige Vertrauenssicherung, spielen in 
der Politikberatung eine wichtige Rolle bei der Sicherung von Vertrauens- 
verhältnissen. Weitere Bedingungen der Vertrauenssicherung stellen die 
finanzielle Honorierung der Beratung (z.B. Erfolgshonorar), die wissen- 
schaftliche Qualifikation bzw. Reputation des Beraters, Transparenzgebote 

(z.B. öffentliche Ausschreibungen, Akkreditierung) sowie die zeitliche Be- 

fristung der Beratung dar. 

Zusammenfassend lässt sich von Politikberatung im anspruchsvollen, 
idealtypischen Sinne dann sprechen, wenn sie ...'” 

e funktional auf die Eröffnung und Erweiterung von politischen Optio- 
nen abzielt und nicht auf Reduktion, Entscheidung oder Legitimation 
(Funktion); 

e sich formal als interaktive, dialogische Beratungskommunikation zwi- 


12 | Vgl. auch die Typologisierungen von Heinrichs (2002) sowie von Verworn 
und Hausberg (2006: 107). Diese Typologien legen unterschiedliche Dimensionen 
fest, innerhalb deren Pole sie empirische Politikberatung verorten: offene vs. ge- 
schlossene, abhängige vs. unabhängige, befristete vs. unbefristete Politikberatung 
etc. Die Problematik solcher Typologien besteht darin, dass sie den Aspekt der Be- 
ratung als solcher gar nicht oder nur im Sinne einer Dimension der Politikberatung, 
z.B. als »Ausmaß der Beratung« (Verworn/Hausberg 2006: 107) festhalten können, 
und damit inkonsistent werden resp. der »Beratung« im Begriff »Politikberatung« 
nicht gerecht werden - beratende Politikberatung vs. nicht-beratende Politikbera- 
tung. 
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schen Politikberater und ratsuchendem politischem Entscheider voll- 
zieht (Form, Kommunikationsstil); 

e vom ratsuchenden politischen Entscheider initiiert wird (Initiierung); 

e vom Politikberater kommunikativ gestaltet bzw. geführt wird (Füh- 
rung); 

e sich durch Ergebnisoffenheit auszeichnet und auf nicht-standardisierte 
Weise erfolgt (Offenheit); 

e  sachlich-thematisch mit den politischen Entscheidungsproblemen des 
Ratsuchenden befasst ist (Themenbezug); 

e diese Probleme einer (politisch) unabhängigen und kritischen Reflexion 
unterzieht (Politiknähe); 

« zeitlich von begrenzter Dauer ist (Dauerhaftigkeit); 

e sozial an die Rollen des Beraters und des Ratsuchenden gebunden ist, 
die prinzipielle Rollendifferenz und daran hängende Erwartungen ak- 
zeptiert (Rollenbezug); 

e exklusiv operiert und auf die unmittelbar Beteiligten beschränkt ist (Ex- 
klusivität); 

e  sichim Medium der gesprochenen Sprache vollzieht (Medium, Kommu- 
nikationsstil); 

e sich durch Unabhängigkeit gegenüber politischen Entscheidungskon- 
texten (z.B. Trägerorganisationen, Auftraggebern) auszeichnet (Autono- 
mie); 

e auf beidseitiger Freiwilligkeit beruht und die Freiheit des Beratens wie 
der Würdigung von Beratung vorsieht (Freiwilligkeit). 


IV. Formen der Politikberatung 


Nachdem die allgemeine Form der Politikberatung bestimmt wurde, kön- 
nen als Nächstes mit Blick auf die politischen Teilbereiche drei verschiedene 
Formen der Politikberatung analytisch differenziert und beschrieben wer- 
den: i) Politikerberatung, ii) Verwaltungsberatung und iii) Publikumsberatung.® 
Die politischen Teilbereiche Parteipolitik, Verwaltung und Publikum kom- 
men als mögliche Umweltkontexte aufseiten des politischen Entscheiders in 


13 | Die Trennung von Politikerberatung und Politikberatung wurde von Cassel 
(2001) unter normativ-präskriptiven Vorzeichen in der Tradition der Public-Choice- 
Ansätze eingeführt (vgl. auch Cassel 2004; Theurl 2004). Die ausschlaggebenden 
Differenzen werden allerdings nicht theoretisch hergeleitet und begründet, sondern 
vielmehr einfach gesetzt. Mit Blick auf die Trennung von Politikerberatung und Ver- 
waltungsberatung finden sich Parallelen in der jüngst etablierten Unterscheidung 
von Politics- und Policy-Beratung (vgl. Falk et al. 2006). Kusche (2008b: 14) zufolge 
geht es in der Politics-Beratung um Probleme des Machterwerbs und Machterhalts, 
während es bei Policy-Beratung um Differenzminderung zwischen gegenwärtigen 
und gewünschten Zuständen geht. In der vorliegenden Arbeit sollen diese Unter- 
scheidungen vor dem Hintergrund einer Theorie des politischen Systems begründet 
werden. 
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Betracht, die diesem spezifische Entscheidungsanforderungen stellen und 
Entscheidungsprobleme aufgeben. Entsprechend unterscheiden sich diese 
Formen der Politikberatung in Bezug auf die Entscheidungslogik und die 
typischen Entscheidungsprobleme, mit denen sie konfrontiert sind, auf die 
primären Beratungsfunktionen und -leistungen sowie auf die typischen In- 
stitutionalisierungsformen und Dysfunktionen. Auf diese Merkmale wird 
im Folgenden mit Blick auf die theoretischen Ausführungen wie auch auf 
die Forschungsliteratur der Reihe nach eingegangen. 


i) Politikerberatung richtet sich an den Parteipolitiker als Entscheider und 
behandelt dessen Entscheidungsprobleme, wie sie sich im Rahmen partei- 
politischer Auseinandersetzungen und des Wettbewerbs um Wählerstim- 
men ergeben. Im Teilbereich Parteipolitik geht es, wie gesehen, um den 
Aufbau und die Bereitstellung von politischer Durchsetzungsfähigkeit bzw. 
um die Steigerung von politischer Macht. Der parteipolitische Entscheider 
will Machtpositionen erringen bzw. sichern und seine Wiederwahlchancen 
optimieren. Er ist dabei in eine Parteiorganisation (als organisatorischer 
Kontext) eingebunden und mit institutionellen Erwartungen konfrontiert, 
wie sie aus der weltanschaulichen Ausrichtung der Partei und der partei- 
politischen Programmatik resultieren und sich im Wettbewerb mit anderen 
Parteien ergeben. Zur Steigerung bzw. Sicherung seiner Machtposition im 
Wettbewerb um Zustimmung vonseiten des Publikums wählt und politi- 
siert er nach opportunistischen Gesichtspunkten Themen, um sich darüber 
zu profilieren und Zustimmung zu mobilisieren. Das primäre Entschei- 
dungsproblem des Parteipolitikers besteht darin, eigene Machtpositionen 
zu sichern und zu diesem Zweck kommunizieren zu müssen, ohne aber 
Sicherheit darüber zu haben, wie es um die Unterstützungsbereitschaften 
aufseiten seines Publikums aussieht, wer dieses Publikum überhaupt ist 
und wie es über welche Themen und Meinungen denkt. Hinzu kommen 
je nachdem andere inner- und außerparteiliche Anspruchsgruppen, von 
denen seine Entscheidungen abhängen. Sein Beratungsbedarf ist unmittel- 
barer Ausdruck seines Bestrebens nach Sicherung bzw. Maximierung von 
Macht auf dem Publikumsmarkt. 

In funktionaler Perspektive stellt Politikerberatung Reflexivität und 
Optionen im Hinblick auf Machtsteigerung und Wahlgewinne bereit. Sie 
unterstützt den Parteipolitiker - in seiner Rolle als Kandidierender im Rah- 
men von Wahlen oder als (Rede-)Parlamentarier (im Rahmen von Fraktio- 
nen und Ausschüssen) - in seinem Bestreben, Machtpositionen zu erringen 
und zu sichern. Politikerberatung vermittelt Reflexivität über die relevanten 
Umweltbereiche und zeigt vor diesem Hintergrund Optionen der Machtstei- 
gerung und des Machterhalts auf. Sie ermöglicht dem Parteipolitiker (als 
Kandidat) die Beobachtung des Wählerpublikums und der Themenpräfe- 
renzen und zeigt aufmerksamkeitsträchtige Optionen der Themensetzung 
und Politisierung auf. Sie vermittelt strategisch relevante Informationen 
zu den Themenpräferenzen und Programmen der anderen (gegnerischen) 
Parteien und deren Kandidierenden und zeigt auf diese Weise auf, wo bzw. 
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bei welchen Themen es Überschneidungen gibt und wo eine Profilierung 
(auf Kosten der Gegner) möglich ist. In ihrem Vollzug unterliegt die Poli- 
tikerberatung idealtypisch jedoch nicht der opportunistischen, parteipoli- 
tischen Logik und den bestehenden ideologischen Codes. Sie macht nicht 
vor den ideologisch-programmatischen Grenzen der Parteiorganisation halt, 
sondern setzt diese vielmehr selbst der Reflexion aus, um daraus politische 
Optionen der Thematisierung zu entwickeln. Sie rekurriert dabei auf die 
Konfliktlogik innerhalb dieser Bereiche, ohne selbst Teil des Konflikts zu 
werden, sondern um dessen Voraussetzungen zu reflektieren und Optio- 
nen zu entwickeln. Sie reflektiert die parteipolitische Konfliktlogik, um 
strategische Konfliktoptionen sichtbar zu machen, sie ist jedoch selbst nicht 
aktiver, »streitender« Bestandteil des parteipolitischen Konflikts. In ihrem 
distanzierten Blick auf den Code rechts/links macht sie es möglich, diesen 
selbst zum Thema zu machen, dem Gegner linksideologische Befangenheit 
vorzuwerfen, während man selbst über dieser überholten Differenz steht. 
Ihrer Form zufolge entnimmt Politikerberatung dem parteipolitischen Kon- 
text ihren Fall und setzt die dort bestehenden Entscheidungsprobleme der 
externen Beobachtung aus, um daran machtpolitische Optionen sichtbar zu 
machen, die dann wieder in den parteipolitischen Entscheidungsprozess zu- 
rückfließen. 

Der Politikerberater zeichnet sich demnach durch parteipolitische Nähe 
und Affinität aus, verfügt jedoch über überparteiliches Erfahrungswissen 
und Kontakte, d.h. Unabhängigkeit, da die Reflexion und Beobachtung des 
gesamten parteipolitischen Spektrums seine Aufgabe ist. Medienkenntnis 
und Nähe zum politischen Publikum sind weitere Kompetenzen. Institutio- 
nell ist die Politikerberatung heterogen gestaltet, institutionelle Träger ent- 
stammen unterschiedlichen Kontexten, aus dem engeren Bereich der Partei- 
politik (Parteiorganisation) ebenso wie aus der Wissenschaft (Universitäten, 
Forschungsinstitute), dem Medienbereich (Verlage, Redaktionen) oder der 
Wirtschaft (Think Tanks, Beratungsagenturen). In der Literatur wird v.a. ein 
Bedeutungszuwachs kommerzieller Anbieter in der Politikerberatung, ins- 
besondere von Think Tanks und kommerziellen Wahlkampf- und PR-Agen- 
turen, konstatiert (vgl. Braml 2006; Thunert 2006; Dulio 2004). Ursächlich 
wird dieser Zuwachs auf strukturelle Veränderungen der Parteien in ihrem 
Verhältnis zum Elektorat und zu den Massenmedien zurückgeführt und 
kritisch diskutiert. Typische Dysfunktionen der Politikerberatung sind auf 
Abgrenzungsprobleme gegenüber den politischen Entscheidungskontexten, 
d.h. des parteipolitischen Kontextes (Parteiorganisation), zurückzuführen. 
Beratung wird zur Waffe in inner- oder zwischenparteilichen Auseinander- 
setzungen vor Publikum, die primär eingesetzt wird, um die eigene Posi- 
tion mit der Autorität des externen Experten zu versehen, um den eigenen 
Anliegen Dringlichkeit zu verleihen, um Gegengutachten zu formulieren 
etc. (vgl. Cassel 2004: 112; H. Becker 2004: 402f.; Rudloff 2008: 94). Als 
bekanntes Beispiel: Der Parteienkampf wird in einen »Kampf der Experten« 
verlängert, auf die opportunistisch zugegriffen wird. Von Beraterseite her 
resultieren Dysfunktionen aus Abgrenzungsproblemen gegenüber den or- 
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ganisatorischen - ökonomischen wie politischen — Kontexten. Kommerziel- 
le Beratung läuft bei Autonomieverlust Gefahr, ausschließlich oder primär 
ökonomische Funktionen der Sicherung des Klientenaufkommens oder 
der kostengünstigen Bedienung lukrativer Klientenbedürfnisse zu über- 
nehmen. Politikerberatung kann auch als Instrument der parteipolitischen 
Interessenvertretung instrumentalisiert werden. Sie erschöpft sich dann in 
der stellvertretenden oder eigeninitiativen Vertretung von parteipolitischen 
Interessen des »Beraters«, anstatt parteipolitische Entscheidungsprobleme 
des Klienten der kritischen und distanzierten Reflexion auszusetzen. 


ii) Verwaltungsberatung oder »Exekutivberatung« (Mayntz 2006) richtet 
sich an staatliche Entscheidungsträger innerhalb der Regierung und Ver- 
waltung, und dies primär im Rahmen von Gesetzgebungsprozessen und 
bürokratischen Verfahren. Im Teilbereich Verwaltung geht es, wie gesehen, 
um die Ausarbeitung, Herstellung und Durchsetzung kollektiv bindender 
Entscheidungen im engeren Sinn. Die Entscheidungsprobleme sind primär 
sachpolitischer Art, sie betreffen die sachgemäße und rechtmäßige Herstel- 
lung und Umsetzung von politischen Entscheidungen, die aufseiten der Ab- 
nehmer als bindend akzeptiert werden. Neben der Effektivität der Entschei- 
dungen im Hinblick auf Problemlösung spielt insofern auch die Legitimität 
der Entscheidungen, deren Akzeptanz als rechtmäßige Entscheidungen, 
eine wichtige Rolle. Der Beratungsbedarf bezieht sich dementsprechend 
vorrangig auf Sach- und Reflexionswissen über Folgen von Entscheidungen 
betreffend bestimmter Sachprobleme in der gesellschaftlichen Umwelt des 
politischen Systems wie auch der Akzeptanz aufseiten des betroffenen Pu- 
blikums - jenseits des machtpolitischen Wettbewerbs um die Zustimmung 
des Publikums. Beratungsbedarf ist hier somit eine direkte Folge davon, 
dass politische Entscheidungen ihre gesellschaftliche Umwelt betreffen und 
dort effektive Anschlüsse im Sinne von Bindungswirkung und Legitimität 
aufseiten der gesellschaftlichen Adressaten entfalten müssen. Dies macht 
deutlich, dass sich der Beratungsbedarf primär auf die Phasen der Politik- 
formulierung und -umsetzung bezieht, in denen Themen und Meinungen 
bereits weitgehend »entschieden« sind und es um die inhaltliche Ausfor- 
mung von themen- und meinungsspezifischen (Gesetzes-)Entscheidungen 
geht. 

In funktionaler Hinsicht geht es der Verwaltungsberatung darum, um- 
weltspezifische Reflexivität mittels Beratungskommunikation in das politi- 
sche Entscheidungszentrum (Verwaltung) zu überführen, um die dort an- 
fallenden Entscheidungen über die Anschlussbedingungen in ihrer Umwelt 
zu »informieren«. Dementsprechend liegt bei Verwaltungsberatung das 
Gewicht stärker auf der Entwicklung von sachpolitischen Entscheidungsop- 
tionen innerhalb bestimmter Politikfelder, was auch das Aufzeigen langfris- 
tiger, zukünftiger Regelungs- und Entwicklungsmöglichkeiten beinhaltet 
(vgl. Bröchler 2004: 29). Verwaltungsberatung unterstützt die inhaltliche 
Ausgestaltung und Ausformulierung von politischen Entscheidungen, rei- 
chert sie mit gesellschaftsbezogenem Reflexionswissen an, um reflektiertere 
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und gerade deshalb anschlussfähige Optionen aufzeigen und entsprechen- 
de Entscheidungen ermöglichen zu können. Beratung verspricht effektive, 
im Sinne von bindungs- und legitimationsfähigen, Entscheidungen durch 
sachspezifisches Reflexionswissen. Wichtig ist an dieser Stelle, dass sie als 
Beratung weder dem effektiven und rechtmäßigen Vollzug bereits gefällter 
Entscheidungen dient, noch Partei ergreift im Rahmen von verwaltungs- 
politischen Entscheidungen. Sie unterzieht sachspezifische Entscheidungs- 
probleme einer unabhängigen, kritischen Reflexion, um alternative Optio- 
nen der Entscheidungsfindung zu eröffnen. 

Der Verwaltungsberater ist insofern primär als unabhängiger Sachver- 
ständiger gefragt, der sich durch kontextspezifisches Sach- und Reflexions- 
wissen auszeichnet. Es sind Kenntnisse über die relevanten Gesellschaftsbe- 
reiche gefordert. Verwaltungsberater erscheinen in der (wissenschaftlichen!) 
Literatur vornehmlich als Wissenschaftler (vgl. Lompe 2006: 25; Saretzki 
2007: 97), die sich in den politikrelevanten Gesellschaftsbereichen gut aus- 
kennen und über Expertenstatus verfügen, es kommen - je nach gesell- 
schaftlichem Regelungskontext — aber auch andere Beobachter in Betracht. 
Verwaltungsberatung findet primär im Rahmen von Gesetzgebungen und 
bürokratischen Verfahren statt. Sie wird in institutionalisierter Form durch 
interne Stellen und Abteilungen in Beratungsfunktionen (z.B. Planungsab- 
teilungen, wissenschaftliche Dienste) erbracht. Sie findet aber auch unter 
Beteiligung nichtpolitischer Akteure als Berater statt, so im Rahmen von 
institutionalisierten Beiräten, Gremien, runden Tischen oder Kommissio- 
nen (vgl. Cassel 2004: 118; Renn 2006: 52; Winter 2006: 198f.).+ Typische 
Dysfunktionen erwachsen der Verwaltungsberatung von der Seite des politi- 
schen Entscheiders, wo die Notwendigkeit effektiver und zugleich legitimer 
Entscheidungsfindung innerhalb nützlicher Frist die opportunistische Ko- 
optation von Beratung fördert. Möglichkeiten der instrumentellen Indienst- 
nahme der Verwaltungsberatung sind zahlreich. Sie fangen bereits bei der 
Auswahl der Berater an und reichen bis zur willkürlichen Verwendung von 
Beratungsergebnissen (vgl. z.B. Weingart 2006; H. Becker 2004; Siefken 
2006; Priddat 2008: 332ff.). Weitere Dysfunktionen ergeben sich dann, 


14 | Wichtig ist an dieser Stelle, dass solche Kommissionen, Gremien, Beirä- 
te, runde Tische etc. nicht als solche bereits Beratungen entsprechen - wie in Wis- 
senschaft und Praxis häufig unterstellt (vgl. z.B. Buchholz 2008: 85ff.). Vielmehr 
handelt es sich hierbei um verfahrensspezifische Kommunikationsanlässe, in denen 
Verwaltungsberatung, so etwa als Beratung in Verhandlungen, stattfinden kann aber 
nicht unbedingt muss. Die Benutzung von Kommissionen für Nicht-Beratungsfunk- 
tionen, z.B. zur Legitimation von problematischen Entscheidungen oder zur öffent- 
lichen Akzeptanzwerbung, ist bekannt und gut dokumentiert (vgl. unten). Sie kann 
gerade nicht mit Beratungsfunktionen verwechselt werden. Beratungsfunktionen 
übernehmen diese erst dann, wenn sie einerseits Beratungskommunikation zulas- 
sen, gleichzeitig reflexive Distanz zum politischen Entscheidungskontext (Auftrag- 
geber) wahren und problembezogene Reflexivität vermitteln, sich andererseits aber 
auch nicht aufreine Informationsgenerierung und -vermittlung beschränken. 
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wenn Verwaltungsberatung als Mittel der politischen Interessenvertretung 
missbraucht wird und zum Vorwand bzw. zum Argument »interesseloser« 
Interessenvertretung wird. Oder aber sie läuft - innerhalb kommerzieller 
oder akademischer Kontexte - Gefahr, zu einem Mittel der Erreichung sys- 
temfremder Zwecke (Absatzsteigerung, Kostenreduktion, Drittmittelakqui- 
sition) zu werden (vgl. Weingart 2006). 


iii) Publikumsberatung kann als dritte Form der Politikberatung bestimmt 
werden. Publikumsberatung richtet sich an die Bürgerinnen und Bürger 
in ihren unterschiedlichen Teilrollen innerhalb ihrer mehr oder weniger or- 
ganisierten Kontexte (politische Vereine, Interessenverbände, Bürgerinitiati- 
ven, Bewegungen etc.). Da es sich beim Publikum nicht um ein System im 
engeren Sinne handelt, ist auch die Publikumsberatung schwer auf einen 
Nenner zu bringen, die Publikumsrollen und die organisatorischen und ins- 
titutionellen Kontexte, die dem Publikum zugerechnet werden können, sind 
vielfältig. Die Funktion dieses peripheren Bereichs im politischen System 
liegt, wie gesehen, in der Bereitstellung von Legitimität für politische Ent- 
scheidungen, konkret in der Gewährung oder dem Entzug von politischer 
Unterstützung im Rahmen von Wahl- und Abstimmungsverfahren sowie 
von bürokratischen Verfahren. Aus dieser Position heraus nimmt das (orga- 
nisierte) Publikum Einfluss auf politische Entscheidungsprozesse, gewährt 
oder entzieht gemäß seinen politischen Interessen Unterstützung und 
macht so Einfluss geltend. Der Bedarf an Publikumsberatung ergibt sich 
daraus, dass das Publikum von politischen Entscheidungen in aktiver wie 
passiver Weise betroffen ist und dementsprechend darauf Einfluss nehmen 
kann und will, dass es aber die spezifischen Anschlussbedingungen inner- 
halb der politischen Einflusskontexte (Verwaltung) nicht und nur begrenzt 
kennt. Dies trifft ebenso auf das Wähler- und Stimmpublikum zu, wie auf 
Akteure aus der gesellschaftlichen Umwelt der Politik bzw. deren politische 
Interessenvertreter, die von politischen Entscheidungen passiv wie aktiv be- 
troffen und in diesem Sinne dem »interessierten« Publikum zuzurechnen 
sind: Organisationen aus gesellschaftlichen Teilsystemen (Unternehmen, 
Universitäten, Medienverlage etc.) bzw. intermediäre Organisationen wie 
politische Interessenverbände, Bewegungen und NGOs (vgl. Steiner/Jarren 
2009). 

Publikumsberatung setzt hier an und vermittelt den Publikumsakteu- 
ren Informations- und Reflexionswissen zu politischen Entscheidungsfra- 
gen, zu den relevanten Einflusskontexten und den dort bestehenden kom- 


15 | Sie steht in gewisser Weise der »Gesellschaftsberatung« (Mayntz 1994; 
Leggewie 2007) nahe, indem sie sich an das politische Publikum der Bürgerinnen 
und Bürger als Adressaten der Beratung richtet, mit dem gewichtigen Unterschied, 
dass sie aus oben genannten Gründen nicht als gesellschaftliche »Selbstberatung« 
(so Saretzki 2007: ı10f.) verstanden werden kann. Publikumsberatung adressiert 
nicht die Gesellschaft als Ganze, sie wird auch nicht von der Gesellschaft als solcher 


angeboten, sondern richtet sich an Beobachter aus dem politischen Publikum. 
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munikativen Anschlussbedingungen. Es geht dabei nicht allein um die 
Frage, wie proaktiv oder reaktiv politisch Einfluss genommen werden kann, 
sondern viel grundlegender um die Frage, welche politischen Entscheidun- 
gen überhaupt anstehen, wie die politische Agenda aussieht, und inwieweit 
man selbst von Entscheidungen betroffen ist bzw. was mögliche Auswir- 
kungen in Bezug auf die eigene Sache sind. Politikberatung vermittelt hier- 
bei politische Inklusionsvoraussetzungen in doppelter Hinsicht: Bezüglich 
passiver Inklusion liefert sie Reflexionswissen über politische Betroffenheit, 
hinsichtlich aktiver Inklusion zeigt sie Möglichkeiten der kommunikativen 
Einflussnahme auf den politischen Entscheidungsprozess auf. Publikums- 
beratung findet insofern typischerweise im Vorfeld bzw. während der Her- 
stellung und Durchsetzung von kollektiv bindenden Entscheidungen statt, 
sie reflektiert auf Themen, Meinungen und daran gebundene Programme 
im Rahmen von Wahlen und Abstimmungen bzw. auf Möglichkeiten der 
kommunikativen Einflussnahme auf legislative und exekutive Entschei- 
dungsprozesse. 

Publikumsberater kommen typischerweise aus den engeren Kontexten 
des politischen Systems, insbesondere aus der Parteipolitik und der Verwal- 
tung. Sie zeichnen sich durch besondere Kenntnisse der politischen Pro- 
zesse und Themenagenda aus. Was die Trägerorganisationen angeht, so ist 
das Spektrum hier wesentlich enger als bei der Politikerberatung. Es han- 
delt sich hier um kommerzielle Beratungsagenturen und -büros, die sich 
auf »Public-Affairs-Beratung« für eine zahlungskräftige Kundschaft aus 
der Privatwirtschaft spezialisieren und hierfür auf politisch kompetentes 
und erfahrenes Personal zugreifen (vgl. Köppl 2000; Lahusen 2002). Pu- 
blikumsberatungsfunktionen können aber auch politische Organisationen 
(Parteien, Verbände, advokatische Ideenagenturen) oder auch interne Stel- 
len und Abteilungen innerhalb nichtpolitischer Organisationen überneh- 
men. Publikumsberatung findet dabei typischerweise als projektbezogene 
Auftragskommunikation unter eng begrenzter sozialer Beteiligung statt, da 
hier - insbesondere in den Bereichen Lobbying und Verhandlung - hohe 
Diskretionsansprüche gestellt werden und Öffentlichkeitsgrad und Trans- 
parenz gering sind (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 248f.). Stellt sich 
schließlich auch hier die Frage nach typischen Dysfunktionen der Publi- 
kumsberatung. Diese zeigen sich insbesondere dann, wenn sich Beratung 
an den Entscheidungskontext des Klienten verliert, selbst zu einer Form der 
politischen Kommunikation wird und »Politikberatung« nur mehr als Vor- 


16 | Diese Anforderungen betreffend Diskretion und Exklusivität mögen de- 
mokratietheoretisch problematisch erscheinen, zumal es sich bei Publikumsbera- 
tung um demokratisch nicht legitimierte Adressaten handelt, die Beratung zudem 
einiges kostet und somit nicht für alle Interessenten gleichermaßen zur Verfügung 
steht. Aus beratungstheoretischer Hinsicht müssen damit aber nicht unbedingt Pro- 
bleme einhergehen - im Gegenteil: Diskretion und Exklusivität sind in der Lage, die 
notwendigen Vertrauensverhältnisse in der Beratung abzusichern und kommunika- 
tionswirksam werden zu lassen. 
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wand zur effektiveren Beeinflussung von Entscheidungen verwendet wird. 
Mit Blick auf die Dienstleistungen vieler consultancies liegt der Verdacht 
nahe, dass es sich weniger um Beratung als vielmehr selbst um politische 
Kommunikation handelt, die da verkauft wird. Dysfunktionen drohen aber 
auch vonseiten des Beraterkontextes, so insbesondere dann, wenn »Bera- 
tung« zum kommerziellen Etikett wird, mit dem standardisierte Dienstleis- 
tungen angeboten und verkauft werden. Hier schlägt der ökonomische Kon- 
text des Beraters unmittelbar auf die Beratung durch und lässt ökonomische 
Kriterien der Kosteneflizienz und Kundenzufriedenheit in den Vordergrund 
rücken. Die Publikumsberatung setzt ein ausgewogenes Verhältnis von Nä- 
he und Distanz zum Klienten wie zum politischen Einflusskontext voraus, 
denn andernfalls fehlt der Reflexionshintergrund (Distanz) oder die Fähig- 
keit und Bereitschaft zur »interesselosen«, kritischen Reflexion (Nähe) (vgl. 
Böhret 2004: 379). 


Mit Blick auf die hier skizzierten Formen der Politikberatung wird deutlich, 
dass und wie Politikberatung die Kopplung zwischen politischen und gesell- 
schaftlichen Umweltsystemen gewährleistet.” Die ratsuchenden politischen 
Entscheider sind in unterschiedliche politische Teilbereiche als Kontexte 
eingebunden, Politikberatung schließt daran an und setzt diese Entschei- 
dungs- und Einflusskontexte der Reflexion aus. Dadurch kann sie die Ver- 
mittlung von Reflexivität von einem Bereich in andere leisten, ohne selbst 
Teil dieser Kontexte zu werden bzw. sich an diese zu verlieren. Politikbera- 
tung in ihren unterschiedlichen Formen erbringt auf diese Weise »Überset- 
zungsleistungen« zwischen den differenzierten Teilbereichen, ohne gleich- 
zeitig die Differenzierung und ihre Vorzüge wieder rückgängig zu machen 
oder gar aufzuheben. 

Politikerberatung vollzieht sich außerhalb der Parteipolitik und vermit- 
telt den darin inkludierten Entscheidern Reflexionswissen über ihr Publi- 
kum in der näheren Umwelt, das die Parteipolitiker dann zu entsprechenden 
Entscheidungen und Kommunikationen nutzen können. Verwaltungsbera- 
tung schließt an verwaltungspolitische Entscheidungen an und stattet die- 
se mit sachpolitischer Reflexivität über Entscheidungsfolgen innerhalb der 
relevanten gesellschaftlichen Umweltkontexte bzw. Regulierungsbereiche 
aus (»Beratung der Politik über Gesellschaft«, Lendi 2005). Über Verwal- 
tungsberatung kann sich die Verwaltung aber auch ein Bild über die Akzep- 
tanz- und Legitimationsbedingungen aufseiten des betroffenen politischen 
Publikums machen. Dieses Reflexionswissen über die verwaltungsexterne 
Umwelt kann dann innerhalb der Verwaltung zu Entscheidungszwecken 
genutzt werden. Publikumsberatung schließlich stellt den Publikumsakteu- 
ren aus der inneren und äußeren Peripherie des politischen Systems Refle- 


17 | Dass sich Politikberatung als strukturelle Kopplung von Politik und ge- 
sellschaftlichen Funktionssystemen (insbesondere der Wissenschaft) vollzieht, ist 
mittlerweile ein gut etablierter Topos (vgl. Luhmann 2000b: 393; Brodocz 2003; 
Weingart 2003; Buchholz 2008; kritisch dazu Kusche 2008b: 217ff.). 
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xionswissen über die Einflusskontexte im Zentrum des politischen Systems 
bereit (»Beratung Dritter über Politik«, Lendi 2005). Dieses politische Re- 
flexionswissen informiert die betroffenen Akteure im Publikum über die 
externen Anschlussbedingungen ihrer Entscheidungen. 

Durch die Einführung von umweltspezifischer Reflexivität in politische 
Kontexte leistet Politikberatung, mit Luhmann (1987b: ı14f.) gesprochen, 
einen Beitrag zur politischen »Systemrationalität«, und zwar in dem Sin- 
ne, als sie die Fähigkeit steigert, im System zu reflektieren, dass und wie 
das System sich in Differenz zu seiner Umwelt setzt und diese Differenz 
zur Informationsgewinnung nutzt, um daran Möglichkeiten des politischen 
Entscheidens aufzuzeigen. In jedem Fall aber bleibt die Unabhängigkeit und 
Autonomie der Politikberatung als Kommunikationssystem vorausgesetzt. 
Nur unter dieser Bedingung macht die Rede von systemischer Kopplung 
durch Politikberatung Sinn. 


V. Beratung in politischer Kommunikation 


Beratung in politischer Kommunikation kann als ein besonderer Modus der 
Politikberatung verstanden werden, der sich um Probleme der politischen 
Kommunikation dreht. Es geht hier um die Frage, ob und wenn ja, wie poli- 
tisch kommuniziert werden soll. Beratung unterstützt den Ratsuchenden 
bei der kommunikativen Beeinflussung des politischen Entscheidungspro- 
zesses in direkter oder indirekter Referenz auf Macht. Sie kann sich dabei 
auf unterschiedliche Formen direkter wie indirekter politischer Kommuni- 
kation, auf politische Public Relations, Kampagnenkommunikation, Ver- 
handlung wie Lobbying beziehen. Dabei kann sie Bestandteil sämtlicher 
Formen der Politikberatung sein, der Politikerberatung ebenso wie der Ver- 
waltungs- und Publikumsberatung. 

Die Besonderheit der Beratung in politischer Kommunikation ist dar- 
in zu sehen, dass sie sich durch einen doppelten Kommunikationsbezug 
auszeichnet (vgl. auch Müller 2006): Auf der einen Seite ist Kommunika- 
tion als Beratungskommunikation selbst das »Arbeitsinstrument« bzw. die 
eigentliche Form der Beratung. Auf der anderen Seite ist Kommunikation 
als politische Kommunikation Gegenstand der Beratung. Gemäß Müller 
(2006: 89f.) nutzen Politikberater »kommunikative Instrumente, um auf 
andere Kommunikationsbereiche positiv im Sinne ihres Auftrages einzu- 
wirken«. Im vorliegenden Zusammenhang kann Einwirkung jedoch nicht, 
wie bei Müller, die direktive Beeinflussung politischer Entscheidungen 
meinen, sondern Reflexion und Entwicklung von Optionen der politischen 
Kommunikation im Sinne des Auftrags. Auch (kommerzielle) Beratung in 
politischer Kommunikation richtet sich insofern nicht an Dritte (so Müller 
2006: gıf.), sondern, darin gleich der wissenschaftlichen Politikberatung, 
an ihre Auftraggeber, wobei Dritte (z.B. politische Entscheidungsträger) als 
Gegenstand der Beratung bzw. als Zielgruppe der politischen Kommunika- 
tion in Betracht kommen. Diese Unterscheidung ist wichtig und wird in der 
Literatur selten mit der nötigen Sorgfalt getroffen: Beratung in politischer 
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Kommunikation — sei es in Lobbying, Verhandlung, in Campaigning oder 
Public Relations - spielt sich zwischen Berater und ratsuchendem Entschei- 
der ab, nicht zwischen einem (externen) Berater und der Zielgruppe politi- 
scher Kommunikation (politischer Entscheidungsträger). Beratung in poli- 
tischer Kommunikation ist demnach nicht selbst eine Form der politischen 
Kommunikation, sie bezieht sich auf Entscheidungsprobleme in politischer 
Kommunikation, um alternative Optionen der Beeinflussung sichtbar zu 
machen.“ Dabei reflektiert sie nicht allein auf die Kontexte, in denen der 
Entscheider steht (Entscheidungskontexte), sondern auch auf die kommu- 
nikativen Kontexte, auf die Einfluss genommen werden soll (Einflusskon- 
texte). 

Das politische Entscheidungsproblem, auf das sich Beratung bezieht 
und an dem sich Beratungsbedarf entzündet, ist also politische Kommu- 
nikation. Problematisch ist politische Kommunikation für den ratsuchen- 
den Entscheider insofern, als sie Anschlüsse innerhalb politischer Ein- 
flusskontexte erzielen soll, die der Entscheider nicht oder nicht ausreichend 
kennt.'? Beratung kann diese kontextspezifischen Voraussetzungen und 
Bedingungen sichtbar machen. Sie ermöglicht den Abgleich der Bedürfnis- 
se bzw. der kommunikativen Ziele des Entscheiders mit den kommunikati- 
ven Anschlussbedingungen innerhalb der relevanten Einflusskontexte. Die 
Funktion von Beratung in politischer Kommunikation liegt demzufolge in 
der Steigerung von Reflexivität und Optionsfähigkeit in Sachen politischer 
Kommunikation. Der »externe« Blick des Beraters auf die Kontexte kann 
Gelegenheiten und Möglichkeiten der politischen Kommunikation auf- 
zeigen, er kann zudem mögliche Folgen dieser Kommunikationsoptionen 
innerhalb der relevanten Kontexte sichtbar machen. Daran schließen dann 
weitere beratungsrelevante Fragen an: Welche Chancen und Risiken ge- 
hen mit politischer Kommunikation oder dem Verzicht darauf einher? Was 
kann politische Kommunikation innerhalb dieser Kontexte bewirken und 
wo liegen die Grenzen? Der Berater kann zeigen, dass politische Kommuni- 


18 | Genau diese Differenz wird in den ansonsten überzeugenden Ausführun- 
gen von Kusche (2008b) nicht deutlich genug herausgearbeitet, was die Abgrenzung 
von Beratung und Lobbying im Falle lobbyistischer Politikberatung sowie von Be- 
ratung und Public Relations im Falle der politischen Kommunikationsberatung un- 
möglich macht. Dass und weshalb sich gerade Lobbyisten und Campaigner gerne 
als »Berater« bezeichnen - und von der praxisnahen Literatur so bezeichnet werden, 
erübrigt sich in dieser Darstellung, da sie es per definitionem immer schon sind. 

19 | An dieser Stelle setzt der interessante Vorschlag von Kusche (2008b: 137ff.) 
an, der die Funktion der »politischen Kommunikationsberatung« in der Bereitstel- 
lung von einfachen Kausalschemata zum Verhältnis von Politik, Medien und Publi- 
kum sieht, die dann primär technisch mittels Beraterwissen zu kontrollieren sind. 
Zurückzuweisen wäre hier einzig die Engführung von politischer Kommunikation 
auf Wahlkampfkommunikation - und damit einhergehend die Vernachlässigung 
von Lobbying, Verhandlung oder von (staatlicher, verbandlicher etc.) PR als politi- 
schen Kommunikationsbereichen. 
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kation eine Option darstellt, dass aber auch die Nicht-Kommunikation in Er- 
wägung gezogen werden kann. Auch mit Kommunikation gehen mitunter 
Risiken einher, die Ablehnung, das Missverständnis oder der Motivverdacht 
(böse Absichten stehen hinter der Kommunikation). Diese Risiken sind um- 
so größer, je weniger der Entscheider die Einflusskontexte kennt und bei der 
Kommunikation in Rechnung stellt. Hier kann der Blick des Politikberaters 
helfen und dabei die Risiken der Kommunikation bzw. Nicht-Kommunika- 
tion mindern. 

Beratung kann ferner unterschiedliche Optionen der Kommunikation 
aufzeigen, wie auch deren Möglichkeiten und Grenzen: Welche Formen 
der politischen Kommunikation stehen zur Verfügung, welche Vorausset- 
zungen müssen gegeben sein, damit diese Kommunikationen Anschlüsse 
bewirken können und welche Risiken gehen damit einher? Wie kann mit 
Macht oder mit Werten umgegangen werden, soll die Macht oder die Moral 
der anderen thematisiert und kritisiert oder aber eigene Macht oder Moral 
in Anschlag gebracht werden? Direkte und indirekte Formen der Kommuni- 
kation können aber auch kombiniert zur Anwendung gebracht werden (z.B. 
das going public als Vermeidungsalterative im Rahmen von Machtkommu- 
nikation). Beratung kann schließlich die konkreten, sachlichen, zeitlichen 
und sozialen Bedingungen politischer Kommunikation aufzeigen, die eine 
effektive Beeinflussung erlauben: Welche Themen und Meinungen müssen 
wann, auf welche Weise (Kanäle, Medien) und an welche Zielgruppen kom- 
muniziert werden? Hier stehen die Optionen der variablen Zurechnung in 
den unterschiedlichen Sinndimensionen zur Disposition (vgl. Kap. 5.1). Bei 
diesem Framing durch sachliche, zeitliche und soziale Zurechnung, für das 
Politikberatung den Blick öffnet und Optionen verfügbar macht, geht es im 
Endeffekt immer darum, Mögliches als notwendig und Notwendiges als 
kontingent erscheinen zu lassen: Die eigene Meinung oder das eigene politi- 
sche Interesse wird als allgemein verträglich (Stichwort »public affairs«), legi- 
tim und ethisch gerechtfertigt dargestellt, die Meinung der Gegner dagegen 
als partikular motiviert, willkürlich und moralisch verwerflich. 

Wie an diesen Problemen und Fragen deutlich wird, setzt Beratung pri- 
mär bei der vorbereitenden Planung von politischer Kommunikation an, 
in der die sachlichen, zeitlichen und sozialen Prämissen (Themen, Zeit- 
punkte, Adressaten) gesetzt und die dann der Umsetzung von politischen 
Kommunikationsmaßnahmen zugrunde gelegt werden. Beratung kann die 
»Strategiefindung« bzw. die Entscheidung zugunsten bestimmter Kommu- 
nikationsprämissen reflektieren und mit Optionen anreichern, die Entschei- 
dung selbst hingegen ist nicht mehr Teil der Beratung im engeren Sinne, sie 
obliegt nicht dem Berater, sondern dem ratsuchenden Entscheider.” Sind 


20 | Die Rolle des »Strategieberaters« darf insofern nicht mit der Rolle eines 
»Kommunikationsmanagers« (vgl. Röttger 2000: 96) verwechselt werden, denn der 
Berater fällt idealtypisch keine »kommunikationspolitischen« Entscheidungen für 
seinen Klienten, sondern stellt diesem kommunikative Optionen bereit, die dieser 
dann selbstständig zur Entscheidung bringt. Der Politikberater zeichnet sich inso- 
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Strategie und Prämissen der politischen Kommunikation gesetzt, geht es 
um die operative Umsetzung der geplanten Kommunikationsmaßnahmen. 
Auch hier kann Beratung als operative Beratung anschließen, wobei hier 
typischerweise andere Probleme und Fragen anstehen und andere Kompe- 
tenzen gefordert sind. Es geht hier um Fragen der technischen Umsetzung 
von Kommunikation, der konzeptionellen Gestaltung von Stellungnahmen 
(Argumentarien, Publikationen, Reden, Interviews etc.), der Organisation 
und Durchführung von medialen Events und Auftritten, des interpersonel- 
len Beziehungsmanagements und der Kontaktpflege. Fragen und Probleme 
der operativen Umsetzung sind dementsprechend stark geprägt von den 
strategischen Planungsentscheidungen, so insbesondere der Wahl der Kom- 
munikationsform und der Zielgruppen. Wiederum gilt zu betonen, dass die 
Umsetzung selbst Teil politischer Kommunikation und nicht der Beratung 
ist — dies auch dann nicht, wenn externe Kommunikationsdienstleister, 
die als »Berater« auftreten, diese Umsetzung durchführen.” Der operative 
Berater ist dementsprechend kein einfacher Kommunikations-Techniker, 
der Maßnahmen effizient und effektiv mittels journalistisch-technischer, 
handwerklicher Fertigkeiten umsetzt (vgl. Dozier 1992: 333; Hazleton 2006: 
207f.), er ist primär Berater, der sich neben seiner Beratungskompetenz 
durch Kommunikations- und Vermittlungskompetenz, so konkret durch 
Konzeptionsvermögen, Darstellungskompetenz und Sprachkompetenz (vgl. 
Röttger 2000: 102), auszeichnet. 

Wenn wir den Fall der strategischen Beratung in politischer Kommuni- 
kation näher anschauen, dann zeigt sich, dass sich die Anforderungen an 
Politikberatung und -berater in Abhängigkeit der Kommunikationsform 
maßgeblich unterscheiden. Dabei ist bereits die Entscheidung, ob man kom- 
munikativ aktiv werden soll oder nicht, potenziell beratungsrelevant. Denn 
diese Entscheidung zugunsten oder zuwider politischer Kommunikation 


fern weniger durch kommunikationspolitische Fähigkeiten und Kompetenzen, so der 
Planung, Steuerung und Kontrolle von Kommunikation (vgl. Dozier 1992: 333; Hazle- 
ton 2006: 208f.), aus, sondern vielmehr durch reflexive Fähigkeiten der Beobachtung 
von Umweltkontexten, der politischen Sachkompetenz und der einschlägigen Bera- 
tungskompetenzen. Der Kommunikationsmanager kommt hier als Ratsuchender in 
Betracht, der auf Beratung zurückgreift und auf dieser Grundlage strategische Ent- 
scheidungen in politischer Kommunikation fällt. 

21 | Die Delegation von politischer Kommunikation an externe Dienstleister 
(Stichwort: Externalisierung) kommt gerade in den Bereichen Campaigning, Lob- 
bying und Öffentlichkeitsarbeit häufig vor. Damit kann - muss aber nicht zwingend 
— Beratung einhergehen. Mit Blick auf empirische Dienstleister liegt vielmehr der 
Verdacht nahe, dass es in den meisten Fällen nicht um Beratung geht, sondern viel- 
mehr um Auslagerung von politischer Kommunikation aus ökonomischen und/oder 
politischen Gründen: Externe Dienstleister sind billiger, haben die (technischen) 
Voraussetzungen der effizienten Umsetzung, verfügen über die nötigen politischen 
Kontakte und Zugangsmöglichkeiten und sind politisch opportunere Kommunika- 
toren (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 55ff.). 
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hängt vom Ausmaß der Betroffenheit von politischen Entscheidungen ab 
- denn: Geht es um wenig, dann lohnt sich das Risiko der Kommunikation 
für die Betroffenen nicht. Die Einschätzung der Betroffenheit kann dabei 
für den Entscheider zu einem beratungsbedürftigen Problem werden: Der 
Berater kann aufzeigen, inwieweit man selbst von bestimmten Entscheidun- 
gen länger- oder kurzfristig betroffen ist, welche möglichen Auswirkungen 
politische Entscheidungen auf eigene Entscheidungsspielräume haben, und 
schließlich auch, welche politischen Entscheidungen gegenwärtig oder zu- 
künftig überhaupt anstehen, die einen negativ oder positiv betreffen könn- 
ten. Ferner hängt die Entscheidung auch von Gelegenheiten der politischen 
Einflussnahme ab, welche wiederum von den politischen Strukturbedin- 
gungen, den Verfahren und der Position des Akteurs im politischen System 
determiniert sind. Beratung kann den Blick auf solche Gelegenheiten öff- 
nen und den Entscheider damit über die Chancen effektiver Beeinflussung 
informieren. Beratung in politischer Kommunikation schließt zu Beginn 
somit explizit auch die Reflexion auf die Entscheidung zugunsten oder zu- 
wider politischer Kommunikation mit ein. Umgekehrt beinhaltet Beratung 
im Sinne der »geheimen Moral« der Politikberatung keinesfalls die Sugges- 
tion von negativer Betroffenheit und günstigen Gelegenheiten, um Kommu- 
nikationsdienstleistungen verkaufen zu können. 

Im Anschluss stellt sich die Frage nach der Form der kommunikativen 
Einflussnahme, wobei grundsätzlich zwischen direkten und indirekten For- 
men der Kommunikation unterschieden werden kann. Diese Frage hängt 
mit den vorhandenen Gelegenheiten wie auch mit den verfügbaren Macht- 
ressourcen des ratsuchenden Entscheiders zusammen. Direkte Formen der 
Kommunikation (Lobbying oder Verhandlung) setzen vorhandenes Sank- 
tionspotenzial sowie direkte Zugangsmöglichkeiten zu politischen Ent- 
scheidungsträgern voraus. Politikberatung kann diese Grundlagen reflek- 
tieren und die Aussichten des Machteinsatzes innerhalb der Einflusskontex- 
te einschätzen. Machtkommunikation ist eine Option, sie ist aber auch mit 
Risiken verbunden, denn an Sanktionsgewalt muss nicht geglaubt werden, 
gleichzeitig kann Machtgebrauch selbst zum Thema gemacht, als partikular 
motivierte, ethisch ungerechtfertigte Willkür dargestellt werden. Der Motiv- 
verdacht liegt im Fall der Macht immer auf der Hand und kann kontraintui- 
tive Effekte zeitigen. Dies kann der Politikberater reflektieren und, damit 
einhergehend, auch Optionen Wertkommunikation oder der Dethematisie- 
rung von Macht verfügbar machen. Indirekte Formen der Kommunikation 
(Campaigning und politische Public Relations) setzen mediale Resonanz- 
fähigkeit bzw. entsprechende Themen und Werte voraus. An Werten lassen 
sich Defizite aufzeigen, von denen die Öffentlichkeit betroffen ist und die 
aufzuheben ein legitimes politisches Anliegen ist. Dass damit auch Risi- 
ken einhergehen, liegt auf der Hand: Wertkommunikation kann selbst zum 
Thema gemacht werden, es können Motive und schlechte, unmoralische Ab- 
sichten unterstellt werden. Beratung kann diese Risiken reflektieren und 
alternative Kommunikationsoptionen zur Disposition stellen. Schließlich 
muss auch der Verfahrensbezug als Prämisse für die Wahl der Kommuni- 
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kationsform gesehen werden: Während Wahl- und Abstimmungsverfahren 
unter Beteiligung des politischen Publikums indirekte Kommunikations- 
formen favorisieren, legen Gesetzgebungen und bürokratische Verfahren 
direkte Formen der politischen Kommunikation nahe. Beratung kann hier 
die Möglichkeiten und Optionen der Kommunikation in Abhängigkeit der 
strukturellen, positions- und verfahrensspezifischen Bedingungen auf- 
zeigen. Sie kann dem ratsuchenden Entscheider Reflexionswissen zu den 
Voraussetzungen und Folgen der einzelnen Kommunikationsformen ver- 
mitteln und Empfehlungen geben, welche Formen sich für welche Einfluss- 
kontexte anbieten. 

Die Formen politischer Kommunikation stellen somit unterschiedliche 
Optionen der kommunikativen Einflussnahme dar, die sich nicht unbe- 
dingt ausschließen müssen. Das going public kann eine sinnvolle Alterna- 
tive zur Verhandlung sein oder die lobbyistische Beeinflussung als Vermei- 
dungsalternative flankieren. Die Verknüpfung und der Wechsel zwischen 
politischen Kommunikationsformen stellt eine strategische Option in der 
politischen Kommunikation dar, die vom Entscheider oftmals nicht in Be- 
tracht gezogen wird.” Die Entscheidung zugunsten direkter oder indirekter 
Kommunikationsformen hat Konsequenzen für die Beratung in politischer 
Kommunikation: Beratung in Lobbying oder in Verhandlungen sieht sich 
mit anderen Anforderungen konfrontiert als die Beratung in Campaigning 
oder politischer Public Relations. Dies ergibt sich daraus, dass diese Kom- 
munikationsformen unterschiedliche Einflusskontexte haben und verschie- 
denen Logiken folgen, was wiederum unterschiedliche Konsequenzen im 
Hinblick auf Themensetzung und Meinungsbildung, auf Zeitpunkte und 
Fristen sowie auf Zielgruppen und Erwartungen zur Folge hat. Aufseiten 
des Beraters sind folglich unterschiedliche Rollen- und Kompetenzanforde- 
rungen angezeigt. Die typischen Merkmale bzw. Unterschiede der Beratung 
in direkter und indirekter politischer Kommunikation sollen im Folgenden 
kurz benannt werden. 

Die Besonderheit indirekter Formen politischer Kommunikation liegt, wie 


22 | Der Begriff, der sich in diesem Zusammenhang in der praktischen wie 
wissenschaftlichen Literatur allmählich etabliert, ist »Public Affairs«. Er wird aller- 
dings in sehr unterschiedlicher und pragmatischer Weise verwendet: Die Politik- 
wissenschaft tendiert dazu, Public Affairs als Teilbereich bzw. als Ausbaustufe des 
klassischen Lobbyings zu verstehen (vgl. Kleinfeld/Willems/Zimmer 2007: 20), oder 
deutet ihn kritisch als legitimierendes Etikett für Lobbyisten (vgl. Alemann/Eckert 
2006: 5). Die Publizistikwissenschaft sieht Public Affairs als »politischen« Teil der 
Public Relations (vgl. Avenarius 2000: 290; Röttger/Donges 2002: 106f.). Die BWL- 
orientierte Literatur und die Beraterbranche sieht Public Affairs als »modernen« Full 
Service in Sachen politischer Kommunikation, der Lobbying und PR als Instrumen- 
te umfasst, und in Anbetracht der gegenwärtigen politischen Herausforderungen 
die einzig effektive Kommunikationsstrategie für Unternehmen darstellt (vgl. Köppl 
2000: 27; Berg 2003: 87; Ries 2002: 131; Radunski 2006: 315). Mit Blick auf diese Be- 
liebigkeit ist weiterführende Begriffsarbeit notwendig. 
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gesehen, darin, dass sie auf eine Beeinflussung politischer Entscheidungen 
über die öffentliche Meinung abzielen. Der unmittelbare Einflusskontext, 
den Beratung hier reflektieren muss, ist die öffentliche Meinung, mittelbar 
sind es die Formgeber der öffentlichen Meinung, allen voran die Massenme- 
dien. Es geht der politischen Kommunikation darum, Themen in der öffent- 
lichen Meinung zu setzen, sie mit Meinungen zu verknüpfen, um auf diese 

Weise politische Entscheidungen zu beeinflussen. Der Beratung kommt hier 

primär die Funktion zu, diese mittelbaren und unmittelbaren Einflusskon- 

texte zu reflektieren und den Entscheider über die Anschlussbedingungen 
innerhalb der öffentlichen Meinung und der Massenmedien zu informieren. 

Im Zentrum steht die Frage nach den Themenprioritäten innerhalb der mit- 

telbaren und unmittelbaren Einflusskontexte und danach, wie die Themen 

etabliert und besetzt werden können. Die primären Formen indirekter Kom- 
munikation, Campaigning und politische Public Relations, bringen dabei 
unterschiedliche Voraussetzungen und Anforderungen mit sich: 

«  Kampagnenberatung findet im Rahmen der an Parteipolitiker adressier- 
ten Politikerberatung im Kontext von Wahlen und Abstimmungen statt. 
Campaigning zielt auf den Gewinn von Wahlen und Abstimmungen 
unter Bedingungen wechselseitiger Konkurrenz um Wählerstimmen. 
Beratungsbedarf ergibt sich hier aus der Angewiesenheit auf Informa- 
tionen über die Themenpräferenzen und Meinungen des Publikums 
und der konkurrierenden Parteien. Die zentrale Funktion von Kampa- 
gnenberatung liegt darin, solches Reflexionswissen zu den Themenprä- 
ferenzen und Meinungen des Elektorats und der politischen Gegner zu 
generieren und darauf hin Optionen der Thematisierung zu entwickeln. 
Kampagnenberatung wahrt die reflexive Distanz zum Entscheidungs- 
kontext (Parteiorganisation) und öffnet den Blick auf relevante Umwelt- 
kontexte.3 Dabei bedient sie sich unterschiedlicher Instrumente wie 
Medienmonitoring, Gegnerbeobachtung (opposition research) oder Mei- 
nungsumfragen (polling), die mithin selbst Gegenstand von rollenmäßi- 
ger Spezialisierung von Kampagnenberatern sein können (vgl. Thurber 
1998: 146f.; Dulio 2004: ı5ff., 123ff.). Auf dieser Reflexionsgrundlage 
können dann die relevanten Strategieentscheidungen gefällt werden, 


23 | Es greift sicher zu kurz, aufgrund der reflexiven Distanz des Beraters zur 
Partei seines Kandidaten auf ein Verhältnis der Gegnerschaft oder - mit Blick auf die 
vermeintliche Parteienkrise — gar der Verdrängung zu schließen (so z.B. Sabato 1981; 
Plasser 2001). Idealtypisch unterstützt der Berater den Kandidaten und die Partei 
bei der Kampagnenkommunikation, er bringt externe Ressourcen ein (Reflexivität), 
damit dieser seine Kampagnenziele besser erreichen kann (vgl. auch Farrell/Kolod- 
ny/Medvic 2001: 18; Kolodny/Dulio 2003: 742). Dies schließt empirisch keineswegs 
aus, dass Berater auf Kosten von Parteien Profite erwirtschaften oder Macht ausüben 
wollen, oder umgekehrt Parteien (prominente) Berater instrumentalisieren und als 
Legitimationsverstärker einsetzen (vgl. z.B. Sabato 1981: 20; Maarek 1995: 201). Dies 
kann dann aber aus theoretischen Gründen nicht mehr als Beratungsfunktion ver- 
standen werden. 
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Kampagnenthemen identifiziert, relevante Zielgruppen ausgewählt und 
Zeitpunkte der Kommunikation bestimmt werden, die für eine (mediale) 
Thematisierung günstig sind, um zum Stichtag einen optimalen Wahl- 
bzw. Abstimmungsausgang zu erzielen. Mit Blick auf die umfangrei- 
che Literatur zu »Wahlkampfberatung« liegt die Vermutung nahe, dass 
Kampagnen im Zuge der Auflösung traditioneller Parteibindungen und 
des Formwandels der Parteien beratungsintensiver geworden sind (vgl. 
Thurber 1998; Menefee-Libey 2000; Kolodny/Dulio 2003) und sich infol- 
gedessen auch Form und Stil der Kampagnenkommunikation geändert 
haben. Inwieweit solche Entwicklungen tatsächlich auf kommerzielle 
Politikberater (US-amerikanischer Provenienz) zurückzuführen sind, 
soll an dieser Stelle nicht weiter interessieren (zur These der beraterin- 
duzierten »Amerikanisierung« vgl. Farrell 1998; Plasser/Plasser 2002; 
Farrell/Kolodny/Medvic 2001). 

Beratung in politischer Public Relations lässt sich demgegenüber nicht auf 
Politikerberatung reduzieren, sie kann auch im Rahmen von Verwal- 
tungsberatung oder von Publikumsberatung stattfinden. Im Gegensatz 
zu Kampagnenkommunikation ist die politische Public Relations nicht 
an bestimmte Verfahren gebunden. Ziel ist vielmehr die Beeinflussung 
der öffentlichen Meinung unabhängig von konkreten Verfahren, um all- 
gemeine Zustimmung im Sinne diffuser Unterstützung zu mobilisie- 
ren. Die Funktion von PR-Beratung liegt in erster Linie in der Reflexion 
der Themenstruktur der öffentlichen Meinung in ihrer sachlichen, zeit- 
lichen und sozialen Dimension, um Optionen der Themensetzung und 
Politisierung im Medium der öffentlichen Meinung sichtbar zu machen. 
Beratung kann aufzeigen, welche Themen in der öffentlichen Meinung 
etabliert sind, welche Chancen auf Durchsetzung diese haben und wie 
politisiert werden kann, damit eigene Themen und Meinungen optimale 
Durchsetzungs- und Akzeptanzchancen haben. Sie kann die zeitliche 
Dynamik von Themenkarrieren reflektieren, themenspezifische Ge- 
dächtnisfunktionen übernehmen sowie aufzeigen, welche Interessen 
und Akteure hinter den Themen stehen und wie es um die Konsens- bzw. 
Dissenschancen bestimmter Themen steht. Dabei ist der Blick auf die 
Massenmedien als dominante Formgeber der öffentlichen Meinung zen- 
tral. Issues Monitoring, die kontinuierliche Beobachtung der Medienbe- 
richterstattung und der medialen Themenagenda, ist dementsprechend 
zentrales Instrument der PR-Beratung (vgl. Imhof/Eisenegger 2001: 257; 
Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 125f.). Die Literatur zu politischer PR 
macht deutlich, dass Beratung im Zuge der Veränderungen der politi- 
schen Kommunikation, bedingt durch die Ausdifferenzierung des Me- 
diensystems und die Zunahme der Aufmerksamkeitskonkurrenz (vgl. 
Jarren 1994), zugenommen hat, was sich im Ausbau organisationsinter- 
ner PR-Stellen bei staatlichen, intermediären wie peripheren Akteuren 
(vgl. Jarren/Donges 2006: 226) und der Diversifikation von PR-Agentu- 
ren in die politische Kommunikation zeigt (vgl. Novotny 2000; Bösch 
2004: 312; Steiner/Hoffmann 2008: 108). 
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Direkte Formen politischer Kommunikation wie Lobbying oder politische Ver- 
handlung zielen demgegenüber auf die unmittelbare, direkte Beeinflussung 
politischer Entscheidungen im Zentrum des politischen Systems. Sie refe- 
rieren auf Macht, bedienen sich dem Medium der Sanktionsandrohung und 
setzen dementsprechend das Vorhandensein von Macht in Form eines glaub- 
würdig kommunizierbaren Sanktionspotenzials voraus (vgl. Kap. 4.1V). Der 
unmittelbare Einflusskontext, den Beratung hier reflektiert, sind die Ent- 
scheidungssysteme im politischen Zentrum, die politischen Entscheidungs- 
stellen innerhalb der Verwaltung sowie Gesetzgebungs- und bürokratische 
Verfahren, die mit der Ausarbeitung und Umsetzung von politischen Ent- 
scheidungen befasst sind. Die Massenmedien und die öffentliche Meinung 
sind hier nicht direkt von Bedeutung, sondern kommen als Vermeidungsal- 
ternative bzw. als Sanktionsmöglichkeit im Rahmen von Lobbying oder Ver- 
handlungen in Betracht. Beratung kann diese Einflusskontexte reflektieren, 
die Entscheider über die Anschlussbedingungen informieren und auf dieser 
Grundlage Optionen der direkten kommunikativen Einflussnahme entwi- 
ckeln. Die Themen sind hier weitgehend gesetzt, sodass es um die Reflexion 
der Meinungen zu den Themen und der dahinterstehenden Interessen und 

Sanktionsmöglichkeiten geht. Die primären Formen direkter Kommunika- 

tion, Lobbying und Verhandlung, bringen dabei unterschiedliche Voraus- 

setzungen und Anforderungen für Beratung mit sich: 

e  Lobbyingberatung findet primär im Rahmen von Publikumsberatung 
statt und adressiert Akteure aus der inneren und äußeren Peripherie des 
politischen Systems, die Einfluss auf politische Entscheidungsträger aus- 
üben wollen. Lobbying ist die direkte, »kompromisslose« Beeinflussung 
von politischen Entscheidungen bzw. politischen Entscheidungsträgern 
mittels Druckausübung im Sinne des Inaussichtstellens positiver und 
negativer Sanktionen. Die Funktion von Lobbyingberatung besteht dar- 
in, die politischen Kontexte, in denen kollektiv bindend entschieden wird, 
zu reflektieren, um dem ratsuchenden Entscheider auf diese Weise Ein- 
blick in die politische Themenagenda im Zentrum des politischen Sys- 
tems, in den Parlamenten, Regierungen und der Verwaltungsbürokratie, 
zu ermöglichen.”* Der Berater kann dem Ratsuchenden aufzeigen, wel- 
che Themen aktuell oder potenziell zur Entscheidung anstehen, welche 
Entscheidungsstellen sich damit befassen, und welche kommunikativen 
Optionen des Lobbyings zur Verfügung stehen, um diese Stellen effek- 
tiv zu beeinflussen. Dabei muss er auch die besonderen Anreizsysteme, 


24 | Dies macht einmal mehr deutlich, dass Lobbying-Beratung zwischen Bera- 
ter und ratsuchendem Entscheider, der lobbyieren möchte und deshalb Rat benötigt, 
stattfindet, und nicht etwa zwischen Lobbyist und politischem Entscheidungsträger. 
Denn Letzteres entspricht der kommunikativen Beeinflussung mittels Lobbying, die 
sich zwar als »Beratung« ausgeben (vgl. Wehrmann 2007: 48; Leif/Speth 2006: 28f.) 
oder aber vom Entscheidungsträger als Informationskanal genutzt werden kann, die 
als solche jedoch noch keine Beratung ist, vielmehr eine Dysfunktion darstellt (vgl. 
Kap. 5.1I). 
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Wissens- und Interessenhintergründe innerhalb des Einflusskontextes 
in Rechnung stellen, um effektive Sanktionsmöglichkeiten eruieren zu 
können (vgl. Victor 2007: 830ff.). Gleichzeitig muss er die Bedürfnisse 
und Interessen des Ratsuchenden kennen und sie mit den Einflussge- 
legenheiten und -möglichkeiten abgleichen können. Reflexionsinstru- 
mente sind hierbei u.a. das Monitoring politischer Entscheidungspro- 
zesse, die themenspezifische Problemdiagnose bzw. die Beobachtung 
und Interpretation politikrelevanter Probleme und Entwicklungen (vgl. 
Speth 2004: 171; Wehrmann 2007: 46f.). Die Nähe des Beraters zu politi- 
schen Entscheidungssystemen und Entscheidungsträgern ist dabei von 
Vorteil, sie kann jedoch auch Distanz- und Abgrenzungsprobleme zur 
Folge haben, die Beratung erschweren oder gar verunmöglichen (vgl. 
Speth 2004: 172). Über die Entwicklung der Lobbyingberatung lassen 
sich kaum sichere Aussagen machen, da nach wie vor wenig über den 
Gegenstand geforscht wurde und wenig bekannt ist. Die generelle Zu- 
nahme des Lobbyings im Zuge der Auflösung korporatistischer Struk- 
turen, der Partikularisierung der Interessenvertretung sowie der Plura- 
lisierung und Transnationalisierung von Einflusskontexten (vgl. Winter 
2003; Steiner/Jarren 2009), lässt auf eine Bedeutungszunahme von Be- 
ratung in Sachen Lobbying schließen. In diese Richtung deutet auch die 
Zunahme an externen Dienstleistern, die sich auf Lobbying-Dienstleis- 
tungen spezialisieren (vgl. Ries 2002; Wehrmann 2007: 57). 

Verhandlungsberatung unterliegt demgegenüber anderen Voraussetzun- 
gen als die Lobbyingberatung. Ähnlich wie die Public Relations ist auch 
die Verhandlung an keine spezifischen Verfahren gebunden, entspre- 
chend kommt sie im Rahmen unterschiedlicher Politikberatungsformen 
vor. Bargaining als prägender Kommunikationsmodus in Verhandlun- 
gen zielt auf die maximale Interessendurchsetzung im Rahmen von 
Kompromissen zwischen Verhandlungsparteien mit gegensätzlichen 
Interessen. Mit Blick auf Verhandlungsberatung ist zunächst wichtig, 
dass die Verhandlung nicht selbst als Beratung verstanden werden kann 
(vgl. auch Lendi 2005: 187), sie entspricht auch keiner kollektiven Selbst- 
beratung im Sinne einer beratenden Deliberation. Sie ist eine interaktive 
Kommunikationsveranstaltung, im Rahmen derer sich die Teilnehmer 
beraten lassen können. Beratungsbedarf ist insofern angezeigt, als die 
Verhandlungsparteien auf Informationen über den Verhandlungs- 
gegenstand (Problem, Thema), den Verhandlungsgang sowie natürlich 
über die anderen Parteien, deren Positionen, Interessen und Sanktions- 
möglichkeiten angewiesen sind. Die Funktion von Verhandlungsbera- 
tung besteht darin, den ratsuchenden Parteien verhandlungsrelevante 
Informationen zu vermitteln, dabei insbesondere die Beobachtung der 
Gegenparteien bzw. deren Positionen und Verhandlungsoptionen zu er- 
möglichen und daran strategische Optionen zu entwickeln. Diese Optio- 
nen betreffen Angebote und Forderungen, die mit Aussicht auf Erfolg in 
Verhandlungen gemacht bzw. gestellt werden können, was insbesondere 
auch Möglichkeiten der negativen Sanktionierung (inkl. des going pub- 
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lic und des Ausstiegs aus der Verhandlung) beinhaltet. Sachpolitische 
Themenkenntnis sowie Kenntnisse der Parteien und Interessen, wie 
auch generelles Wissen um Verhandlungsführung und Argumentation, 
spielen daher aufseiten des Beraters eine große Rolle (vgl. Priddat 2004: 
81). Auch über die Entwicklung von Beratung in Verhandlungen lassen 
sich aufgrund fehlender Studien keine Aussagen machen.» Auch hier 
besteht Grund zur Vermutung, dass Verhandlungsberatung im Zuge 
des Ausbaus der »Verhandlungsdemokratie« und der Pluralisierung 
von Verhandlungssystemen im Rahmen von Kommissionen, Beiräten, 
Verhandlungsgremien etc. (vgl. Siefken 2006: 221ff.; Meister 2004: 31; 
Murswieck 2008) zugenommen hat. 


Diese Formen der politischen Kommunikationsberatung oder der Public-Af- 
fairs-Beratung wurde an dieser analytisch unterschieden und beschrieben, 
wobei wiederum auf idealtypische Bestimmungen von Beratung zurückge- 
griffen wurde. Inwieweit politische Kommunikation faktisch Beratung in- 
volviert resp. dieser die Zeit und Distanz lässt, der hier beschriebenen Bera- 
tungsfunktion gerecht zu werden, ist eine empirische Frage. Abschließend 
sollen mit Blick auf Interviews mit Public-Affairs-Beratern Anhaltspunkte 
zum Beratungsgehalt in der politischen Kommunikationsberatung gegeben 
werden. 


25 | Gründe hierfür dürften, ähnlich wie beim Lobbying, in der Exklusivität 
und im geringen Öffentlichkeitsgrad von Verhandlungen liegen. Mit Blick auf die 
Forschung zu Beratung in politischer Kommunikation scheint generell zu gelten: je 
ausgeprägter der Öffentlichkeitsbezug der Kommunikationsform, desto besser er- 
forscht ist auch ihre Beratung. Über Kampagnen- und PR-Beratung weiß man we- 
sentlich mehr als über Lobbying-Beratung und Beratung im Kontext von politischen 
Verhandlungen. Dieser Öffentlichkeitsgrad wiederum hängt, wie bereits gesagt, mit 
dem Ausmaß an direkter Machtkommunikation zusammen (vgl. Kap. 4.V). 


6. Public-Affairs-Beratung: 


Idealtypus und Realität 


l. Erkenntnisinteresse und Studie 


Zum Schluss dieser Arbeit möchte ich die im Vorwort angesprochene empi- 
rische Problemstellung nochmals aufnehmen und gleichsam einen Ausblick 
auf eine idealtypisch informierte empirische Erforschung von Beratung ge- 
ben. Um die eingangs aufgeworfene Problemstelle nochmals in Erinnerung 
zu rufen: Das besagte Forschungsprojekt »Politische Kommunikationsbe- 
rater in der Schweiz« hatte eine umfassende Beschreibung und Systemati- 
sierung externer politischer Kommunikationsdienstleister in der Schweiz 
zum Ziel. Im Blickpunkt der standardisierten schriftlichen Befragung und 
der leitfadengestützten Interviews standen relevante Strukturmerkmale 
wie Dienstleistungen und Tätigkeiten, Politikfelder, Klienten und Zielgrup- 
pen, Normen, Rollenselbstverständnis etc. Die Dienstleister wurden von 
uns als »Berater« bezeichnet, da sie in einem Auftragsverhältnis und auf 
kommerzieller Basis ihre Klienten in politischer Kommunikation unterstüt- 
zen. Der Begriff schien gut gewählt, da sich die Dienstleister selbst gerne 
als »Berater« bezeichneten. Der Begriff rangierte unter den Beliebtesten, 
jeder vierte Dienstleister in unserem quantitativen Sample verwendete zur 
Selbstbeschreibung den Begriff des Beraters alleine oder in Kombination 
mit anderen Begriffen wie Public Affairs, politische Kommunikation, Pub- 
lic Relations oder Lobbying (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 104f.). Der 
Begriff wurde von uns und von den Dienstleistern selbst mit großer Selbst- 
verständlichkeit und auch mit einer gewissen Sorglosigkeit verwendet, ohne 
Rechenschaft darüber abzugeben, was das Beratende an der Beratung ist 
und inwieweit der Titel des Beraters zurecht verwendet wird. Das Projekt 
lieferte Erkenntnisse über das Berufsfeld der politischen Kommunikations- 
dienstleister in der Schweiz, die Beratung selbst blieb dagegen weitgehend 
im Dunkeln. Das Unbehagen mit der Beratung motivierte mich zur vorlie- 
genden Idealtypenbildung. 

Der explizite Anspruch des Idealtypus ist es, wie gesehen, den Blick auf 
empirische Beratung zu schärfen, um den Beratungsgehalt empirischer 


208 | System BERATUNG 


Phänomene genauer bestimmen und erklären zu können. Mit anderen Wor- 
ten: Mit Blick auf den Idealtypus soll es möglich sein, den Beratungsgehalt 
empirischer Beratungen im Ausmaß ihres Zurückstehens hinter dem Ideal- 
typus bestimmen sowie auch die ermöglichenden und begrenzenden Aus- 
wirkungen sozialer Kontexte auf empirische Beratung genauer erfassen zu 
können. Dieser empirische Erkenntnisanspruch selbst sollte in dieser Arbeit 
nicht eingelöst werden, es ging in erster Linie um die theoretische Konstruk- 
tion eines Idealtypus der Beratung. Nichtsdestotrotz soll an dieser Stelle der 
Blick auf die empirische Wirklichkeit geöffnet werden, indem die leitfaden- 
gestützten Interviews, die wir im Rahmen des Projektes mit ausgewählten 
Dienstleistern geführt haben, einer nochmaligen Berücksichtigung auf der 
Grundlage des vorliegenden Idealtypus unterzogen werden. Der Idealtypus 
dient hier als Analyse- und Interpretationsraster, das den vermeintlichen Be- 
ratungsgehalt deutlicher zum Vorschein bringen soll. Auf diese Weise soll 
einerseits exemplarisch aufgezeigt werden, wie eine empirische Forschung 
von Beratung unter Verwendung des Idealtypus vorgehen könnte und was 
sie sichtbar machen kann. Andererseits sollen die vorangehenden theoreti- 
schen Ausführungen zu Beratung mit empirischem Material veranschau- 
licht werden. 

Zum Zweck der qualitativen Fundierung und Ergänzung der quan- 
titativen Befunde des Forschungsprojektes wurden 16 teilstandardisierte 
Leitfadeninterviews mit ausgewählten Dienstleistern in politischer Kom- 
munikation gemacht. Die Interviewpartner wurden mit Blick auf die qua- 
litative Deutungsmusteranalyse, auf der die Datenauswertung wesentlich 
beruhte, nach dem sogenannten »Reputationsansatz« ausgewählt (vgl. Hoff- 
mann 2003: 108). Sämtliche politischen Kommunikationsdienstleister in 
der Schweiz sowie 87 Experten aus Politik, Verbänden und Unternehmen 
wurden gebeten, die aus ihrer Sicht wichtigsten Personen im Feld der poli- 
tischen Kommunikationsberatung in der Schweiz zu nennen. Aus dieser 
schriftlichen Befragung resultierte eine Grundgesamtheit von 38 Personen, 
die insgesamt 193-mal genannt wurden. Aus diesen Personen wurden dann 
diejenigen ausgewählt, die mindestens zweimal genannt wurden (N=19). 
Im Endeffekt konnten 16 Interviews durchgeführt werden (vgl. Hoffmann/ 
Steiner/Jarren 2007: 88). Im Rahmen des Projektes wurden die Interviews 
mittels einer qualitativen Deutungsmusteranalyse ausgewertet: Im Blick- 
punkt standen die subjektiven Deutungen und überindividuellen Deu- 
tungsmuster zu relevanten Anforderungen und Problemen des beruflichen 
Handelns.’ Im vorliegenden Zusammenhang möchte ich die Interviews 
ausschließlich darauf hin untersuchen, wie die befragten Dienstleister »Be- 
ratung« beschreiben und zwar mit Blick auf ihre Funktionsweise und ihre 
formalen Merkmale. Es wurden in sämtlichen Interviews diejenigen Text- 
stellen codiert, in denen die Befragten sich zu funktionalen und formalen 


1 | Die Befunde dieser Deutungsmusteranalyse sollen an dieser Stelle nicht 
weiter interessieren. Sie können in der Publikation nachgelesen werden (vgl. Hoff- 
mann/Steiner/Jarren 2007: 203ff.). 
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Aspekten ihrer Beratungstätigkeit äußern. Die theoretischen, funktionalen 
wie formalen Bestimmungsmerkmale von Politikberatung (Distanz, Auto- 
nomie, Initiierung, Gesprächsführung etc.; vgl. Kap. 5.III) dienten mir als 
Codierdimensionen. Die Textstellen wurden daraufhin analysiert, ob sie 
den idealtypischen Merkmalen von Beratung entsprechen oder nicht, und 
inwiefern sie davon abweichen. 


Il. Beratung als Begriff 


Die Durchsicht der Interviews zeigt zunächst, dass sich der Begriff »Be- 
ratung« einer großen Beliebtheit unter den Interviewten erfreut. In allen 
Interviews spielte er eine wichtige Rolle, sämtliche Dienstleister zeigten 
sich mit dem von uns vorgeschlagenen Begriff des »politischen Kommuni- 
kationsberaters« einverstanden und referierten im Verlauf des Interviews 
verschiedentlich darauf. Ein Interviewter bringt die Vorzüge des Beratungs- 
begriffs wie folgt auf den Punkt: 


»[Beratung] ist an sich ein sympathischer Begriff, weil er geprägt ist einerseits 
von Wissen, dass man einiges weiß und einiges bieten kann. Sonst hat unser 
Rat keinen Sinn. Aber auf der anderen Seite auch bescheiden genug ist, um zu 
wissen, dass der Berater nicht Akteur werden soll und darf. Also vom Namen her 
ist mir das sehr sympathisch. Vom Inhalt her auch, weil er offen genug ist, um 
zu zeigen, dass man mit dem Rat an eine Person appellieren kann, welches auch 
immer unsere eigene Stellung ist« (4: 2). 


Unabhängig davon, ob man selbst beratend tätig ist, scheint dem Begriff 
eine gewisse Funktionalität im Hinblick auf die Bezeichnung kommerzieller 
Dienstleister zuzukommen. Er impliziert einen Mehrwert und gleichzeitig 
Unaufdringlichkeit im Sinne von Anpassungsfähigkeit an die Bedürfnisse 
des Klienten. Man ist bescheiden und will nicht selbst Akteur sein, d.h. des 
Klienten in seiner Entscheidungsfunktion ersetzen. Der Beraterbegriff steht 
hier für Unabhängigkeit und Distanz. Wie es ein anderer Interviewpartner 
ausdrückt: »Und weil ich ja »Berater< bin, kann ich auch, und das ist jetzt 
wesentlich, die Distanz halten« (16: ı). Viele Dienstleister verwenden den 
Begriff »Beratung« in unterschiedlichen Varianten gar als offiziellen Ter- 
minus zur Selbstbeschreibung und -darstellung gegen Außen. Als Beispiele 
etwa die folgenden Ausdrücke: »Unternehmensberatung für Öffentlichkeits- 
arbeit«, »Konsulenten«, »Conseil en Communication«, »Agentur für Kommu- 
nikationsberatung« etc. [Hervorh. hinzugef.]. Die häufige und prominente 
Verwendung des Beratungsbegriffs legt also durchaus die Vermutung nahe, 
dass Beratungsdienstleistungen eine nicht unerhebliche Rolle spielen und 
dies unabhängig von den besonderen Dienstleistungsfeldern, in denen die 
Interviewten tätig sind, denn die Beliebtheit des Begriffs zeigte sich über die 
engeren Grenzen zwischen Feldern hinweg. Unterschiede in der Verwen- 
dung des Beratungsbegriffs in Abhängigkeit bestimmter Kommunikations- 
formen bzw. Dienstleistungsfelder konnten nicht festgestellt werden. 
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In deutlichem Gegensatz zur übergreifenden Beliebtheit des Begriffs 
stehen die schwach bis kaum ausgeprägten Vorstellungen darüber, was Be- 
ratung als Dienstleistung auszeichnet, was die Beratungsqualität der eige- 
nen Tätigkeit ausmacht. In vielen Fällen kam auf die explizite Frage nach 
der Beratungsleistung eine Aufzählung unterschiedlichster Tätigkeiten, oh- 
ne nähere Angaben darüber, was den Beratungsgehalt der Tätigkeit genau 
umfasst — etwa im Unterschied zu anderen, nicht beratenden Tätigkeiten. 
Als Beispiel nochmals das Zitat aus der Einleitung: 


»Beratung umfasst eigentlich alle Dienstleistungen in diesem Bereich, von der 
Strategieberatung über den Lobby-Support bis hin zur Herstellung von Printpro- 
dukten, zur Unterstützung der Medienarbeit, zur allgemeinen Unterstützung 
im Bereich Kommunikation« (7: 1). 


Alles in allem kontrastiert die häufige und selbstverständliche Verwendung 
des Beratungsbegriffs deutlich mit dem mangelnden expliziten Wissen und 
dem geringen Ausmaß an Elaboration des Begriffs. Daraus lässt sich nun 
nicht folgern, dass »Beratung« in der politischen Kommunikation lediglich 
als Etikett ohne entsprechenden Inhalt verwendet wird, denn ein solches Eti- 
kett ließe sich nicht glaubhaft behaupten, wenn der Inhalt seiner Intention 
vollständig und dauerhaft widerspricht. Der Verdacht eines instrumentellen 
Zugriffs auf »Beratung« liegt jedoch auf der Hand. Zahlreiche Äußerungen 
zur Funktionsweise von Beratung, insbesondere die unklare oder ausblei- 
bende Differenzierung von Beratungskommunikation und politischer Kom- 
munikation — nicht nur, aber auch im Bereich Lobbying - scheinen diese 
Vermutung zu unterstützen (vgl. unten). 

Dieser vermeintliche Widerspruch von Beratung als Tätigkeit und als 
Etikett lässt sich im Hinblick auf die Zeitdimension und die Unterschei- 
dung von strategischer Planung von Kommunikation (Konzeptionsphase) 
und operativer Umsetzung von Kommunikation (Umsetzungsphase) teil- 
weise auflösen. Den Äußerungen der Interviewten zufolge findet Beratung 
v.a. in der Frühphase der strategischen Planung von Kommunikationsmaß- 
nahmen statt: 


»Bei uns fängt immer die Arbeit mit einer strategischen Lagebeurteilung an 
und jedes Konzept, das wir erarbeiten, hat einen Strategieteil, in dem wir die 
Strategie aus kommunikativer und aus Beratungssicht hinterfragen und dann 
auch ableiten, was notwendig ist und wo man allenfalls auch die Zielsetzungen 
adaptieren muss, bevor man nachher den Maßnahmenplan umsetzt« (7: 2). 


In dieser Strategiephase scheint Beratung am ehesten möglich zu sein und 
in einem mehr oder weniger anspruchsvollen Sinne auch stattzufinden. Die 
Umsetzung der geplanten Kommunikationsmaßnahmen dagegen wird in 
der Regel nicht als Beratungsprozess beschrieben und erscheint mit Blick 
auf den Idealtypus auch nicht als solcher. Beratung in politischer Kommu- 
nikation scheint insofern primär Strategieberatung und nicht Umsetzungs- 
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beratung zu sein (vgl. Kap. 5.V). Die Umsetzung selbst, die dann schon 
politische Kommunikation ist, wird von den Interviewten - die alle höheren 
Funktionspositionen (oftmals als Geschäftsführer oder Partner der Agen- 
tur) einnehmen - jeweils dann auch weniger profiliert und enthusiastisch, 
manchmal gar ein wenig abschätzig beschrieben und kommentiert: 


»Ein professioneller Berater muss früh einsetzen können, also bereits in der 
Konzept- und Entwicklungsphase dabei sein, einbezogen sein. [...] Eine spät ein- 
setzende Beratung würde ich als Politmarketing bezeichnen, das sind die aller- 
meisten ihrer 700 befragten Agenturen. Die machen Politmarketing, also eher 
umsetzungsorientierte Dienstleistungen. Wir dagegen bieten eine Beratung 


an« (15: 15). 


Ein Politmarketing in diesem Sinne lässt sich vor dem Hintergrund des 
Idealtypus sicher nicht als »Beratung« bezeichnen, die wertende Tendenz 
dieser Aussage macht jedoch auf die emphatische Verwendung des Bera- 
tungsbegriffs aufmerksam. Die Beratung in der Konzeptionsphase wird 
als Kerngeschäft oder als »höchste« Weihe im Beruf beschrieben, wohin 
man letztlich nur durch langjährige Erfahrung und Beziehungen gelangen 
kann: 


»Das ist das Wesen, das jeder Berater durchmacht. Er steigt mit klaren [umset- 
zungsorientierten] Sachgeschäften ein, wird später branchenübergreifend kom- 
petent und wenn er faktisch durch diesen Prozess durch ist, wird er am Schluss 
das Vertrauen von ausgewählten Personen haben, die ihn zum persönlichen Be- 
rater machen« (15: 5). 


Nichtsdestotrotz wird die Umsetzung als notwendiger und auch wichtiger 
Schritt der Ausführung beschrieben, den dann aber andere übernehmen 
— die Kreationsabteilung in der eigenen Agentur, der Kunde oder andere 
Agenturen (»Politikvermarkter«, PR- oder Werbebüros). 

Mit Blick auf die Interviews und die quantitativen empirischen Befunde 
scheint es in der kommerziellen politischen »Kommunikationsberatung« je- 
doch nicht ohne eine solche Umsetzung bzw. Durchführung zu gehen. Mit 
Beratung alleine scheint sich offensichtlich nicht ausreichend Geld zu ver- 
dienen. Die Klienten erwarten von Dienstleistern immer auch, wenn nicht 
gar primär, die erfolgreiche Durchführung von Kommunikationsmaßnah- 
men, wozu dann auch initiale Strategieplanung kommen kann. Die Manda- 
te scheinen in der politischen Kommunikation somit nicht alleine und nicht 
vorrangig in der Beratung zu bestehen. Die Klienten suchen professionelle 
Kommunikatoren, die ergebnisorientiert umsetzen und die gewünschten 
kommunikativen Erfolge selbst erzielen: 


»[Wichtig ist] dass wirklich auch umgesetzt wird, weil so das ewige Beraten, ich 
meine, das ist das Schönste, oder es ist einfach, die Uhr läuft zu hohen Stunden- 
sätzen und läuft wie beim Schachspiel. Beraten bis zum Philosophieren, kann 
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auch wichtig sein, das habe ich gesagt, spielt auch eine Rolle und Coach und 
Sparringpartner und Second Opinion. [...] Die Auftraggeber aus Wirtschaft oder 
sonstigen Organisationen sind gewohnt, dass dann irgendwann schon mal was 
Zählbares und Messbares auf dem Tisch sein muss. [...] Das ist wirklich, dass 
sich die Euphorie, die der Kunde am Anfang noch hatte, sich legt und er dann 
sagt: Aber Moment, was bringt mir das jetzt% (8: 16f.). 


Der Beratung scheinen von dieser Seite, d.h. von Klientenseite her, enge 
Grenzen gesetzt zu sein. Der Konflikt besteht hier darin, dass der Berater 
eigentlich beraten soll und nicht selbst umsetzen kann, dass gerade aber 
dies vom Klienten erwartet und mit Nachdruck eingefordert wird. Die Be- 
tonung der Notwendigkeit von Effizienz in der Umsetzung sowie messba- 
rem Kommunikationserfolg hängt zweifellos damit zusammen, dass es sich 
um kommerzielle Kommunikationsdienstleistungen handelt und der Klient 
für sein Geld eine bestimmbare und messbare Gegenleistung erwartet und 
der Dienstleister sich in seiner Tätigkeit (Stichwort »Standardisierung«; vgl. 
unten) darauf einstellt. Die ökonomische Tauschlogik dringt von beiden Sei- 
ten her, vom Kontext des Beraters wie auch vom Kontext des Ratsuchenden, 
unvermittelt in die Beratung ein und drängt sie zur Umsetzungs- und Er- 
folgsorientierung. In der Logik widerspricht dies, wie ich gleich noch zeigen 
werde, der Ergebnisoffenheit und Reflexivität der Beratung. Professionali- 
sierung (im Sinne der Verberuflichung) sowie Kommerzialisierung schei- 
nen der Beratung auch in der politischen Kommunikation enge Grenzen 
zu setzen. 

Eine letzte Beobachtung im Zusammenhang mit der Begriffsverwen- 
dung betrifft die beinahe ausnahmslos negative Darstellung der Klienten 
wie auch der Berufskollegen sowie die damit einhergehende positive Selbst- 
darstellung (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 204ff.). Die Klienten wer- 
den als defizitär, inkompetent und hilfsbedürftig beschrieben, ohne frem- 
de Unterstützung scheinen sie ihre Ziele und Probleme nicht in den Griff 
bekommen zu können. Ähnliches, wenn auch mit anderer Färbung, wird 
über die Berufskollegen gesagt: Diese erscheinen als unprofessionell, ge- 
sinnungslos und (parteipolitisch) abhängig bzw. korrumpierbar und dem- 
entsprechend nicht als Berater, sondern vielmehr als unprofessionelle »Par- 
teigänger« oder »Politikdiener« (16: ı). Vor diesem Hintergrund heben sich 
die Interviewten selbst als professionell und moralisch integre Berater ab, 
die in der Lage sind, effiziente und erfolgreiche Hilfe effektiv anbieten zu 
können. 

Auch diese Logik der Selbst- und Fremdbeschreibung scheint darin be- 
gründet zu sein, dass die Praktiker ihre Angebote als kommerzielle Dienst- 
leister in einem mehr oder weniger kompetitiven Markt verkaufen, Kunden 
akquirieren und sich dabei gegen Konkurrenz behaupten müssen — und in 
diesem Sinne auf den Beratungsbegriff zugreifen. Diese Beschreibungen 
konfligieren offensichtlich jedoch mit den Anforderungen idealtypischer Be- 
ratung, die den Ratsuchenden gerade nicht als hilfebedürftigen Laien sieht, 
der zum Erfolg instruiert werden muss, sondern vielmehr als kompetenten 
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Entscheider, der selbst entscheiden kann und dazu lediglich einer alterna- 
tiven Sichtweise bedarf. Ähnliches gilt auch im Verhältnis zu anderen Be- 
ratern, die im Sinne des Idealtypus gerade für alternative Perspektiven und 
Optionen einstehen und nicht einfach als unprofessionell abgetan werden 
können. Die Logik der Selbst- und Fremddarstellung muss nicht zwangs- 
läufig als Beweis für die Dysfunktionalität der Dienstleistungen im ideal- 
typischen Sinne gesehen werden, sie verweist jedoch auf kontextspezifische, 
institutionelle Anforderungen an Dienstleister, so des Markterfolgs und der 
effektiven Kundenakquisition, die idealtypischer Beratung zuwiderlaufen. 


Ill. Funktionen und Dysfunktionen 
der Public-Affairs-Beratung 


Was die Funktionsbeschreibungen angeht, so finden sich in den Interviews 
zahlreiche Äußerungen, die auf eine Beratungstätigkeit im anspruchsvol- 
len Sinne schließen lassen. Gleichzeitig gibt es auch viele Äußerungen, 
die auf Nicht-Beratungsfunktionen oder gar auf Dysfunktionen hinweisen. 
Insgesamt sind die Beispiele geeignet, die theoretischen Ausführungen zur 
Funktion und zu Dysfunktionen der Politikberatung zu veranschaulichen. 
Allgemein lässt sich sagen, dass die Beratungsfunktion selten als solche 
explizit genannt und unterschieden wurde. Aussagen, die in die Richtung 
idealtypischer Beratungsfunktion gehen, wurden kaum einmal differen- 
ziert getroffen, vielmehr stehen beratungsspezifische und beratungsfrem- 
de Funktionsaussagen ungeschieden nebeneinander. Das Beratende an der 
Kommunikationsdienstleistung scheint den Interviewten selbst nicht sehr 
klar vor Augen zu sein. Die Identifikation und Isolierung von entsprechen- 
den Funktionsaussagen musste vor dem Hintergrund des vorliegenden 
Idealtypus auf dem Weg der Interpretation erfolgen. Grob gesehen lassen 
sich Aussagen unterscheiden, die auf eine Beratungsfunktion im engeren 
Sinne unseres Idealtypus hindeuten, solche, die auf reine Informations- 
und Wissensvermittlung hinauslaufen, solche, die sich auf Funktionen 
der politischen Kommunikation beziehen und schließlich solche, die auf 
Dysfunktionen im Sinne idealtypischer Beratung hinzielen. Dabei blieben 
Funktionszuschreibungen auf der Interviewebene weitgehend inkonsistent, 
potenzielle Widersprüche wurden selten thematisiert. 

Mit Blick auf die positive Übereinstimmung mit der Beratungsfunktion 
von Relevanz ist zunächst die Trennung von Rat und Tat resp. der Rollen 
des Beraters auf der einen und des Entscheiders auf der anderen Seite. Die 
Bedeutung dieser Differenz wird in den Interviews immer wieder hervor- 
gehoben: Man sei in der Beraterfunktion jemand, »der den Ball dem ande- 
ren [Politiker] zuspielt« und diesem das Tor überlässt (9: 16), als Berater sei 
man »nicht der aktive Politiker«, man müsse die »Distanz« halten können 
(16: ı), als Berater sei man selbst nicht bei den politischen Entscheidungen 
dabei und könne lediglich vorgängig Ratschläge geben (12: 4). Die zahlrei- 
chen Äußerungen zur Distanz und Unabhängigkeit des externen Beraters 
liegen durchaus auf der Linie des hier postulierten Idealtypus. Die Distanz 
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wird aus Voraussetzung für »Außensicht«, »Freiheit im Denken« und eine 
»breitere Perspektive« gesehen: 


»Das [Beratungsleistungen] sind Tätigkeiten, die meistens auch die Distanz 
des Externen benötigen, der mit einer relativ objektiven Sicht an die Probleme 
herangehen kann. Und ich denke, das macht in meinen Fällen, die ich bisher 
erledigt habe, das macht auch den Wert des externen Beraters aus. Also die Dis- 
tanz zur Aufgabenstellung, die Objektivität der Beratung, die Freiheit, quasi als 
Hofnarr den Unternehmen die Wahrheit ins Gesicht sagen zu können oder den 
Einzelpersonen. Das macht die Position des Beraters aus« (2: 1). 


Ein anderer Dienstleister rekurriert explizit auf die Problematik institutio- 
neller Eingebundenheit und der damit einhergehenden Restriktionen, die 
im Fall des Beraters wegfallen: 


»Der Vorteil ist, wenn sie extern sind, sind sie da nicht gebunden. Also ich kann 
mir erlauben, frecher zu sein, als jemand, der in einer Institution drin sitzt und 
dann vielleicht nicht die ganze Wahrheit immer erzählen kann, weil da hierar- 
chische Probleme im Weg stehen und so. Und ich verhalte mich da sehr frei« 


(5: 4). 


Als Voraussetzung für diese kritische Distanz wird verschiedentlich die ins- 
titutionelle wie auch parteipolitische Ungebundenheit bzw. Unabhängigkeit 
gegenüber dem Klienten betont, dies umfasst etwa die »Externalität« gegen- 
über der Klientenorganisation (4: 4), »Freiwilligkeit« in der Mandatsannah- 
me (7: 5), »Unabhängigkeit in der Fragestellung« und der »Methodenwahl« 
(u: 14), die »Breite der Klienten und Mandate« (8: 3, 14: 19) oder auch die 
parteipolitische Unabhängigkeit, d.h., keine politischen Mandate innezuha- 
ben (16: 2). Die Folgen des Distanz- und Unabhängigkeitsverlusts werden 
denn auch verschiedentlich kritisch kommentiert: Sie reichen von der »Be- 
triebsblindheit« (13: 7) und dem Verlust der »Kritikfähigkeit« (1: 10f.), über 
Instrumentalisierung durch Dritte bis hin zur »Korrumpierbarkeit« (14: 11). 
Diese Aussagen zum Verhältnis zwischen Berater und Ratsuchendem und 
zur Notwendigkeit von Distanz und Unabhängigkeit lassen sich durchaus 
im Sinne unseres Idealtypus interpretieren: Die reflexive Distanz des Be- 
raters macht seine externe Beobachtungsperspektive aus, aus ihr lassen sich 
alternative Beobachtungsmöglichkeiten gewinnen. Die Aussagen scheinen 
für politische Kommunikationsdienstleistungen auf den ersten Blick einen 
hohen Beratungsgehalt nahezulegen. 

Dieser Eindruck relativiert sich allerdings im Hinblick auf Aussagen, 
die die herausragende Bedeutung von Nähe und Identifikationsfähigkeit 
mit den Klienten und deren politischen Interessen und Werthaltungen her- 
vorheben. Der potenzielle Widerspruch zwischen Distanz und Nähe sowie 
daraus resultierende Konflikte werden in den Interviews allerdings kaum 
angesprochen und wenn, dann einseitig den Klienten und deren Kontexten 
zugerechnet (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 225ff.): Distanzverlust 
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droht dann, wenn der Klient den Berater instrumentalisiert und gar keine 
Beratung sucht, sondern lediglich einen externen Mitspieler. Probleme, wie 
sie aus den organisatorischen und ökonomisch-institutionellen Kontexten 
des Beraters heraus erwachsen können, werden dagegen nicht angesprochen 
und problematisiert. Der Grund dafür, dass es schief geht, liegt primär auf 
der Seite des Klienten, denn »es gibt immer Leute [Klienten], die parteipoli- 
tische Labels als Abwehrhaltung sehen. Es gibt andere, die von Beginn weg 
glauben, sie können alles besser, die nicht beratungsfähig sind« (15: 10). Die 
Konflikte entstehen »dort, wo man sich nicht an die vorgegebenen Entschei- 
dungsprozesse hält« (1: 11). 

Im Sinne der idealtypischen Beratungsfunktion lassen sich ferner die 
Aussagen interpretieren, welche in der einen oder anderen Form, explizit 
oder implizit auf Reflexions- und Optionssteigerung im Kontext politischer 
Entscheidungen verweisen - und dabei dem Klienten die Entscheidungs- 
funktion zugestehen. Die folgenden Beispiele veranschaulichen dies: 


»Diese Beratungstätigkeit [umfasst], dass sich politische Entscheidungsträger in 
einem geschützten Raum ihre Kompetenz erweitern lassen, ihre Entscheidun- 
gen mitüberprüfen lassen, oder Alternativen zu ihren politischen Konzepten 
suchen« (12: 8). 


»Als politische Berater können wir Empfehlungen abgeben, wir können Strate- 
giepapiere erstellen. Wir können, ich sage jetzt auch mal, ein modernes Issues 
Management machen. [...] Dass man sagt, »Achtung, das sind die Handlungs- 
prämissen, wenn man diese tut, hat man diese Optionen; wenn man das nicht 
tut, hat man solche Risiken. Und dann geht das natürlich in den politischen 
Prozess rein. Da haben wir dann keine Einflussmöglichkeit. Nur beratend Emp- 
fehlungen abgeben, das ist dann unser Job« (16: ı). 


Ein anderes Beispiel beinhaltet den expliziten Verweis auf die an die Bera- 
tung anschließende Entscheidungstätigkeit: 


»Ich bin starker Berater. Ich nehme dem Kunden Denkarbeit ab, für die er selber 
entweder keine Zeit hat, keine Ressource hat, oder die Kompetenz ihm fehlt. 
Ich gebe Meinungen ab, die dann im Betrieb oder in der Organisation, auf Kun- 
denseite einen Denkprozess oder einen Entscheidungsprozess auslösen sollen« 


(9:1). 


Und im gleichen Interview an anderer Stelle mit explizitem Verweis auf das 
Distanzgebot und die Reflexion: 


»Diese Distanz [zum Kunden] ist mir wichtig und ich sage das auch im Gespräch 
mit Politikern, aber auch im Gespräch mit Entscheidungsträgern beim Unter- 
nehmen und so. Eben immer wieder zurückreflektieren, wen betrifft das, wo ste- 
hen die Leute, [nur so] können sie nachvollziehen, was hier geschieht« (9: 15£.). 
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Aussagen wie diese kommen der idealtypischen Beratungsfunktion sehr 
nahe und verweisen auf eine Beratungsaffinität der Dienstleistungen zu- 
mindest in Bereichen der strategischen politischen Kommunikation. Der 
gewichtige Vorbehalt liegt allerdings darin, dass solche Aussagen kaum 
reflektiert und differenziert vorgenommen werden, sondern ungeschieden 
mit Funktionsaussagen daherkommen, die offensichtlich nicht mit Bera- 
tung zu vereinbaren sind. Beispielhaft hierfür zunächst Aussagen, die »Be- 
ratung« als reine Informations- und Wissensvermittlung deuten. Die Auf- 
gabe des Dienstleisters besteht hier darin, dem Klienten Wissen aus anderen 
gesellschaftlichen Bereichen verfügbar zu machen, in denen dieser nicht 
beheimatet ist bzw. sich nicht auskennt. Es geht dann etwa darum, dem 
Klienten aus der Wirtschaft die politische Mechanik zu erklären und bei der 
Erkennung und Formulierung seiner politischen Interessen zu helfen. So 
bspw. in den folgenden beiden Zitaten: 


»Ja, ich vermittle Wissen in einem Bereich, wo viele Kunden gar nicht die Chan- 
cen hatten, sich Wissen oder Kompetenzen anzueignen. [...] Also es ist ganz klar 
eine Stellvertreterfunktion, dieman da einnimmt, ein Lückenfüller. [...] Ich fülle 
Lücken, die auf Kundenseite vorhanden sind und letztlich ist es Netzwerkarbeit, 
Vernetzung von Kenntnissen aus Politik, Funktionieren der Massenmedien und 
gesellschaftlichen Strömungen und Tendenzen« (9: 3). 


»Die Beratung umfasst instrumentelles Wissen im Zusammenhang mit der 
Funktionsweise, den Entscheidungsmechanismen bestimmter Gruppierungen 
oder Zielgruppen. Die Beratung umfasst inhaltliche Aspekte, dort wo es darum 
geht, Bedürfnisse in eine Sprache oder in eine Form zu gießen, die politisch 
relevant werden kann. Die Beratung kann auch ergänzende Kommunikation, 
ergänzende Information darstellen, im Sinne von Abdecken von Leerstellen, Ab- 
decken von Defiziten bezüglich bestimmter Wissensgebiete« (12: 1). 


Es handelt sich hier, in den Worten eines Interviewten, um eine klassische 
Übersetzungsfunktion: »Ich bin ein Übersetzer, ich kann übersetzen. [...], 
ich weiß, wie das System Wirtschaft ein bisschen funktioniert und kann 
Kompatibilitäten herstellen« (3: 8). Allem Anschein nach nimmt diese Über- 
setzungsfunktion, v.a. die Übersetzung von Wirtschaft in Richtung Politik, 
in der Public Affairs eine herausragende Stellung ein: Die Befunde zu den 
Kompetenzanforderungen (politische Kompetenzen) und zur Bedeutung 
von politischen Kontakten (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 208ff.) so- 
wie die häufigen Berufswechsel von der Politik in die »Beratung« scheinen 
dies nahezulegen. Der Externe übernimmt im Extremfall die Funktion des 
»Türöffners« in das politische System, er kann dies aufgrund seiner politi- 
schen Erfahrungen und Netzwerke effizient und effektiv. 

Eine solche Dienstleistungsfunktion der Wissensvermittlung, der Über- 
setzung und Türöffnung scheint von großer praktischer Bedeutung für 
Dienstleister, sie wird v.a. von Lobbyisten in Anschlag gebracht - bezeich- 
nenderweise erscheinen hier als primäre Bezugsgruppe denn auch nicht 
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die Klienten und deren Entscheidungsprobleme, sondern die politischen 
Entscheidungsträger, die »beraten« werden. Eine solche Vermittlungs- und 
Übersetzungsfunktion kann durchaus ein Effekt von Beratung sein, sie 
kann auch auf gesellschaftlicher Ebene systemische Kopplungen ermögli- 
chen. Beratung im anspruchsvollen Sinne lässt sich aber, wie gesehen, nicht 
auf reine Wissensvermittlung reduzieren. Wissensvermittlung und Über- 
setzung ist eine notwendige, aber eben keine hinreichende Bedingung für 
Beratung. Auch andere, beratungsfremde Funktionen (oder eben: Dysfunk- 
tionen) setzen Wissensvermittlung voraus, um dann aber beratungsferne 
Zwecke zu erreichen - so etwa der politischen Kommunikation bzw. der 
effektiven Beeinflussung von Entscheidungsträgern (Lobbying). 

Übersetzung und Wissensvermittlung kann die Grundlage für eine 
Klientenberatung darstellen, dies aber nur unter bestimmten Bedingungen, 
nämlich dann, wenn ein Entscheidungsproblem vorliegt und dem Ratsu- 
chenden fremdes Wissen als entscheidungsbezogenes Reflexionswissen 
vermittelt wird, um so Optionen zu entwickeln. Ein Praktiker reflektiert 
genau dieses Verhältnis von reiner Wissensvermittlung, die verkauft und 
gekauft werden kann, und einer Beratung im anspruchsvollen Sinn, folgen- 
dermaßen: 


»Und das ist ein Verhältnis, dort kauft man das Wissen. Und bei uns kauft man 
eben, nach meiner vollendeten Überzeugung, nicht Wissen, sondern man kauft 
sich einen Sparringpartner, der aber mehr Zeit, wenn nicht mehr Eignung, hat 
als der Klient selbst, um die Sachen dann zu Ende zu denken und vielleicht, 
und nicht vielleicht, und dann auch zu einem Paket zusammenzuschnüren, das 
man so Kommunikationskonzept nennen kann« (4: 3). 


Damit sind wir bei einer weiteren Funktionsdeutung, die in den Interviews 
immer wieder vorgebracht wurde - v.a. von Dienstleistern in direkter politi- 
scher Kommunikation, namentlich im Lobbying. Die Funktion der Dienst- 
leistung besteht hier in der direkten oder indirekten Beeinflussung von 
politischen Entscheidungen. Die Dienstleistung erscheint hier als politische 
Kommunikation und gerade nicht als Beratungskommunikation, sie erfüllt 
politische Funktionen und keine Beratungsfunktion. Hier ein anschauli- 
ches Beispiel für solche Funktionsaussagen: 


»Einerseits versuchen wir ganz klar, die Entscheidungsträger in der Politik, das 
sind Bundesräte, Regierungsräte, kann auch runter gehen im Einzelfall Ge- 
meinderäte, in politischen Fragen zu beraten. Wir tun dies nicht parteiunab- 
hängig« (10: ı). 


Parteiabhängigkeit heißt hier, dass die »Parlamentarierberatung« im Auf- 
trag eines Klienten (Partei) erfolgt, der Einfluss auf parlamentarische Ent- 
scheidungsprozesse sucht. Offensichtlich ist dem Interviewten der Wider- 
spruch von Lobbying und Beratung bewusst, sodass er sich genötigt fühlt, 
den entscheidenden Zusatz der Parteilichkeit zu machen: Beratung nicht 
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um der Reflexion willen, sondern um der parteilichen Beeinflussung von 
politischen Entscheidungen. Ein anderer Praktiker zeigt auch gleich, wie 
eine solche »Beratung« vorgehen muss: 


»Und die Aufgabe des politischen Beraters, jetzt beim Parlamentarier, ist, dem 
Parlamentarier klarzumachen, dass meine Interessen a) am beschützenswertes- 
ten sind, und b) dem allgemeinen Wohl, dem er ja ausschließlich verpflichtet ist, 
am meisten dienen« (4: 8). 


Dass eine solche Kommunikation nicht als Beratung verstanden werden 
kann, dürfte vor dem Hintergrund des Gesagten auf der Hand liegen (vgl. 
Kap. 5.II). Es handelt sich vielmehr um ein third party lobbying, das die ef- 
fektivere Beeinflussung von Entscheidungsträgern im Sinne von Parteiin- 
teressen ermöglichen soll. Dies bedeutet mit Blick auf »Politikerberatung« 
natürlich nicht, dass Parlamentarier nicht auch beraten werden können - 
dies scheint gerade in Milizparlamenten durchaus häufig der Fall zu sein. 
Dann allerdings handelt es sich beim Parlamentarier um den ratsuchenden 
Klienten und die Beratung erfolgt im obigen Sinne »parteiunabhängig«. 

»Beratung« als politische Kommunikation, die politische Kommunika- 
tionsfunktionen der effektiven Beeinflussung übernimmt, wird in den Inter- 
views jedoch auch verschiedentlich kritisch diskutiert. Gerade mit Blick auf 
das sogenannte Lobbying durch Dritte wurden Differenzen postuliert und 
mitunter auch Abgrenzungen zur Beratungstätigkeit gefordert. Hier einige 
Beispiele: 


»Ja, es gibt natürlich die Leute, die sehr stark in der Public Affairs daheim sind 
und dieses Lobbying mit der Beratung so eng verknüpfen, dass es dann schwie- 
rig wird zu sehen, ist der jetzt nur noch Berater, oder ist der offizieller Interes- 
senvertreter der Pharma oder der Versicherungsbranche. Da vermischen sich 
gewisse Aktionsfelder, denke ich, und Tätigkeitsgebiete« (2: 9). 


»Das [Lobbying] machen wir nicht. Wir gehen also nicht zu einzelnen Parlamen- 
tariern und versuchen, die zu bearbeiten, dass am Schluss die Stimmen zusam- 
menkommen. Das interessiert uns nicht. Es ist ein interessantes Gebiet, aber 
es interessiert unsere Agentur nicht, sondern wir möchten in der strategischen 
Beratung tätig sein« (10: 2). 


Ein anderer Interviewter bringt die Abgrenzung zum Lobbying dadurch auf 
den Punkt, dass man als Berater »Konzepte« vorlegt, wozu auch die Hinzu- 
nahme eines Lobbyisten gehören kann, aber das Konzept nicht selbst aus- 
führt oder »ist«: 


»Das bedeutet, dass man als Kommunikationsberater Leuten, die zwar wissen, 
dass sie kommunizieren müssen, die aber glauben, sie können es selber nicht 
oder zu wenig gut, dass man [denen] Gesamtkonzepte vorlegen muss. [...] Ich 
lege deshalb Wert darauf zu sagen, ich bin kein Lobbyist. Der Lobbyist spielt 
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dann in meinem Konzept, so es realisiert wird, eine wichtige Funktion nebst 
vielen anderen« (4: 1). 


Dies kann durchaus im Sinne der beschriebenen Funktion von Lobbying- 
beratung verstanden werden. Demnach kann es Teil strategischer Beratung 
sein, ob und, wenn ja, wen und wie der Klient lobbyieren soll. Die folgenden 
beiden Interviewbeispiele veranschaulichen diese strategische Lobbyingbe- 
ratung: 


»Es gibt da z.B. einen Kunden, also wieder der Verband, der will das [Lobbying] 
selber machen, der will aber beraten werden, wie das funktioniert, auf was man 
schauen muss, wie man auf Politiker zugeht, wie man auch thematisch auftritt 
gegenüber [politischen Entscheidungsträgern]« (9: 2). 


»Die erste Aufgabe ist wirklich, selber sich mit der Materie auseinandersetzen 
und den Klienten richtig zu beraten. Und in diese Beratung gehört dann, ob 
man wirklich das Schwergewicht jetzt auf Lobbying setzen will, ob wirklich jetzt 
gerade Bundesparlamentarier die richtige Zielgruppe sind oder ob das viel ge- 
zielter in Richtung anderer Plattformen gehen muss« (8: ı). 


Schließlich finden sich auch verschiedentlich Aussagen, die Dysfunktio- 
nen der Beratung in Anschlag bringen, ohne dabei den Gegensatz zur Be- 
ratungsfunktion deutlich zu machen. Zwei Beispiele seien an dieser Stelle 
genannt. Zunächst sind Aussagen zu nennen, die auf eine Auslagerung von 
Entscheidungen bzw. von Verantwortung abzielen. Der Berater wird hier als 
»Manager auf Zeit« und gerade nicht als »Berater« engagiert. Hierzu folgen- 
des Beispiel eines PR-Praktikers: 


»Der Chef guckt mich an und sagt: [...], wir müssen entscheiden, es gibt einen 
Folgeabschreiber. Wollen wir glaubwürdig bleiben oder wollen wir das nicht ma- 
chen. Ich wusste genau, ich habe nicht mehr als eine Sekunde Zeit zu antwor- 
ten. Keine zwei Sekunden, keine drei Sekunden, oder wenn ich mich zurück- 
ziehe und sage, bitte geben sie mir zehn Minuten Zeit, ich muss nachdenken, 
habe ich mein Image verloren. Das ist das Risiko des Beraters. Ich schaue dem 
Chef ins Auge und sage, [...], wenn sie nicht diese Abschreibung machen, für die 
nächsten Monate werden sie gejagt, sie sind nicht mehr glaubwürdig. Und dann 
habe ich sofort einen Zusatzantrag gestellt, ich kenne ja die Mechanismen, ich 
habe gesagt, im Übrigen bin ich der Meinung, dass über die Boni der Mitglieder 
der Konzernleitung neu verhandelt werden muss« (14: 10). 


Der Dienstleister wird hier weniger als Berater als vielmehr als Möglichkeit 
der Auslagerung einer unsicheren (oder vielleicht doch eher einer unbelieb- 
ten) Entscheidung geholt. Dass dies nicht allein in der Wirtschaft bzw. der 
Unternehmenskommunikation der Fall ist, sondern auch in der Politikbe- 
ratung, macht der folgende Zusatz zur obigen Aussage deutlich: 


220 | System BERATUNG 


»Das ist übrigens nicht nur in der Wirtschaft so. Wir erleben immer wieder, 
auch in der Politik, das muss man dazu sagen, dass gerade einen guten Politiker 
zeichnet es ja aus, dass er sich Unterlagen beschafft, Unterlagen sind immer zu 
diskutieren heutzutage, die es ihm erlauben, in seiner Fraktion oder in einer be- 
stimmten Kommission irgendeine Idee zum Durchbruch zu bringen« (14: 1). 


Der mikropolitische Organisationskontext des Ratsuchenden gibt hier die 
Prämisse für die Dienstleistung, der Interviewte macht nicht den Anschein, 
dass er diesen Kontext und die Anforderungen selbst der kritischen Re- 
flexion ausgesetzt hat, um die anstehende Entscheidung mit Optionen zu 
versorgen. Viel eher scheint seine Funktion darin zu liegen, eine gemachte 
Entscheidung (des CEO als Auftraggebers) mit der Autorität des Externen 
zu versorgen, um sie gegen interne Widerstände durchzusetzen. Dies ent- 
spricht bereits im Kern der Legitimationsfunktion, die in den Interviews 
wiederholt, teilweise auch in kritischer Absetzung, in Anschlag gebracht 
wurde - für diese Legitimationsfunktion durch externe Dienstleister scheint 
besonders im politischen System eine Affinität zu bestehen. Beratung ist 
hier eine externe Legitimationsquelle, die bereits gefällte Entscheidungen 
durch externe Begutachtung absichert und mit Legitimität versorgt. Diese 
Dysfunktion ist im obigen Beispiel der Managementberatung bereits ange- 
klungen. In den folgenden Zitaten wird sie noch deutlicher: Der Berater ist 
demzufolge nicht nur als Kommunikator bzw. als strategischer Planer und 
Umsetzer von Kommunikationsmaßnahmen gefragt, sondern »auch zur 
Bestätigung, dass meine Leute recht haben. Ich [als Klient] bin froh, wenn 
ein externer Berater kommt und sagt, Sie, das ist perfekt. Weil diesem ex- 
ternen Berater muss man ja zumuten können, dass er sich dann auch un- 
beliebt macht bei seinen Kollegen, die bei mir im eigenen Betrieb sitzen« (4: 
5). Hier in aller Deutlichkeit ein weiteres Beispiel: 


»Kunden, die haben Berater aus einem ganz einfachen Grund, das sind Externe, 
die das genau Gleiche sagen wie der Chef, aber der Chef kann sich nicht durch- 
setzen. Das ist die klassische Funktion des Beraters: Der Berater hat gesagt, 
dann machen wir das so« (11: 19). 


Der Mehrwert des externen Dienstleisters liegt dann darin, dass er unbelieb- 
te Entscheidungen durchsetzen kann, ohne selbst Schaden zu nehmen, da 
er ja nur auf Zeit reingeholt wird und nichts zu befürchten hat - im Gegen- 
satz zum organisationsinternen Entscheider. Diese Funktion, so wichtig sie 
empirisch sein mag, steht selbstredend im krassen Widerspruch zu idealty- 
pischer Beratung. Die Legitimationsfunktion wird denn auch in einigen we- 
nigen Interviews kritisch beleuchtet, mit der Folge der Selbstdistanzierung: 
Selbst ist man eben der kritische, distanzierte Berater und nicht der externe 
»Kopfnicker« (16: 8). So implizit im abschließenden Beispiel: 


»So sollte es eigentlich sein, dass ein Berater differenziert denkt und eben nicht 
quasi seinem Kunden nach dem Mund spricht, sondern differenziert denkt und 
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beiträgt zu differenzierten Lösungen und die durchzubringen im besten Sinn. 
Ich habe einen aufklärerischen Ansatz« (5: 16). 


IV. Formen der Public-Affairs-Beratung 


Schließlich möchte ich noch auf Aussagen der Interviewten zur Form des 
kommunikativen Umgangs zwischen Dienstleister und Klient eingehen. 
Hier lassen sich einige Beispiele finden, die formalen Bestimmungsmerk- 
malen idealtypischer Beratung nahekommen, insbesondere Aussagen zur 
Klientenbeziehung und den (wechselseitigen) Rollenerwartungen, zum 
Kommunikationsstil, zur Standardisiertheit bzw. Ergebnisoffenheit der 
kommunikativen Vorgehensweise sowie zur Offenheit im wechselseitigen 
Umgang und der Bedeutung von Vertrauen. Die meisten Aussagen weisen 
auf einen hohen Beratungsgehalt hin, da sie eine erhöhte Sensibilität für 
Merkmale der Beratungskommunikation zum Ausdruck bringen. 

Es muss jedoch relativierend darauf hingewiesen werden, dass in vielen 
Interviews unter Kommunikation primär politische Kommunikation, d.h. 
die kommunikative Einflussnahme auf Zielgruppen (staatliche Entschei- 
dungsträger, Bürger) bzw. die konkrete Umsetzung von Kommunikations- 
maßnahmen verstanden wurde und weniger der (beratungs-)kommunikati- 
ve Umgang mit den Klienten. Die kommunikative Beziehung zu den Klienten 
wurde in der Regel erst auf explizite Nachfragen der Interviewer hin zum 
Thema gemacht. Dabei zeigt sich zweierlei: 

e  Aufder einen Seite erzeugen die Ausführungen seitens der Interviewten 
nicht den Eindruck, dass die kommunikative Beziehung zum Klienten 
eingehend reflektiert wurde und dass ihr so etwas wie eine Beratungs- 
philosophie oder Konzepte und Methoden der Beratungskommunika- 
tion zugrunde liegen. Vielmehr wurde in einer sehr allgemeinen Weise 
immer wieder von Offenheit im wechselseitigen Umgang, von Empathie, 
Vertrauen etc. gesprochen. Eine klare Vorstellung über die Kommunika- 
tionsform Beratung, wie sie sich in einem entsprechenden Beratungsan- 
satz zeigen würde, war in keinem der Interviews sichtbar. Dies steht im 
Widerspruch zu formal-strukturellen Voraussetzungen idealtypischer 
Beratungskommunikation, gemäß denen der Berater das Beratungsge- 
spräch führt und mit reflexiven Interventionen durchsetzt. 

e  Aufder anderen Seite lassen die Ausführungen zur Klientenbeziehung, 
wenn sie denn kamen, diese als weitgehend unproblematisch und kon- 
fliktfrei erscheinen. Wenn Konflikte angesprochen wurden, dann wur- 
de die Ursache bzw. die Schuld in der Regel den Klienten und deren 
mangelnden Bereitschaft zur Kooperation und zur »Beratung« zuge- 
rechnet (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 224f.). Auch diese Klien- 
teneinschätzung steht tendenziell im Konflikt mit der Rollenerwartung 
idealtypischer Beratung, derzufolge beide Seiten, wesentlich auch der 
Berater, da ihm die Gesprächsführung obliegt, zum Gelingen der Be- 
ratungskommunikation beitragen. 
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Was die Klientenbeziehung im allgemeinen Sinn angeht, so wird, wie ge- 
sehen, der Distanz aus funktionalen Überlegungen heraus eine hohe Be- 
deutung zugemessen. Gleichzeitig wird aber im Hinblick auf eine erfolg- 
reiche kommunikative Beziehung wiederholt auf die Bedeutung von Nähe 
hingewiesen: Identifikation mit den Problemen, Interessen und Werten des 
Klienten, Empathie und Einfühlungsvermögen, Diskretion und Offenheit 
sowie Vertrauen etc. Diese Merkmale einer gelingenden Klientenbeziehung 
scheinen für kommerzielle Dienstleistungen gerade im Kontext des politi- 
schen Systems von herausragender Bedeutung: Ohne dieses politische Com- 
mitment und ohne Diskretion scheint eine Sicherung einer ausreichenden 
Kundschaft kaum denkbar — wobei dies in Bereichen der direkten politi- 
schen Kommunikation (Lobbying, Verhandlung) noch mehr zutrifft als in 
Bereichen der politischen Public Relations und des Campaigning (vgl. Hoff- 
mann/Steiner/Jarren 2007: 2446f.). Es zeigen sich hier kontextspezifische 
Anforderungen, die in einem Spannungsverhältnis zu den Anforderungen 
idealtypischer Beratung stehen: Zu große (parteipolitische) Nähe kann die 
Unabhängigkeit und kritische Distanz beeinträchtigen, zu große Distanz 
dagegen kann Misstrauen zur Folge haben und die Offenheit im wechsel- 
seitigen Umgang beeinträchtigen. 

Bezeichnenderweise wird dieser potenzielle Widerspruch von den Inter- 
viewten kaum einmal thematisiert, und wenn thematisiert, dann nicht wei- 
ter expliziert und aufgelöst. Lediglich in einem Fall wird dieses Spannungs- 
verhältnis von Nähe und Distanz angesprochen, wobei eine Auflösung 
unterbleibt, vielmehr wird von einem fruchtbaren Balanceakt gesprochen, 
den es durch den Berater stets aufs Neue zu meistern gilt. Darüber, wie dies 
gelingen kann, gibt der Interviewte jedoch keine weiteren Aufschlüsse: 


»Ein Berater istin einem ziemlich schwierigen Konflikt. Ein Berater muss schon 
nur in der Beziehungspflege, in der konstanten Zusammenarbeit, muss er eine 
Nähe zum Kunden haben. Das geht anders nicht. Er muss letztlich auch das, 
was der Kunde macht, teilen. Aber er ist eher vergleichbar mit einer Boje auf 
dem Meer. Das heißt, er muss in einer Distanz bleiben und er darf nicht jede Be- 
wegung, die ein mehr oder weniger großes Segelschiff aufgrund der Windstöße 
macht, mitmachen. Das ist das größte Problem von Beratern. Und das ist diese 
kritische Distanz, Affinität muss man haben, aber diese kritische Distanz ist für 
einen Berater das Wichtigste überhaupt. [...] Und das ist ein sehr schwieriger 
Balanceakt, aber es ist ein sehr fruchtbarer Balanceakt« (11: 18f.). 


Die Ambivalenz der Anforderungen Distanz und Nähe spiegelt sich in den 
Rollenvorstellungen bezüglich des Beraters wieder.” Analog dazu stehen 
Rollenanforderungen, die Distanz voraussetzen und vom Berater eine kri- 
tische Reflexion, eine second opinion, einfordern, und solche, die die Nähe 


2 | Rollenanforderungen an den ratsuchenden Klienten wurden dagegen kaum 
angesprochen - und, in Ermangelung der Problemstellung, von den Interviewern 
leider auch nicht erfragt. 
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zum Auftraggeber bedingen und Mitspielerstatus oder aber Entlastung 
durch best solutions in Anschlag bringen. Während Beratung idealtypisch 
eine alternative Perspektive erfordert, liegen die Erwartungen und Bedürf- 
nisse des zahlenden Klienten oftmals in entgegengesetzter Richtung (best 
solutions). Zu beiden Rollenbildern sollen einige wenige Beispiele zur Ver- 
anschaulichung gegeben werden. 

Dem ersten, funktionalen Rollenbild zufolge kann es nicht der An- 
spruch der Beratung sein, richtige oder beste Lösungen zu vermitteln oder 
zu realisieren, sondern vielmehr, Optionen und Möglichkeiten zu eröffnen, 
die der Klient dann selbst zur Entscheidung bringen muss. Es »geht darum, 
Möglichkeiten zu präsentieren« (8: 13). Der Berater bringt hier eine second 
opinion ein, die dem Klienten zu mehr Sicherheit in der Kommunikation 
verhelfen soll: 


»Wir helfen dieser Person, respektive wir beraten sie. Es ist oftmals, ist es eben 
nicht einfach, dass wir Wunder bewirken können, oftmals ist es einfach eine 
second opinion, die wir geben. Und das nützt diesen Leuten schon, das gibt ihnen 
eine Sicherheit oder nicht und dann helfen wir ihnen irgendwie, einen Issue auf- 
zubereiten, wie man das machen könnte inhaltlich« (10: 11). 


Die Rollenerwartung liegt hier auf der Linie des idealtypischen Beraters: 
Der Ratsuchende ist gerade kein defizienter Laie, der angewiesen werden 
muss, sondern ein handlungsfähiger Entscheider, der alternative Sichtwei- 
sen sucht, um reflektierter entscheiden zu können. Ein Interviewter sagte, 
dass es in der Beratung darum gehe, »einen Klienten auf Dinge zu bringen, 
auf die er früher oder später stoßen wird oder würde, bloß dann vielleicht in 
einem blöden Moment, oder wenn es zu spät ist, wenn er bereits merkt, oh 
das ist nicht gegangen« (5: 7). Komplementär dazu die Rolle des Beraters, der 
gerade kein allwissender Experte ist und die einzig richtige Lösung kennt, 
sondern verschiedene Alternativen differenziert abwägt, Vorteile und Nach- 
teile aufzeigt und Empfehlungen abgibt, so bspw. wenn ein Interviewter 
sagt, dass es im Bereich der politischen Kommunikation »für ein Problem 
oder für ein Ziel nicht nur eine Lösung [gibt]. Es gibt immer mehrere Mög- 
lichkeiten, die man abwägen muss« (3: 4). Die Rolle des Beraters besteht 
hier in der Entwicklung und der Abwägung von Alternativen, was dann zu 
entsprechenden Empfehlungen führen kann, nicht aber zu einfachen und 
schnellen Lösungen. Hierzu passt auch die kritische Absetzung von der Rol- 
le des allwissenden, anweisenden Dienstleisters: 


»[Berater sind keine] Menschen [...], die es zum Vorneherein besser wissen, die 
die billige, schnelle Lösung suchen - es gibt keine billigen Lösungen. Jede Lö- 
sung ist letztlich, ich halte viel von Beharrlichkeit, Ausdauer, Gelassenheit, nicht 
immer wieder die Richtung ändern, sondern mal sich überlegen, wohin willich 
navigieren« (5: 15). 
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Diese kritische Distanzierung von schnellen Lösungen steht im krassen 
Gegensatz zu den zahlreichen Aussagen von Interviewten, die ihre Rolle 
als allwissende, problemlösende Experten sehen und dem Klienten gleich- 
zeitig die Rolle des beobachtungs- und entscheidungsfähigen Subjekts ab- 
erkennen. So wird z.B. gesagt, dass es zum guten und erfolgreichen Berater 
gehöre, dass er »erkennt, was der Kunde braucht und nicht, was er will, also 
er erkennt, was der Kunde tatsächlich braucht und nicht, was er zu brauchen 
angibt« (2: 16). Oder dass seine Rolle eben darin bestehe, »die bestmögliche 
Lösung [zu] finden« (1: 2) oder auch, dass »er [der Klient] ohne meine Be- 
ratung Fehler machen wird« (3: 9). Diese Rollenanforderungen stehen im 
deutlichen Gegensatz zu den idealtypischen Berater- und Klientenanforde- 
rungen. Sie widerspiegeln jedoch Kontextanforderungen an kommerzielle 
Dienstleistungen im Feld der Politikberatung — und dies von beiden Seiten 
her: Auf der einen Seite (Klient) stehen Erwartungen nach schnellen und 
besten Lösungen sowie nach einfacher Entlastung, auf der anderen Seite 
(Berater) stehen Anforderungen der Kundenakquisition und der effektiven 
wie effizienten Erzielung von Resultaten. 

Neben den allgemeinen Aussagen zur Klientenbeziehung und zum Rol- 
lenverständnis finden sich in den Interviews weitere aufschlussreiche Aussa- 
gen zu formalen Merkmalen, die idealtypischer Beratung entsprechen. Die 
ersten Aussagebeispiele betreffen den Problembezug der Beratung. Ideal- 
typische Beratung befasst sich, wie gesehen, nicht mit selbst gemachten 
Problemen, sondern mit den Entscheidungsproblemen des Ratsuchenden. 
Entsprechend geht der Beratungskommunikation auch ein entsprechendes 
Problembewusstsein und ein Beratungsbedarf aufseiten des Ratsuchenden 
voraus. Aufseiten des Beraters wiederum steht dann die Freiwilligkeit, sich 
dem Problem des Klienten nach bestem Wissen und Gewissen anzunehmen 
oder eben nicht. Dies setzt voraus, dass der Berater auch »Nein« sagen kann 
und sagt, wenn er sich nicht dazu imstande fühlt. Dieser Aspekt wurde von 
einigen Interviewten betont: 


»[Es muss] ein Bedürfnis vorhanden sein bei meinem Gesprächspartner, wo er 
zum Beispiel interessiert ist an meiner Meinung oder an meinem Rat und ich 
mich auch kompetent fühle dazu, also dass ist ja auch ein Punkt. Es gibt auch 
Punkte, wo ich passen muss und dann mach ich das auch« (9: 2). 


3 | Es ist nicht weiter verwunderlich, dass, wenn einmal von Rollenanforderun- 
gen an den Klienten die Rede war, schnell von Defizitvorstellungen ausgegangen 
wurde. Probleme in der Klientenbeziehung wurden, wie gesagt, bevorzugt Rollen- 
defiziten der Klienten zugerechnet. Das folgende Zitat als Beispiel fordert Kritikfä- 
higkeit, die bei den meisten Klienten eben nicht vorausgesetzt werden kann: »Eben 
diese Frage von Kritikfähigkeit, Auseinandersetzungsfähigkeit [...], das ist wichtig 
alles. Und da denke ich, spielt eben gerade das eine recht wichtige Rolle, dass man 
auch einmal über seinen Schatten, auch der Kunde über seinen Schatten springen 
kann. Gute Kunden, sage ich Ihnen hier auch ganz klar, die wollen professionell sich 
beurteilen lassen« (11: 21). 
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Ein anderer Dienstleister bringt diese Anforderungen auf den Punkt, indem 
er sie kritisch mit der beratungsaversen Anforderung der Kundenakquisi- 
tion und des kommerziellen Erfolgs der Dienstleistung kontrastiert, wenn 
er sagt, dass »ein Berater [...] sich ja im Interesse seines Kunden bewegen 
[muss] und er [...] ein Interesse mitbringen [muss], die Sache aufzubauen 
und nicht sein Honorar aufzubauen« (2: 17). 

Dass es sich bei der Kundenakquisition und dem kommerziellen Erfolg 
um reale und wichtige Anforderungen aus dem mittelbaren organisatori- 
schen und institutionellen Kontext des Beraters handelt, die mit den ideal- 
typischen Anforderungen der Nicht-Direktivität und der Problem- bzw. 
Bedarfsorientierung tendenziell in Konflikt geraten, zeigt sich beispielhaft 
in Äußerungen zum Akquisitionsverhalten. Die folgenden Beispiele zur 
aktiven Kundenakquisition stehen offensichtlich im Widerspruch zu ideal- 
typischer Beratung, da nicht der Klient die Beratung initiiert, sondern der 
Dienstleister auf Problemwahrnehmungen proaktiv Einfluss nimmt, um 
Mandate zu erwirken: 


»Das ist eine klare, proaktive Reaktion [sic!] von uns aus. Wir warten nicht auf 
die Mandate, wir gehen auf den Kunden zu, zeigen ihm die Problemstellungen, 
vor denen er steht, und schlagen in der Regel auch Lösungswege vor. [...] Wir 
analysieren den Markt und zeigen auf, wo kommen zukünftige Probleme auf 
und nehmen diese vorweg, wollen proaktiv agieren« (15: 6). 


Oder hier ein noch deutlicheres Beispiel für den »Homo Consulens in Pu- 
blic Affairs«: 


»Wir induzieren auch Beratung. Wir induzieren auch beim Kunden Interesse 
für Beratung, das ist ganz klar« (u: 12). 


Dass ein solches Vorgehen nicht im Sinne idealtypischer Beratung verstan- 
den werden kann, dürfte auf der Hand liegen, ebenso, dass es sich hier um 
eine kaum negierbare Anforderung an kommerzielle Dienstleister handelt. 

Was die Kommunikationsbeziehung näherhin angeht, so finden sich in 
unterschiedlichen Aussagen der Interviewten aufschlussreiche Hinweise, 
die im Sinne idealtypischer Beratungskommunikation interpretiert werden 
können. So wird die Wechselseitigkeit und Reziprozität der Beziehung be- 
tont, die somit gerade nicht als Einwegkommunikation im Sinne der Inst- 
ruktion oder Anweisung gedeutet wird. 


»Man muss sich gegenseitig als Partner akzeptieren, als gleichberechtigter Part- 
ner. Und es geht dann sicher nicht, wenn der Auftraggeber das Gefühl hat: Ja, 
jetzt kommt der Externe und möchte viel Geld verdienen. Das ist dann sicher 
nicht die richtige Einstellung. Wenn es mal läuft, muss man als gleichberechtig- 
ter Partner am Tisch sitzen und miteinander über alles reden können« (2: 4). 
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Aufseiten des Beraters setzt dies Empathie im Sinne eines Einfühlungs- 
und »Eindenkungsvermögens« voraus. Hier beschäftigt sich der Berater, im 
Gegensatz zu den obigen Beispielen zum proaktiven Kundenverhalten und 
durchaus im Einklang mit den Anforderungen idealtypischer Beratungs- 
kommunikation, gerade nicht mit den eigenen Problemen und Lösungen, 
mithin mit der Frage, wie das Gegenüber diese Problemsicht und die offe- 
rierten (Standard-)Lösungen akzeptieren kann, sondern zunächst und v.a. 
mit den Problemen des ratsuchenden Klienten: 


»Beratung bedeutet für mich zuerst einmal, mich eindenken und einfühlen zu 
können auf die Bedürfnisse und die Lage des anfragenden Kunden. Was will der 
eigentlich, was braucht der, was sind seine Vorstellungen. Anschließend, wenn 
ich mir das durch den Kopf gehen lasse, analysiere, — vielleicht ein etwas über- 
spitztes Wort - ihm anschließend Lösungsvarianten anbieten zu können« (5: ı). 


»Empathie, Einfühlungsvermögen, ich nehme jetzt extra Fühlungsvermögen, 
Eindenkungsvermögen, ist wichtig. Man muss sich mal auf eine Materie ein- 
denken können des Klienten. Damit man mit ihm auch zusammenarbeiten, 
ihn unterstützen, ihn vertreten, was weiß ich was könnte. Vertreten tut man ja 
weniger, das ist eigentlich mehr in der Rolle des Sprechers, dass man ihn dann 
vertreten muss« (5: 6). 


In diesem Zusammenhang werden denn auch weitere Anforderungen ideal- 
typischer Beratung zum Ausdruck gebracht: Offenheit im Sinne der Au- 
thentizität und des Nichtvorenthaltens von Informationen sowie, gleichsam 
als Voraussetzung, ein wechselseitiges »Vertrauensverhältnis«. Denn: Man 
kann als Berater »nur präventiv und vorbereitend agieren, wenn der Kunde 
auch bereit ist, sie in seine Denkprozesse, in seine Vorbereitungen, in seine 
Strategien, in seine Visionen einzubinden« (15: 10). Ein anderer Dienstleister 
bringt beide Anforderungen folgendermaßen zum Ausdruck: 


»Wichtig ist in jeder Beziehung [...] das Vertrauensverhältnis. Vertrauen funktio- 
niert ja immer nur gegenseitig. [...] Also das Vertrauensverhältnis, das ist ganz 
entscheidend. Und wenn das nicht vorhanden ist, dann können sie auch nicht 
arbeiten. [...] Dann die Offenheit. Sie können gut beraten, wenn sie alles wissen. 
Also wenn ich jetzt mit Ihnen zusammenarbeiten würde, dann ist es für mich 
klar, ich muss alles wissen. Wo gibt es dunkle Flecken, wo gibt es irgendwelche 
Dinge, die ich wissen muss, sonst kann ich sie nicht gut beraten« (16: 14£.). 


Vertrauen scheint gerade im Bereich der politischen Kommunikation von 
großer Bedeutung zu sein, wo sich Erfolge und Misserfolge weniger eindeu- 
tig messen lassen und andere Ergänzungsmedien - im Unterschied etwa 
zur Wirtschaftsberatung — damit von geringerer Relevanz zu sein scheinen. 
Bezeichnenderweise spielen Erfolgshonorare, Ausschreibungen und Kon- 
kurrenzpräsentationen, wissenschaftliche Reputation u.a. in der politischen 
Kommunikationsberatung (zumindest in der Schweiz) eine untergeordnete 
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Rolle, langjährige persönliche Kontakte, politische Nähe und darauf aufbau- 
ende Vertrauensgrundlagen dagegen umso mehr - »das ist ein ganz wich- 
tiger Unterschied zur Beratertätigkeit, wie man sie sonst kennt in der Wirt- 
schaft, wo man halt Umsatz erzeugen will, verkaufen will und das so bemes- 
sen kann« (10: 3). In der politischen Kommunikationsberatung scheint eine 
solche Sicherheit nicht gewährleistet zu sein, »sie können hier eigentlich 
keine Erfolgsgarantie geben, sie können nicht mal eine Misserfolgsvoraus- 
sicht machen« (5: 7). Vertrauen scheint in Anbetracht dessen von heraus- 
ragender Bedeutung, insbesondere in Bereichen, wo aufgrund des hohen 
Legitimationsrisikos ein hohes Ausmaß an Diskretion angezeigt ist - d.h. 
im Lobbying (vgl. Hoffmann/Steiner/Jarren 2007: 236f.). 

Auf das Primärmedium des Versprechens wird dagegen nicht explizit 
eingegangen. Beinahe selbstverständlich geht ein Interviewter davon aus, 
dass man »nichts versprechen [sollte], das man nicht halten kann. Und eine 
gewisse Zurückhaltung« (3: 11). Idealtypisch heißt dies, keine besten oder 
schnellen Lösungen für feststehende Probleme versprechen. Einigen Inter- 
viewpartnern ist eine solche Zurückhaltung durchaus zuzutrauen, anderen 
dagegen weniger — denn Bescheidenheit zahlt sich nicht in jedem Fall aus: 


»Und dieser [...] Typ von Beratern, die kommen und versprechen einem von Be- 
ginn weg, alles ist möglich, und Sie sind sowieso toll und wir haben die beste 
Lösung sowieso und etc. Das kann auch schädlich sein, diesen Aspekt nicht 
zu haben, von Beginn weg auch zu sagen, ich bin auch offen, wenn ich anders 
denke« (1: 18). 


Was schließlich den Kommunikationsprozess selbst angeht, so wird hier 
verschiedentlich auf die Aspekte der Ergebnisoffenheit und Nicht-Stan- 
dardisiertheit des Beratungsprozesses verwiesen, wenngleich es auch hier 
konträre Aussagen - teilweise in den gleichen Interviews - gibt. Zu besten 
Lösungen, messbaren Resultaten und hohen Versprechungen wurde bereits 
Anschauungsmaterial gezeigt (vgl. oben). Was die Ergebnisoffenheit angeht, 
so ist diese idealtypisch ja wesentlicher Bestandteil des Beratungsprozesses, 
denn zu Beginn einer Beratung lässt sich nicht eindeutig abschätzen, wohin 
sie führen wird, zumal ja die Problemstellung selbst der Reflexion unterzo- 
gen wird. Ähnlich sieht es auch ein Dienstleister, wenn er die unvorherseh- 
baren Entwicklungen betont und darin ein latentes Konfliktpotenzial sieht, 
das wiederum nur durch Vertrauen und Offenheit im Sinne der Kritikfähig- 
keit entschärft werden kann: 


»Es kann dann schon passieren, dass sich gewisse Aufträge irgendwie komisch 
entwickeln, weil dann plötzlich Standpunkte reinkommen oder unvereinbare 
Positionen. Und da kommt es dann halt auf die Streitkultur an. Wenn, wie soll 
ich sagen, wenn in einer sachlichen Atmosphäre gestritten werden kann, dann 
geht das gut. Aber wenn es dann persönlich wird, wenn das vermischt wird mit 
Animositäten, dann muss man sich das wieder überlegen. Das hat es auch schon 
gegeben, dass ich ausgestiegen bin« (2: 4). 
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Mit Blick auf kommerzielle Dienstleistungen zeigt sich in dieser idealty- 
pischen Anforderung der Ergebnisoffenheit denn auch ein risikoreicher 
Unsicherheitsfaktor, der Klienten abhalten kann. Wer zuvor schon die Lö- 
sungen kennt, kann seine Dienstleistung besser verkaufen. Dem entspricht 
die Aussage eines Dienstleisters, dessen Geschäft darauf beruht, dass die 
potenziellen Klienten von vornherein wissen, was am Ende der Beratung 
herauskommt. Diese »Erwartungssicherheit« dient als Grundlage für die 
Kundenakquisition, die auch massenmedial vorbereitet werden kann. 


»Die kommen gar nicht zu uns, weil sie wissen, was sie von uns kriegen. [...] Also 
diese Diskussion müssen wir gar nicht führen, denn die, die zu uns kommen, 
die sind zu achtzig Prozent überzeugt von dem, was wir machen. Und wie wir 
es machen« (14: 20). 


Der »Berater« präsentiert sich hier als Verkäufer in eigener Sache und liefert 
den Kunden feststehende Produkte. Dies ist eine wichtige Funktion, dieman 
v.a. aus der Unternehmensberatung in den Bereichen Werbung und Marke- 
ting kennt. Auch in der politischen Kommunikation scheint sie den Inter- 
views zufolge eine nicht unerhebliche Rolle zu spielen. Als Beratung kann 
eine solche Dienstleistung nicht verstanden werden, da es ihr nicht um eine 
individuelle, fallspezifische Bearbeitung von Entscheidungsproblemen des 
Ratsuchenden geht. Beratung im idealtypischen Sinne beruht aber gerade 
auf der Nicht-Standardisierbarkeit, sie stellt sich ganz auf die individuellen 
Probleme und Fälle ihrer Klienten ein und kann insofern in ihrem Verlauf 
weder wiederholt noch gänzlich kontrolliert werden. Ihr Verlauf unterliegt 
einer kommunikativen Eigendynamik, auf der wesentlich ihre Funktionali- 
tät als Beratung beruht. 


V. Public-Affairs-Beratung: Idealtypus und Realität 


Die Konfrontation des Idealtypus mit empirischen Befunden aus Interviews 
mit Public-Affairs-Dienstleistern soll an dieser Stelle abgebrochen werden. 
Es ging ja nicht darum, eine empirische Forschung von Beratung in politi- 
scher Kommunikation zu unternehmen, sondern vielmehr darum, exemp- 
larisch zu zeigen, wie eine solche Forschung vorgehen könnte, wie der vor- 
liegende Idealtypus genutzt werden kann, um dem Beratungsgehalt empiri- 
scher Dienstleistungen auf die Spur zu kommen und ein genaueres Bild von 
den Möglichkeiten und Grenzen zu erhalten. Der theoretisch informierte 
Blick auf die Interviews mit Public-Affairs-Dienstleistern zeigte, dass nicht 
überall Beratung drin ist, wo »Beratung« draufsteht. Zahlreiche Aussagen 
bringen — eher implizit denn explizit - idealtypische Bestimmungsmerk- 
male der Beratung zum Ausdruck, was auf Beratungsqualität hindeutet, so 
insbesondere in der Strategiephase der politischen Kommunikation bzw. 
von Mandaten sowie im direkten Kontakt mit den Klienten. Dies scheint je- 
doch eher einen kleinen Teil der Dienstleistungen auszumachen, die effek- 
tiv angeboten und nachgefragt werden. Kontextspezifische Anforderungen 
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und Erwartungen zielen oftmals eher auf kommunikative Umsetzung, auf 
erfolgreiche politische Kommunikation anstatt auf Beratungskommunika- 
tion. Zahlreiche Aussagen machen den instrumentell-persuasiven Charak- 
ter der Dienstleistungen deutlich, was dann in unterschiedlicher Hinsicht 
im Widerspruch zu idealtypischer Beratung steht. 

Beratung in öffentlichen Angelegenheiten stößt in der empirischen 
Wirklichkeit offensichtlich an Grenzen. Zwar wird »Beratung« als Begriff 
häufig verwendet und einige Tätigkeitsbereiche scheinen dem Idealtypus 
durchaus nahezukommen. Häufig aber scheint »Beratung« der Etikettie- 
rung und dem Unsichtbarmachen von (politischen) Funktionen zu dienen, 
die nichts mit Beratung zu tun haben oder ihr gar zuwiderlaufen. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn besagte Autonomie verloren geht und es 
zu einer Politisierung der Beratung kommt. Die typischen beratungsfrem- 
den Dysfunktionen wurden oben ausgeführt und sind uns mit Blick auf die 
Interviews in der einen oder anderen Form begegnet: die Auslagerung von 
unliebsamen Entscheidungen und Verantwortungsdiffusion; die Legitima- 
tion von bereits gefällten Entscheidungen; die Verdeckung von lobbyisti- 
scher Interessenvertretung; die Profitgenerierung und Kundenakquisition 
(Beratung als Marketingetikett, ganz im Sinne des »Homo Consultabilis«). 
Dies alles kommt vor und macht politisch Sinn, damit lässt sich auch gut 
Geld verdienen. Mit Beratung im engeren Sinn hat dies aber nichts zu tun. 
Der Idealtypus ermöglicht es, dies überhaupt erst zu sehen und zu differen- 
zieren. Darüber hinaus gibt er eine Erklärung dafür, weshalb das Etikett 
»Beratung« gerade für solche Dysfunktionen so beliebt ist: nämlich weil es 
sie unsichtbar macht. »Beratung« steht für unvoreingenommene Reflexion 
und Expertise, die Verwendung des Beratungsbegriffs bietet sich also gera- 
de dann an, wenn diese Reflexion normativ geboten wäre, faktisch jedoch 
unterbleibt. Gleichzeitig dient »Beratung« den Dienstleistern als Legitima- 
tionsformel. Distanz, Außensicht, Unabhängigkeit, Kritikfähigkeit und Ob- 
jektivität etc. liefern die Begründung dafür, dass und weshalb es externe 
Dienstleister braucht und die Klienten ihres Rates bedürfen. »Beratung« ist 
in gewissem Sinne also ein hochgradig neurotischer Begriff, der den funda- 
mentalen Konflikt zwischen Anspruch (Beratung als Reflexionssteigerung) 
und Realität (Beratung als Entlastung und Legitimation) zum Ausdruck 
bringt. Dies zu sehen und zu reflektieren, darin liegt die praktische Bera- 
tungsfunktion der wissenschaftlichen Beratungsforschung. 

Diese empirischen Evidenzen zu Public-Affairs-Beratung müssen an 
dieser Stelle in Klammer gesetzt werden, da sie gewissermaßen auf dem 
»Kopf« stehen. Die Interviews wurden in einem anderen Erkenntniszusam- 
menhang geführt, in dem es weniger um die Beratungsqualität der Dienst- 
leistungen ging, als vielmehr um die subjektiven Deutungen von kommer- 
ziellen Dienstleistern zu ausgewählten Strukturdimensionen ihres beruf- 
lichen Handelns. Eine mit Blick auf die Frage nach Beratung zielführende 
empirische Erforschung müsste den Idealtypus und seine funktionalen und 
formalen Bestimmungsmomente (Reflexivität, Optionssteigerung, Nicht-Di- 
rektivität, Reziprozität, Ergebnisoffenheit, Problem- bzw. Fallorientierung, 
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Rollenerwartungen etc.) bereits bei der Entwicklung der Fragen in Rechnung 
stellen - um, bildlich gesprochen, das Pferd von vorne aufzuzäumen resp. 
von vornherein die »richtigen« Fragen zu stellen. Darüber hinaus könnte 
sie die »Kontexttheorie« zum politischen System und zu unterschiedlichen 
Formen der Politikberatung nutzen, um differenziertere Hypothesen wie 
auch Erklärungen zu Beratung in unterschiedlichen politischen Kontexten 
zu entwickeln. Was unterscheidet Politikerberatung von Verwaltungs- und 
Publikumsberatung, was unterscheidet Lobbyingberatung von Kampagnen- 
beratung oder von Beratung in Verhandlungen? 

Diese Differenzen müssten dann in die Auswahl der Fälle (Interviewpart- 
ner) einfließen und könnten bei der Interpretation der Ergebnisse fruchtbar 
gemacht werden. Mit Blick auf den vorliegenden Idealtypus und die theo- 
retischen Ausführungen zu Politikberatung ergeben sich somit vielfältige 
Möglichkeiten der empirischen Forschung von Beratungsdienstleistungen, 
die in Zukunft genutzt werden können. Die vorliegende Arbeit hatte dies 
nicht im Sinn, sie beschränkte sich auf die Entwicklung der begrifflichen 
und theoretischen Grundlagen und illustrierte deren empirische Relevanz 
exemplarisch mit Blick auf Interviews mit Public-Affairs-Dienstleistern. 


Zusammenfassung und Ausblick 


Das Ziel der Arbeit war es, eine Antwort auf die Frage zu geben, was Bera- 
tung ist, wie sie funktioniert und was sie in formaler Hinsicht auszeichnet. 
Zu diesem Zweck wurde ein Idealtypus der Beratung konstruiert, der die 
allgemeine Funktion und Form der Beratung unabhängig spezifischer Be- 
ratungskontexte und empirischer Erscheinungsformen in »idealer« Weise 
zum Ausdruck bringt. Dieser Idealtypus ist als analytische Kategorie und 
nicht als normatives Ideal oder Ziel der Beratung zu verstehen. Mit Blick auf 
den Idealtypus soll es möglich sein, den Beratungsgehalt empirischer Bera- 
tungen im Ausmaß ihres Zurückstehens hinter dem Idealtypus bestimmen 
sowie auch die ermöglichenden und begrenzenden Auswirkungen sozialer 
Kontexte auf empirische Beratung genauer erfassen zu können. Im Schluss- 
teil der Arbeit ging es darum, den Blick auf die sozialen Kontexte von Be- 
ratung zu Öffnen und deren Auswirkungen auf Beratung zu diskutieren. 
Dies wurde am Beispiel des politischen Systems und der Politikberatung 
vorgeführt. Der Idealtypus wurde zum Schluss exemplarisch auf empiri- 
sche Befunde aus Interviews mit Public-Affairs-Beratern bezogen, um so die 
empirische Relevanz und Zugangsmöglichkeiten aufzuzeigen. Theoretisch 
bewegte sich die Arbeit in einem system- und beobachtungstheoretischen 
Rahmen. 

Im ersten Teil wurde die Geschichte des Beratungsbegriffs anhand der 
gepflegten Semantik von Rat und Tat rekonstruiert, um erste Anhaltspunk- 
te zum Begriff der Beratung und der damit einhergehenden Voraussetzun- 
gen zu erhalten. Die Analyse rückte die konstitutive Unterscheidung von 
Tat und Rat in den Blick, die die gesamte Begriffsgeschichte wie ein roter 
Faden durchzieht. Der Rat richtet sich auf eine bevorstehende Tat, die in 
eigentümlicher Weise kontingent erscheint. Er bezieht sich auf eine Welt 
der Freiwilligkeit und Fakultativität, in der Handeln zwar ratsam, jedoch 
nicht notwendig geboten ist. Dies setzt die Unterstellung von Handlungs- 
und Willensfreiheit voraus, denn nur unter dieser Bedingung erscheint die 
Tat kontingent und beratungsbedürftig. Der unterstellte Subjektstatus im- 
pliziert auch, dass der Handelnde frei ist, dem Rat zu folgen oder dies nicht 
zu tun, denn sonst wäre die Kontingenz ausgeschaltet und der Rat ein bin- 
dendes Gebot oder Befehl. Die Unterstellung von Handlungsfähigkeit und 
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Handlungsfreiheit muss als eine für Beratung konstitutive Fiktion gesehen 
werden, sie liegt auch der wissenschaftlich-disziplinären Beratungsfor- 
schung in heutiger Zeit zugrunde. Nicht zufällig werden direktive Formen 
des Helfens der Therapie und nicht der Beratung zugerechnet. Dem ent- 
spricht auch die Dominanz sogenannter »humanistischer« Ansätze in der 
disziplinären Beratungsforschung, die vom Subjektstatus des Handelnden 
ausgehen und diesem Freiheit und Freiwilligkeit des Handelns zugestehen. 

An die Leitdifferenz von Tat und Rat angeschlossen wurde im zweiten 
Teil, in dem der Idealtypus der Beratung aus der Differenz von Entschei- 
dung und Beratung entwickelt wurde. Zunächst ging es darum, theoretisch 
zu explizieren, unter welchen Bedingungen die Tat überhaupt zu einem 
beratungsbedürftigen Problem wird. Die beratungsfähige und beratungs- 
bedürftige Tat wurde als Entscheidungshandeln identifiziert und von ande- 
ren Handlungsformen unterschieden. Entscheidungshandeln ist ein Han- 
deln, das sich seiner eigenen Kontingenz bewusst ist. In Anbetracht dieser 
Kontingenz stellt sich für den Entscheider die Frage, welche Handlungs- 
alternative die richtige bzw. zuträgliche ist. Die beobachtungstheoretische 
Fundierung des Entscheidungsbegriffs machte dabei auf eine Paradoxie der 
Entscheidung aufmerksam, die recht eigentlich als Bedingung der Möglich- 
keit von Beratung gesehen werden muss. Die Paradoxie der Entscheidung 
besteht darin, dass der Entscheider Alternativen beobachtet, dass er aber 
seine Beobachtung und sich selbst als Beobachter nicht gleichzeitig mitbe- 
obachten kann. Er hat, mit anderen Worten, einen blinden Fleck: nämlich 
die Entscheidung selbst. Daraus ergibt sich die prinzipielle Möglichkeit der 
Beobachtung höherer Ordnung, einer Beobachtung, die nicht Sachverhalte 
beobachtet, sondern Beobachter und blinde Flecken. Hieraus ergibt sich der 
Mehrwert der Beratung, denn der Berater ist der Beobachter des Entschei- 
ders, der außerhalb der Form der Entscheidung steht und beobachten kann, 
was der Entscheider nicht sieht. Aus dieser externen Beobachtungsposition 
heraus können alternative Optionen sichtbar gemacht werden, über die der 
Entscheider nicht verfügt. 

Auf dieser Grundlage wurde dann eine idealtypische Bestimmung der 
Funktion und Form von Beratung vorgenommen. Beratung zieht ihren 
Mehrwert aus der Differenz der Beobachtungsperspektiven des Entschei- 
ders und des Beraters. Die kommunikative Vermittlung dieser Differenz 
im Sinne der Beratungskommunikation eröffnet aufseiten des ratsuchen- 
den Entscheiders problembezogene Reflexionsgewinne, die dieser dann für 
seine Entscheidung nutzen kann. Die idealtypische Funktion der Beratung 
liegt damit in der problembezogenen Steigerung von Reflexivität und einer 
Erhöhung von Entscheidungsfähigkeit. Der Berater kann durch Reflexion 
auf die Sinndimensionen des Entscheidens alternative Optionen des Ent- 
scheidens sichtbar machen und Empfehlungen hinsichtlich bestimmter 
Optionen abgeben. Diese idealtypische Funktionsbestimmung macht denn 
auch deutlich, welche Funktionen, die häufig der Beratung zugerechnet 
werden, nicht als Beratungsfunktionen verstanden werden können, sich 
vielmehr dysfunktional auf Beratung im idealtypischen Sinn auswirken. 
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Beratung heißt demzufolge nicht: Auslagerung von Entscheidungen, Legi- 
timationsbeschaffung für Entscheidungen, Verkauf und Etikettierung von 
Dienstleistungen, reine Informationsvermittlung, Anweisung und Instruk- 
tion oder »mikropolitische« Parteinahme. 

Diesem reduzierten Funktionsverständnis von Beratung entspricht 
die idealtypische Form der Beratung. Beratung vollzieht sich als interakti- 
ve Kommunikation zwischen ratsuchendem Entscheider und Berater. Die 
Formbestimmung erfolgte hier im Rekurs auf einen selbstreferenziellen 
Formbegriff: Beratungskommunikation ist eine spezifische Form der all- 
gemeinen Form der Kommunikation. Sie zeichnet sich durch besondere 
prozessuale, strukturelle, systemische und mediale Merkmale aus und lässt 
sich von anderen Formen interaktiver Kommunikation — etwa der Beleh- 
rung, der Betreuung oder der Therapie -unterscheiden. Beratung kann ih- 
rerseits dann, in Abhängigkeit ihrer primären gesellschaftlichen Kontexte, 
weiter differenziert werden (vgl. Abb. 7). Beratungskommunikation vollzieht 
eine dreifache Selektion von Information, Mitteilung und Verstehen unter 
Beteiligung des ratsuchenden Entscheiders und des Beraters. Sie setzt die 
problembezogene Mitteilung von Informationen voraus, die in »gebroche- 
ner« Weise als mitgeteilte Information und informierende Mitteilung ver- 
standen werden, was ein Überschreiten des jeweils bestehenden Problemho- 
rizonts möglich macht. Die Verknüpfung von Beratungskommunikationen 
ermöglicht dann Prozessbildung. Der Beratungsprozess entspricht einem 
dialogisch angelegten, offenen Interaktionsprozess, der aufgrund der Asym- 
metrie der Beobachtungsstandpunkte zwar vom Berater geführt und mit 
transferiellen Operationen durchsetzt wird, der in seinem Vollzug jedoch 
nicht standardisiert und in seinem Ergebnis nicht determiniert ist. Die In- 
dividualität des Fallbezugs bzw. des Entscheidungsproblems, das dem Be- 
ratungsprozess zugrunde liegt, verhindert die Standardisierung. 

Der Beratungsprozess vollzieht sich in Orientierung an besonderen 
sachlichen, zeitlichen und sozialen Strukturen der Beratungskommunika- 
tion, die wechselseitige Erwartungssicherheit in Anbetracht doppelter Kon- 
tingenz gewährleisten. Der Fallbezug (Sachstruktur) ermöglicht die Beob- 
achtung ein und desselben Entscheidungsproblems aus verschiedenen Per- 
spektiven. Er bringt den Berater dazu, sich auf die spezifischen Probleme 
des Ratsuchenden einzulassen und verhindert eine standardisierte, gene- 
ralisierte Problembearbeitung. Die asymmetrischen und komplementären 
Rollen (Sozialstruktur) und daran geknüpfte Kompetenzen und Normen ge- 
währleisten die Aufrechterhaltung der grundlegenden Beobachtungsdiffe- 
renz und ermöglichen gleichzeitig eine offene, dialogische Kommunikation. 
Die Festlegung der Beratungsdauer mitsamt unterschiedlicher Prozesspha- 
sen (Zeitstruktur) ermöglicht zeitliche Entlastung, schafft Zeit für Reflexion 
und hält Entscheidungsnotwendigkeiten präsent. Die Stabilisierung von 
Beratungsprozessen führt zur Bildung des Beratungssystems, das aus Be- 
ratungsstrukturen und daran orientierten Kommunikationen besteht und 
sich von einer Umwelt nicht dazugehöriger Strukturen und Kommunika- 
tionen abgrenzt. Dieses zeichnet sich idealtypisch durch Autonomie, Inter- 
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aktionsnähe und Episodenhaftigkeit aus. Beratungskommunikation bedient 
sich schließlich bestimmter Medien, um Beteiligung und Anschlussfähig- 
keit zu gewährleisten. 

Bis zu diesem Zeitpunkt wurde Beratung idealtypisch bestimmt und 
dabei von den besonderen sozialen Kontexten der Beratung abstrahiert. 
Empirische Beratung findet jedoch innerhalb von Kontexten statt, die sich 
ermöglichend wie beschränkend auf Beratung auswirken und sie in ihrer 
empirischen Gestalt formen. Auf der einen Seite bezieht Beratung von ihren 
Kontexten beratungsrelevante Fälle und damit Beratungsanlässe. Gleichzei- 
tig eröffnen die verschiedenen Kontexte alternative Beobachtungsperspek- 
tiven, die zu Beratungszwecken genutzt werden können. Auf der anderen 
Seite konfrontieren die Kontexte die Beratung mit Anforderungen und Er- 
wartungen, die der idealtypischen Funktion und Form von Beratung ten- 
denziell zuwiderlaufen und mit ihr in Konflikt geraten. Ihrer idealtypischen 
Form zufolge muss Beratung auf ihre sozialen Kontexte zugreifen können, 
ohne sich in ihrem Vollzug jedoch von ihnen determinieren zu lassen (vgl. 
Buchholz auch 2008: 20). Der Begriff hierfür ist »strukturelle Kopplung«. 
Idealtypisch vollzieht sich Beratung somit als autonomes System in der 
Umwelt ihrer Kontexte. Empirisch ist diese Autonomie immer nur mehr 
oder weniger stark ausgeprägt, sie steht letztlich stets in Gefahr, durch die 
Kontexte deformiert zu werden. Entsprechende Dysfunktionen, wie sie aus 
Fremddetermination resultieren, wurden mit Blick auf die Beratungsfor- 
schung identifiziert. 

Als relevante Beratungsumwelten wurde die Gesellschaft resp. gesell- 
schaftliche Funktionssysteme wie Wirtschaft, Politik, Recht, Erziehung 
etc. sowie darin bestehende institutionelle und organisatorische Kontexte 
differenziert. Der umfassende soziale Kontext der Beratung ist die Gesell- 
schaft als funktional differenziertes System. Beratung findet innerhalb der 
Gesellschaft statt. Die funktionale Differenzierung und die damit einher- 
gehende Komplexitätssteigerung im Übergang zur modernen »Entschei- 
dungsgesellschaft« erklären den Bedeutungszuwachs und die Pluralisie- 
rung von Beratungsformen in heutiger Zeit. Gesellschaft wird in ihren 
primären Funktionssystemen zum relevanten Beratungskontext. Beratung 
»dockt« fallweise und zeitlich befristet an diese Kontexte an, um die dort 
anfallenden Entscheidungsprobleme der Reflexion zu unterziehen und ex- 
terne Gesichtspunkte in die geschlossenen Funktionssysteme einzuführen 
(systemische Kopplung). In Abhängigkeit ihres primären gesellschaftlichen 
Umweltbezugs erscheint Beratung dann als Erziehungs-, Rechts-, Politik-, 
Wirtschaftsberatung etc. (vgl. Abb. 7). 

Die gesellschaftlichen Kontexte wirken sich indirekt über die institutio- 
nellen und organisatorischen Kontexte, in die Berater und Entscheider in- 
kludiert sind, auf die Beratung aus. Diese Kontexte legen die Beobachtungs- 
perspektiven der Beteiligten fest, stellen Entscheidungsprobleme wie auch 
Anforderungen und Erwartungen an die Beratung. Diese wirken über die 
Beteiligten in die Beratung hinein und geraten potenziell in Konflikt zu den 
Anforderungen idealtypischer Beratung: Sie fordern Problemlösung anstatt 


ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK | 235 
Abbildung 7: Form und Formen der Beratungskommunikation 
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Problembeobachtung, Entlastung anstatt Steigerung von Unsicherheit, Le- 
gitimation von Entscheidungen anstatt Reflexion von Entscheidungsproble- 
men etc. Damit Beratung als Kommunikationssystem funktionieren kann, 
darf sie sich nicht von ihren Umweltkontexten determinieren lassen. Sie 
muss selektiv und selbstbestimmt auf ihre institutionellen und organisato- 
rischen Kontexte zugreifen können, ohne in eine Abhängigkeit zu geraten. 
Die Strukturen idealtypischer Beratung sowie eine entsprechende Ausge- 
staltung des Beratungssettings als unmittelbarem Umweltkontext ermög- 
lichen eine weitgehende Entlastung und Distanzierung von den kontextspe- 
zifischen Entscheidungsanforderungen und Erwartungen in der Umwelt, 
gleichzeitig gewährleisten sie den selektiven Zugriff auf beratungsrelevante 
Strukturen (Beratungsfall und Beratungsansatz) sowie Medien in der Um- 
welt. Wieweit die Abgrenzung faktisch gelingt, ist und bleibt freilich eine 
empirische Frage. 

Im Anschluss an die Ausführungen zur Umwelt der Beratung ging es 
im dritten Teil darum, einen bestimmten gesellschaftlichen Kontext und 
dessen Auswirkungen auf Beratung genauer anzuschauen und zu disku- 
tieren: Politik und Politikberatung. Diese Entscheidung ergab sich aus der 
besonderen Affinität von politischem Entscheiden und Beratung. Am Bei- 
spiel der Politik sollte gezeigt werden, wie gesellschaftliche Kontexte auf Be- 
ratung einwirken und welche Folgen betreffend Funktion und Form dies 
zeitigt. Dies machte zunächst eine genauere Beschreibung der Logik dieses 
Kontextes notwendig. Das politische System wurde im Rückgriff auf Theo- 
rien des politischen Systems als gesellschaftliches Funktionssystem mit der 
Funktion des Bereithaltens der Kapazität zu kollektiv bindendem Entschei- 
den bestimmt. Auf diesen Funktionsbezug und die damit einhergehenden 
Entscheidungsprobleme (Verbindlichkeit, Legitimität) referiert auch die 
Politikberatung. Die Funktionserfüllung wird im Rekurs auf das Medium 
der politischen Macht gesichert. Politische Macht wurde im Zuge der Aus- 
differenzierung und Schließung des politischen Systems gleichsam zur 
dominierenden Logik, zum primären Code des politischen Systems: Macht 
haben bedeutet, über die Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen 
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bestimmen zu können, keine Macht haben dagegen bedeutet, andere über 
sich entscheiden lassen zu müssen. 

Unter Bedingungen hoher gesellschaftlicher Komplexität erfordert die 
Sicherstellung der politischen Funktionsfähigkeit eine besondere Binnen- 
strukturierung des politischen Systems, welche intern politische Komplexi- 
tät an der Peripherie zulässt und in geregelter Weise in Richtung Zentrum 
reduziert. Demokratie als Strukturform des politischen Systems zeichnet 
sich durch eine funktionale Binnendifferenzierung in unterschiedliche 
politische Teilbereiche mit je eigenen Teilfunktionen, Leistungen und Ratio- 
nalitäten aus. Diese Teilbereiche bilden demnach die primären politischen 
Kontexte der Politikberatung. Die politischen Teilbereiche sind in ihrer 
Funktionsfähigkeit leitungsmäßig aufeinander angewiesen, was durch 
entsprechende Verfahren der Vermittlung gewährleistet wird. Auf dieser 
Grundlage etablieren sich gegenläufige Machtkreisläufe, die die wechselsei- 
tige Bereitstellung von Leistungen und Machtgrundlagen ermöglichen und 
regulieren. Die Erfüllung der Funktion des politischen Systems vollzieht 
sich dann im Zuge des verfahrensmäßig geregelten Machtflusses zwischen 
Parteipolitik, Verwaltung und Publikum. 

Der modus operandi des politischen Systems ist politische Kommunika- 
tion, verstanden als jede Kommunikation, die dazu dient, kollektiv bindende 
Entscheidungen vorzubereiten, herzustellen und durchzusetzen. Politische 
Kommunikation referiert dabei in doppelter Weise auf Macht: Zum einen 
ist sie selbst ein strategisches Mittel, um auf die positive Seite des Macht- 
codes zu kommen, Machtüberlegenheit zu sichern und Machtunterlegen- 
heit zu vermeiden. Sie zielt in diesem Sinne auf die effektive Beeinflussung 
von politischen Entscheidungen. Zum anderen kann sie sich selbst des Me- 
diums Macht bedienen, negative Sanktionen in Aussicht stellen, um so ihr 
Ziel der Entscheidungsbeeinflussung in direkter Weise zu erreichen. Vor 
diesem Hintergrund lassen sich unterschiedliche Formen der politischen 
Kommunikation unterscheiden, die unterschiedliche Anforderungen an Be- 
ratung in politischer Kommunikation stellen. Auf der einen Seite stehen in- 
direkte Formen der politischen Kommunikation, politische Public Relations 
und Campaigning, die auf eine Beeinflussung der Themenstruktur der öf- 
fentlichen Meinung abzielen. Auf der anderen Seite stehen direkte Formen 
der politischen Kommunikation, politische Verhandlung und Lobbying, die 
mittels Androhung von Sanktionen direkten Einfluss auf politische Ent- 
scheidungen bzw. Entscheidungsträger suchen. 

Diese eingehende Würdigung des politischen Systems und Prozesses 
war insofern nötig, als sie die relevanten Kontextbedingungen für Politik- 
beratung darstellen. Die besondere Funktion und Form der Politikberatung 
erschließt sich erst mit Blick auf den politischen Kontext, in dem sie statt- 
findet und von dem sie sich zugleich abgrenzen muss, um als Beratung 
funktionieren zu können. Politikberatung findet im Kontext des politischen 
Systems statt, sie referiert auf die politische Funktion und ist mit politischen 
Entscheidungsproblemen und den damit einhergehenden sachlichen, zeitli- 
chen und sozialen Risiken befasst. Sie entnimmtihr Thema dem politischen 
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Kontext und setzt es der Reflexion aus, um politische Optionen aufzuzeigen 
und dadurch politische Entscheidungsfähigkeit zu erhöhen. Sie ist idealty- 
pisch jedoch nicht Teil des politischen Systems, sie nimmt das politische 
System lediglich zum relevanten Kontext, um in der Reflexion darauf poli- 
tische Optionen zu entwickeln. Sie ist Beratungskommunikation und nicht 
politische Kommunikation: Während politische Kommunikation Kontin- 
genz ausschaltet, um Verbindlichkeiten zu schaffen, erhöht Beratungskom- 
munikation die Kontingenz, um alternative Möglichkeiten der Bindung auf- 
zuzeigen. Dies macht denn auch auf typische Dysfunktionen aufmerksam, 
die der Beratung im Zuge ihrer Politisierung erwachsen. Politikberatung 
ist keine politische Handlangerin, die auf die externe Legitimierung von 
politischen Entscheidungen abzielt, sie dient auch nicht der Auslagerung 
von Entscheidungen oder der Diffusion von politischer Verantwortlichkeit, 
schließlich fungiert sie auch nicht als (verdeckte) Interessenvertretung. 

Formal entspricht Politikberatung einer offenen, dialogischen Kommu- 
nikation zwischen ratsuchendem politischen Entscheider und Politikberater, 
die in einem asymmetrischen Beobachtungsverhältnis zueinander stehen 
und sich in unterschiedlichen Rollen daran beteiligen. Die Rollenerwartun- 
gen ermöglichen Distanz bei gebotener politischer Nähe: Der Politikberater 
beteiligt sich als engagierter und zugleich »interessenloser« kritischer Be- 
obachter, der sich durch politische Kompetenzen auszeichnet, jedoch keine 
politischen Macht- und Interessenansprüche verfolgt. Der Entscheider hin- 
gegen kann diese Distanz und den kritischen Blick des Gegenübers akzep- 
tieren und will nicht instrumentalisieren. Politikberatungskommunikation 
erfolgt dann problem- bzw. fallbezogen, rekurriert auf das politische Ent- 
scheidungsproblem des Ratsuchenden und setzt dieses der kritischen Refle- 
xion aus. In diesem Sinne wird sie vom ratsuchenden Entscheider initiiert 
und wird vom Politikberater in ihrem Verlauf gestaltet. Sie erfolgt nicht-stan- 
dardisiert und ergebnisoffen, d.h. die Optionen und Empfehlungen stehen 
nicht zu Beginn bereits fest. Dies setzt Politikberatung in Gegensatz zu For- 
men der Begutachtung und Legitimation bereits gefällter Entscheidungen, 
ebenso wie zum Verkauf von politischen Standardlösungen. Sie beruht auf 
(institutioneller) Autonomie gegenüber den politischen Entscheidungs- und 
Einflusskontexten, lässt sich weder in ihrer Problemstellung noch in ihren 
Ergebnissen von außen kontrollieren oder steuern. Diese formale Autono- 
mie ist vorausgesetzt, will Politikberatung ihrer Funktion und Form als Be- 
ratung gerecht werden. 

Mit Blick auf die politischen Teilbereiche Parteipolitik, Verwaltung und 
Publikum lassen sich drei unterschiedliche Formen der Politikberatung dif- 
ferenzieren, die in ihrer Funktion und Form in Abhängigkeit dieser Kontex- 
te variieren und mit besonderen Abgrenzungsproblemen zu kämpfen haben 
(vgl. Abb. 7). 

e  Politikerberatung richtet sich an den Parteipolitiker in seinem Bestre- 
ben, Machtpositionen unter Wettbewerbsbedingungen zu erringen bzw. 
zu sichern. Politikerberatung findet im pragmatisch-opportunistischen 
Kontext der Parteipolitik statt, sie hat die Funktion, Reflexivität über 
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die Präferenzen des Publikums und der politischen Gegner zu vermit- 
teln und (thematische) Optionen im Hinblick auf Machtsteigerung und 
Wahlgewinne zu entwickeln. Sie ist kommunikativ-strategisch ausge- 
richtet und rekurriert auf die parteipolitische Konfliktlogik - ohne dabei 
selbst Teil des Konflikts, sprich: zu einem politisch opportunen Kampf- 
mittel, zu werden. 

e  Verwaltungsberatung richtet sich an staatliche Entscheidungsträger in- 
nerhalb der Verwaltung und dies primär im Rahmen von Gesetzgebungs- 
prozessen und bürokratischen Verfahren, wo es um die sachgemäße und 
rechtmäßige Herstellung und Umsetzung von politischen Entscheidun- 
gen mit Aussicht auf Akzeptanz geht. Verwaltungsberatung vermittelt 
umweltspezifische Reflexivität in das politische Entscheidungszentrum, 
um die dort anfallenden Entscheidungen über die Anschlussbedingun- 
gen in ihrer Umwelt zu »informieren«. Das Gewicht liegt auf der Ent- 
wicklung von anschlussfähigen, sachpolitischen Entscheidungsoptio- 
nen innerhalb bestimmter Politikfelder - nicht aber auf der Auslagerung 
oder der Legitimation von problematischen Entscheidungen. 

e  Publikumsberatung adressiert das politische Publikum der Bürgerinnen 
und Bürger in ihren unterschiedlichen Teilrollen. Das Publikum will 
Einfluss auf politische Entscheidungsprozesse nach Maßgabe eigener 
Interessen und persönlicher Betroffenheit ausüben. Publikumsberatung 
vermittelt Informations- und Reflexionswissen zu politischen Entschei- 
dungsfragen und Betroffenheiten, zu den relevanten Einflusskontexten 
und den dort bestehenden Anschlussbedingungen, und entwickelt hier- 
zu Alternativen und Optionen der Einflussnahme. Auch hier geht um 
Fragen der direkten oder indirekten kommunikativen Einflussnahme - 
wobei Publikumsberatung nicht selbst eine Form der (verdeckten) Ein- 
flussnahme darstellt, sondern deren Bedingungen reflektiert. 


Im Anschluss daran wurde die strategische Beratung in politischer Kommu- 
nikation zum Thema gemacht, wie sie insbesondere im Rahmen von Poli- 
tikerberatung und Publikumsberatung vorkommt. Die Besonderheit liegt 
darin, dass sich Beratung hier durch einen doppelten Kommunikations- 
bezug auszeichnet: Beratungskommunikation ist Vollzugsform der Bera- 
tung, politische Kommunikation der Gegenstand bzw. das Entscheidungs- 
problem, auf das sich Politikberatung bezieht. Die Funktion liegt hier in 
der Steigerung von Reflexivität und Optionsfähigkeit in Sachen politischer 
Kommunikation. Der »externe« Blick des Beraters auf unterschiedliche Ein- 
flusskontexte, auf die Kommunikation einwirken will, kann Gelegenheiten 
und Möglichkeiten der politischen Kommunikation aufzeigen und mögli- 
che Folgen sichtbar machen. Dabei bringen die unterschiedlichen Formen 
der politischen Kommunikation verschiedene Anforderungen an Beratung 
mit sich. Während es bei der Beratung in indirekter politischer Kommu- 
nikation (PR-Beratung, Kampagnenberatung) in erster Linie darum geht, 
die Anschlussbedingungen innerhalb der öffentlichen Meinung und der 
Massenmedien zu reflektieren, um Themenprioritäten und Optionen der 


ZUSAMMENFASSUNG UND AusBLick | 239 


Thematisierung aufzuzeigen, geht es bei Beratung in direkter politischer 
Kommunikation (Verhandlungs-Beratung, Lobby-Beratung) um die Refle- 
xion auf die politischen Entscheidungskontexte im Zentrum des politischen 
Systems, um auf dieser Grundlage Optionen der direkten Einflussnahme 
(Sanktionsmöglichkeiten) zu entwickeln. 

Zum Schluss wurde der Idealtypus mit empirischen Befunden aus Inter- 
views mit Public-Affairs-Beratern konfrontiert, um die empirische Relevanz 
des analytischen Konstruktes exemplarisch aufzuzeigen. Der Idealtypus 
zeigte hier, dass Beratung in politischer Kommunikation in der Realität 
enge Grenzen gesetzt sind und auch, warum dies so ist. Es wurden u.a. 
typische Dysfunktionen in der Public-Affairs-Beratung deutlich, die der 
idealtypischen Intention der Beratung zuwiderlaufen, die nichtsdestotrotz 
als politisch oder ökonomisch funktional zu interpretieren sind - die in die- 
ser Weise jedoch aber nichts mit Beratung zu tun haben. Mit Blick auf den 
Idealtypus liegt die Attraktivität des Beratungsbegriffs gerade zur Bezeich- 
nung für solche beratungsfremden Dysfunktionen auf der Hand: »Bera- 
tung« steht für unvoreingenommene, »objektive« Reflexion und Expertise, 
die Verwendung des Beratungsbegriffs bietet somit dann an, wenn diese Re- 
flexion und Expertise normativ geboten wäre, faktisch jedoch unterbleibt — 
was aus funktionalen Gründen in hohem Maße auf die Politik zutrifft. Dies 
macht den neurotischen Charakter des Beratungsbegriffs - auch und gerade 
im politischen System - deutlich: Er zeugt vom konstitutiven Konflikt zwi- 
schen Anspruch (Beratung als Reflexionssteigerung) und Realität (Beratung 
als Entlastung oder Legitimation), dem allein mithilfe einer idealtypischen 
Begriffsbestimmung auf die Spur zu kommen ist - um diesen Konflikt zu- 
künftig besser verstehen und bewältigen zu können. 

Dies sind in zusammengefasster Form die Argumentationsschritte der 
vorliegenden Arbeit. Mit der Konstruktion eines Idealtypus der Beratung 
und seiner Anwendung auf Politik verfolgt die Arbeit ein praktisches wie 
ein wissenschaftlich-theoretisches Erkenntnisinteresse. Zunächst geht es 
darum zu zeigen, was Beratung im eigentlichen Sinn des Wortes ist, was, 
anders gesagt, das Beratende an der Beratung ausmacht. Dies soll es gleich- 
zeitig ermöglichen zu bestimmen, was Beratung nicht ist und was gegeben 
sein müsste, um von Beratung sprechen zu können. Damit wird gleichzeitig 
der praktische Blick auf die vielfältigen Angebote und Dienstleistungen, die 
als Beratung daherkommen, sich als Beratung anbieten oder als Beratung 
nachgefragt werden, geschärft. Beratung ist keine unmögliche Dienstleis- 
tung, sie ist aber hochgradig anforderungsreich und wird in ihrer reinen, 
idealtypischen Form in der Wirklichkeit so nicht zu finden sein. Dennoch 
ist eine graduelle Annäherung denkbar und möglich. Der Beratungsgehalt 
einer empirischen Dienstleistung, sprich: ihre Beratungsqualität, ist umso 
höher, je näher sie den funktionalen und formalen Bestimmungsmerkma- 
len des Idealtypus kommt. Ob hohe Beratungsqualität in jedem Fall wün- 
schenswert und erstrebenswert ist und unter welchen Bedingungen, ist eine 
andere Frage, die mit dieser Arbeit nicht beantwortet werden soll. Die Arbeit 
will vielmehr eine Reflexionsgrundlage bereitstellen, die der Beratungspra- 
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xis die (uneingelösten) Potenziale aufzeigt und gleichzeitig für die Grenzen 
und Probleme von Beratung sensibilisiert. Die Systemtheorie eignet sich 
aufgrund ihrer hohen Abstraktheit, ihrem ausgeprägten Sinn für die Kon- 
tingenz des »Notwendigen« und ihrem Drang zum Denken in Alternativen 
und funktionalen Äquivalenzen, gut als Reflexionstheorie. 

Der wissenschaftlichen Beratungsforschung wird mit dieser Arbeit eben- 
falls ein Reflexionsangebot gemacht, ein Angebot, das transdisziplinäre Be- 
obachtungsmöglichkeiten und Anschlüsse im Angesicht einer kaum mehr 
zu überblickenden Vielfalt und Heterogenität von Beratungsansätzen und 
-methoden eröffnen soll. In dieser Hinsicht kommt der vorliegende Ideal- 
typus einem »metatheoretischen Bezugsrahmen« (Brunner/Schönig 1990: 
152) gleich, der jenseits des objekttheoretischen Zugriffs auf Beratung die 
übergreifende Reflexion des Beratungshandelns ermöglichen soll. Die em- 
pirische Beratungsforschung darf sich von einem solchen Bezugsrahmen 
nicht zu viel (d.h. etwa konkrete empirische Fragestellungen und Operatio- 
nalisierungsvorschläge) erhoffen, denn sie bleibt an ihren Gegenstand und 
ihren Kontext gebunden. Sie kann mithilfe dieses Bezugsrahmens jedoch 
ihren Blick auf den eigenen Kontext und dessen (ermöglichenden und be- 
grenzenden) Auswirkungen auf Beratung schärfen und damit gleichzeitig 
über die engeren disziplinären Grenzen hinausblicken, um sich sprichwört- 
lich zu »in-formieren«. Der vorliegende Idealtypus hat einen transdiszipli- 
nären Geltungsanspruch, er beansprucht, das Beratende an Beratung unab- 
hängig von besonderen sozialen und disziplinären Kontexten zum Vorschein 
zu bringen. Im Sinne einer theoriegeleiteten Erforschung empirischer Be- 
ratung muss nun der Kontext wiedereingeführt werden, um die konkreten 
Bedingungen, in denen empirische Beratung stattfindet und die Beratung 
in ihrer Form prägen, tiefenschärfer bestimmen zu können. Ein erster, kon- 
texttheoretischer Anstoß wurde in der vorliegenden Arbeit am Beispiel von 
Politikberatung gegeben. Es wird gezeigt, was Politikberatung ist, was sie 
vermag und was nicht, welche Funktionen sie erfüllt und welche Dysfunk- 
tionen erkennbar sind. Dabei werden insbesondere auch die gängigen Eng- 
führungen und normativen Latenzen der Forschung zu Politikberatung ins 
Licht gerückt. Dieser theoretisch-analytische Blick auf Politikberatung kann 
die empirische Erforschung nicht ersetzen, er kann sie aber informieren 
und ihr zu einer nüchternen, distanzierteren Sicht verhelfen. 

Abschließend möchte ich das Eingangszitat von Rainer Paris (2005: 385) 
nochmals aufnehmen und vor dem Hintergrund des vorliegenden Idealty- 
pus ergänzen und erweitern. Woran also erkennt man eine Beratung, die 
ihren Namen verdient? Oder anders gefragt: Was zeichnet den Homo Con- 
sulens aus? Der Homo Consulens drängt sich nicht auf, er treibt keine Wer- 
bung in eigener Sache, er bietet sich an, wenn er gefragt wird. Er beschäftigt 
sich nicht mit sich selbst, sondern konzentriert sich auf sein Gegenüber und 
dessen Probleme. Er ist nicht eilfertig, er hört zu, beobachtet und blickt hin- 
ter die Kulissen. Er ist in seinem Auftreten bescheiden, verspricht nicht zu 
viel, er will helfen, ohne selbst zu wissen, auf was die Beratung letztlich hin- 
ausläuft. Er ist zurückhaltend, er will niemanden verpflichten und lässt dem 
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Gegenüber die freie Wahl, ohne aber auf Empfehlungen gänzlich zu ver- 
zichten. Man erkennt den Homo Consulens an seinem Tonfall: er ist ernst, 
einfühlsam und bescheiden, er verfügt über kein abschließendes Vokabular 
und ist sich seiner Sache selbst keineswegs sicher. Deshalb bedient er sich 
bevorzugt der Konditionalform und scheut den Imperativ. Seine Sache ist 
das Spiel mit dem Möglichen und Hypothetischen. Im Rahmen der Bera- 
tung stellt der Homo Consulens seinen Möglichkeitssinn dem Gegenüber 
zur Verfügung und verhilft zu einer neuen Sicht auf vertraute Dinge. In die- 
sem Sinne entspricht seine Beratung einer Möglichkeit zu einem freieren 
und reflektierteren Leben. 
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